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Zentrale Ergebnisse 

Mit  der  Ankopplung  an  Wissensentwick‐
lungen entscheide sich,  so die allgemeine 
Auffassung,  die  Zukunftsfähigkeit  einer 
Region.  Das  hier  zentrale  zeitdiagnosti‐
sche  Schlagwort  der  Gegenwart  ist  „Wis‐
sensgesellschaft“.  Diese  wiederum  wird 
typischerweise  exklusiv  mit  Metropolen 
und verdichteten Räumen assoziiert. Aller‐
dings  leben  zwei  Drittel  der  deutschen 
Wohnbevölkerung  in  ländlich  und  klein‐ 
bzw. mittelstädtisch  geprägten  Regionen. 
Dort sind zentrale Voraussetzungen dafür, 
was die Wissensgesellschaft  institutionell, 
infrastrukturell und kulturell nach landläu‐
figer Meinung ausmacht, häufig nicht oder 
nicht vollständig gegeben. Ob und wieweit 
dies  der  Fall  ist  oder  nicht,  bestimmen 
überwiegend  die  jeweiligen  städtischen 
(d.h.: nicht die dörflichen) Kontexte. In der 
vorliegenden  Untersuchung  werden  die 
Kontexte mittelgroßer  Städte  in  den  Fo‐
kus gerückt.  

 

Mittelgroße Städte als Orte der  
Wissenschaft 

Der Begriff „Mittelgroße Städte“ fasst hier 
Mittelstädte  (20.000  bis  unter  100.000 
Einwohner)  und  Kleinere  Großstädte 
(100.000 bis unter 500.000 Einwohner) zu‐
sammen,  also:  Städte,  die  zwischen 
20.000  und  500.000  Einwohner  haben. 
Damit werden Ansiedlungen  in den Fokus 
gerückt,  die  typischerweise nicht  im Blick 
sind,  wenn  Großtheorien  und  ‐konzepte 
zum  Zusammenhang  von  Wissensgesell‐
schaft  und  Stadtentwicklung  formuliert 
werden:  Wissensgesellschaft,  Kreative 
Stadt,  Knowledge  City,  Wissensmilieus 
usw., aber auch Ansätze, die mit dem At‐
tribut  smart  ihre  Orientierung  an  Fragen 
der Digitalisierung signalisieren.  

Die  Literatur  zu  räumlicher  Wissensdiffu‐
sion und die daran geknüpfte Entstehung 
wissensintensiver  bzw.  kreativer  Milieus 
zeigt  sich  wenig  sensibel  für  die  Gattung 
mittelgroßer Städte. Wenn aber  im nicht‐

metropolitanen Raum metropolitane Kon‐
zepte  als  Planungsgrundlage  herangezo‐
gen  werden,  ist  dies  in  Hinblick  auf  die 
kommunale  Zukunftsfähigkeit  risikoreich. 
Auch  Hochschulen  in  den  mittelgroßen 
Städten schließen  in  ihren Selbstbeschrei‐
bungen mitunter daran an, ohne den feh‐
lenden  großstädtischen  Kontext  ange‐
messen zu berücksichtigen. Sie sehen sich 
etwa als Nukleus von Wissensmilieus oder 
behaupten, die entscheidende Vorausset‐
zung  für  die  Entwicklung  einer  kreativen 
Stadt zu sein.  

Mit abnehmender Einwohnerzahl von Städ‐
ten  fallen  jedoch  die  Ausprägungsgrade 
von  Heterogenität,  Diversität,  Toleranz, 
Dichte  und  Offenheit  tendenziell  ab.  Da‐
mit  verbunden  sinkt  die  Wahrscheinlich‐
keit, auf Unbekanntes, Unerwartetes, Un‐
gleiches  und  Unfertiges  –  die  Basis  noch 
nicht  gedachter  und  ausprobierter  Alter‐
nativoptionen – zu treffen. Es sinkt folglich 
die  Innovationswahrscheinlichkeit,  soweit 
sie vorrangig auf Milieueffekten gründet. 

Entsprechend unterscheiden sich die Her‐
ausforderungen,  vor  denen  mittelgroße 
Städte stehen, von denen der Metropolen 
(ab eine Million Einwohner) bzw. der Gro‐
ßen Großstädte (ab 500.000 Einwohner) – 
und nichtmetropolitane Orte werden auch 
nicht  dadurch  zu  ihrem  Gegenteil,  dass 
man sie zum Bestandteil von „Metropolre‐
gionen“ erklärt. Häufig sind die Ausgangs‐
bedingungen  zukunftsfähiger  Entwicklun‐
gen in mittelgroßen Städten schlechter als 
in  Großen  Großstädten.  Zukunftsrisiken 
bestehen  im  besonderen  Maße  hinsicht‐
lich  Peripherisierung,  Schrumpfung  und 
wissensgesellschaftlicher  Anschlussfähig‐
keit.  

Mittelgroße Städte sind auch keine Minia‐
turen von Metropolen. Sowohl die Bevöl‐
kerungsheterogenität als auch die Redun‐
danz sozialer Beziehungen sind größenab‐
hängig, ebenso die Bereitstellung verschie‐
dener  benötigter  Ressourcen.  Immerhin 
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aber  sind  es  unter  den  Nichtmetropolen 
die mittelgroßen Städte, also die Kleineren 
Großstädte  und  die  Mittelstädte,  die  zu‐
mindest  Teilaspekte  wissensgesellschaft‐
licher  Entwicklungsvoraussetzungen  ha‐
ben: 

 Nicht  nur  in  jeder  deutschen  Großen 
Großstadt,  sondern  auch  in  vier  von 
fünf  Kleineren  Großstädten  (79 %)  be‐
findet  sich  mindestens  eine  staatliche 
Hochschule.  Hochschulische  Teilstand‐
orte  einbezogen,  findet  in  knapp  90 
Prozent der Kleineren Großstädte Hoch‐
schulbetrieb statt.  

 Aber auch zwei Fünftel  (44 %) der Gro‐
ßen Mittelstädte haben mittlerweile ei‐
ne  Hochschule,  und  selbst  24  Kleinere 
Mittelstädte (5 % dieser Kategorie) ver‐
fügen  über  eine  Hochschule.  Bezieht 
man  die  hochschulischen  Teilstandorte 
ein, so ist in beinahe jeder zweiten Grö‐
ßeren Mittelstadt und jeder achten Klei‐
neren  Mittelstadt  ein  Hochschulteil 
bzw. eine Hochschule vertreten (56 ab‐
solut bzw. 12 % aller Mittelstädte).  

 Insgesamt verteilen sich die staatlichen 
Hochschulen  zu  knapp  30  Prozent  auf 
Große  Großstädte,  zu  etwas  unter  40 
Prozent  auf  Kleinere  Großstädte  sowie 
einem Drittel auf Mittel‐ und Kleinstädte.  

Nimmt man angesichts der Seltenheit ech‐
ter  Metropolen  in  Deutschland  –  es  gibt 
nur  vier  Millionenstädte  –  die  Großen 
Großstädte als ‚Ersatzmetropolen‘ (im fol‐
genden: semi‐metropolitan), so  ist  festzu‐
halten:  171  staatliche  Hochschulen  sind 
nicht in solchen meist dynamischen Agglo‐
merationen verortet. Über 70 Prozent der 
Hochschulen  haben  ihren  Sitz  in  Städten 
mit unter 500.000 Einwohnern – die Teil‐
standorte eingerechnet,  sind  sogar knapp 
80  Prozent  aller  Hochschulstandorte  ab‐
seits  Großer  Großstädte  verortet.  Städ‐
tisch,  aber  nichtmetropolitan  –  dies  ist 
folglich  für  die  meisten  deutschen  Hoch‐
schulen  ein  Charakteristikum  ihrer  Um‐
weltbedingungen. 

Die  Beleuchtung  der  mittelgroßen  Städte 
öffnet für den Blick für relevante Rahmen‐
bedingungen  und  Handlungspotenziale, 

die  entweder  auch  jenseits  der Metropo‐
len  für  eine  wissensbasierte  Entwicklung 
bereits  gegeben  sind  oder  an  deren  Her‐
stellung gearbeitet werden sollte. Die Un‐
terschiede  zu  (semi‐)metropolitanen  Situ‐
ationen wiederum  lassen  sich nicht  allein 
auf die Stadtgrößendifferenzen zurückfüh‐
ren.  Weitere  Bestimmungsfaktoren  für 
die  wissensgesellschaftliche  Platzierung 
der Städte sind: 

 historischer  Art:  insbesondere  wirt‐
schaftliche Branchenstrukturen und tra‐
ditionelle  Ausstattung  mit  öffentlichen 
und Kultureinrichtungen; 

 geografisch  und  infrastrukturell  be‐
dingt: Lagegunst, Verkehrsanbindung; 

 administrativer  Art: Mittel‐  oder  Ober‐
zentrum; 

 demografisch  induziert:  schrumpfende, 
nichtschrumpfende  oder  expandieren‐
de  Stadt  bzw.  schrumpfendes  oder 
nichtschrumpfendes regionales Umfeld; 

 die  aktuellen  wirtschaftlichen  Entwick‐
lungen:  dynamisch,  stabil  oder  zurück‐
gehend; 

 politischer  Art:  Landesentwicklungspla‐
nung,  Förderprogrammschwerpunkte 
und das Maß ihrer Nutzung,  lokalpoliti‐
sche Entwicklungsfoki sowie  

 bestimmt  durch  die  wissenschaftliche 
Ausstattung:  keine,  eine  oder mehrere 
Hochschulen,  Vorhandensein  von  For‐
schungsinstituten,  Profile  der  Einrich‐
tungen. 

Aufgrund  des  fehlenden  metropolitanen 
Kontextes sollten Mittelstädte und Kleine‐
re  Großstädte  in  den  offerierten  Konzep‐
ten  zur  wissensgesellschaftlichen  Stadt‐
entwicklung keine vermeintliche Blaupau‐
se  erkennen,  sondern  eher  Inspirationen 
für solche Maßnahmen entdecken, die an 
die  je  eigene  Stadtsituation  angepasst 
sind. 

 

Anwesenheits‐ und Aktivitätseffekte 

Lange  Zeit  beschränkten  sich  die  lokalen 
und  regionalen  Erwartungen  an  Hoch‐
schulen  weitgehend  auf  die  Versorgung 
mit Bildungsangeboten und die  Stimulati‐
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on der  lokalen Wirtschaft  durch Nachfra‐
geeffekte. Diese konnten durch die schie‐
re Existenz der Hochschulen als erfüllt be‐
trachtet  werden.  Heute  dagegen  sehen 
sich  Hochschulen  zunehmend  mit  einer 
wietergehenden  Herausforderung  kon‐
frontiert:  Die  schlichten  Anwesenheitsef‐
fekte  der  Hochschulen  sollen  um  Aktivi‐
tätseffekte ergänzt werden. 

Die  Annahme,  lokal  aktive  Hochschulen 
würden  in den lokalen Problemlagen zen‐
trale  Herausforderungen  sehen  und  ihre 
Handlungsprogramme  entsprechend  aus‐
richten,  lässt  sich  empirisch  in  Teilen  be‐
stätigen,  wenn  auch  nicht  programma‐
tisch:  Diesbezügliche  strategische  Veran‐
kerungen  sind  nur  bedingt  zu  identifizie‐
ren. Zugleich finden viele Aktivitäten statt, 
die Beiträge zur Bearbeitung von regiona‐
len  und  lokalen  Herausforderungen  leis‐
ten, ohne als solche deklariert zu werden.  

In  ein  entsprechendes  Selbstverständnis 
der Hochschulen, etwa als lokale Problem‐
bearbeiter,  münden  diese  durchaus  zahl‐
reichen Aktivitäten – fragmentiert und nur 
vereinzelt strategisch verankert – insofern 
bislang kaum. Dies ergibt eine Auswertung 
von Studien, Gutachten und Evaluationen 
zur  wissensbezogenen  Stadtentwicklung, 
also  Papieren,  die  nicht  aus  den  Hoch‐
schulen selbst stammen: 

 Inhaltlich  dominieren  dort  ökonomi‐
sche Betrachtungsweisen. Der Handlungs‐
bereich,  Beiträge  zur  Bewältigung  nicht‐
ökonomischer  Herausforderungen  zu  lie‐
fern, ist dagegen wenig ausgearbeitet. 

 Unabhängig  von  lokalen und  regiona‐
len  Differenzen  wird  den  Hochschulen 
durchgehend  eine  zentrale  Funktion  für 
die  Stadt‐  und Regionalentwicklung  zuge‐
sprochen.  Insbesondere  in  den Bereichen 
Beschäftigung,  Innovation,  Bildung  und 
soziale  Integration  wird  von  den  Hoch‐
schulen  erwartet,  dass  sie  lokale  und  re‐
gionale Effekte generieren. Allerdings sind 
die Beschreibungen dessen, was einerseits 
erwartet und andererseits angereizt sowie 
unterstützt werden soll, häufig wenig kon‐
kret. 

 Nur punktuell nehmen die Papiere Be‐
zug auf tatsächliche lokale Entwicklungen, 
Problemlagen  und  Herausforderungen. 
Aussagen  mit  stark  verallgemeinernder 
Aussagekraft  –  wie  die  Empfehlung,  Ko‐
operationen  und  Netzwerkstrukturen  zu 
fördern  –  überwiegen  gegenüber  der  Be‐
nennung konkreter Maßnahmen und Wir‐
kungszusammenhänge deutlich. Ein Groß‐
teil  der  einzelnen  Texte  wäre  auch  um‐
standslos  in  die  Konzepte  der  jeweils  an‐
deren Städte kopierbar. Indem Stadt‐ und 
Regionalentwicklungskonzepte  vielerorts 
Allgemeinplätze  bemühen,  erreichen  sie 
nur bedingt das, was sie eigentlich leisten 
sollen, nämlich umsetzungsfähige Konzep‐
te  mit  zieladäquaten  Instrumentarien  zu 
sein.  

 Die  meisten  der  formulierten  Hand‐
lungsoptionen zeichnen sich durch ein ho‐
hes Maß  an  Erwartbarkeit  aus. Überwie‐
gend  werden  sie  in  den  ausgewerteten 
Texten  mehrfach,  d.h.  von  unterschiedli‐
chen Autoren und Autorinnen  formuliert. 
Zum  Teil  erscheinen  sie  geradezu  kano‐
nisch,  insofern  sie  sich  in  jedem Text  fin‐
den,  sobald  dieser  das  entsprechende 
Thema  berührt.  Sie  sind  zudem  häufig 
eher  plausibilitätsgestützt  als  stringent 
aus der jeweils konkreten Empirie gearbei‐
tet.  Infolgedessen entsteht und  verfestigt 
sich im Laufe der Zeit ein größeres Set an 
Empfehlungen  und  Handlungsoptionen, 
die  die  Wissenschaft  an  die  Akteure  des 
Praxisfelds  richtet,  das  regelmäßig  auf‐
taucht und wiederholt wird. 

 

Stadt und Hochschule: Wechselseitige 
Chancensteigerungen 

Hochschulen nehmen eine lokale und regi‐
onale Versorgungsfunktion wahr, die sich 
auf  Studienplätze,  akademische  Fachkräf‐
te, Forschung und Entwicklung sowie den 
Anschluss an überregionale Entwicklungen 
und Netzwerke  bezieht.  Sie  stellen Hoch‐
qualifikationsangebote bereit und können 
system‐,  prozess‐  und  produktbezogenes 
Problemlösungswissen erzeugen.  

Insbesondere  in  demografisch  herausge‐
forderten  und entwicklungsgeschwächten 
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Regionen sind die Hochschulen eine zent‐
rale  Bedingung,  um Resonanzfähigkeit  ih‐
rer Regionen für wissensbasierte Entwick‐
lungen  zu  erzeugen bzw.  zu  erhalten.  Sie 
stellen dort ein Verödungshemmnis erster 
Güte  dar,  etwa  indem  sie  eine  jüngere 
Klientel in der Region halten bzw. von au‐
ßen anziehen. 

Erscheinen auf den Sitzort bezogene Akti‐
vitäten  der  Hochschulen  zunächst  vor  al‐
lem als zusätzliche Aufgabe, so können da‐
mit  doch  auch  organisationale  Gewinne 
generiert werden:  

 Für  eine  Minderheit  der  Hochschulen 
besteht  aufgrund  ihrer  Leistungsstärke 
die Chance, in ihrer Gesamtheit auf eine 
vorrangig überregionale  bzw.  internati‐
onale Orientierung setzen zu können.  

 Für  einen  sehr  viel  größeren  Teil  der 
Hochschulen  dagegen  besteht  ggf.  die 
Möglichkeit, einzelne – mancherorts be‐
reits  vorhandene  –  exzellente  Fachge‐
biete  zu  stabilisieren  oder/und  zu  ent‐
wickeln.  

 Es  liegt  dann nahe,  dass  der  Exzellenz‐
orientierung  in Teilbereichen die Lokal‐ 
und  Regionaloption  zumindest  gleich‐
berechtigt  zur  Seite  tritt.  Damit  lassen 
sich  Legitimationsgewinne  einfahren, 
die für den größeren Teil der Hochschu‐
len  bzw.  ihrer  Fachbereiche  auf  dem 
Wege von Exzellenzwettbewerben nicht 
zu erlangen sind.  

Insbesondere  Hochschulen  in  peripheren 
Regionen  fällt  es  leichter,  die  eigene Un‐
entbehrlichkeit  nicht  nur  zu  behaupten, 
sondern auch zu plausibilisieren, wenn sie 
auch  auf  ihre  Sitzstadt  und  ‐region  bezo‐
gen  agieren.  Werden  berechtigte  Forde‐
rungen nach angemessener Hochschulaus‐
stattung mit lokal und regional relevanten 
Leistungszusagen verbunden, so  lässt sich 
auch hochschulfernen Gesprächspartnern, 
etwa  in  der  Politik,  vermitteln,  dass  die 
überwiesenen Gelder nicht nur außerhalb 
der Region Wirkungen zeitigen. 

Dabei  ist  die  lokale  und  regionale  Wirk‐
samkeit  von  Wissenschaftseinrichtungen 
dann  am  aussichtsreichsten,  wenn  diese 

ihre Stadt und Region an die überregiona‐
len Kontaktschleifen der Wissensproduk‐
tion  und  ‐verteilung  anschließen.  Hierzu 
wiederum  sind  die Hochschulen  und  For‐
schungsinstitute  wie  keine  sonstige  Insti‐
tution in ihren Städten in der Lage: Anders 
als sonstige Akteure sind sie prädestiniert 
dafür,  Entwicklungen  nicht  einfach  ge‐
schehen zu lassen, sondern einen wissens‐
gestützten strategischen Umgang damit zu 
entwickeln.  Sie  verfügen  aber  nicht  nur 
über  die  entsprechenden  intellektuellen 
Ressourcen,  sondern  zählen  auch  zu  den 
Einrichtungen,  die  im Vergleich  institutio‐
nell  sehr  stabil  sind – da öffentlich  finan‐
ziert und  von den  Ländern  (Hochschulen) 
bzw.  Bund  und  Ländern  (Forschungsinsti‐
tute) unterhalten.  

 

Kooperationsinstrumentarium 

Ein  besonderes  Interesse  der  Wissen‐
schaft(seinrichtungen) für ihren jeweiligen 
Sitzort  ist  keineswegs  zwangsläufig  zu  er‐
warten und auch kaum zu erzwingen. Dem 
stehen  die  fehlenden  Möglichkeiten  zen‐
traler Steuerung und die lokal ungebunde‐
ne  Orientierung  am Wissenschaftssystem 
entgegen. Zudem sind in der einschlägigen 
Forschung  sowohl  Stadt‐  als  auch  Hoch‐
schulentwicklung als besonders planungs‐
resistente  Handlungsfelder  herausgear‐
beitet  worden.  Ihre  Kopplung  erscheint 
dann in einem ersten Zugriff als Planungs‐
resistenz  im  Quadrat.  Hier  zu  synchroni‐
sieren, ist eine Herausforderung. 

Als  Alternative  zur  planungsgebundenen 
Intervention gilt das Konzept der Kontext‐
steuerung.  Die Gestaltung  günstiger  Kon‐
texte  für  die  Wissenschaft‐Stadt‐Interak‐
tion  soll  darauf  zielen,  Fühlungskontakte 
zu  erleichtern.  Damit  werden  Gelegen‐
heitsstrukturen  für  potenziell  produktive, 
wechselseitige  Verstärkungen  der  Hoch‐
schul‐  und  Stadtentwicklung  geschaffen, 
also  die  entsprechenden  Rahmenbedin‐
gungen verbessert. Innerhalb dieser haben 

potenzielle  Partner  zum  einen  die  Chance, 
Interessenüberlappungen und ‐schnittstel‐
len  zu  entdecken.  Zum  anderen  können 
diese qua förderlicher Kontexte in erleich‐
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terter  Weise  in  gemeinsames  Handeln 
überführt werden.  

Dabei  sind  wissensbezogene  Such‐  und 
Findeprozeduren grundsätzlich nicht plan‐
bar.  Gelegenheiten  werden  genutzt  oder 
auch nicht. Plan‐ und gestaltbar sind hin‐
gegen  Arrangements  und  Kontexte,  wel‐
che die Wahrscheinlichkeit von Kontakten, 
Kopplungen  und  letztendlich  Kooperatio‐
nen erhöhen. Dafür hat im Grundsatz jede 
Stadt Möglichkeiten,  sei  sie  groß‐, mittel‐ 
oder kleinstädtisch. 

Eine  Reihe  von  Instrumenten  wird  inzwi‐
schen  regelmäßig  eingesetzt,  wenn  eine 
Governance  lokaler  Wissenskooperatio‐
nen  etabliert  werden  soll.  Ihr  zielführen‐
des  Funktionieren hängt  aber  jeweils  von 
bestimmten Bedingungen ab: 

 Kooperationsverträge  sind  Rahmung. 
Für  sich  genommen bewirken  sie  i.d.R. 
nichts.  Sie  entfalten  Wirkung  zumeist 
nur, wenn sie der  institutionellen Absi‐
cherung  bereits  existierender  Zusam‐
menarbeit  auf der Mikroebene dienen, 
nicht aber deren Ausgangspunkt bilden. 

 Regelmäßige  Treffen  auf  Leitungsebe‐
ne – Oberbürgermeisterin und Rektor – 
hängen  von  der  Vorbereitung  durch 
Stäbe  und  substanzieller  Untersetzung 
ab, etwa durch Maßnahmenpläne. 

 Lenkungsausschüsse  funktionieren  am 
ehesten da, wo (und wenn) sie die zen‐
tralen Kooperationsinteressenten verei‐
nen.  

 Netzwerke  funktionieren nur, wenn sie 
stabil  und  erreichbar  sind.  Ohne  ein 
dauerhaft  ansprechbares  Netzwerkma‐
nagement  fehlen  Verantwortlichkeiten 
und  besteht  das  Risiko,  dass  Kontakte 
nicht  zustandekommen,  weil  Reaktio‐
nen  zu  lange  auf  sich warten  lassen  o‐
der  gar  unterbleiben.  Zugleich  kann 
Netzwerkbildung  mit  Hilfe  eigens  dazu 
eingerichteter  Stellen,  wenn  organisa‐
torisch unzureichend durchdacht, in Ko‐
operationsbürokratie ausarten. 

 Das  Anliegen, möglichst  viele  Akteure 
einzubinden, kann einen Zielkonflikt er‐
zeugen, wenn die Absicht besteht, vor‐

rangig  innovative  Lösungen  zu  entwi‐
ckeln:  Je  mehr  Akteure  integriert  wer‐
den,  desto  zahlreicher  und  intensiver 
sind  auch  Partikularinteressen  reprä‐
sentiert.  Der  dann  notwendige  Aus‐
gleich  zwischen  den  verschiedenen  In‐
teressen  erzeugt  meist  eine  Orientie‐
rung auf das Mehrheitsfähige, also das, 
was  typischerweise  gerade  nicht  inno‐
vativ ist. 

 Jährlich aktualisierte Maßnahmenpläne 
zeichnen  sich  häufig  dadurch  aus,  dass 
die  Aktualisierung  zum  größten  Teil  im 
Kopieren  des  Vorjahresplanes  in  eine 
neue Datei besteht. Positiv ließe sich sa‐
gen: Die Absichten haben erfolgreich ih‐
re Geltung verteidigen können. 

 Stabstellen „Wissenschaft“ in Stadtver‐
waltungen funktionieren – da Städte in 
Bezug auf wissenschaftliche Einrichtun‐
gen  kaum  über  Steuerungsmechanis‐
men  verfügen  –  nur  als  Dienstleister, 
und dies wiederum nur, wenn sie auch 
tatsächliche  Dienste  leisten  können, 
d.h.  (materielle  und  immaterielle)  Res‐
sourcen organisieren können. 

 Verpflichtende  Berichterstattungen  an 
das  jeweilige  Stadtparlament  erzeugen 
Druck  auf  die  Verwaltung  (nicht  aber 
die  wissenschaftlichen  Einrichtungen), 
etwas  Vorzeigbares  berichten  zu  kön‐
nen, also zuvor etwas zu unternehmen. 

An  den  Hochschulen  bleiben  die  lokalen 
Erwartungen,  die  an  sie  adressiert  wer‐
den, nicht ohne Echo. Hier ist mittlerweile 
eine Art Standardrepertoire  stadtbezoge‐
ner  Aktivitäten  etabliert.  Zu  diesem  zäh‐
len: 

 Technologie‐Transfer‐Zentrum 

 Career Center 
 Existenzgründer‐Unterstützung 
 strukturierte Weiterbildungsangebote 

 Kinderuni 
 Seniorenuniversität 
 Lange Nacht der Wissenschaften 

 Kooperation mit lokalen Gymnasien 

Es  handelt  sich  um  Hochschulaktivitäten, 
die  sowohl  auf  ökonomische  Wirkungen 
zielen als auch auf die nichtökonomischen 
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Voraussetzungen  lokaler  Entwicklungen 
bzw. auf Wirkungen in sozialen oder kultu‐
rellen Bereichen abstellen. 

 

Strategische Erfolgsfaktoren 

Für  jegliche Kooperationen zwischen Wis‐
senschaftseinrichtungen und lokalen Part‐
nern muss  immer  auf  der  Grundlage  der 
jeweiligen  städtischen Situation, der  Inte‐
ressenlagen  und  der  einsetzbaren  Res‐
sourcen  entschieden  werden,  welche 
Schwerpunkte  gesetzt werden  sollen  und 
können.  Dafür  sollten  einige  strategische 
Erfolgsfaktoren in die institutionellen Poli‐
cies  der wissenschaftlichen  Einrichtungen 
und  der  Stadtverwaltungen  eingebaut 
werden.  Sie  lassen  sich  in  drei  Gruppen 
sortieren:  

(1) Wechselseitigkeit:  

  Inhaltliche  Anknüpfungspunkte:  Ele‐
mentare  inhaltliche  Voraussetzung  jegli‐
cher  Kooperation  ist,  dass  sachbezogene 
Anknüpfungspunkte  zwischen  Hochschu‐
len  und  den  Partnern  bestehen  und  er‐
kannt werden. Die Offenlegung der jewei‐
ligen Eigeninteressen ist hier hilfreich. 

 Wechselseitige  Resonanzfähigkeit: 
Um seitens der wissenschaflichen Einrich‐
tungen  Ideen  für die Stadt zu entwickeln, 
bedarf  es  eines  Problembewusstseins  für 
die lokalen Gegebenheiten. Ist dieses ent‐
wickelt, muss es auf Resonanz in der Stadt 
treffen. Das heißt: Auch die lokalen Akteu‐
re  müssen  für  die  Problemlagen  und 
Handlungsbedarfe  der  eigenen  Stadt  und 
die  Möglichkeiten,  darauf  mit  Hilfe  der 
Wissenschaft  reagieren  zu  können,  sensi‐
bilisiert sein. 

 Beidseitiger Nutzen: Im Anschluss da‐
ran  muss  die  Einsicht  in  den  je  eigenen 
Nutzen der Kooperation bestehen bzw. er‐
zeugt  werden.  Ideal  sind  Positivsummen‐
spiele, in denen sich Nutzen für alle Betei‐
ligten  ergibt,  also  sog.  Win‐Win‐Situatio‐
nen erzeugt werden.  

 Kooperationskosten  und  Kooperati‐
onsnutzen: Immer dann, wenn die Koope‐
rationskosten die (pronostizierten) Koope‐
rationsgewinne übersteigen,  ist  jede  Initi‐

ative  gefährdet.  Aufgrund  der  wissen‐
schaftsseitig  vorrangig  kognitiven  Koope‐
rationsmotive werden z.B. Entfernungswi‐
derstände  gegen  fachliche Kooperationen 
eher schwach wirksam.  

(2) Voraussetzungen klären:  

 Ressourcen:  Elementare  formale Vor‐
aussetzung  jeglicher Kooperation  ist, dass 
angemessene,  d.h.  aufgabenadäquate 
Ressourcen zur Verfügung stehen bzw. or‐
ganisiert  werden  können:  personelle, 
sächliche und –  vor  allem  zur Umsetzung 
konkreter Projekte – finanzielle. 

 Akteurssystem  ermitteln:  Ratsam  ist 
es,  Kooperationsanbahnungen  mit  einer 
Diagnose  des  Akteurssystems,  innerhalb 
dessen die Ziele umgesetzt werden sollen, 
zu  verbinden:  Wer  sind  die  relevanten 
Personen,  die  den  Kooperationserfolg 
maßgeblich  beeinflussen  und  ihn  damit 
relevant entweder behindern oder unter‐
stützen  können?  Dann  lässt  sich  z.B.  ab‐
schätzen,  woher  Einwände  und  Wider‐
stände  zu  erwarten  sind,  und  es  kann 
dementsprechend  agiert  und  vorgebeugt 
werden. 

(3) Prozessgestaltung: 

 Verbindlichkeit: Vereinbarungen über 
Ziele und  Inhalte der  Partnerschaft  sowie 
verbindliche  Absprachen  über  zu  erbrin‐
gende Leistungen dürfen nicht der opera‐
tiven Umsetzung überlassen bleiben, son‐
dern  stellen  strategische Weichenstellun‐
gen dar. 

 Synchronisation  und  Kontinuität:  Es 
bedarf  einer  Synchronisierung  von  Zeit‐
vorstellungen und Planungshorizonten der 
Partner, da diese unterschiedlichen Funk‐
tionslogiken  und  Zeitregimen  folgen.  Da‐
mit werden zugleich die Voraussetzungen 
für Kontinuität geschaffen, welche die Ko‐
operationseffizienz  steigert:  Es  müssen 
nicht  fortlaufend  neue  Partner  gesucht 
und gewonnen werden. Die Kontinuität ist 
organisatorisch  abzusichern,  da  sie  nicht 
zwingend  im Selbstlauf entsteht und häu‐
fig personengebunden ist. Die organisato‐
rische  Absicherung  wiederum  gelingt 
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leichter, wenn Kontinuität ein Bestandteil 
der strategischen Zieldefinition ist.  

 Vermeidung  von  Dysfunktionalitäten 
und  Kooperationsbürokratie:  Beide  wir‐
ken  als  Kooperationskiller.  Zu  vermeiden 
sind  grobe  Dysfunktionalitäten,  etwa 
Überbeanspruchungen oder Konformitäts‐
druck,  der  dem Ausprobieren  innovativer 
Ideen entgegensteht. Ebenso haben  Insti‐
tutionalisierungen von Kooperationen  im‐
mer  dann  höhere  Erfolgschancen,  wenn 
Kooperationsbürokratie vermieden wird. 

 Motivation:  Die  motivierte  Mitarbeit 
von Wissenschaftler.innen  an  lokalen  Ko‐
operationen wird wahrscheinlicher, wenn 
sie  diese  nicht  als  zusätzliche  Aufgabe, 
sondern  als  Möglichkeitsraum  zur  Entfal‐
tung  von  Forschungs‐  und  Lehrinteressen 
– d.h. als  eine besondere Art der wissen‐
schaftlichen Tätigkeit – erfahren. 

 Dezentralität  als  Ressource:  Die  De‐
zentralität der Hochschule und der Durch‐
führung  lokal  relevanter  Hochschulaktivi‐
täten sollte als Potenzial und Motivations‐
ressource anerkannt werden. Eine künstli‐
che  Zentralisierung  bei  der  Hochschullei‐
tung  würde  ohnehin  an  administrative 
Grenzen  stoßen. Rektorat bzw.  Präsidium 
und Zentrale Verwaltung sollten aber Un‐
terstützungswünsche bedienen.  

 Zentralität  als  Ressource:  Die  grund‐
sätzliche  Dezentralität  muss  abgesichert 
sein  durch  Etablierung  definitiver  An‐
sprechpartner  für  Wissenschaftsthemen 
auf  Seiten  der  Stadt,  Netzwerkstrukturen 
zwischen  Stadt,  Wissenschaft,  Wirtschaft 
und möglichst auch Kultur, zentral bereit‐
gestellte  Formate  der Wissenschaftskom‐
munikation,  ggf.  einen  strategischen  Ent‐
wicklungsplan  –  bei  dem  dann  zugleich 
auch  mit  Abweichungen  zu  rechnen  ist, 
aber der Plan ermöglicht einen kontrollier‐
ten  Umgang  mit  diesen  –  und  möglichst 
auch  die  Absicherung  der  wissensbasier‐
ten Stadtentwicklung über  formale  Stadt‐
ratsbeschlüsse. 

 Realismus und Sichtbarkeit von Erfol‐
gen:  Kooperationsprozesse  und  ‐akteure 
dürfen nicht überfordert werden, gegebe‐
ne  Ressourcenbegrenzungen  sind  zu  be‐

rücksichtigen,  und  in  zumindest  einigen 
Bereichen  sollen  auch  möglichst  schnell 
sichtbar  werdende  Erfolge  erreicht  wer‐
den.  Letztere  können  zudem  die  Mitwir‐
kungsbereitschaft  zunächst  zögerlicher 
Partner fördern.  

 

Lokales Wissensmanagement 

Wissenschaftseinrichtungen  haben  ihre 
Kernkompetenzen in der Aufbereitung, Er‐
zeugung, Verwaltung und Vermittlung von 
Wissen. Insofern liegt hier eines nahe: Das 
Instrument, mit dem sie ihre lokalen Kon‐
texte  durch  Nutzung  eigener  Kompeten‐
zen  gestalten  und  systematisieren  kön‐
nen,  ist der Aufbau und das Betreiben ei‐
nes  lokal  bzw.  regional  vernetzten  Wis‐
sensmanagements. Neben den diesbezüg‐
lichen Kompetenzen spricht dafür zweier‐
lei:  Zum  einen  entspricht  eine  offensive 
Selbsteinordnung in lokale (bzw. regiona‐
le) Wissensinfrastrukturen dem Selbstver‐
ständnis  von  Hochschulen  und  For‐
schungsinstituten als Wissensproduzenten 
und ‐distributoren am ehesten. Zum ande‐
ren hat eine solche Selbsteinordung in ei‐
ner  wissensgesellschaftlichen  Perspektive 
eine unmittelbare Plausibilität: Sie steigert 
die  Wahrnehmung  der  Wissenschaftsein‐
richtungen  als  Teil  eines  Netzes,  das  Zu‐
kunftsfähigkeit  verbürgt,  indem es  für  In‐
novation und Problembearbeitung steht. 

Andersherum:  Wenn  zur  Bearbeitung  lo‐
kaler  Problemlagen  gescheite  Einordnun‐
gen  zunächst  unsortierter  Informationen 
benötigt  werden,  sollte  es  die  Wissen‐
schaft beunruhigen, wenn nicht sie es  ist, 
die um diese Einordnungen gebeten wird. 
Ebenso sind wissenschaftliche Wissensbe‐
stände  für  lokale  Akteure  nutzlos,  wenn 
sie nicht von ansprechbaren Experten ge‐
wusst  und mit  Blick  auf  die  Situation  vor 
Ort durchsucht, geordnet, aufbereitet und 
kommuniziert werden.  

Ein  lokales  Wissensmanagement  müsste 
dreierlei sicherstellen:  

 Erstens  ist der  Zugang  zu dem  in  Stadt 
und Region – an verteilten Orten, in dif‐
ferenzierten  Formaten  und  unter‐



 

18 

schiedlichem Besitz – vorhandenen Wis‐
sen  niedrigschwellig  zu  ermöglichen: 
entweder  unmittelbar  oder  durch  ent‐
sprechende Navigation.  

 Derart soll zweitens eine solche Zugäng‐
lichkeit  und  Verfügbarkeit  von  Wissen 
erreicht werden, die Problemlösungsbe‐
darfe mit  den  lokal  vorhandenen prob‐
lemlösungsbezogen  Wissensressourcen 
verbindet.  

 Drittens  müssen  Wissensbedarfe,  die 
lokal nicht zu befriedigen sind, überregi‐
onal weitervermittelt werden. 

Dazu bedarf es der Kommunikationsfähig‐
keit der Wissenschaft mit den lokalen Ak‐
teuren hinsichtlich deren spezifischer Wis‐
sens‐,  Kooperations‐  und  Innovationsbe‐
dürfnisse.  Forschungsergebnisse  sind 
nicht  immer  umstandslos  ‚lesbar‘,  d.h. 
durch Praktiker  in  ihrer Relevanz  für kon‐
krete  Problemlösungen  einzuschätzen. 
Deshalb sind Übersetzungsleistungen zwi‐
schen unterschiedlichen Rationalitäten  zu 
erbringen,  denn  die  Praxis  kommuniziert 
nicht wissenschaftlich, sondern praktisch.  

Wissenschaftler.innen  sind  es  gewohnt, 
den Aspekt der Erklärungskraft für wissen‐
schaftlich  definierte  Fragestellungen  und 
nicht  ihre  Praxisrelevanz  in  den  Vorder‐
grund  zu  rücken.  Dagegen  erwarten  Ak‐
teure der Praxis anwendungsrelevante In‐
formationen,  transferfähige  Konzepte, 
Handlungs‐  sowie  Beratungswissen,  und 
die allgemeine Öffentlichkeit muss mit ei‐
nem Wissen angesprochen werden, das zu 
Botschaften  verdichtet und  zugespitzt  ist. 
Daher bedarf es entsprechender Formate, 
die an die Kommunikationsgewohnheiten 
der Adressaten anschließen. Denn welche 
Expertise  sie  zu  welchem  Zweck  nutzen, 
bestimmen  immer  die  Nachfrager,  nicht 
die Anbieter. 

Sobald  nichtwissenschaftliche  Akteure  in 
Kooperationsarrangements  einbezogen 
werden,  geht  es  für  die  beteiligten  Wis‐
senschaftler.innen um sog. transdisziplinä‐
re – präziser: transakademische – Kommu‐
nikation: Wissenschaftliches Wissen  ist  in 
außerwissenschaftliche Anwendungskon‐
texte zu übersetzen. Es geht um die Frage: 

Wie lässt sich empirisches und Erklärungs‐
wissen  (was  passiert  und warum?)  trans‐
formieren  in  Handlungs‐  und  Beratungs‐
wissen  (was  und wie  kann  es  getan wer‐
den?)? Hier sind einige Grundsätze zu be‐
rücksichtigen: 

 Wissenschaftskommunikation  muss 
externe Erwartungen integrieren, weil sie 
andernfalls nicht anschlussfähig ist. Dieses 
Kommunizieren über Wissenschaft darf je‐
doch  nicht  heißen,  den  Beobachtungen 
und  Analysen  wissenschaftsexterne  Prä‐
missen zugrunde zu legen. Denn das wür‐
de  in  eine doppelte  Irrelevanz  führen:  Ei‐
nerseits wäre dann die Erkenntnisproduk‐
tion  durch  nichtwissenschaftliche  Voran‐
nahmen kontaminiert, welche Intuitionen, 
Fallauswahl  oder  Deutungen  anleiteten 
und  derart  zu  gleichsam  verunreinigten 
Ergebnissen  führten.  Andererseits  kann 
auch  die  Optimierung  praktischen  Ent‐
scheidungshandelns  –  im  Sinne  eines  hö‐
heren Maßes an Vernunftbasiertheit – mit 
solcherart  verunreinigtem  Wissen  nicht 
gelingen. 

 Es  besteht  in  der  Regel  eine  zeitliche 
Entkopplung  zwischen  Wissen  und  Wis‐
sensbedarfen: Praktiker benötigen Wissen 
nicht  deshalb,  weil  es  gerade  angeboten 
wird, sondern dann, wenn praktische Pro‐
bleme  zu  lösen  sind.  Das  kann  vor,  wäh‐
rend  oder  nach  der  Erzeugung  des  ein‐
schlägigen  Forschungswissens  sein.  Hier 
muss  also  eine  Überbrückung  der  zeitli‐
chen  Entkopplung  zwischen  Wissenspro‐
duktion  und  Wissensbedarfen  durch  zu‐
griffsfähige  überzeitliche Wissensspeiche‐
rung organisiert werden. 

 Die  herkömmliche  Vorstellung,  ein 
hinreichend  definiertes  Praxisproblem 
könne umstandslos zu einer wissenschaft‐
lich  bereitgestellten  Problemlösung  füh‐
ren,  ist  durch  eine  realitätsnähere  Be‐
trachtung  zu  ersetzen:  Ein  Praxisproblem 
wird  zunächst  von  der  herangezogenen 
Wissenschaft  theoretisiert,  um  in  seinen 
Dimensionen und Implikationen erfasst zu 
werden, und daran kann sich eine  iterati‐
ve  Erarbeitung  einer  Problemlösung  an‐
schließen. 
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 Der  bei  den  außerwissenschaftlichen 
Adressaten  anfallende  Nutzen  des  Infor‐
miert‐Seins über wissenschaftlich begrün‐
detes  Wissen  muss  größer  sein  als  die 
(zeitlichen) Kosten des Sich‐Informierens. 

Ein  lokales  Wissensmanagement  umfasst 
folglich mehr als die Einrichtung von Tech‐
nologietransferstellen  und  Forschungsda‐
tenbanken. Es muss Wissensbedarfe etwa 
bei der ortsansässigen Wirtschaft, öffentli‐
chen  und  zivilgesellschaftlichen  Einrich‐
tungen  aktiv  identifizieren,  statt  allein 
passive  Informationsangebote  zu  unter‐
halten.  Bei  digitalen  Angeboten  sind Nie‐
drigschwelligkeit der Zugänge und intuiti‐
ve Nutzerführung basale Anforderungen – 
aber  bisher  kein  Standard.  Benötigt  wer‐
den 

 datenbankbasierte  Wissenssysteme 
wie  Transferatlanten  oder  Transferpor‐
tale,  

 Online‐Wissensatlanten  zu  einzelnen 
Themenfeldern,  

 Experten‐Pools, 
 Verfügbarkeitskataloge  zu  Spezialgerä‐

ten und Laboren, die an Wissenschafts‐
einrichtungen  existieren  und  auch  von 
Partnern genutzt werden können, etwa 
für Rapid Prototyping.  

Darauf  aufbauend  und  es  weitertreibend 
sind auch denkbar: 

 jährliche  Third‐Mission‐Bilanzen  der 
Hochschulen, die sich in deren ohnehin 
stattfindenden  Jahresberichterstattun‐
gen integrieren ließen,  

 in  einem  fortgeschrittenen  Stadium 
Wissensplattformen,  die  nicht  nur  be‐
reits  Vorhandenes  präsentieren,  son‐
dern  auch  aktiv Wissensbedarfe  identi‐
fizieren  und  Wissensproduktion  anre‐
gen, oder  

 ein  auf  Stadt  und  Region  angewandtes 
Wissensbilanzmodell, mit dem das Ma‐
nagement von Wissen in der Stadt oder 
Region  für  bestimmte  Zeiträume  und, 
durch wiederholte Vorlage, auf der Zeit‐
achse abgebildet wird. 

Gleichfalls geht es um die aktive Verknüp‐
fung  der  hochschulischen  Lehrangebote 
mit regionalen Wissensbedarfen:  

 Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  von 
KMUs bei der Studienreform – d.h. kon‐
kret  vorrangig  die  Ausbildung  von  Ge‐
neralisten  statt  (Nur‐)Spezialisten,  da 
kleine  und  mittlere  Unternehmen  auf 
Grund ihrer vergleichsweise kleinen Be‐
legschaften  besonders  auf  flexibel  ein‐
setzbares Personal angewiesen sind; 

 Nutzung  des  Service  Learning,  das  auf 
elegante Weise  die  Aspekte  der  Theo‐
rie‐Praxis‐Verflechtung  im Studium und 
des lokalen Wirksamwerdens von Hoch‐
schulen verbindet: Studierende wenden 
erworbenes Wissen auf konkrete gesell‐
schaftliche Fragen und Probleme an, in‐
dem  sie  sich  im Rahmen  entsprechend 
konzipierter Lehrveranstaltungen in Ein‐
richtungen und Prozesse  verschiedener 
Gesellschaftsbereiche einbringen; 

 duale Studiengänge, 
 Kooperation  bei Praktika  und  Studien‐

abschlussarbeiten, 

 Weiterbildungsangebote  zur  innovati‐
onsorientierten  Personalentwicklung  in 
Unternehmen und öffentlichem Dienst, 
z.B. zur Stärkung der betriebswirtschaft‐
lichen  Kompetenz  in  technologieorien‐
tierten KMUs. 

Die Navigation durch die öffentlich  finan‐
zierten Wissensangebote  sollte  nicht  den 
unter  Wettbewerbsdruck  stehenden  pri‐
vaten Unternehmen,  den  personell  ange‐
spannt  arbeitenden  Stadtverwaltungen 
oder unterfinanzierten Vereinen und Initi‐
ativen  überantwortet  werden,  die  sämt‐
lich  unter  Zeitknappheit  agieren.  Ebenso 
erfolgversprechend wie gut kommunizier‐
bar dürfte es sein, One‐Stop‐Agencies als 
definierte  Ansprechstellen  einzurichten 
bzw.  bestehende  Transferstellen  entspre‐
chend zu transformieren: Solche zentralen 
Ansprechpartner  innerhalb  einer  Hoch‐
schule  können  als  Gatekeeper  in  der 
hochschulischen  Außenkommunikation 
fungieren und zugleich die hochschulinter‐
ne  Informationsweitergabe  vereinfachen. 
Überdies können Hochschulen damit auch 
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Klagen über mangelnde Transparenz ihrer 
Angebote den Boden entziehen: 

 In  der  One‐Stop‐Agency  wird  ein  Wis‐
sensproblem  bzw.  ‐bedarf  aufgenom‐
men und ggf. gemeinsam eine Präzisie‐
rung des Anliegens vorgenommen.  

 Sodann  wird  von  dort  aus  dieses  Pro‐
blem aufbereitet. Dabei bleiben für den 
jeweils Anfragenden die im Hintergrund 
bestehenden internen und externen in‐
stitutionellen  Grenzen,  etwa  zwischen 
Instituten,  weitestgehend  unsichtbar, 
müssen ihn also nicht beschäftigen und 
seine  Aufmerksamkeit  nicht  unnötig 
binden.  

 Am Ende wird  für das  je konkrete Wis‐
sensproblem  ein  Lösungspaket  präsen‐
tiert,  das,  soweit  im  konkreten  Falle 
sachlich  geboten,  sämtliche  Instrumen‐
tarien  mobilisiert,  die  zur  Verfügung 
stehen:  Informationsrecherche,  Er‐
schließung  bereits  analysierter  ver‐
gleichbarer Fälle, ggf. empirische Unter‐
suchung,  neu  auszulösende  FuE‐Aktivi‐
täten,  Lehrforschungsprojekt,  studenti‐
sche Abschlussarbeit, Zugang zu techni‐
schem  Equipment,  Weiterbildung  von 
Mitarbeiterinnen,  Vermittlung  von  Ab‐
solventen usw. 

Ein  in  dem  hier  dargestellten  Sinne  kom‐
plexes Wissensmanagement lässt sich nur 
mit  Beteiligung  der  lokal  vorhandenen 
Wissenschaftseinrichtungen umsetzen.  Zu 
leisten  ist  dabei  ein  doppelter  Transfer: 
einerseits aus der Wissenschaft in Anwen‐
dungskontexte,  andererseits  aus  den 
überregional  verfügbaren  Wissensbasen 
in lokale Kontexte. 

  

Stadt‐Wissenschaft‐Interaktionstypen 

Schließlich  lässt  sich eine Heuristik  für ei‐
ne  Wissenschaft‐Stadt‐interaktionsorien‐
tierte  Typenbildung  mittelgroßer  Städte 
gewinnen.  Mit  dieser  Systematik  können 
sich  Städte  typologisch  einordnen,  indem 
fallweise  die  nötigen  quantitativen Daten 
und  qualitativen  Informationen  aufgefüllt 
werden.  Dies  eignet  sich  dazu,  dass  die 
Hochschulen  und  Städte  realistische 

Selbstwahrnehmungen gewinnen und auf 
dieser  Basis  Handlungsoptionen  entwi‐
ckeln können. 

Die Bestimmung der Beziehungstypen zwi‐
schen Städten und ihren Hochschulen und 
Wissenschaftseinrichtungen  erfolgt  an‐
hand von drei Gruppen wesentlicher Fak‐
toren:  (a)  drei  auf  die  örtlichen  Rahmen‐
bedingungen  bezogene:  die  Infrastruktur, 
die  sozioökonomische  Situation,  die  örtli‐
che Demografie und Einwohnerschaft;  (b) 
die  soziale  und  räumliche  Präsenz  der 
Hochschul‐  und  Wissenschaftseinrichtun‐
gen; (c) zwei Faktoren, die Handlungsrou‐
tinen und ‐dynamiken einfangen: die Akti‐
vitätscharakteristik  der  lokalen  Akteure 
und  das  Interaktionsprofil  der  Wissen‐
schaftsakteure. Diese sind mit 30 Indikato‐
ren  unterlegt  und  lassen  sich  zu  vier Be‐
schreibungskategorien  verdichten:  städti‐
scher  Kontext,  Resonanzpotenziale,  Wis‐
senschaftspräsenz,  Aktivitätsmuster.  An‐
hand  dieser  kann  ein  Gesamtbild  der  je‐
weiligen  Interaktionsbeziehungen  zwi‐
schen  Stadt  und  Hochschule  gezeichnet 
werden.  Als  so  erzeugte  Bilder  ergeben 
sich in einer modellhaften Verdichtung:  

 Das  traditionelle  Modell:  Stadt  mit 
traditionsreicher Wissenschaftseinrichtung 
von  signifikanter  Größe,  deren  organisch 
gewachsene  Beziehungen  zur  Stadt  le‐
bensweltlich  und  informell  abgesichert 
sind. 

 Das aktiv‐organische Modell: kleinere 
Wissenschaftseinrichtungen  in  kleinerer 
Stadt, die trotz kurzer Traditionslinie über 
informelle, ggf. bürgergesellschaftlich ver‐
ankerte  Strukturen  verfügen.  Am  Sitzort 
wird die Wissenschaftseinrichtung als Pri‐
vileg  empfunden.  Dieses  Gefühl  verdankt 
sich nicht nur dem Engagement für die An‐
siedlung  und  den  Erhalt  der  Wissen‐
schaftseinrichtung  angesichts  ggf.  beste‐
hender  oder  drohender  Gefährdungen, 
sondern  auch  langfristiger  Herausforde‐
rungen für die Stadtentwicklung. 

 Das passiv‐organische Modell: reflek‐
tierte und konsensuale Selbstbezüglichkeit 
im  Verhältnis  von  Wissenschaftseinrich‐
tungen  und  Stadt.  Beide  orientieren  sich 
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an  unterschiedlichen  Zielsetzungen  und 
hegen  keine  oder  lediglich  geringe wech‐
selseitige  Erwartungen.  Soweit  Erwartun‐
gen bestehen, werden diese bereits durch 
die  bloße  Anwesenheit  der  Institutionen 
und  das  Halten  eines  gewissen  Niveaus 
der städtischen Entwicklung als erfüllt an‐
gesehen  werden.  Entsprechend  gibt  es 
nur  wenige  formelle  und  informelle  Ver‐
bindungen. 

 Das aktiv‐formalisierte Modell: ange‐
sichts  intern  und/oder  extern  induzierten 
Handlungsdrucks  –  in  der  Regel  geringe 
Wachstumsdynamik – Etablierung formali‐
sierter und damit sichtbarer Kooperations‐
strukturen. Diese  lösen zumeist das tradi‐
tionelle oder passiv‐organische Modell ab. 
Die  formalisierte  Kooperationdient  zu‐
gleich  Legitimations‐  und  Profilierungsab‐
sichten. 

 Das  passiv‐formalisierte Modell:  Kon‐
sequenz  enttäuschter  Entwicklungshoff‐
nungen, als deren Relikt eine weitgehend 
symbolische  Formalstruktur  fortbesteht, 
dies primär zur Bedienung externer Anfra‐
gen.  Die  Enttäuschungen,  die  sowohl  auf 
Seiten der Stadt als auch der Wissenschaft 
eine  frustrationsinduzierte  Selbstbezüg‐
lichkeit erzeugen, können interne oder ex‐
terne Ursachen haben.  

Die  mittelgroßen  Städte  haben  ein  Inte‐
resse an selbsttragender Entwicklung. Die 
in  ihnen  ansässigen  Hochschulen  haben 
ein  Interesse  an  organisationaler  –  was 
mitunter  (etwa  für einzelne  Fachbereiche 
oder Studiengänge) heißt: überlebensrele‐
vanter – Stabilität. Beides lässt sich durch‐
aus zusammenführen, erfolgversprechend 
allerdings  nur  auf  der  Basis  realistischer 
Einschätzungen und Selbstbilder. 
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1. Problem und Vorgehen 

Mit der Ankopplung an wissensgesellschaftliche Entwicklungen entscheide sich, 
so die allgemeine Auffassung, die Zukunftsfähigkeit einer Region. Das hier zent‐
rale zeitdiagnostische Schlagwort der Gegenwart – „Wissensgesellschaft“ – wird 
indes typischerweise exklusiv mit Metropolen und verdichteten Räumen assozi‐
iert. Allerdings  leben  zwei Drittel der deutschen Wohnbevölkerung  in  ländlich 
und klein‐ bzw. mittelstädtisch geprägten Regionen (BBSR 2018). Dort sind zen‐
trale Voraussetzungen dafür, was die Wissensgesellschaft  institutionell und  in‐
frastrukturell nach landläufiger Meinung ausmacht, häufig nicht oder nicht voll‐
ständig gegeben.  

Das  verweist  auf  ein  wissensgesellschaftliches  Gestaltungsproblem,  das  Zent‐
ren‐Peripherie‐Verhältnis, und entsprechende Fragen: Wie lassen sich geografi‐
sche  Randlagen  in  wissensgesellschaftliche  Entwicklungen  einbinden?  In  wel‐
cher Weise partizipieren kleinere und mittelgroße Orte an der rasanten Verbrei‐
terung  von Qualifikationserfordernissen, Bildungsbedürfnissen und Verwissen‐
schaftlichungstendenzen? Wie ist zu verhindern, dass es zum biografischen Ma‐
kel gerät, außerhalb großstädtischer Milieus aufgewachsen, sozialisiert worden 
und die Bildungslaufbahn absolviert zu haben?  

1.1. Problemstellung: Wissenschaft – Stadtentwicklung – 
 mittelgroße Städte 

Stadt + Hochschule = Hochschulstadt? 

Ursprünglich kam eine Stadt auf einen von vier Wegen zu einer Universität: Leh‐
rende  und  Lernende,  die  sich  zusammenschlossen,  erwählten  eine  Stadt  als 
Standort – so verhielt es sich um 1200. Weltliche oder kirchliche Landesherren 
gründeten eine Universität und bestimmten deren Ort – so beginnend mit Prag 
1348 und dann der übliche Fall innerhalb des deutschsprachigen Raums. Mitun‐
ter schritt eine bestehende Universität zur Translokation, wenn das Verhältnis 
zur Stadt zu unerträglich erschien. (vom Bruch 2007: 191f.) 

Von Anfang an war das Verhältnis, welches die Universitäten zu ihrer unmittel‐
baren Umgebung  entwickelten, widersprüchlich.  Zum  einen waren  sie mit  ei‐
nem Ort verwoben. Zum anderen aber waren sie  in  ihrer Struktur und Gestalt 
weit  stärker  von  überörtlichen  Institutionen  als  von  ihrem  Sitzort  geprägt.  Es 
war  aus  Sicht  der  Studenten  kaum entscheidend, welche Universität man be‐
suchte,  denn  die  Fächerstruktur,  selbst  die  Größenverhältnisse,  in  dem  die 
Fächer der drei oberen Fakultäten  (Theologie, Rechtswissenschaften, Medizin) 
zueinander  standen, waren überall nahezu gleich.  Im Mittelalter  kam es nicht 
selten vor, dass eine Universität und  ihre Professoren aus Pfründen  finanziert 
wurden, die in großer Entfernung erwirtschaftet wurden; in diesem Fall organi‐
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sierte die Kirche die dafür notwendigen Sach‐ und  insbesondere Geldtransfers 
(Boockmann 1999: 40f.). 

Schließlich konnte die Initiative zur Universitätsansiedlung auch von der Bürger‐
schaft einer Stadt ausgehen – ein frühes Beispiel ist Erfurt (1392), späte Beispie‐
le sind Frankfurt a.M.  (1914), Hamburg  (1918) und Köln  (1919), aber auch die 
Handelshochschulgründungen um 1900. Auf diesen Wegen kam es  zu der de‐
zentral‐kleinräumlichen  Struktur  der  deutschen  Universitätslandschaft.  (vom 
Bruch 2007: 192f.) 

Seit dem 18.  Jahrhundert  lassen  sich dezidierter Motive entdecken, die heute 
unter dem Begriff „Standortfaktoren“ gehandelt werden. Es kam zu vermehrten 
Gründungen  technisch  orientierter  Einrichtungen  in  den  Residenzstädten,  die 
französischem Muster folgten. An diesen wurden Bergbau‐, Artillerie‐ und Fes‐
tungsingenieure oder Militärärzte  ausgebildet  –  etwa  in Berlin, Braunschweig, 
Karlsruhe oder Stuttgart.  

Dagegen war bei Ingenieur‐ und Gewerbeschulen, Berg‐ und Forstakademien – 
den  Vorläufereinrichtungen  der  heutigen  Fachhochschulen  und  Technischen 
Universitäten – eine Ortsbindung schon immer ausgeprägter. Diese Einrichtun‐
gen wurden dort aufgebaut, wo es eine Nachfrage für ihre Absolventen und das 
in  ihnen produzierte und vermittelte Wissen gab. Als diese Einrichtungen zum 
Ende  des  19.  Jahrhunderts  zu  Hochschulen  wurden,  kam  damit  ein  weiterer 
Ortsbezug  ins  Hochschulwesen. Mit  diesem wurden  räumlich  bezogene Nütz‐
lichkeitserwartungen transportiert. 

Eine  spezifische  Grenzlandkulturpolitik  hatte  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  zu 
den  preußischen Gründungen  in  Bonn,  Straßburg  und  Posen  geführt. Mit  der 
Posener  Universität  sollte  zugleich  eine  strukturschwache  Region  belebt wer‐
den.  (Ebd.:  194f.) Dieses Motiv  sollte  dann  ab der Hochschulexpansionsphase 
seit den 1960er Jahren mitbestimmend werden.  

Das  entsprechende  Regionalisierungskonzept  verfolgte  primär  bildungspoliti‐
sche Ziele, in zweiter Linie auch regionalpolitische. Die Hochschulen standen da‐
mit  im Gesamtzusammenhang der damals gültigen Zielstellung, die Lebensver‐
hältnisse  in Stadt und Land, Zentrum und Peripherie anzugleichen. Hochschul‐
gründungen  wurden  derart  zugleich  Instrument  einer  inklusionsorientierten 
Bildungspolitik wie einer regional orientierten Infrastrukturpolitik. Letzteres gilt 
auch heute, wenngleich weniger  im Kontext  von Angleichungsprozessen,  son‐
dern  eher  als  Teil  eines  „Wettbewerbs der Regionen“  (vgl.  Kauffmann/Rosen‐
feld 2012). 

Bevor eine Hochschule global, international, gesamtstaatlich oder regional wirk‐
sam wird, ist sie immer zunächst einmal lokal situiert. Am Sitzort wirkt sie, auch 
unabhängig von etwaigen Verflechtungsbestrebungen,  in  jedem Falle prägend, 
nämlich durch  schlichte Anwesenheitseffekte: bauliche Präsenz  im Stadtraum, 
Belebung  der  Lokalität  (und  Lokalitäten),  kulturelle  Heterogenisierung  durch 
das studentische Milieu, ggf. auch in Dissonanz mit der angestammten Bevölke‐
rung, Konsum und Mietzahlungen der Hochschulangehörigen, Dienstleistungs‐
nachfrage der Hochschule, Einkommenssteuerzahlungen der Hochschulbeschäf‐
tigten (15 Prozent verbleiben bei der Wohnortgemeinde). 
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Neben  diesen  anwesenheitsbedingten  Effekten werden  von  den  Hochschulen 
explizite  Wirkungen  durch  sitzortbezogene  Interaktionen  erwartet.  Wie  stark 
solche zustandekommen, liegt sowohl an der jeweiligen Hochschule als auch an 
der  Resonanzfähigkeit  der Umwelt.  Städte  verfügen  grundsätzlich  über Merk‐
male,  die  der  Ausbildung  solcher  Resonanzfähigkeit  förderlich  sein  können  – 
und zwar, weil sie Städte sind.  

Stadt soll hier verstanden werden als die kulturelle Form des verdichteten Zu‐
sammenlebens größerer und intern heterogener Menschengruppen in einer in‐
tegrierten  und  nach  außen  hin  abgegrenzten  Ansiedlung,  die  entweder  histo‐
risch gewachsen oder intentional gewollt städtebaulichen Charakter trägt. Kul‐
turelle Form wird eine solche Ansiedlung, indem die in ihr sich vollziehende und 
gerinnende menschliche Tätigkeit mit explizierten Bedeutungen versehen wird, 
Häuser  und  Zwischenräume  sinngeladen  in  Beziehung  gesetzt werden  und  so 
eine  verständliche  Gestalt  erhalten.  Vom  nur  bebauten  Raum  entwickelt  sich 
derart die Agglomeration zum verdichteten Kulturraum.  

Stadt wird  insoweit  nicht  politisch,  ökonomisch  oder  sozial,  sondern  kulturell 
erzeugt.  Politisch,  ökonomisch  oder  sozial  lassen  sich Ansiedlungen  erzeugen, 
also Baumassen‐ und Menschenverdichtungen auf einem engeren Raum. Doch 
eine Stadt entsteht daraus erst, wenn  ihre Bewohner.innen die Ansiedlung als 
kulturelle Form entfalten, d.h. die Architektur und Stadtmorphologie sowie die 
städtischen  Alltagsroutinen  symbolisch  aufladen:  mit  Bedeutungen  versehen, 
mit  Ideen  verknüpfen  und  mit  sinngebenden  Handlungen  in  Besitz  nehmen. 
Stadt wird damit unterschieden von Siedlungen, Lagern, Dörfern, Verwaltungs‐
gemeinschaften, räumlichen Netzwerken. 

Die Quellen dieser Definition von Stadt sind dreierlei: Es werden  

 die drei  zentralen Merkmale einer  Stadt nach  Louis Wirth  (1974  [1938])  – 
Größe, Dichte  und Heterogenität  (die  als  Basis  eines  Stadtbegriffs  für  sich 
genommen reduktionistisch sind, da in zwei von drei Merkmalsbestimmun‐
gen quantitativ fokussiert) – zusammengeführt mit  

 der  Bestimmung  der  Stadt  als  „Formgefüge,  welches  alltagsrelevant  als 
städtische Einheit erlebt wird“ (Löw 2008: 70) und  

 der  Fassung  von  Stadt  als  kulturellem Bedeutungs‐  und Vermittlungsraum 
mit spezifischen Vorstellungsbildern (Gerndt 1985: 13). 

Die Resonanzfähigkeit einer Stadt  für  Irritationen – wie sie von ortsansässigen 
Hochschulen ausgehen können oder sollen – sind in hohem Maße von der Dich‐
te,  Heterogenität,  dem  Alltagserleben  der  Einwohnerschaft  und  ihren  spezifi‐
schen Vorstellungsbildern  bestimmt. Diese wiederum  korrelieren  in  der  Regel 
wesentlich mit der jeweiligen Stadtgröße. 

Werden sämtliche Hochschulen einbezogen, so kommt man in Deutschland auf 
428  Einrichtungen,1  die  sich  mit  Haupt‐  und  Nebensitzen  auf  619  Standorte 

                                                                     
1  https://de.statista.com/statistik/daten/studie/247238/umfrage/hochschulen‐in‐deutschland 
‐nach‐hochschulart/ (25.11.2017) 
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verteilen (Hüning et al. 2017: 11).2 Die Zahl der staatlichen Hochschulen beträgt 
240. Nahezu alle dieser öffentlich unterhaltenen Hochschulen bzw. Hochschul‐
teile sind heute  in Städten angesiedelt, auch dann, wenn diese Städte  in  länd‐
lich geprägten Räumen liegen.  

Indem knapp 30 Prozent der Hochschulen (69) in Großen Großstädten angesie‐
delt sind und 94 weitere Hochschulen sich auf 53 der 66 Kleineren Großstädten 
verteilen, verfügen zwar die Großstädte insgesamt über zwei Drittel der öffent‐
lichen Hochschulen. Zählt man  jedoch Klein‐, Mittel‐ und Kleinere Großstädte, 
also Nichtmetropolen,  zusammen,  so ergibt  sich auch: Über  zwei Drittel  (171) 
der Hochschulen haben  ihren Sitz  in Städten mit weniger als 500.000 Einwoh‐
nern.  (HRK  2018,  StatÄBL  2018a;  eigene  Berechnungen)  Zieht man  die  hoch‐
schulischen  Nebenstandorte  in  die  Berechnung  ein,  sind  sogar  mehr  als  drei 
Viertel der Hochschulstandorte  in Nicht‐Metropolen beheimatet. Dies  ist auch 
dadurch begründet,  dass besonders  in den Kleineren Mittelstädten  zahlreiche 
Teilstandorte angesiedelt sind. Städtisch, aber nichtmetropolitan – dies ist folg‐
lich für die meisten deutschen Hochschulen ein Charakteristikum ihrer Umwelt‐
bedingungen.  

Von diesen Städten werden hier die Mittel‐ und die Kleineren Großstädte in den 
Blick  genommen:  zusammengefasst  zu  „mittelgroßen  Städten“,  die  zwischen 
20.000 und unter 500.000 Einwohner haben. Damit  rücken wir solche Ansied‐
lungen in den Fokus, die typischerweise nicht im Blick sind, wenn Großtheorien 
und ‐konzepte zum Zusammenhang von Wissensgesellschaft und Stadtentwick‐
lung formuliert werden. 

Metropolitane Konzepte – überwiegend nichtmetropolitane Kontexte 

Die überwiegende Abwesenheit eines metropolitanen Hochschulumfelds steht 
in  gewisser  Spannung  zu  einem  Umstand:  Ein  Großteil  der  einschlägigen  De‐
batte zum Zusammenhang von Hochschulen und  ihren Sitzorten – wobei auch 
die internationale Diskussion einbezogen werden kann – widmet sich großstäd‐
tischen  bzw.  metropolitanen  Existenzbedingungen  und Wirkungen  von  Hoch‐
schulen.  Die  Konzepte  zu Wissensgesellschaft,  Kreativer  Stadt, Wissenschafts‐
stadt  (Knowledge City), Wissensmilieus, aber auch Ansätze, die mit dem Attri‐
but smart  ihre Orientierung an Fragen der Digitalisierung signalisieren – smart 
city, smart economy, smart people, smart governance, smart mobility, smart en‐
vironment oder smart living – gehen fraglos von (großen) großstädtischen Kon‐
texten aus, wenn  sie den Zusammenhang von Wissens‐ und Stadtentwicklung 
thematisieren.  

Auch  Hochschulen  in  mittelgroßen  und  kleineren  Städten  schließen  in  ihren 
Selbstbeschreibungen mitunter daran an, ohne den fehlenden großstädtischen 
Kontext  angemessen  zu  berücksichtigen:  Sie  sehen  sich  etwa  als Nukleus  von 
Wissensmilieus oder behaupten, die entscheidende Voraussetzung für die Ent‐
wicklung einer kreativen Stadt zu sein. 

                                                                     
2  Insgesamt sind an den privaten Hochschulen lediglich knapp acht Prozent der Studierenden 
eingeschrieben (StatBA 2017a: 140; eigene Berechnungen), weshalb im weiteren nur die staat‐
lichen Hochschulen und deren Sitzorte beachtet werden. 
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In diesen Städten gibt es aber eher kleinere Hochschulen und daher häufig kei‐
ne  sehr  hohe  Studierendenzahl.  Die  hochschulinduzierte  wissensintensive 
Dienstleistungsnachfrage ist gedämpft, ebenso das derartige Gründungsgesche‐
hen.  Außeruniversitäre  Forschung  wird  eher  durch  ausstellungsvorbereitende 
Arbeiten des örtlichen Naturkunde‐ oder Stadtmuseums repräsentiert als durch 
Max‐Planck‐Institute.  Verdichtungen  von  Hochtechnologieunternehmen  kom‐
men nur ausnahmsweise vor. Dementsprechend verhält es  sich auch mit dem 
Konzentrationsgrad an FuE‐intensiver oder anderweitiger Hochqualifikationsbe‐
schäftigung. Die Informations‐ und Medienwirtschaft beschränkt sich vornehm‐
lich auf lokale bzw. regionale Bedürfnisbefriedigung: Der Bäcker benötigt Flyer, 
der Maschinenbauer eine Website, und das Autohaus ist zu der Auffassung ge‐
langt,  dass  ein  eMail‐Kundennewsletter  nicht  schaden  könnte.  Das  kulturelle 
Leben wird eher durch ein traditional‐bildungsbürgerliches Milieu dominiert als 
durch innovationsgeneigte Avantgardisten. 

Unabhängig von den  jeweiligen Größenverhältnissen aber knüpfen sich  in den 
Hochschulstädten Erwartungen an die ortsansässigen akademischen Einrichtun‐
gen. So beschreibt der Bürgermeister Senftenbergs mit dem Pragmatismus des 
kommunalen Machers die Vorteile, eine Hochschule zu haben, in fünf Punkten: 
Hochschule  als  Bildungsschmiede,  als  stabiler  Arbeitgeber  und  Leistungsnach‐
frager, als Partner der Wirtschaft („verlängerte Forschungsbank“), als Imagefak‐
tor für die Region und als Partner der regionalen Gebietskörperschaften (Fred‐
rich 2012). 

All das fehlt den Städten ohne Hochschule. Der Umstand, kein Hochschulstand‐
ort zu sein, wird auch in der Regel als defizitär empfunden – und ist zugleich für 
die  Mehrzahl  der  Städte  der  Normalfall.  Im  Zuge  vermehrter  privater  Hoch‐
schulgründungen  sehen  viele  kleinere  und  mittlere  Städte  eine  Chance  auf‐
scheinen, dem Defizit abzuhelfen – wenn auch meist mit unerfüllbaren Erwar‐
tungen hinsichtlich der größenordnungsbedingten Effekte solcher Hochschulan‐
siedlungen. An privaten Hochschulen sind heute lediglich knapp acht Prozent al‐
ler  Studierenden  eingeschrieben  (StatBA  2017a:  140;  eigene  Berechnungen). 
Entsprechend klein und im Stadtbild nur wenig auffällig sind die privaten Hoch‐
schulen. 

Planungsversuche für soziale Totalphänomene 

Städte sind „soziale Totalphänomene“, die sich nicht einzelnen, funktional spe‐
zialisierten Systemen wie der Ökonomie oder der Kunst zuordnen  lassen. Viel‐
mehr vernetzten  sich  in  ihnen heterogene  soziale Praktiken ganzer kultureller 
Lebensformen,  Formen  des  Arbeitens,  des  Konsumierens,  des  privaten Woh‐
nens,  der  Kunst  und  der  Wissenschaft  (Reckwitz  2012:  275).  Diese  Pluralität 
wird bereits durch die Mehrdeutigkeit der alltäglichen Verwendung des Begriffs 
„Stadt“ markiert: Wahlweise ist damit die Stadtverwaltung, das Gemeinwesen, 
die  städtische Gesellschaft,  die  gebaute  Stadt oder das  Zusammenspiel  dieser 
Komponenten gemeint (vgl. Ziegenbein 2007: 171).  

Städte prägen somit ihre je eigene soziale Materialität aus, ohne dass ihnen je‐
doch  ein  Akteursstatus  zugeschrieben werden  kann.  Ein  solcher  käme  höchs‐
tens  der  Stadtverwaltung  als  Organisation  oder  einer  organisierten  Bürger‐
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schaft  zu.  Nicht  zuletzt  aufgrund  der  begrifflichen Mehrdeutigkeiten  und  der 
Komplexität  der  darunter  subsummierten  Sachverhalte  eignet  sich  Stadt  aber 
als Projektionsfläche politischer Programme.  

Diese Programme suchen die Komplexität städtischer Entwicklung oftmals mit 
der  Formulierung  von  Leitbildern  zu  rahmen.  Sie  binden  diskursiv  wirkungs‐
mächtige  Zeitdiagnosen,  aktuelle  Fördergesichtspunkte  und  lokale  Herausfor‐
derungen zusammen. Exemplarisch kann hier das Leitbild der Landeshauptstadt 
Sachsen‐Anhalts  genannt  werden:  Es  benennt  in  höchst  komprimierter  Form 
die  historische  Identität,  Weltoffenheit,  Nachhaltigkeit,  den  demografischen 
Wandel,  Wirtschaft,  Tourismus,  Kreativwirtschaft,  Wissenschaft,  Bildung  und 
Kultur,  Ökologie,  Bürgergesundheit,  Heterogenität, Mobilität  und  Regionalität 
als wesentliche Orientierungspunkte (Landeshauptstadt Magdeburg 2013: 4).  

All  diese Gesichtspunkte haben  zweifellos  ihre Berechtigung und können Her‐
ausforderungen  und  Entwicklungschancen  markieren.  Als  problematisch  er‐
weist sich jedoch eines: Insbesondere im Hinblick auf die Rolle von Hochschulen 
und Wissenschaft wird sowohl  in der Problemfassung als auch  in der Lösungs‐
formulierung auf Ansätze rekurriert, die entlang globaler Perspektiven und an‐
hand metropolitaner Fallbeispiele gewonnen wurden.  

Damit gelingt es ihnen zwar einerseits, die Fantasie der Stadtentwickler zu be‐
flügeln und Energien für die Umsetzung innovativer Ansätze zu generieren. An‐
dererseits aber fehlt ihnen oftmals der Blick für die Einschränkungen und Adap‐
tionsnotwendigkeiten,  die  sich  aus  einem  fehlenden metropolitanen  Kontext, 
den entsprechend geringeren Ressourcen sowie den regionalen Rahmenbedin‐
gungen  ergeben.  Sie  teilen  damit  im Hinblick  auf  ihre  Selbstbeschreibung  die 
Perspektive von Politik und Medien: Sie schauen gerne auf Metropolen  (Portz 
2011: 115). Enttäuschungen sind somit erwartbar. 

Vom passiven zum aktiven Hochschulregionalismus 

Verbindend  für Ansätze wie Kreative  Stadt,  Knowledge City  oder Wissensmili‐
eus  ist  die  Abkehr  von  einem passiven  zu  einem aktiven Hochschulregionalis‐
mus, der zugleich einen Hochschullokalismus einschließt – gerade im Bezug auf 
kleinere und mittelgroße Städte wäre eine Begrenzung auf den Raum innerhalb 
der Sitzstadtgrenzen künstlich, da sich Partner, Herausforderungen und Koope‐
rationsoptionen eher zufällig dies‐ oder jenseits der Stadtgrenze befinden. Der 
aktive Hochschulregionalismus impliziert eine sukzessive Ausweitung der Erwar‐
tungshaltung gegenüber den Hochschulen hinsichtlich  ihrer  regionalen Funkti‐
on. Dabei ist es mehrfach zu Neuakzentuierungen und Erweiterungen, nicht je‐
doch zu einer Rücknahme einzelner Zielstellungen gekommen. 

Im passiven Hochschulregionalismus standen noch die Stärkung der regionalen 
Bildungsbeteiligung, die Fachkräftesicherung sowie die Stimulation der  lokalen 
Wirtschaft durch direkte und indirekte Nachfrageeffekte im Mittelpunkt. Diese 
Ziele waren zunächst  im Horizont einer  inklusiven Bildungspolitik und der Her‐
stellung  gleicher  Lebensverhältnisse  im  gesamtstaatlichen  Rahmen  formuliert 
worden.  Seit den 1980er  Jahren  fand eine Neuakzentuierung und Ausweitung 
der  regionenbezogenen Erwartungen an die Hochschulen zunächst durch eine 
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Ökonomisierung,  später  durch  Kulturalisierung  und  Demografisierung  statt  – 
der  Fokus  verschob  sich  auf  eine  „Dritte  Mission“  jenseits  der  traditionellen 
Funktionen Forschung und Lehre: 

 Ökonomisierung:  Die  Betonung  von  Innovation,  Clusterbildung  und  Aus‐
gründungen  aus  den  Hochschulen  markierte  die  verstärkte  Fokussierung  auf 
ökonomische Zielstellungen. Das Spektrum der Erwartungen  reichte vom Wis‐
senstransfer in die Region durch Absolvent.innen über Patentierungsaktivitäten 
und Ausgründungen bzw. Gründungsförderung bis hin zu Kontrakten mit Indus‐
trie und öffentlichen Aufgabenträgern. 

 Kulturalisierung: Im Zentrum der Entdeckung der kulturellen Wirkungen von 
Hochschulen steht der Kreativitätsbegriff. Das Interesse richtet sich hier auf das 
Potenzial von Hochschulen, über die Versorgung der Region mit Fachkräften hi‐
naus zweierlei zu bewirken: Zum einen sollen sie die weichen Standortfaktoren, 
etwa eine  lebendige Kulturszene, stärken. Zum anderen gibt es die wesentlich 
hochschulbezogene Hoffnung, das, was als Kreativwirtschaft gelabelt wurde, lo‐
kal etablieren bzw. ausbauen zu können. Die erwarteten Wirkungen dessen ge‐
hen über die unmittelbare kulturelle und kreativwirtschaftliche Vitalisierung hi‐
naus. Sie beziehen sich auch auf gesteigerte Partizipation der Hochschulen an 
politischen Prozessen, die Teilhabe am sozialen Geschehen vor Ort und die Mit‐
wirkung an public understanding of science‐Programmen. 

 Demografisierung:  Stadtbezogene Zielsetzungen müssen zunehmend unter 
demografischen Vorzeichen formuliert werden. Sie stellen sowohl das Ergebnis 
von als auch eine Gegenmaßnahme zu zunehmenden räumlichen Polarisierun‐
gen dar. Konfrontiert mit einer schrumpfenden und alternden Bevölkerung se‐
hen sich Hochschulen als stabile staatliche Infrastruktur mit neuen Erwartungen 
konfrontiert: Sie sollen zur Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge und der 
Stärkung der  Zivilgesellschaft  beitragen  sowie der Abwanderung der  jüngeren 
Menschen entgegen‐ bzw. deren Zuwanderung bewirken. Die demografischen 
Herausforderungen  der  Städte  waren  und  sind  insbesondere  in  den  ostdeut‐
schen Ländern zu beobachten: Dessen Kommunen sehen sich mit dem Ergebnis 
„eines  ökonomischen  Wendemanövers“  konfrontiert,  welches  sich  „nicht  als 
Strukturwandel,  sondern als  rapider Strukturbruch  vollzog und deshalb  im Os‐
ten  keine  postindustrielle  (wie  im  Westen),  sondern  eine  deindustrialisierte 
Landschaft hervorgebracht hat“ (Kil 2004: 57). 

Zugespitzt  ließe  sich  formulieren:  Einstmals  konnten Hochschulen  soziale  und 
ökonomische  Umweltbedingungen  voraussetzen  (und  entsprechend  vernach‐
lässigen),  die  eine Nachfrage  nach  ihren  spezifischen  Leistungen  in  Forschung 
und Lehre beständig reproduzieren. Heute dagegen sehen sich Hochschulen zu‐
nehmend mit der Herausforderung konfrontiert, selbst wesentlich zur (Re‐)Pro‐
duktion jener Umweltbedingungen beitragen zu müssen, die sie unentbehrlich 
machen. Genügten früher Anwesenheitseffekte, die einfach deshalb entstehen, 
weil die Hochschulen da sind, geht es nun um explizite Aktivitätseffekte. 
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Wissensgesellschaft jenseits der Metropolen 

Die Fokusverschiebung von einem passiven zu einem aktiven Hochschulregiona‐
lismus gründet in der Gegenwartsdiagnose, dass die industrielle Gesellschaft zu‐
nehmend  durch  eine  Wissensgesellschaft  abgelöst  werde.  Der  entsprechend 
einhergehende Aufstieg einer wissensbasierten Ökonomie und damit des Wis‐
sens  als  zentraler Produktionsfaktor  erhöhe den Stellenwert  von Hochschulen 
und Wissenschaftseinrichtungen – einerseits. Andererseits setze dies die Hoch‐
schulen  zugleich  Prozessen  der  Politisierung,  Ökonomisierung  und Medialisie‐
rung aus. (Weingart 2003: 8f.) So wird es etwa zu einem zentralen Anliegen der 
Städte, Netzwerke zwischen Wissenschaftseinrichtungen und ansässigen Unter‐
nehmen zu etablieren. Auf diese Weise sollen endogene Potenziale freigesetzt 
werden, die vermutet werden, aber noch nicht entfaltet und erprobt sind.   

Zugleich bestehen die Ziele, dass sich weitere Wissenschaftseinrichtungen und 
wissensbasierte  Unternehmen  ansiedeln  sowie  die  Hochschulen  und  Institute 
sich  an  den  (wirtschaftlichen)  Bedürfnissen  der  Region  orientieren.  Am  Ende 
dieser  Entwicklung  steht  idealerweise  eine  Wissenschaftsstadt  mit  „regional 
verankerten,  jedoch wissenschafts‐ und wirtschaftsübergreifenden innovativen 
Milieus“ (Franz 2004: 155f.). Bereits in diesem, auf vorhandene Ressourcen fo‐
kussierten Ansatz sind die Beschränkungen für nichtmetropolitane Städte leicht 
erkennbar –  zumal  sie  gerade  in den Bereichen Hochschule und Wissenschaft 
über nur wenige Mittel und Entscheidungsmacht verfügen. 

Die lediglich bedingte Übertragbarkeit populärer Konzepte tritt noch deutlicher 
hervor, wenn die Städte als Kontext der Wissensgesellschaft betrachtet werden. 
Die Stadt bildet einen Ort, an dem eine große Zahl  relevanter Akteure zusam‐
menkommt und so der Austausch und die Neukombination von Wissen wahr‐
scheinlicher  wird.  Neben  den  institutionellen  gewinnen  hier  vor  allem  die 
menschlichen  Akteure  eine  besondere  Relevanz.  Diese  unter  dem  Begriff  der 
„kreativen Klasse“ vereinten Wissensarbeiter verkörpern das vor Ort vorhande‐
ne formalisierte und implizite Wissen, und sie definieren neben der Ausstattung 
mit  einem  gewissen  technologischen  Knowhow wesentlich  die  ökonomischen 
Potenziale eines Landstrichs.  

Die Wissensarbeiter  würden  sich  bei  der Wahl  ihres Wohn‐  und  Arbeitsortes 
von  postmateriellen  Werten  wie  der  lokalen  Toleranz,  den  Kulturangeboten 
oder der Lebensqualität leiten lassen. Richard Florida (2002) fasst diese Aspekte 
in  seiner berühmten 3T‐Formel  zusammen.  Städte bedürften demnach  zur  Si‐
cherung  wirtschaftlicher  Prosperität  vor  allem  dreierlei:  Technologie,  Talente 
und Toleranz. Angezogen von einer  attraktiven  städtischen Kultur würden die 
Kreativen in tolerante Städte strömen und erzeugten dort wirtschaftliche Pros‐
perität. Damit lenke nicht länger das Jobangebot die Mobilitätsströme der Krea‐
tiven, vielmehr folgten die Jobs den Wissensarbeitern.  

Entsprechend müsse das Ziel der Stadtentwicklung vornehmlich darin bestehen, 
die Bildung kreativer Milieus zu fördern und dadurch die Stadt  in einen Anzie‐
hungspunkt für Wissensarbeiter zu verwandeln. Freilich rückt damit (auch von 
dieser Seite) die Frage der Lebensqualität in den Mittelpunkt der Stadtentwick‐
lung. Jenseits der Frage, ob mit Technologie, Talenten und Toleranz bereits hin‐
reichend  die  Voraussetzungen  für  ökonomischen  Erfolg  benannt  sind,  wird 
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schnell deutlich: Die Ansprüche der hochmobilen kreativen Klasse können kaum 
durch kleinere Städte bedient werden – Florida (2002a) vermutet hier die kriti‐
sche Grenze bei etwa einer Million Einwohnern. 

All dies bestreitet keineswegs den Wert dieser Ansätze. Deutlich werden sollte 
jedoch, dass sie – oftmals implizit – eine städtische Infrastruktur und eine städ‐
tische  Kultur  voraussetzen,  die  Kleinere  Großstädte  und Mittelstädte  nur  be‐
dingt vorhalten (können). Darüber hinaus sind die konzeptionellen Ansätze nur 
selten soweit empirisch fundiert, dass konkrete Handlungsanweisungen daraus 
destilliert werden können. Deshalb sollten Kleinere Großstädte und Mittelstäd‐
te  darin  keine  vermeintliche  Blaupause  erkennen,  sondern  eher  Inspirationen 
entdecken, welche u.U. in Maßnahmen überführt werden können, die an die je 
eigene Stadtsituation angepasst sind. 

1.2. Untersuchungsdesign: Fragestellungen und  
  methodisches Vorgehen 

Zunächst ist auf zwei Ungenauigkeiten hinzuweisen, die bei der Bearbeitung un‐
seres Themas inkauf genommen werden müssen: 

 Zum einen geht es hier um „Wissenschaft und Stadtentwicklung“, doch ein 
Großteil der einschlägigen Debatte  fokussiert bei diesem Thema vor allem auf 
die Hochschulen. Da die Hochschulen – insbesondere durch ihre Studierenden – 
in  aller  Regel  die  lokal  größten wissenschaftlichen  Einrichtungen  sind,  ist  das 
nachvollziehbar und berechtigt. Entsprechend stehen sie auch in unserer Unter‐
suchung  im Mittelpunkt. Gleichwohl werden, wo  immer möglich,  auch außer‐
universitäre Forschungseinrichtungen in die Betrachtung einbezogen.  

 Zum  anderen  finden  sich  Hochschule  und  Wissenschaft  hinsichtlich  ihrer 
nahräumlichen  Wirkungen  stärker  in  der  Regional‐  als  in  der  Stadtforschung 
thematisiert.  Insbesondere  konzeptionelle  Angebote  beziehen  sich  vorrangig 
auf die regionale Ebene, integrieren dabei aber in der Regel die städtische Ebe‐
ne. Daher kann sich auch unsere Untersuchung der beständigen Oszillation zwi‐
schen Regionalem und Lokalem nicht vollständig entziehen. 

Die Untersuchung  vollzieht  sich  in  einem dreischrittigen  Vorgehen,  dem  auch 
die Gliederung der Buchkapitel (A., B., C.) folgt. 

Kapitel A.: Theorien und Konzepte 

Eingangs wird die Forschungsdebatte zu wissensbasierter Stadtentwicklung und 
den  (möglichen)  Interdepenzen von Stadt‐ und Wissenschaftsentwicklung auf‐
bereitet. Dies erzählt die einschlägige Debatte nicht einfach nach, sondern glie‐
dert  sie  entsprechend  den  Erkenntnisbedarfen  unseres  Themas.  Zusammge‐
schaltet werden dafür verschiedene Diskurse, die wesentlich die Erwartungshal‐
tungen und Steuerungsbemühungen  im Hinblick auf  lokale und regionale Wir‐
kungen von Hochschulen und Wissenschaft prägen:  
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 Eine  zunächst  eingenommene  zeithistorische  Perspektive  zeigt,  dass  sich 
bereits seit der bundesdeutschen Bildungsexpansion der 1960er und 70er Jahre 
mit der Gründung von Hochschulen immer auch Erwartungen verbanden, damit 
die  regionalen  Entwicklungen  zu  fördern.  Seitdem  haben  sich  beständig  die 
Schwerpunkte derartiger Hoffnungen verschoben und ihr Spektrum kontinuier‐
lich erweitert. Die wohl wichtigste Verschiebung markiert der Übergang von ei‐
nem passiven zu einem aktiven Hochschulregionalismus.  

 Geformt wird der Diskurs zudem durch Zeitdiagnosen, die oftmals mit um‐
fassendem Deutungsanspruch  die  Veränderungen  innerhalb  der Wissenschaft 
sowie ihrer gesellschaftlichen Rolle beleuchten. Dazu gehören Konzepte wie Tri‐
ple Helix, die Wissensgesellschaft oder mode 2. Nachhaltig werden die Erwar‐
tungen an die Hochschulen auch durch den Aufstieg des Innovations‐ und Krea‐
tivitätsdiskurses geprägt, der  insbesondere  innerhalb der Stadt‐ und Regional‐
entwicklung wirksam ist. Ebenso wirken neue gesellschaftliche Herausforderun‐
gen  wie  der  demografische  Wandel  auf  die  Erwartungshaltungen  gegenüber 
den Hochschulen. Nicht  zuletzt  in Reaktion darauf hat die Diskussion um eine 
dritte Mission der Hochschulen neben Forschung und Lehre diskursive Kraft ge‐
wonnen.  

 Vor diesem Hintergund stellen sich Fragen der Handlungskoordination, die 
es  erlauben,  angemessen  auf  die  genannten  Entwicklungen  zu  reagieren.  Auf 
diese Weise verknüpft sich die Frage nach der Rolle von Hochschulen und For‐
schungsinstituten  in  ihren  Sitzorten mit  Fragen  der Governance. Dabei  haben 
insbesondere  die Möglichkeiten  der  Handlungskoordination  durch  Netzwerke 
Relevanz  erhalten.  Die  diesbezüglichen  Fragen wiederum  sind  unterschiedlich 
akzentuiert,  je  nachdem,  ob  es  sich um metropolitane  Stadtsituationen – wie 
sie  die  einschlägigen  Konzepte  oft  voraussetzen  –  oder  solche  mittelgroßer 
Städte handelt. Daher enthält dieses Kapitel auch eine Aufbereitung der spezifi‐
schen governancerelevanten Bedingungen, die Mittelstädte und Kleinere Groß‐
städte kennzeichnen.  

 Schließlich wird  eine  Bestandsaufnahme  des  Forschungswissens  zu mittel‐
großen Städten unternommen. Sie bezieht sich auf definitorische Ansätze und 
spezifische Stadtproblematiken mit Relevanz für lokale wissensgesellschaftliche 
Entwicklungen  (Schrumpfung,  Peripherisierung,  Schwarmstadt)  und  behandelt 
die wissensgesellschaftlichen Potenziale und Limitierungen. 

Auf diese Weise entsteht ein multiperspektivischer Analyserahmen, der Einbli‐
cke in die Komplexität des Verhältnisses von mittelgroßen Städten und wissen‐
schaftlichen Einrichtungen sowie dessen Gestaltungsmöglichkeiten erlaubt.  

Kapitel B.: Fallstudien und Querschnittsauswertungen 

Auf  verschiedenen  Wegen  wird  die  Einbeziehung  von  Hochschulen  und  For‐
schungseinrichtungen  in  die  Entwicklung  solcher  Städte,  die  zwischen  20.000 
und 500.000 Einwohner haben, empirisch erschlossen. Betrachtet werden also 
Mittelstädte  und  Kleinere  Großstädte,  hier  zusammengefasst  zu mittelgroßen 
Städten.  
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Im Rahmen der Behandlung von lokaler Governance und mittelgroßen Städten 
wird bereits eine Ausweitung der ausgewerteten Textsorten vorgenommen, da 
sich  für  diese  Themen  die  Theorieangebote  als  nur  wenig  ergiebig  erweisen. 
Deren Auswertung wird deshalb ergänzt um die Auswertung (a) von Texten, die 
nicht theoriegenerierend angelegt sind, von ihren Autoren aber auf einer mitt‐
leren  Ebene  als  konzeptionell  anleitend  verstanden werden,  und  (b) Untersu‐
chungen, die sich Standorteigenschaften mittelgroßer Städte widmen:  

 Hier wird zum ersten eine Meta‐Auswertung von 68 Gutachten und Studien 
aus den  Jahren 2000 bis 2010 vorgenommen, die einzelne Förderprojekte, 
Förderprogramme, Hochschulen oder Regionen in den östlichen Bundeslän‐
dern untersucht haben.  

 Zum zweiten werden in Ermangelung bundesweiter Vergleichsuntersuchun‐
gen zu mittelgroßen Städten Studien und Datenaufbereitungen zu Standor‐
teigenschaften  von  Landkreisen mit mittelgroßen Städten ausgewertet.  So 
lässt  sich über die Regionalsituationen die Nicht‐Einheitlichkeit von mittel‐
großen Städten beschreiben. 

 Zum dritten werden die Texte zum Stifterverbands‐Wettbewerb „Stadt der 
Wissenschaft“  (2005–2012)  einer  systematischen  Auswertung  unterzogen. 
Damit lässt sich eine bundesweite Praxisanwendung wissensbasierter Stadt‐
konzepte auf mittelgroße Städte erschließen. 

 Zum  vierten  werden  für  einzelne  Fallbeispiele  Stadtentwicklungskonzepte 
im  Blick  auf  die  Thematisierung  des  Verhältnisses  von  Wissenschaft  und 
Stadt ausgewertet. 

Auf  diese Weise werden  26  Städte  für  die  Untersuchung  erschlossen.  Im  An‐
schluss  daran werden  empirische Detailuntersuchungen  für  sechs mittelgroße 
Städte unternommen, ergänzt um zwei Querschnittsanalysen. Für diese ziehen 
wir die Hochschulstädte  in Sachsen‐Anhalt heran. Das  ist nur zum Teil unserer 
besonderen Vertrautheit mit der dortigen Situation geschuldet. Eine solche Ver‐
trautheit  könnte,  im Gegenteil,  auch begründen,  auf  sachsen‐anhaltische  Fall‐
beispiele gerade zu verzichten. Diesen Verzicht nicht zu üben, wird durch deren 
besondere Eignung motiviert. Sie entsteht daraus, dass die Untersuchungsfälle 
in Sachsen‐Anhalt liegen und so in einem Kontext angesiedelt sind, der sich nur 
bedingt bei anderen Fallbespielen finden ließe: Das Land verfügt hinsichtlich der 
sozialen, wirtschaftlichen, demografischen und Bildungsentwicklungen über ei‐
ne  bundesweit  einmalige  Problemdichte.  Diese  Problemdichte  ermöglicht  es, 
besonders viele Fragen zu adressieren. Damit verspricht die empirische Unter‐
suchung,  besonders  aufschlussreich  und  sozialwissenschaftlich  ergiebiger  zu 
sein, als es solche Fälle wären, die durch eher wenige Probleme gekennzeichnet 
sind.  

Insbesondere durch den Umstand, dass Sachsen‐Anhalt – neben Mecklenburg‐
Vorpommern – das vom demografischen Wandel am stärksten betroffene Bun‐
desland darstellt, ist die Situation des Landes aber auch nicht allein regional re‐
levant:  Dort  besteht  weniger  eine  sachsen‐anhaltische  Sondersituation,  son‐
dern eher ein Problemvorsprung gegenüber anderen Regionen und Städten  in 
der Bundesrepublik. Dieser  lässt sich bei entsprechender Bearbeitung  in einen 
Problemlösungsvorsprung  überführen  –  wobei  das  Problem  nicht  zum  Ver‐
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schwinden  gebracht,  sondern  in  einen  produktiven  Bearbeitungsmodus  über‐
führt wird.  Insofern  ist  Sachsen‐Anhalt  für  andere Bundesländer ein  Fenster  in 
die  Zukunft: Dort  lässt  sich besichtigen,  ob und wie die  Folgen des demografi‐
schen Wandels jenseits des grassierenden Demografie‐Alarmismus produktiv be‐
arbeitet werden. 

Überregional  interessieren  sollte  das  deshalb,  weil  schrumpfende  Städte  und 
Regionen  zum  Regelfall  werden.  Sie  stellen  „ein  strukturelles  Langzeitphäno‐
men  und  keine  kurzlebige  Unterbrechung  des  generellen  Wachstumspfades“ 
dar (Wiechmann 2015: 33). In Deutschland gab es bereits von 1990 bis 2010 un‐
ter den Gemeinden mit mehr als 5.000 Einwohnern 438 permanent  schrump‐
fende Städte (ebd.: 31). 

Die Auswahl der konkreten Fallbeispiele soll Repräsentativität für das Untersu‐
chungsfeld herstellen. Dazu werden die beiden Universitätsstädte Sachsen‐An‐
halts – Halle (Saale) und Magdeburg – einbezogen, mithin zwei Kleinere Groß‐
städte. Deren eine verfügt über eine breit aufgestellte Voll‐Universität (ohne In‐
genieurwissenschaften),  die  andere  über  eine  Universität  mit  MINT‐Schwer‐
punkt. Beide haben zudem weitere Hochschul‐ und Forschungseinrichtungen.  

Von den infragekommenden Mittelstädten mit Hochschul‐ bzw. Forschungsein‐
richtung(en) werden vier näher untersucht. Deren Auswahl bildet das institutio‐
nelle Muster  der  hochschulischen  und  der  nichtuniversitären Wissenschaft  in 
Mittelstädten  repräsentativ  ab:  Die  einbezogenen  Städte  enthalten  eine  Sitz‐
stadt  einer  Ein‐Standort‐Hochschule  (Merseburg),  den  Hauptstandort  einer 
Zwei‐Standorte‐Hochschule  (Wernigerode),  den  Nebenstandort  einer  Zwei‐
Standorte‐Hochschule  (Stendal)  sowie einen Ort mit Forschungseinrichtungen, 
aber keinen Studiengängen und Studierenden (Lutherstadt Wittenberg). 

Die  Interaktionen  zwischen  Hochschulen  und  sonstigen Wissenschaftseinrich‐
tungen einerseits und den Sitzstädten andererseits stellen ein sehr dynamisches 
Entwicklungsfeld  dar.  Ihre  Erfassung  erfordert  eine  systematische  Vorgehens‐
weise  unter Mobilisierung  verschiedener methodischer  Zugänge  und Quellen. 
Die Darstellung der Fallbeispiele erfolgt daher auf Basis der Auswertung folgen‐
der Quellen: 

 Zunächst werden die  Integrierten Stadtentwicklungskonzepte (ISEK) ausge‐
wertet.  Diese  definieren  die  langfristigen  Schwerpunkte  der  jeweiligen  Stadt‐
entwicklung. Damit geben sie mitunter auch Auskunft darüber, welcher Stellen‐
wert  der Wissenschaft  und  den  ortsansässigen  Hochschulen  für  die  Stadtent‐
wicklung zugeschrieben wird – und sei es durch Nichterwähnung.  

 Einbezogen werden darüber hinaus auch andere Dokumente der Sitzorte, so 
sie Hinweise auf Kooperationen mit Hochschulen und sonstigen wissenschaftli‐
chen Einrichtungen enthielten. Dazu gehören etwa jährliche Verwaltungsberich‐
te oder Dokumentationen, die  im Rahmen der Beteiligung  an Einzelinitiativen 
entstanden.  

 Die Dokumentenanalysen werden für die Fallbeispiele Stendal und Wernige‐
rode durch die exemplarische Auswertung der Regionalberichterstattung eines 
Jahres  in der örtlichen Tageszeitung, der „Volksstimme“, ergänzt. Als Untersu‐
chungszeitraum  wurde  das  Stichjahr  2010  ausgewählt.  Ziel  dieses  Untersu‐
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chungsschrittes ist es, neben dem Abgleich mit den Ergebnisen aus anderen Re‐
chercheschritten  einen  Eindruck  zu  gewinnen,  inwieweit  die  ansässige  Hoch‐
schule vor Ort medial präsent ist, welche Resonanz ihre Aktivitäten dort finden 
und welche Rolle das Zusammenwirken von Hochschule und Stadt in der medial 
vermittelten Wahrnehmung spielt. 

 Als zentrale Quelle erweisen sich die Internetauftritte der Hochschulen und 
die ihrer Sitzorte. Hierzu sind die Homepages Seite für Seite nach Hinweisen zu 
sitzstadtbezogenen Aktivitäten der Hochschulen geprüft worden. Die so gewon‐
nenen  Informationen  wurden  in  ein  vorstrukturiertes  Datenblatt  übertragen, 
wobei neben der Maßnahmenkategorie auch Schlagwörter zugewiesen wurden. 
Die  Schlagwörter  beziehen  sich  einerseits  auf  Aktivitäten  in  Lehre,  Forschung 
oder Transfer sowie sozialräumliche Wirkungen. Andererseits werden Koopera‐
tionspartner, Themenkreise und Zielgruppen festgehalten. Den Hochschulen als 
zentralen Knotenpunkten der hier interessierenden Aktivitäten wurden die Da‐
tenblätter  für  eine Überprüfung  zur Verfügung gestellt. Die Respondenten er‐
hielten so die Möglichkeit, noch nicht erfasste Maßnahmen ihrer Hochschule zu 
ergänzen  bzw.  Angaben  zu  korrigieren  und  damit  die  Qualität  dieses  empiri‐
schen  Instruments  weiter  zu  verbessern.  Die  ergänzten  Daten  der  jeweiligen 
Hochschule wurden anschließend  in die Aktivitätendatenbank übertragen und 
flossen in die Auswertung mit ein. 

 Ebenfalls  ergiebig  zeigt  sich  die  Auswertung  der  Hochschulzeitschriften: 
Sichtbar wird wird dabei nicht nur, welche stadt‐ oder regionenbezogenen Akti‐
vitäten  von Seiten der Hochschule entfaltet werden. Gleichfalls  deutlich wird, 
wie sich diese Aktivitäten durch die jeweilige Hochschulleitung gewichtet und in 
die institutionelle Selbstdarstellung integriert finden. 

 Nicht zuletzt, weil sich die Interaktion von Hochschulen und ihren Sitzorten 
oftmals  auf  informellen Wegen vollzieht,  erweisen  sich  Interviews  sowohl mit 
Vertretern  der  Städte  als  auch  der Hochschulen  als  unverzichtbare  Informati‐
onsquelle. Dadurch kann Praxiswissen der vor Ort beteiligten Akteure erschlos‐
sen  werden.  Die  Erfassung  subjektiver  Einschätzungen  und  Problemwahrneh‐
mungen  sowie Handlungsorientierungen einzelner Anspruchsgruppenvertreter 
verhilft, ein differenzierteres Bild der Stärken und Schwächen sowie spezifischer 
Bedarfslagen  der  ansässigen  Hochschulen  und  ihrer  Sitzregion  zu  gewinnen. 
Gleichzeitig ermöglichen die Interviews eine Tiefensondierung zu handlungsan‐
satzübergreifenden Umsetzungsproblemen und möglichen Überwindungsansät‐
zen. Methodisch wurden die Gespräche als offene leitfadengestützte Interviews 
geführt. Mit Hilfe des Leitfadens konnte die Gesprächsführung durch den Inter‐
viewer  auf  die  interessierenden  Untersuchungsaspekte  und  Sachverhalte  ge‐
lenkt werden. Zugleich ließ die offene Interviewform Freiraum für narrative Ele‐
mente,  so  dass  auch  auf  jeden  Interviewpartner  individuell  eingegangen wer‐
den  konnte.  Darüber  hinaus  wurde  durch  den  Leitfaden  die  Vergleichbarkeit 
der einzelnen  Interviews gewährleistet  (vgl. Nohl 2006: 19ff.).  Interviewt wur‐
den im Zeitraum vom 26.5.2011 bis 8.9.2016 insgesamt 23 Vertreter.innen von 



 

36 

sachsen‐anhaltischen  Hochschulstädten  und  Hochschulen.  Im  einzelnen  stan‐
den für Interviews zur Verfügung:3 

(a) aus Hochschulen und Forschungseinrichtungen: 

 Susanne Borkowski, Geschäftsführerin KinderStärken e.V. (An‐Institut der Hochschule 
Magdeburg  Stendal),  Hansestadt  Stendal,  Mitarbeit  beim  Aufbau  der  lokalen  Bil‐
dungslandschaft 

 Heike Brückner, Landschaftsarchitektin, Wissenschaftliche Mitarbeiterin der Stiftung 
Bauhaus Dessau, von 2002 bis 2010 tätig für die IBA Stadtumbau 

 Raimund  Geene,  Professor  am  Fachbereich  Kindliche  Entwicklung  und  Gesundheit 
der Hochschule Magdeburg‐Stendal 

 Hardy Geyer, Professor am Fachbereich Soziale Arbeit.Medien.Kultur der Hochschule 
Merseburg 

 Leonard Helten, Professor am Institut für Kunstgeschichte an der MLU Halle‐Witten‐
berg, Europäisches Romanik Zentrum Merseburg 

 Thomas Müller‐Bahlke, Direktor der Franckeschen Stiftungen zu Halle 
 Wolfgang Patzig, Prof. Dr., Prorektor  für Hochschulentwicklung und  ‐marketing  so‐

wie für den Standort Stendal, Hochschule Magdeburg‐Stendal 
 Armin Willingmann, Prof. Dr., Rechtswissenschaftler, Rektor der Hochschule Harz 

(b) aus Stadtverwaltungen: 

 Friedrich Busmann,  1995 bis 2002 Beigeordneter  für Planen und Umwelt der  Stadt 
Halle (Saale), von 2007 bis 2010 IBA‐Koordinator der Stadt Halle (Saale) 

 Barbara Kaaden, Bürgermeisterin und Leiterin Stadtentwicklung Merseburg, IBA‐Ver‐
antwortliche der Stadt 

 Katrin Kaltschmidt, Mitarbeiterin Stadtsanierung/Welterbe Quedlinburg, IBA‐Verant‐
wortliche der Stadt 

 Jochen Kirchner, Fachbereichsleiter Stadtentwicklung Lutherstadt Wittenberg 
 Holger Köhncke, Baudezernent Bernburg, IBA‐Verantwortlicher der Stadt 
 Janine Lehmann, Team Wissenschaft Magdeburg 
 Judith MacKay,  Sachgebietsleiterin  Landschafts‐  und  Freiraumplanung Magdeburg, 

Projektentwicklung Wissenschaftshafen 
 Torsten  Mehlkopf,  Leiter  des  Amtes  für  Schule,  Sport  und  Jugend  der  Hansestadt 

Stendal, IBA‐Koordinator der Stadt 
 Klaus Puchta, Team Wissenschaft Magdeburg 
 Liane  Radike,  Abteilungsleitern  Vorbereitende  Bauleitplanung  Magdeburg,  Leiterin 

der IBA‐Stabsstelle 
 Petra  Sachse,  Dr.,  stellv.  Leiterin  der  Wirtschaftsförderung  Halle  und  Leiterin  des 

Teams Technologie,  Innovation,  IT und Medien bzw. Leiterin des Fachbereichs Wis‐
senschaft der Stadt Halle bzw. Leiterin des Dienstleistungszentrums Wirtschaft und 
Wissenschaft der Stadt Halle 

 Klaus Schmotz, Oberbürgermeister der Hansestadt Stendal 

(c) aus der Kreativwirtschaft: 

 Christoph Bernstiel, Leiter Kommunikation bzw. Öffentlichkeitsarbeit Mitteldeutsches 
Multimediazentrum (MMZ) 

 Matthias Hiller, selbstständiger Diplom‐Designer im Designhaus Halle 
 Doris Sossenheimer, Leiterin des Designhauses Halle 

                                                                     
3  Angegeben wird  jeweils  die  Position,  die  der/die  Interviewte  zum  Interviewzeitpunkt  inne 
hatte. Diese wird im Einzelfall ergänzt durch die Benennung der Rolle, aufgrund derer die Per‐
son im hiesigen Kontext als Interviewpartner.in interessiert. 
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Den Interviewpartner.innen wurden die im Text verwendeten Zitate zur Bestäti‐
gung übersandt. Weitere Interviewaussagen flossen als Hintergrundinformatio‐
nen in die Auswertungen ein. 

Die Recherchen verdeutlichen: Die  relevanten Tätigkeitsfelder und Vernetzun‐
gen sind so vielfältig und die Quellen so unterschiedlich hinsichtlich ihres Maßes 
an Realitätsabbildung, dass  in den empirischen Bestandsaufnahmen mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht alle einschlägigen Aktivitäten und Aspekte erfasst und 
abgebildet werden.  So  ist  etwa  die  Dokumentation  regional  bezogener Hoch‐
schulaktivitäten  bestenfalls  verstreut  und  meist  zufallsgesteuert.  Zugleich  si‐
chert die Quellenkumulation und ‐kreuzung aber, dass zumindest ein sehr gro‐
ßer  Teil  der  einschlägig  relevanten  Informationen  ermittelt werden  kann.  Die 
gewonnenen  Informationen werden mehrstufig  zusammengeführt und  in wei‐
teren  Auswertungsschritten  aufeinander  bezogen.  Damit  wird  sichergestellt, 
dass  die Befunde  aus  den  verschiedenen empirischen  Zugängen wechselseitig 
ergänzt und kontrolliert werden. Durch diese Triangulation von Quellen  lassen 
sich  die  jeweiligen  Schwächen  der  einzelnen  empirischen  Zugriffe  gegenseitig 
ausgleichen. 

Der Rahmen, um eine angemessene Kontextualisierung der durch Desktop Re‐
search,  Dokumentenauswertung,  Presseanalyse  und  Interviews  gewonnenen 
Informationen zu ermöglichen, wird durch statistische Sekundärauswertungen, 
den  Rückgriff  auf  die  eingangs  in  Kapitel  A.  dargestellten  theoretischen  bzw. 
konzeptionellen Ansätze sowie die Auswertung ähnlich ausgerichteter Untersu‐
chungen hergestellt. 

Kapitel C.: Synthesen 

Ergiebig sollen die  insgesamt 26 in die Untersuchung einbezogenen Städte vor 
allem dahingehend sein, dass weniger die Analyse spezifischer lokaler und regi‐
onaler Situationen  interessiert,  sondern überlokal  relevantes Wissen generiert 
wird.  Indem  die  stadtbezogenen  Resultate  mit  der  zuvor  aufbereiteten  For‐
schungsdebatte kurzgeschlossen werden, erwarten wir Einsichten und Erklärun‐
gen, die nicht lediglich lokal relevant sind.  

Wissenschaftseinrichtungen  sind  Quellen  und  Agenturen  sowohl  wirtschaftli‐
cher als auch sozialer Innovationen. Sie können system‐, prozess‐ und produkt‐
bezogenes Problemlösungswissen erzeugen,  ihre Sitzorte an die globalen Wis‐
sensströme anschließen, und Hochschulen stellen hochqualifizierte Arbeitskräf‐
te bereit. Damit  sind Wissenschaftseinrichtungen eine  zentrale Voraussetzung 
dafür,  die  Resonanzfähigkeit  ihrer  Sitzorte  für  wissensbasierte  und  damit  zu‐
kunftsträchtige Entwicklungen zu verbessern bzw. zu erhalten. Zugleich geht es 
nicht nur darum, was sie für ihren Sitzort tun können, sondern auch darum, was 
die jeweilige Stadt für die Wissenschaft in ihren Mauern tun kann. Insofern geht 
es  um  zwei  Perspektiven.  Diese werden  nun  anhand  folgenden  Fragekatalogs 
erschlossen: 

 Wie werden Hochschulen und Wissenschaft als Gegenstände von Stadtent‐
wicklungskonzepten genutzt? Wie können sie erfolgreich in Stadtentwicklungs‐
konzepte  eingebaut werden? Welche  kulturellen,  sozialen  und  ökonomischen 
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Wirkungen sind von ihnen zu erwarten, und wie werden diese Erwartungen er‐
füllt? 

 Wie werden Wissenschaftseinrichtungen  als Agenturen der Verteilung des 
Wissens  im  Raum wirksam? Welche  Prägungen  der  Raumstruktur  sind  durch 
Hochschulen leistbar, etwa als regionale Infrastruktur? Stehen die Hochschulen 
vor der Aufgabe, sich zu den zentralen Inkubatoren regionaler Wissensprodukti‐
on zu entwickeln, da sie als einzige Akteure in der Lage sind, ihre jeweilige Regi‐
on an überregionale Wissenskreisläufe anzudocken? 

 Welche  Einflüsse  auf  ihre  Qualität  hat  die  Verortung  von  Hochschulen  in 
Zentren oder Peripherien? Welche (je nach Standort unterschiedlichen) Aufga‐
ben ergeben sich für Hochschulen aus einer erwartbaren dauerhaften Differen‐
zierung des Raumes in Prosperitätsinseln und Abschwungkorridore? 

 Werden  Hochschulen  und  Forschungsinstitute  dereinst  in  entwicklungsge‐
schwächten,  weil  schrumpfenden  Regionen  die  alleinigen  Träger  einer  Kultur 
der  Neugierde,  Forschung  und  Innovation  in  ansonsten  kulturell  entkernten 
Räumen  sein?  Wie  können  sie  sich  unter  Schrumpfungsbedingungen  so  im 
Raum positionieren, dass sie überlebensrelevante Stabilität gewinnen? 

Im Ergebnis der theorieaufbereitenden und der empirischen Analysen findet ei‐
ne doppelt vergleichende Aufbereitung der Resultate statt. Zum einen werden 
die  Fallbeispiele miteinander  in  Beziehung  gesetzt,  zum  anderen  vorhandene 
theoretische Einsichten und erzeugte empirische Befunde miteinander konfron‐
tiert.  Dieser  synthetische  Untersuchungsschritt  soll  zur  Bestimmung  förderli‐
cher bzw. hemmender Faktoren, die Eingrenzung notwendiger Resonanzbedin‐
gungen  für  wissenschaftliche  Einrichtungen  an  ihren  jeweiligen  Sitzorten  und 
umgekehrt  für  die  Sitzorte  in  ihren  Hochschulen  sowie  die  Formulierung  von 
Handlungsoptionen führen. 

Überblick und Projekthistorie 

Wie deutlich geworden ist, sind die methodischen Zugänge überwiegend quali‐
tative, die fallweise durch quantitative Erhebungen und Sekundärdatenauswer‐
tungen angereichert werden. Übersicht 1 stellt diese im Überblick dar. 

Die Darstellungen bauen zunächst auf Untersuchungen auf, die 2007–2018 am 
Institut für Hochschulforschung Halle‐Wittenberg (HoF) zu raumbezogenen Wir‐
kungen von Hochschulen, Forschungs‐ und Bildungseinrichtungen durchgeführt 
worden  sind.  Diese  zugrundeliegenden  und  auch  gesondert  veröffentlichten 
Studien  hatten  entweder  spezifische  Fokussierungen  oder  gingen  thematisch 
über das hiesige Thema hinaus.4 Als ein projektübergreifender Ertrag ergab sich 
aber, dass mittelgroße Städte  im wissensgesellschaftlichen Kontext ein bislang 
unzureichend bearbeiteter und daher aufklärungsbedürftiger Gegenstand sind.  

Daher wurden die empirischen Erkundungen und Ergebnisse der früheren Ein‐
zelstudien auf das hiesige Thema hin zusammengefasst, an zahlreichen Punkten 

                                                                     
4 vgl. am Ende des Bandes die Übersicht „Die Studien im HoF‐Forschungsprogramm ‚Raumbe‐
zogene Wirkungen von Hochschulen, Forschungs‐ und Bildungseinrichtungen‘ 2007–2018“ 
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Übersicht 1: Methodische Zugänge im Überblick 

1. Literaturauswertungen 

Forschungsdebatte zu wissens‐
basierter Stadtentwicklung 

zeithistorische Rekonstruktion; aktuelle Zeitdiagnosen; 
Interdepenzen von Stadt‐ und Wissenschaftsentwicklung 

lokale Governance   fragestellungsspezifische Auswertung 

Hochschulgovernance   fragestellungsspezifische Auswertung 

mittelgroße Städte  Spezifika des Stadttyps 

Wettbewerb „Stadt der Wissenschaft“  Erfolgs‐ und Risikofaktoren; 35 Städte 

IBA‐Stadtumbau‐Sachsen‐Anhalt‐Literatur 
hochschul‐ und wissenschaftsbezogene 
Auswertung; 15 Städte 

2. Statistische Auswertungen 

Sekundäranalysen 

amtliche Statistik und Sonderauswertungen von Stadtverwaltungen; 
Auswertungen für mittelgroße Städte, Verortung von Hochschulen nach 
Stadttypen anhand Gemeindeverzeichnis und KMK‐Hochschulliste; Städte 
außerhalb Sachsen‐Anhalts; Sachsen‐Anhalt: insgesamt und 6 Fallstädte 

3. Desktop‐Research 

Erhebung Hochschule‐Stadt‐
Interaktionen 

6 Fallbeispiele; Prüfung und Ergänzung der daraus generierten 
Datenblätter durch die Hochschulen (Rücklauf 100 %) 

4. Dokumentenanalysen 

Erhebung Hochschule‐Stadt‐Interaktionen  6 Fallbeispiele 

Wissenschaft‐Stadt‐Strategiepapiere  22 Dokumente 

Stadtentwicklungskonzepte  10 Konzepte 

Metaauswertung Aufbau‐Ost‐Gutachten 
68 Studien und Evaluationen; Erhebung 
des fallübergreifend relevanten Wissens 

IBA‐Stadtumbau‐Sachsen‐Anhalt‐Dokumentation  
IBA‐Archiv Stiftung Bauhaus Dessau;  
15 Städte 

5. Presseanalysen 

Hochschulzeitschriften  4 Fallbeispiele 

Regionalberichterstattung  2 Fallstädte 

6. Experteninterviews 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen  8 Interviews 

Hochschulstädte  12 Interviews 

Kreativwirtschaft  3 Interviews 

 

durch  ergänzende Recherchen  erweitert,  aktualisiert  sowie  theoretisch  einge‐
ordnet. Die hier nun vorgelegte Studie zieht insoweit einerseits eine Zwischen‐
bilanz eines  langjährig betriebenen HoF‐Forschungsprogramms und  spitzt dies 
andererseits  zu  auf  das  Thema  der  mittelgroßen  Städte.  Dabei  ergeben  sich 
weitere Fragen, die es nahelegen, dieses Thema weiterzuverfolgen. 

So wird z.B. derzeit am Institut ein Projekt bearbeitet, das einen Vergleich von 
Mittelstädten – also solchen mit 20.000 bis 50.000 Einwohnern – mit und ohne 
Hochschulen unternimmt. Dabei geht es um die Frage, welche Entwicklungspo‐
tenziale  Städte  dieser Größenordnung  tatsächlich  dadurch  gewinnen,  dass  sie 
eine  Hochschule  beherbergen,  indem  sie  verglichen  werden mit  Städten,  die 
über diese Standorteigenschaft nicht verfügen, und um die Frage, ob und wie 
Mittelstädte ohne Hochschule diesen Standortnachteil ggf. durch andere Aktivi‐
täten auszugleichen vermögen. 
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Das  Verhältnis  von  Hochschule  und  Stadt  und  dasjenige  von  Hochschule  und 
Region  ist konzeptionell nur schwer auseinanderzuhalten –  jedenfalls  in Bezug 
auf  mittelgroße  (Hochschul‐)Städte.  Hochschulregionalismus  schließt  dort  in 
der Regel den Hochschullokalismus mit ein, da sich Partner, Herausforderungen 
und Kooperationsoptionen eher zufällig dies‐ oder jenseits der Stadtgrenze be‐
finden. 

Eine  Rekonstruktion  des Diskurses  zum Verhältnis  von  Stadt  bzw.  Region  und 
Hochschule  lässt eine synchrone Verschiebung der politischen  Interessenlagen 
und  thematischen  Schwerpunktsetzungen  erkennen.1  Dieser  Umstand  kann 
kaum verwundern, verdanken sich doch Diskurse der Problematisierung spezifi‐
scher Gegenstände. Eine solche Problematisierung des Verhältnisses von Hoch‐
schule und  ihrem Standort  erweist  sich  als  recht  voraussetzungsreich und be‐
darf zumeist externer – sprich: politischer – Motivation. 

Bereits ein flüchtiger Blick offenbart, dass die einschlägigen Themenkonjunktu‐
ren vor allem durch eine beständige Ausweitung der Erwartungshaltung gegen‐
über  den  Hochschulen  gekennzeichnet  sind.  Zunächst  erfolgte  in  den  1960er 
Jahren unter bildungspolitischen Zielstellungen ein massiver Ausbau der Hoch‐
schullandschaft. Bereits zu diesem Zeitpunkt wurden die Standortentscheidun‐
gen für die Neugründungen als strukturstärkende Maßnahmen für die entspre‐
chenden Regionen entworfen. Allerdings dominierten noch die Ziele einer inklu‐
sionsorientierten Bildungspolitik. Mit  der Gründung der Hochschulen  gerieten 
Fragen des Makro‐ und Mikrostandortes sowie der angemessenen Standortent‐
wicklung in den Fokus. 

Das  Erlahmen  des  Gründungseifers  in  den  1970er  Jahren  ließ  die  Rolle  der 
Hochschulen als Aspekt der  regionalen  Infrastruktur und damit wirtschaftliche 
Fragen  zunehmend  in den Vordergrund  treten. Nicht  zuletzt um den gebrem‐
sten Ausbau der Hochschullandschaft mit zusätzlicher Legitimation zu versehen, 
wurden  nun  jene  langfristigen  ökonomischen  Effekte  bilanziert,  die  durch  die 
bloße Existenz  der Hochschule entstehen,  etwa die Generierung  von Beschäf‐
tigung und Einkommen.  In derartigen Bestandsaufnahmen von Anwesenheits‐
effekten erschienen (und erscheinen) Hochschulen letztlich „wie eine beliebige 
Infrastrukturinvestition“ (Fritsch 2009: 40). 

Als  weitergehende  inhärente  Entwicklungspotenziale wurden  seit  den  1980er 
Jahren  mögliche  Innovationsimpulse  der  Hochschulen  für  die  Region  ausge‐
macht. Damit war ein Wechsel von einem passiven zu einem aktiven Regionalis‐
mus markiert: Die primäre Orientierung an den überkommenen Bildungs‐ und 
Wissenschaftsfunktionen sowie die Wahrnehmung der Hochschulen als Teil der 
staatlichen Infrastruktur erscheint nun als insuffizient, bringt diese doch nur zu‐
fällig  die  erwünschten  innovativen  Potenziale  für  die  Sitzregion  zur  Geltung. 
Notwendig  erscheint  daher  die  Aktivierung  und  Öffnung  der  Hochschulen, 
wenn auch zunächst primär im Hinblick auf die wirtschaftlich relevanten Aspek‐
te Wissenstransfer, Kooperationen und Ausgründungen.  

                                                                     
1 Kompakte Überblicke bieten Giese (1987), Fromhold‐Eisebith (1992: 21‐37), Tata (2004: 53‐
59), Pasternack/von Wissel (2010: 25‐31) sowie Burs (2013).  
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Die vorerst  letzte Stufe der Ausweitung gesellschaftlicher Erwartungen verbin‐
det  sich  im Kontext  der  Proklamation  einer  aufziehenden Wissensgesellschaft 
mit den Begriff der Kreativität. Diese extensive Erwartungshaltung, die schon im 
Innovationskontext als „Dritte Mission“ den Hochschulen als Aufgabe übereig‐
net wurde, bezieht spätestens jetzt auch das soziale und politische Geschehen 
vor  Ort mit  ein  –  bis  hin  zu  solchen  Entwicklungen wie  dem  demografischen 
Wandel.  

Zu beobachten war also eine diskursive Transformation des Verhältnisses  von 
Hochschulen und Stadt innerhalb eines halben Jahrhunderts von der Förderung 
der Chancengleichheit und einer bildungsgetriebenen Modernisierung der natio‐
nalstaatlich organisierten Gesellschaft hin zur Hochschule als einem umfassen‐
den regionalen Entwicklungsfaktor (Übersicht 2). 

Übersicht 2: Thematische Interessen der hochschulbezogenen 
Forschung und der Politik im Hinblick auf die Sitzorte und -regionen der 
Hochschulen  
 Forschungsinteresse  Hochphase  Schwerpunktthemen 

 Traditionelle Diagnosen 

Hochschulen als 
regionaler Bildungsfaktor 

 1960er Jahre (1. Phase) 
 1980er Jahre (2.Phase) 

 regionale und sozialschichten‐
spezifische Bildungsbeteiligung 

 regionale Herkunft der Studierenden 
 Bildungswanderung, Motivforschung 

Hochschulen als Gegen‐
stand der Stadtplanung 
und ‐entwicklung 

1960 und 1970er Jahre   Analyse und Planung des  
Makro‐ und Mikrostandortes von 
Hochschulen 

 Analyse des Planungsprozesses 

Hochschulen als 
regionaler 
Wirtschaftsfaktor 

 1970er und 1980er 
Jahre 

 aktuell eine Renaissance 

 Beschäftigungs‐, 
 Einkommens‐ und 
 Ausgabeeffekte 

 Zeitdiagnosen 

Hochschulen als 
regionaler 
Innovationsfaktor 

1980er und 1990er Jahre   regionale Kooperationen 
 Wissenstransfer in die Region 
 Ausgründungen 

Hochschulen als  
umfassender 
[regionaler] 
Entwicklungsfaktor 

1990er und 2000er Jahre   „Third Role“ / „Third Mission of 
Universities“ 

 Hochschulen als strategische 
Akteure und Partner 

Quelle: Tata (2004: 54) 

Scheinbar konkurrierend zur Ausweitung der regionalen Rolle von Hochschulen 
bewegt sich seit neuerem ein Debattenstrang, der die Exzellenzorientierung als 
das  zentrale  Moment  der  Hochschulentwicklung  ausmacht.  So  erblickt  etwa 
Burs (2013) in der Orientierung an Exzellenz und Wettbewerb sowie in der da‐
mit einhergehenden Stärkung von Autonomie, Verantwortung und Profilbildung 
der Hochschulen die aktuelle hegemoniale Diskursformation. In dieser Betrach‐
tung  erscheint  die  herkömmliche  Orientierung  an  den  endogenen  regionalen 
Entwicklungspotenzialen  als  alternatives  Leitbild,  welchem  gegenüber  dem 
nunmehr  hegemonialen Modell  nur  geringe  Durchsetzungsfähigkeit  attestiert 
wird (ebd.: 139).  
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Übersehen wird dabei allerdings eines: Die Bemühungen um Exzellenz und Res‐
sourcenkonzentration an wirtschaftsstarken Standorten zielen auf eine vertika‐
le Differenzierung der Hochschullandschaft  ab,  schließlich  sind diese  Ziele nur 
für eine geringe Zahl von Einrichtungen erreichbar. Doch müsste  jede Diskurs‐
formation, die keine positiven Modelle für die große Zahl der ‚Differenzierungs‐
verlierer‘  anbietet,  unvollständig  und  instabil  sein.  Die  verstärkte  Integration 
von Hochschulen  in  die  regionale  oder  städtische  Entwicklung markiert  daher 
weniger das Gegenmodell der exzellenten Hochschule in einer prosperierenden 
Region, sondern ihr komplementäres Leitbild.2 

Zusammengefasst:  Seit  der  bundesdeutschen  Bildungsexpansion  der  1960er 
und  1970er  Jahre  verbanden  sich mit  der  Gründung  von  Hochschulen  immer 
auch Erwartungen, damit die regionalen Entwicklungen zu fördern. Seitdem ha‐
ben sich beständig die Schwerpunkte derartiger Hoffnungen verschoben und ihr 
Spektrum kontinuierlich erweitert. Die wohl wichtigste Verschiebung markiert 
der Übergang von einem passiven zu einem aktiven Hochschulregionalismus:  

 Lange Zeit beschränkten sich die Erwartungen weitgehend auf die regionale 
Versorgung mit Bildungsangeboten sowie die Stimulation der lokalen Wirtschaft 
durch  Nachfrageeffekte  und  konnten  von  den  Hochschulen  durch  ihre  bloße 
Existenz als erfüllt betrachtet werden. 

 Der aktive Hochschulregionalismus hingegen beschreibt Hochschulen als Ak‐
teure, denen eine „Dritte Mission“ zukomme. Die Definition von „Dritte Missi‐
on“ erfolgt daher qua Negation, umfasst sie doch alle Aufgaben, die nicht durch 
die  traditionellen  Funktionsbeschreibungen  Forschung  und  Lehre  abgedeckt 
sind. Das Spektrum reicht entsprechend vom Wissenstransfer durch Absolven‐
tinnen  und Absolventen  in  die  Region,  Patentierungsaktivitäten  und Ausgrün‐
dungen über Kontrakte mit Industrie und öffentlichen Aufgabenträgern bis zur 
Partizipation am politischen Leben, der Teilhabe am sozialen Geschehen vor Ort 
und der Mitwirkung an public understanding of science‐Programmen (vgl. Inzelt 
et al. 2007: 121; Laredo 2007: 58 f.). 

                                                                     
2  Da  der  Exzellenzdiskurs  durch  seine  Fokussierung  auf  wissenschaftliche  Leistungsfähigkeit 
und  Innovationskraft eine primär  internationale Orientierung aufweist,  findet er  im weiteren 
nur am Rande Beachtung. 
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2. Passiver Hochschulregionalismus: 
  Die traditionellen Konzepte 

2.1. Inkludierend: Hochschulen als regionaler  
Bildungsfaktor  

Unter  den  Schlagworten  des  „Bildungsnotstandes“  (Picht  1964:  16)  und  der 
„Bildung  als  Bürgerrecht“  (vgl.  Dahrendorf  1965)  in  den  späten  1950er  und 
1960er  Jahren  eine  ökonomische  und  eine  gesellschaftspolitische  Problembe‐
schreibung.  Sie  rückten  den Ausbau  der Hochschulen  in  den Regionen  in  den 
Mittelpunkt politischer Bemühungen. Als zentraler Schnittpunkt erwies sich da‐
bei  die  Diagnose  des  Zusammenhangs  von  geringer  Bildungsbeteiligung  und 
schlechter regionaler Ausstattung mit Bildungseinrichtungen, wie er in Studien 
zur  Studierendenmobilität  und  ‐motivation  sowie  zu  regionalen  und  sozialen 
Spezifika der Bildungsbeteiligung herausgearbeitet wurde. 

Forderungen nach der Erschließung von Bildungsreserven zur Sicherstellung des 
wirtschaftlichen Wachstums verkoppelten sich mit inklusionsorientierten politi‐
schen  Ambitionen,  die  auf  die  Herstellung  bildungsinduzierter  Chancengleich‐
heit drängten. Aus der Koalition ökonomischer und sozialer Motive  resultierte 
eine Expansion und Regionalisierung des Hochschulsystems. So entstand allein 
in den 1960er  Jahren  in der Bundesrepublik neben einem Netz aus Fachhoch‐
schulen 24 neue Universitäten bzw. Gesamthochschulen. 

Dieses Regionalisierungskonzept verfolgte primär bildungspolitische und erst in 
zweiter Linie auch regionalpolitische Ziele. Im einzelnen umfassten diese Ziele  

 die Entlastung der alten Hochschulen,  

 die Studienfachwahlbeeinflussung durch den bevorzugten Ausbau von Man‐
gelfächern,  

 die Minderung des Wachstums der Metropolenhochschulen,  

 den Abbau der Chancenungleichheit,  

 das Bewusstmachen von Bildungsmöglichkeiten durch ihre Präsenz vor Ort,  

 die Stärkung der regionalen Wissensressourcen und schließlich  

 die Verbesserung der Infrastruktur in den Regionen. (Becker 1975: 206) 

Insgesamt lässt sich die Hochschulexpansion als Phase deuten, in der die Hoch‐
schulen als staatliche Infrastruktur entdeckt wurden und damit in den Gesamt‐
zusammenhang der Zielstellung einrückten, die Lebensverhältnisse in Stadt und 
Land,  in  Zentrum und  Peripherie  anzugleichen. Doch mochten  die Hochschul‐
gründungen  neben  der  inklusionsorientierten  Bildungspolitik  auch  als  Instru‐
ment  standortorientierter  Infrastrukturpolitik  initiiert  worden  sein  –  es  kann 
keine Rede davon sein, dass die Einbindung von Hochschulen in räumlich bezo‐
gene  Nutzenkalküle  von  diesen  akzeptiert,  geschweige  denn  positiv  in  ihre 
Selbstdefinition  aufgenommen  wurde.  Solche  Einbindungen  wurden  vielmehr 
als Instrumentalisierung kritisiert (etwa Schelsky 1969: 120).  
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Eine  verstärkte  Integration  regionaler Wirkungen  in  das  Selbstverständnis  der 
Hochschulen – und sei sie rein rhetorischer Natur – erfolgte erst im Rahmen zu‐
nehmender eigener Legitimationsbedürftigkeit. Diese entstand zum einen auf‐
grund der prekärer werdenden öffentlichen Hochschulfinanzierung, zum ande‐
ren infolge der diskursiven Verschiebung zu einem aktiven Hochschulregionalis‐
mus. 

2.2. Neubauten: Hochschulen und Stadtraum 

Die Geschichte der Hochschulen als Gegenstand der stadträumlichen Reflexion 
ist wesentlich mit dem Hochschulausbau verbunden. Sie verliert mit dessen En‐
de, vor allem aber mit der Wiederentdeckung der „europäischen Stadt“ in den 
1970er Jahren, ihre herausragende Rolle. Dabei divergierten die Entwicklungen 
in der DDR und der BRD deutlich. Erst im Rahmen des aktiven Hochschulregio‐
nalismus – insbesondere im Umfeld der Diskussion um die Aktivierung innovati‐
ver Potenziale und der Schaffung kreativer Milieus – erfährt die Ausgestaltung 
der Mikrostandorte der Hochschulen wieder verstärkt Beachtung.  

In der ehemaligen Bundesrepublik stand mit der Hochschulexpansion die Frage 
nach den Makrostandorten  im Vordergrund. Dabei  ging  es wesentlich darum, 
entlang von Regionalprognosen zum Aufkommen von Studierenden und deren 
Wanderungsbewegungen  geeignete  Hochschulstandorte  zu  identifizieren.  Pa‐
rallel diskutierten Architekten und Stadtplaner Fragen der Mikrostandorte, die 
sowohl  die  Lokalisierung  und  Einbindung  in  der  Stadt,  die Wechselbeziehung 
von  Universitäts‐  und  Stadtentwicklung  und  nicht  zuletzt  die  Verkehrsanbin‐
dung  betrafen.  (Giese  1987:  3)  Derartige  Überlegungen  erfuhren  im  Rahmen 
des ostdeutschen Hochschulumbaus der 1990er  Jahre eine kurze Renaissance, 
allerdings vor einem deutlich veränderten stadtplanerischen Hintergrund und – 
trotz massiver Transferleistungen – mit geringeren mobilisierbaren Ressourcen. 

Die Diskussionen um die bauliche Ausgestaltung der Hochschulen wurden in der 
Bundesrepublik während des Hochschulausbaus vor allem im Rahmen des Leit‐
bilds der funktional gegliederten und aufgelockerten Stadt geführt. Dieses Leit‐
bild, das nicht zuletzt als Ausdruck des Wunsches nach einem gesellschaftlichen 
Neuanfang  nach  dem  Zweiten Weltkrieg  verstanden werden  kann,  realisierte 
sich  im Hochschulbau  zumeist als Campushochschule. Die neuen Hochschulen 
boten  sich  dabei  als  erste  Umsetzungsmöglichkeiten  neuer  architektonischer 
und planerischer Ideen an: 

„Die damaligen Universitätsplanungen sind  im Sinne der Konzipierung von Mo‐
dellen  für die Errichtung neuer Städte entworfen. Aufgrund geklärter Finanzie‐
rungen und Besitzverhältnisse der Grundstücke bieten sie in der westlichen Welt 
die relativ seltene Chance, die Anlage umfangreicher und komplexer, aber we‐
gen der homogenen Bevölkerungsstrukturen,  ‚vereinfachter Stadtkonzepte’  für 
eine potenzielle Zukunft zu proben.“ (Ziegenbein 2007: 57) 

Sie  lassen sich damit – ähnlich den zeitgleich entstandenen Großwohnsiedlun‐
gen  –  als  Experimentierfelder  der Moderne  identifizieren.  Allerdings  wird  bei 
den  neuen  Einrichtungen  in  der  Bundesrepublik  –  im Gegensatz  zu  ähnlichen 
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Projekten in Westeuropa – auf eine Integration von Wohnmöglichkeiten in den 
Hochschulcampus  verzichtet und damit das  soziale  Leben der Hochschulange‐
hörigen aus den Campusanlagen ausgeschlossen. Sie  sind entsprechend durch 
einen Monofunktionalismus geprägt. Daraus  resultierte nicht nur eine geringe 
Akzeptanz  der  neuen Hochschuleinrichtungen  bei  den  Hochschulangehörigen, 
sondern vor allem eine ungenügende Einbindung in die Stadt. 

Im Zuge der Wiederentdeckung der „europäischen Stadt“ in den 1970er Jahren 
kehrten deshalb die Hochschulen – so es realisierbar ist – sukzessive in die Städ‐
te  zurück.  Aufgrund  der  nun  gebremsten  Hochschulexpansion  kam  es  zudem 
kaum noch zu Neugründungen. Dominierend waren jetzt kleinteiligere Baumaß‐
nahmen, eine sensiblere Integration in die Stadt sowie die Fokussierung auf Be‐
standssicherung. Ab den 1980er Jahren nutzen die Campushochschulen, die ih‐
re Lage zunehmend als  isoliert empfinden, Technologieparks und Gründerzen‐
tren,  um  auf  diese Weise  eine  verstärkte  Einbindung  in  den  städtebaulichen 
Kontext zu erreichen und zugleich die neuentdeckten innovativen Potenziale zu 
aktivieren. (Ebd.: 69) 

Während in der ehemaligen Bundesrepublik zahlreiche neue Hochschulanlagen 
an der Peripherie der Städte entstanden, die dann wieder in die Stadt verlagert 
und schießlich durch Technologieparks ergänzt wurden, waren die Baumaßnah‐
men in der DDR „bescheidener und kleinteiliger“ (ebd.: 75). Hier verblieben die 
Hochschulen zumeist im Stadtzentrum. Trotz gewisser Tendenzen, ebenfalls re‐
präsentative Neugründungen am Stadtrand zu  realisieren, dominierten bei Er‐
weiterungen und Neubauten von Hochschulen die Leitideen der Funktionsver‐
dichtung  und  der  kurzen Wege.  Insgesamt  lassen  sich  vier  Phasen  der  DDR‐
Hochschulbauplanung unterscheiden:3 

 1945–1955 standen Planungen für den Wiederaufbau der im Krieg zerstör‐
ten Hochschulkomplexe und ‐bauten im Mittelpunkt. 

 Zugleich begannen 1950 Planungen für den Neubau Technischer Hochschu‐
len sowie für die Erweiterung und Verlagerung von Hochschulkomplexen. Diese 
bestimmten dann bis 1965 das Hochschulbaugeschehen. 

 1965  begann  eine  neue,  dritte  Planungsperiode,  die  neben  –  wie  zuvor 
schon  –  Erweiterungen  und  Verlagerungen  von  Hochschulkomplexen  deren 
Neubau gewidmet war. Ähnlich wie in Westdeutschland wurde die Neusetzung 
der Schwerpunkte dadurch ausgelöst, dass die Politik die schnelle Erhöhung der 
hochschulischen  Ausbildungskapazitäten  forderte.  Architektonisch  kam  es  zu 
unterschiedlich  bewerteten  Lösungen.  Die  Unwirtlichkeit  der  Betonbauten 
suchte man, wo der zur Verfügung stehende Platz es ermöglichte, durch räum‐
liche Freizügigkeit auszugleichen.  

 Ab 1972 folgte dann die vierte Periode der DDR‐Hochschulbauplanung. Die 
Konzentration  lag  jetzt  auf  der  komplexen  Rekonstruktion  von  Hochschulen. 
Politisch  wurde  auf  die  „intensiv  erweiterte  Reproduktion  der  Grundfonds“ 
orientiert. Sanierung, Umbau und Modernisierung des Bestehenden rückten in 
den Vordergrund. Zugleich begann sich die beginnende wirtschaftlichen Agonie 
der DDR auszuwirken. (Rücker 1999: 74f.) 

                                                                     
3 Diese Periodisierung erfolgt in Anlehnung an Rothe (1985: 51–53). 
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Im  Zuge  des  Hochschulumbaus  infolge  der  deutschen  Vereinigung  setzten  in 
Ostdeutschland massive Neubaumaßnahmen ein. Auch diese lassen sich in ver‐
schiedende  Entwicklungsphasen  unterteilen:  Nachdem  in  einer  ersten  Phase 
(1990–1992)  zunächst  eine  Angleichung  der  administrativen  Abläufe  an  das 
westdeutsche Hochschulmodell  sowie einige Hochschulneugründungen erfolg‐
ten, wurden in einer zweiten Phase (1993–1996) der Gebäudebestand evaluiert 
sowie Nutzungskonzepte  und  Raumentwicklungspläne  erstellt.  In  der  eigentli‐
chen Neubauphase (1997–2000) wurden die ersten und meist prestigeträchtig‐
sten Neubauvorhaben ausgeschrieben und umgesetzt. Dieses umfasst in vielen 
Fällen die Konversion ehemals industriell oder militärisch genutzer Gelände. Mit 
dem neuen Millennium kann  im Bereich das Hochschulbaus eine weitgehende 
Angleichung  an  das  Niveau  der  westlichen  Bundesländer  konstatiert  werden, 
und  es  setzt  eine  Normalisierung  der  baulichen  Aktivitäten  ein.  (Ziegenbein 
2007: 78) 

Übersicht 3: Formen der Integration von Hochschulen in den städtischen 
Kontext 
 Hochschulstandort  Stärken des Standortes  Schwächen des Standortes 

 Monozentrische große Hochschulen 

Die Traditionshochschule in 
der Mittelstadt 
Bsp.: EMAU Greifswald, U 
Heidelberg, U Tübingen 

 Etablierte, überschaubare 
Hochschule der kurzen Wege 
mit überregionalem Image 

 Starke gesellschaftliche 
Einbindung in die lokale 
Gesellschaft 

 Traditionswohnungsmarkt 
für Lehrende und 
Studierende 

 Nähe zum metropolitanen 
Zentrum und seinen  
Wissenschaftseinrichtungen 

 In der Regel wenig flexible 
Erweiterungspotenziale  
für Wissensindustrien 

Die urbane  
Traditionshochschule 
Def.: Kompakte alte  
Hochschule (U/TU/FH), über 
Jahrzehnte am Traditions‐
standort im Zentrum der 
Stadt 
Bsp.: TU Dresden,  
U Karlsruhe, U Freiburg 

 Starke Identifikation der 
lokalen Gesellschaft mit der 
Hochschule 

 Hochschule ist Teil der 
Stadtgeschichte und des 
Stadtprofils 

 Tradierter Wohnungsmarkt 
für Studierende und 
Hochschulangehörige 

 Studierende oft in lokale 
Politikprozesse eingebunden 

 Keine Erweiterungsflächen/ 
hohe Grundstückskosten 

 Veralteter Gebäudebestand 
 Wenige Spielräume für  
F&E‐Cluster 

 Hohe Unterhaltskosten und 
geringe räumliche 
Flexibilität 

 Geringe lokale ökonomische 
Wirkungen 

 Keine Parkplätze  ÖPNV‐
Abhängigkeit 

Die Hochschulfabrik am 
Stadtrand 
Def.: Neue Hochschule am 
Stadtrand (nach 1945),  
gelegentlich auch mit  
einem Repräsentations‐
gebäude im Stadtzentrum 

 Fast unbegrenzte 
Erweiterungsmöglichkeiten 

 Konzentration aller HS 
Einrichtungen in einem 
Neubau an einem Standort 

 Vergleichsweise geringe 
Unterhaltskosten 

 Geringe Wahrnehmung 
durch lokale Gesellschaft 

 Nur allmähliche Integration 
in lokale wirtschaftliche und 
politische Netzwerke 

 Kein studentisches Leben 
im Hochschulumfeld 
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 Hochschulstandort  Stärken des Standortes  Schwächen des Standortes 

Bsp.: U Dortmund,  
U Trier; U Duisburg,  
U Augsburg 

 Geringe Verweildauer der 
Hochschulangehörigen 

 Selten funktionale 
Integration von Hochschule 
und Stadtteil 

 Starke Pendlerabhängigkeit 

Die Anker‐Hochschule 
Def.: Kompakte neue Hoch‐
schule auf ehemaliger In‐
dustriebrache am Rande der 
Innenstadt 
Bsp.: U Essen,  
TU Hamburg‐Harburg 

 Innenstadtnähe und 
günstiges Umfeld für Kultur 
und kreative Industrien 

 Flexibles städtisches Umfeld 
für studentischen 
Wohnungsmarkt und  
Start‐ups 

 Gute verkehrliche 
Anbindung 

 Insulare Lage in einem 
wissensfernen städte‐
baulichen Umfeld 

 Enge Beziehungen zwischen 
Hochschule und lokaler 
Wirtschaft im Umfeld 

 Polyzentrische große Hochschulen 

Die bi‐polare Hochschule 
Def.: Kompakte Hochschule 
mit einem ausgelagerten, 
meist technisch‐naturwis‐
senschaftlich orientiertem 
Campus am Stadtrand 
Bsp.: HU Berlin(‐Adlershof), 
MLU Halle‐Wittenberg, TU 
München/Garching, U Frank‐
furt 

 Verknüpfung von 
innerstädtischem 
Traditionsstandort  
mit flexiblen  
Erweiterungspotenzialen 

 Interne Polarisierung der 
Hochschule 

 Stadtrand‐Campus hat den 
Charakter eines 
Produktionsstandortes 

Die fragmentierte  
Hochschule 
Def.: Hochschule an  
mehreren jeweils thematisch 
spezialisierten Standorten in 
der Stadtregion 
Bsp.: U Köln, U München, U 
Potsdam 

 Flexible  
Erweiterungsmöglichkeiten 

 In der Regel 
unproblematischer  
universitätsbezogener 
Wohnungsmarkt 

 Geringe innere Kohäsion 
und Zusammenarbeit 

 Nur schwache 
gesellschaftliche Integration 
in die jeweiligen Stadtteile 

 Kleine Hochschulen 

Die private Eliteschmiede 
Def.: private Hochschule mit 
in der Regel kleiner Zahl von 
Dozenten und Studierenden 
Bsp.: ebs Oestrich‐Winkel, U 
Witten, HUW Koblenz 

 Meist an einem 
privilegierten Standort  
in der Stadtregion 

 Geringe Integration in das 
städtische Umfeld und 
relative Abgeschlossenheit 
gegenüber der lokalen 
Gesellschaft 

Die Universität der  
Künste 
Def.: Akademien für Kunst 
und Design, Musik und Film 
Bsp.: KA Düsseldorf, HFF 
Potsdam, UdK Berlin 

 Traditionsstandort in der 
Innenstadt 

 Etablierte Vernetzung zum 
lokalen Kulturleben 

 In der Regel geringe 
Ausstrahlung auf lokale 
Ökonomien 

 Als Element der  
Wissensstadt nicht  
wahrgenommen 

Quellen: Kunzmann (2004: 38f.), Dreiteilung der Hochschulen nach Ziegenbein (2007: 218), eigene Einord‐
nung der ostdeutschen Hochschulen  
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Als  Ergebnis  dieser  Entwicklungen  –  unter  Einbeziehung  der  traditionellen 
Hochschulstandorte  −  lassen  sich  heute  in  Deutschland  im wesentlichen  acht 
Modelle  der  stadträumlichen  Integration  von  Hochschulen  unterscheiden. 
Diese  Modelle  hochschulischer  Mikrostandorte  können  wiederum  gruppiert 
werden in monozentrische große Hochschulen, polyzentrische große Hochschu‐
len und kleine Hochschulen. Jede dieser Formen der baulichen Integration der 
Hochschule in die Stadt weist spezifische Stärken und Schwächen auf. Die Kata‐
logisierung von Stärken und Schwächen – welche oftmals erst  im Rahmen des 
Diskurses  eines  aktiven  Hochschulregionalismus  als  solche  erscheinen  –  indi‐
ziert zugleich Ansatzpunkte für eine Politik zur Erschließung wissensstädtischer 
Potenziale (vgl. Übersicht 3). Festgehalten werden muss jedoch zunächst, dass 
hier  – wie  im  gesamten wissenschaftsgesellschaftlichen  Diskurs  –  reine  Fach‐
hochschulstandorte keine Berücksichtigung finden. 

Eine solche Politik zur Erschließung hochschulischer Potenziale für die Stadtent‐
wicklung  findet  heute  unter  den  Bedingungen  limitierter  finanzieller  Ressour‐
cen  statt.  Damit  sind  ambitionierte  Großprojekte  oder  Hochschulgründungen 
weitgehend  ausgeschlossen,  stattdessen  dominieren  Optimierungsstrategien. 
Aber auch reduzierte städteplanerische und bauliche Eingriffe können nicht nur 
das  Zusammenwirken  von  Stadt  und Hochschule  verbessern,  sondern  sichern 
zudem eines: den Zufluss von Ressourcen und damit die Erzeugung von Nach‐
frageeffekten, welche die regionale Wirtschaft stabilisieren. 

2.3. Nachfrageeffekte: Hochschulen als regionaler 
  Wirtschaftsfaktor 

Hochschulen  erzeugen  in  ihren  jeweiligen  Sitzregionen  Nachfrageeffekte:  Sie 
beschäftigen Personal, ziehen Studierende und Gäste an, entfalten Bautätigkei‐
ten, erwerben Großgeräte und fragen Dienstleistungen nach. Neben den Ange‐
botseffekten, die aus der Lehrfunktion der Hochschulen entstehen, stellen die‐
se Nachfrageeffekte einen zentralen Bezugspunkt des passiven Hochschulregio‐
nalismus  dar:  Hochschulen  erzeugen  diese  Effekte  einfach  aufgrund  des  Um‐
stands, dass sie vor Ort präsent sind. Zudem weisen diese direkten Effekte ge‐
genüber allen später angenommenen indirekten Wirkungen, auf die der aktive 
Hochschulregionalismus  abhebt,  einen  zentralen  Vorteil  auf:  Sie  treten  nicht 
nur immer, sondern auch sofort ein. 

Theoretische Herausforderungen sind bei der Rekonstruktion regionaler Nach‐
frageeffekte kaum zu gewärtigen. Hingegen werfen Versuche, diese zu quantifi‐
zieren,  erhebliche methodisch‐konzeptionelle  Schwierigkeiten  auf  –  vor  allem 
wenn man die Wirkungsketten der direkten und indirekten Effekte über mehre‐
re Wirkungsebenen zu rekonstruieren sucht.4 Zahlreiche Studien haben seit den 

                                                                     
4 Etwa: Die Hochschule verausgabt Ressourcen in Rahmen ihrer Bautätigkeit und stützt somit 
lokale Firmen, die aufgrund dieser Aufträge Arbeitsplätze sichern können, deren Inhaber wie‐
derum eine erhöhte Nachfrage erzeugen. Für die Diskussion von Berechnungsmodellen derar‐
tiger Multiplikatoreffekte vgl. Stoetzer/Krähmer (2007). 
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siebziger  Jahren – vor allem aus  legitimatorischen Gründen – derartige Versu‐
che mit unterschiedlicher Tiefenschärfe unternommen. Solche Bestandsaufnah‐
men behandeln Hochschulen  letztlich  „wie  eine  beliebige  Infrastrukturinvesti‐
tion wie  ein  Stück  Autobahn  oder  eine  Fußgängerzone. Man  erfasst  so  über‐
haupt nicht das Spezifische, das die Hochschulen ausmacht“ (Fritsch 2009: 40). 
Dieses Spezifische besteht nach Fritsch 

 in  der  Lenkung  von  gut  ausgebildeten Menschen  (Studenten  und Wissen‐
schaftler)  in die Region und damit der Stärkung der regionalen Wissensba‐
sis;  

 der  Bereitstellung  von  (innovationsrelevanten)  Inputs  für  die  Wirtschaft: 
qualifizierte  Arbeitskräfte  in  Form  von  Absolventen,  Laboreinrichtungen, 
wissenschaftliche  Dienstleistungen,  Wissen  als  Grundstoff  für  Innovatio‐
nen); 

 der Lenkung von privaten  Investitionen  in die Region durch Nähe zur Wis‐
senschaft und zu benötigten akademisierten Arbeitskräften;  

 der Erzeugung von Spin‐off‐Gründungen und  

 der kreativen Anreicherung des regionalen Innovationsmilieus (ebd.: 40f.).  

Freilich wäre ist es verfehlt, den Studien zu Nachfrageeffekten oder dem passi‐
ven Hochschulregionalismus allgemein ein prinzipielles Desinteresse an diesen 
Aspekten vorzuwerfen: So suggeriert keine der Studien, damit umfassend deren 
regionale oder auch nur die zentralen Wirkungen abzubilden. Gewählt wird die‐
ser Realitätsausschnitt vielmehr, da sich die Abbildung von Ausgabenströmen – 
im Gegensatz zu den eher diffusen Wirkungen − besonders  für einen quanƟfi‐
zierenden  Zugriff  eignet. Damit  lässt  sich  empirisch  zeigen,  dass  zur  Legitima‐
tion  von Hochschulen  keineswegs  allein  aufklärerisch‐emanzipatorische  Ideale 
angerufen werden müssen, sondern auch auf handfeste ökonomische Kriterien 
verwiesen werden kann.  

Auch der passive Hochschulregionalismus kann schwerlich durch die einseitige 
Fixierung auf umfassende Inklusion und ökonomische Nachfrageeffekte charak‐
terisiert  werden:  Zwar  waren  die  Hochschulneugründungen  primär  der  bil‐
dungspolitischen Intention verpflichtet, eine breite Versorgung mit Bildungsan‐
geboten zu schaffen. Allerdings zielte diese Intention naturgemäß auch auf eine 
Stärkung  der  lokalen Wissensbasis  und  rechnete  zudem mit  einer  Steigerung 
der  lokalen  Attraktivität  für  Unternehmen.  Doch  wurden  derartige  regionale 
Nutzenkalküle damals von den Hochschulen zumeist als instrumentell zurückge‐
wiesen, da sie nicht dem institutionellen Selbstverständnis der Hochschulen als 
Bildungs‐ und Forschungsstätten entsprachen.  

Der Vorwurf des Reduktionismus gegenüber den Studien zu regionalen Nachfra‐
geeffekten  der  Hochschulen  entspringt  vornehmlich  der  Aufmerksamkeitsver‐
schiebung  im Zuge des aktiven Hochschulregionalismus.  Insofern mag er seine 
Berechtigung haben. Dennoch  verdankt  sich  diesen Untersuchungen  zunächst 
die wesentliche Erkenntnis, dass die regionalen Effekte der Hochschulen die an‐
derer öffentlicher Einrichtungen – zumindest aus der Perspektive der Sitzregion 
oder des Sitzlandes − deutlich übersteigen.  

Die beachtlichen Einkommens‐ und Beschäftigungseffekte sind, wie gesagt, auf 
die reine Existenz der Hochschulen zurückzuführen, treten also unabhängig von 
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der Leistungserstellung bzw. den Leistungsergebnissen auf. Mithin leisten Hoch‐
schulen auch dann einen Beitrag  zur Regionalentwicklung, wenn kein einziger 
Absolvent  der  regionalen Wirtschaft  zur  Verfügung  stünde  oder  kein  einziges 
Forschungsergebnis  in  die  regionale  Wirtschaft  transferiert  würde  (Assenma‐
cher/Leßmann/Wehrt 2004: 83). Stoetzer und Krähmer (2007: 39) errechnen in 
einer  Metaanalyse  verschiedener  Studien  einen  durchschnittlichen  Einkom‐
mensmultiplikator bei hochschulindizierten Ausgaben von 1,4, wobei starke re‐
gionale  Unterschiede  auszumachen  sind.  Ursächlich  dafür  sind  die  Ausgaben 
der Studierenden und die eingeworbenen Drittmittel. 

Fragt man darüber hinaus, was an systematischem Wissen durch die Studien zu 
regionalökonomischen  Effekten bereitgestellt wird,  so  ist  im wesentlichen die 
Rekonstruktion  der  Wirkungsketten  hochschulbedingter  Ausgaben  sowie  die 
Unterscheidung  von  direkten,  indirekten  und  induzierten  Nachfrageeffekten 
hervorzuheben (vgl. Übersicht 4). Da die Nachfrageeffekte entsprechende Infra‐
strukturen der Leistungserbringung erzeugen, sind mit der Kartografierung der 
Geldströme  wesentliche  positive  Aspekte  in  Verhältnis  von  Hochschule  und 
Stadt markiert. 

Übersicht 4: Anwesenheitseffekte von Hochschulen 

Quelle: Stoetzer/Krähmer (2007: 19) 

Hochschulbedingte Effekte

Direkte Hochschuleffekte Direkte Umsatzeffekte der
Studierenden und Hochschulgäste

Einkommenseffekte
durch

Personalausgaben

Umsatzeffekte durch
Bau‐, Sach‐ und

Investitionsausgaben

Indirekte Einkommens‐ u. Beschäftigungseffekte auf den
folgenden Wirtschaftsstufen

Induzierte Effekte in nachfolgenden Wirkungsrunden
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3. Aktiver Hochschulregionalismus: 
  Nicht nur sein, sondern tun 

Der  Übergang  vom  passiven  zum  aktiven  Hochschulregionalismus  steht  nicht 
nur  im  Zusammenhang mit  dem  sog.  Neuen  Regionalismus  –  der  davon  aus‐
geht, dass die entscheidenden Subjekte des wirtschaftlichen Wettbewerbs nicht 
mehr Nationalstaaten, sondern vielmehr Regionen sind (vgl. Heidenreich 2005) 
– und einer Einordnung der Hochschulen in den Kontext regionaler Innovations‐
systeme.5 Ebenso ist dieser Übergang geprägt durch neue Formen der Wissens‐
produktion, die verschiedene Modellierungen inspiriert haben. Beide Beschrei‐
bungen  –  Hochschule  im  regionalen  Innovationssystem  und  zeitgenössische 
Modelle der Wissensproduktion –  finden zusammen  in  zweierlei  zupackenden 
(d.h.  auch:  normativ  gut  ausgestatteten)  Konzeptualisierungen:  einerseits  von 
Kreativität als  regionalem Entwicklungsfaktor, andererseits der sog. Third Mis‐
sion als unterbewerteter, aber Lehre und Forschung gleichberechtigt zur Seite 
tretender Aufgabe der Hochschulen.  

3.1. Zeitdiagnosen 

Zeitdiagnostische Konzepte der Wissen(schaft)sentwicklung destillieren aus z.T. 
noch schwachen Signalen, die in Gegenwartsentwicklungen erkennbar werden, 
Trends und Trendanbahnungen.  Im Zentrum dieser Konzepte, die mittlerweile 
auch wissenschaftspolitische Strategien und wissenschaftliche Positionierungen 
anleiten,  stehen  die  Wissensgesellschaft  und  die  daran  gekoppelte  Verschie‐
bung der Wissenschaft  von  einem Modus  1  der Wissensproduktion hin  zu  ei‐
nem Modus 2. Beiden vorgängig war das Triple‐Helix‐Konzept. Dieses nahm ei‐
nerseits  manches  der  Wissengesellschafts‐  und  mode‐2‐Beschreibungen  vor‐
weg; andererseits setzen sich  letztere von  ihm auch deutlich ab,  insbesondere 
hinsichtlich ihres erweiterten Horizonts. Diese zeitdiagnostischen Konzepte sind 
nicht auf regionale oder Stadtentwicklungen bezogen, stellen aber Quellen dar, 
auf  die  sich  Entwürfe  wie  Regionale  Innovationssysteme,  kreative  Stadt  oder 
Third Mission vielfältig beziehen. 

Unabhängig davon, wie man im einzelnen zu den Diagnosen von Wissensgesell‐
schaft, Modus 2 oder Triple Helix steht: Sie rahmen die aktuellen Debatten zum 
Hochschule‐Stadt‐Region‐Verhältnis  und  entfalten  hier  erhebliche  normative 
und politische Wirkungen. Diese haben höchst ambivalente Konsequenzen  für 
Hochschulen:  Einerseits  attestiert  die wissensgesellschaftliche  Diagnose  einen 

                                                                     
5 Unter dem Begriff Neuer Regionalismus wird eine Diskurskonfiguration in Ökonomie, Geogra‐
fie und Politikwissenschaft verstanden, die davon ausgeht, dass die entscheidenden Subjekte 
des wirtschaftlichen Wettbewerbs nicht mehr Nationalstaaten,  sondern Regionen sind;  Inno‐
vationspolitik  müsse  demzufolge  eine  regionale  Komponente  aufweisen  (vgl.  Heidenreich 
2005). 
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dauerhaften Bedeutungszuwachs des Wissens – und damit der Hochschulen – 
für die ökonomische und soziale Wohlfahrt der Gesellschaft. Andererseits impli‐
ziert die konstatierte Vervielfältigung und Hybridisierung der relevanten gesell‐
schaftlichen Wissensproduzenten  zugleich einen Verlust der Monopolstellung, 
den die Hochschulen im System der Wissensproduktion inne hatten.  

Diese postmodernen Modelle konstatieren und fordern zugleich eine verstärkte 
Öffnung  der Hochschulen  hin  zu  anderen  gesellschaftlichen Akteuren. Gemäß 
den Diagnosen zur Wissensgesellschaft, zum Modus 2 oder zur Triple Helix kann 
eine erfolgreiche Öffnung nur durch Kooperation erfolgen, und zwar durch Ko‐
operationen  in  Strukturformen  jenseits  der  klassischen  Kooperationsmodelle 
Markt und Hierarchie. Dafür gibt es zwei Varianten und eine häufig angewandte 
Verbindung dieser Varianten:  

 Zum  einen  können  Institutionen  und  damit  Akteure  durch  räumliche  Ver‐
dichtung zusammengeführt werden, um Kooperationswahrscheinlichkeiten 
zu erhöhen.  

 Zum  anderen  steht  –  zunächst  unabhängig  von  räumlichen  Situationen  – 
das Netzwerk als zentrale Strukturvariante zur Verfügung.  

 Dabei wiederum stellen Cluster,  Kooperationsplattformen und dergleichen 
regionsbezogene Varianten des Netzwerks dar, die zugleich räumliche Ver‐
dichtungspotenziale heben sollen. 

Insoweit ist es verbreitete Ansicht, dass mit dem regionalen Netzwerk dem akti‐
ven Hochschulregionalismus eine Struktur zur Verfügung stehe, die adäquat sei 
für  wissensgesellschaftliche,  innovative  und  Kreativitätsentwicklungen  in  (z.B. 
demografischen) Wandlungssituationen sowie zur Umsetzung von Third‐Missi‐
on‐Ambitionen. Das aber bedarf noch einer vertieften Betrachtung.6 

3.1.1. Triple Helix  

Wie kann ein aktuelles globales Wissensproduktions‐Modell konzipiert werden? 
Zur  Beantwortung  dieser  Frage  entwickelten  Etzkowitz  und  Leydesdorff  ein 
Triple‐Helix‐Modell der Beziehungen zwischen Hochschulen, Unternehmen und 
Regierung  (Leydesdorff/Etzkowitz  1996:  279) mit  dem  Ziel,  diese  Beziehungs‐
verhältnisse  als  „new  mode  of  science‐policy‐making“  zu  analysieren  (Etzko‐
witz/Leydesdorff 1997: 3). 

Hierzu  analysieren  sie  zunächst  in  einer  historischen  Perspektive  die  Entwick‐
lung der verschiedenen Innovationssysteme entlang der Beziehungen von Poli‐
tik, Hochschule und Industrie. Dabei werden drei zentrale historische Konfigura‐
tionen identifiziert: 

 Im  etatistischen Modell  der  Triple  Helix  I  werden Wissenschaft  und Wirt‐
schaft staatlich gelenkt und deren Beziehungen untereinander staatlich gesteu‐
ert.  Für dieses Modell  steht etwa die  staatssozialistische Wissenschaftsorgani‐
sation. 

                                                                     
6 s.u. 4.2. Netzwerke als lokale Problemlöser? 
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 Im „laissez‐faire“‐Modell Triple Helix II agieren die drei Sphären Politik, Wirt‐
schaft und Hochschulen strikt getrennt, d.h. sie sind durch klare Grenzen vonei‐
nander geschieden. Diese deutliche Distanz zu politischen wie wirtschaftlichen 
Interessen  lässt  ein  Wissenschaftsmodell  erkennbar  werden,  das  wohl  dem 
tradierten Selbstverständnis (bzw. dem Modus 1, s.u.) entspricht. 

 Mit der Triple Helix III gelangen wir in eine modellierte Gegenwartsbeschrei‐
bung. In diesem Modell weisen die drei Sphären Politik, Wirtschaft und Wissen‐
schaft Überlappungsbereiche auf,  in welchen gemeinsame Netzwerke und hy‐
bride Organisationen angesiedelt sind. Diese Konfiguration wird auch als „Triple 
Helix of Innovation“ bezeichnet und diene – so die Zeitdiagnose des Ansatzes – 
aktuell als normatives Modell in den meisten Ländern. Ziel dieser Konfiguration 
sei die Erzeugung eines  

„innovative environment consisting of university spin‐off firms, tri‐lateral initia‐
tives  for  knowledge  based  economic  development,  and  strategic  alliances 
among  firms  (large  and  small,  operating  in  different  areas,  and with  different 
levels of technology), government laboratories, and academic research groups”. 
(Etzkowitz/Leydesdorff 2000: 112) 

Übersicht 5: Die „Triple Helix“-Konfigurationen: etatistisches Modell,  
laissez-faire-Modell und Modell der überlappenden institutionellen 
Sphären 

Quelle: Etzkowitz/Leydesdorff (2000: 111) 

Etzkowitz  und  Leydesdorff  gehen  dabei  von  drei  Dynamiken  aus,  welche  die 
Entwicklung wissensbasierter gesellschaftlicher Systeme antreiben:  

 die wirtschaftliche Dynamik des Marktes,  

 die  innovative Dynamik der Wissensproduktion und der auf Wissen basier‐
ten Innovationen sowie 

 die  reflexive  Dynamik  aus  der  Steuerung  auf  unterschiedlichen  Ebenen. 
(Leydesdorff/Etzkowitz 1996: 279; Etzkowitz/Leydesdorff 1997: 3) 

Im Gegensatz zu einem stabilen System aus zwei Dynamiken wirke ein System 
aus  drei  Dynamiken  komplex  und  potenziell  instabil  (Leydesdorff/Etzkowitz 
1996:  281).  Eine  wissensbasierte  Gesellschaft  bringe  so  kontinuierlich  Bewe‐
gung  in  die  politischen  Gegebenheiten  und  das  Marktgleichgewicht  (Leydes‐
dorff 2012: 12). Das wesentliche dynamische Element sei die potenzielle Neu‐
anordnung oder Rekombination von Elementen zwischen den Sphären/Helices.  
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Die  entstehenden  Netzwerke  seien  allerdings  nicht  darauf  angewiesen,  eine 
dauerhafte  Stabilität  aufrecht  zu  erhalten,  basierten  sie  doch  auf  kulturellen 
Evolutionen, die getrieben sind „by individuals and groups who make conscious 
decisions  as  well  as  the  appearance  of  unintended  consequences”.  Formen 
staatlicher Steuerung dieser Innovationssysteme – ob mittels direkter und indi‐
rekter Finanzierungen oder durch quasi‐staatliche Akteure – seien folglich nicht 
erfolgversprechend.  (Etzkowitz/Leydesdorff 2000: 112) Die Aufgabe der Politik 
liege hier in der Zusammenführung hochqualifizierter Bereiche, damit durch Re‐
kombinationen  neue  Aktivitätsbereiche  freigesetzt  und  vielfältige  Nischen  ge‐
schaffen werden könnten. (Leydesdorff/Etzkowitz 1996: 281, 285) 

Die drei institutionellen Hauptsphären Wirtschaft, Staat und Wissenschaft inter‐
agierten, besonders auf regionaler Ebene, miteinander und produzierten Inno‐
vationen,  um  die  wissensbasierte  wirtschaftliche  Entwicklung  zu  stimulieren 
(Etzkowitz/Leydesdorff 1997: 4). Zusätzlich zur Erfüllung der je eigenen traditio‐
nellen Funktionen greife jede institutionelle Sphäre in den traditionellen Aufga‐
benbereich  der  anderen  Sphären  ein  (Etzkowitz  et  al.  2008:  683),  so  z.B.  die 
Hochschule  durch  Technologietransfer  und  Unternehmensgründungen  in  den 
privaten Sektor. 

Dieses  komplexe  System  funktioniere  transdisziplinär,  indem  es  die  Überset‐
zung von Inhalten aus Entdeckungen in Anwendungsinhalte (und vice versa) er‐
mögliche, ohne die  Integrität der unterliegenden Prozesse anzugreifen. Unter‐
schiedlich kodierte Erwartungen könnten in dieser „Wissensinfrastruktur“7 aus‐
getauscht werden  (Leydesdorff  2012:  3f). Mit  zunehmender  Interaktion  unter 
den Institutionen entwickelten sich neue Strukturen innerhalb der Institutionen 
sowie Mechanismen zwischen den Sphären wie Netzwerke und Hybrid‐Organi‐
sationen (Leydesdorff/Etzkowitz 1996: 280).  

Innerhalb  eines  solch  komplexen  Systems  fänden  sich  die  Hochschulen  aller‐
dings  in einer weniger zentralen Rolle wieder. Zweifellos bilde die  forschungs‐
basierte  Innovationsfähigkeit  auch  auf  regionaler  Ebene  weiterhin  einen  we‐
sentlichen Baustein wirtschaftlicher Prosperität. Doch seien die Hochschulen in 
der Konkurrenz mit den anderen wissenschaftlichen Einrichtungen diesen struk‐
turell  unterlegen.  Ihre  Daseinsberechtigung  könne  die  Hochschule  allerdings 
dauerhaft über ihre Bildungsfunktion sichern: 

„They  represent  a  dynamic  flow‐through  of  ‘human  capital’  in  academic  re‐
search groups, as opposed to more static industrial laboratories and research in‐
stitutes.  Although  they  are  sometimes  considered  a  necessary  distraction,  the 
turnover of students insures the primacy of the university as a source of innova‐
tion.” (Etzkowitz/Leydesdorff 2000: 118). 

                                                                     
7 „Thus, a Triple Helix can be modeled that endogenizes not only technological development, 
but also the knowledge infrastructure of society. The recursive interactions create an overlay 
of tri‐lateral networks and organizations among the three helices,  formed for the purpose of 
coming up with new  ideas and  formats  for high‐tech development.  The overlay  system  (‘re‐
gime’)  is  more  complex  than  the  trajectories  and  patterns  on  which  it  rests;  its  dynamics 
entrain  the  development  of  the  lower‐level  systems.  The  economy  thus  tends  to  be  trans‐
formed into a global knowledge economy.“ (Leydesdorff/Etzkowitz 1996: 284) 
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Die  beschriebenen  Grundmerkmale  dieser  Triple‐Helix‐Konfiguration  lassen 
deutliche  Parallelen  zum Modell  des Modus  2  der Wissensproduktion  erken‐
nen.8  Auch  dort  dominieren  Transdisziplinarität,  Kontextualisierung  der  For‐
schungsthemen,  Diversität  der  Organisationen  und  Akteure.  Im  Gegensatz  zu 
den Diagnosen eines Modus 2 wird hier jedoch weniger eine Ablösung des tra‐
ditionellen  Wissenschaftsmodells  als  vielmehr  eine  verstärkte  Mischung  von 
Elementen aus Modus 1 und 2 konstatiert. (Ebd.: 119) 

3.1.2. Wissensgesellschaft 

Im  Zentrum  der  gesellschaftlichen  Selbstbeschreibung  als Wissensgesellschaft 
steht  die  Vermutung,  dass Wissen  gleichberechtigt, wenn  nicht  dominant  ne‐
ben die traditionellen Produktionsfaktoren Arbeit, Betriebsmittel und Werkstof‐
fe getreten sei: 

„Von  einer  Wissensgesellschaft  oder  einer  wissensbasierten  Gesellschaft  läßt 
sich sprechen, wenn die Strukturen und Prozesse der materiellen und symboli‐
schen Reproduktion einer Gesellschaft  so von wissensabhängigen Operationen 
durchdrungen sind, daß Informationsverarbeitung, symbolische Analyse und Ex‐
pertensysteme  gegenüber  anderen  Faktoren  der  Reproduktion  vorrangig wer‐
den.“ (Willke 1997: 12) 

Eine solche globale Diagnose gewinnt ihre Plausibilität jedoch nur zu dem Preis, 
dass „immer ungreifbarer wird, was in all den Diskursen über Wissen als Wett‐
bewerbsfaktor,  über  Wissensgesellschaft,  Wissensökonomie  und  Wissensma‐
nagement eigentlich noch unter Wissen verstanden wird“  (Kocyba 2004: 300). 
Dieser  inklusive  Charakter  des  Wissensverständnisses  wird  etwa  erkennbar, 
wenn Wissen definiert wird als „eine auf Erfahrung gegründete, kommunikativ 
konstituierte und konfirmierte Praxis“ (Willke 2002: 14).  

Freilich wurde – wie zumeist bei umfassenden oder wenig trennscharfen Defini‐
tionen – versucht, dieser Unbestimmtheit mit Typologisierungen zu begegnen. 
So wurde  etwa  in  Bezug  auf  die  Beschreibung  von Wissensmilieus  –  also  ein 
Modell  des  Zusammenhangs  von  Stadt‐  und Wissensentwicklung  –  die Unter‐
scheidung  von acht Wissensformen vorgeschlagen:  ein  alles umfassendes und 
fundierendes  Alltagswissen,  Milieuwissen,  institutionelles  und  Marktwissen, 
Produktwissen,  Experten‐  und  Sonderwissen,  Führungswissen,  lokales Wissen 
sowie Reflexionswissen (Matthiesen/Bürkner 2004: 70f). Ob auf diese Weise al‐
lerdings eine höhere Klarheit hinsichtlich des Wissensbegriffs – vor allem: was 
er ausschließt – und eine empirische Operationalisierbarkeit hergestellt werden 
kann, sei dahin gestellt.  

Vorsichtigere Begriffsbestimmungen versuchen hingegen, präzisere Differenzen 
zu  vorhergegangenen  Gesellschaftsformationen  herauszuheben.  So  hält  etwa 
Stichweh (2006: 10) zunächst fest, dass es nicht darum gehen kann, „daß Wis‐
sen  heute wichtiger wäre,  als  dies  in  älteren Gesellschaftsordnungen  der  Fall 

                                                                     
8 s.u. 3.1.3. mode 2 
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gewesen ist“.9 Vielmehr erscheinen ihm drei Aspekte in der Unterscheidung zu 
früheren Gesellschaftsformationen entscheidend:  

 Erstens habe sich das Wissen aus der Bindung an die Tradition gelöst, sei al‐
so das, was unablässig neu produziert werde.  

 Zum zweiten könne auf Grund der funktionalen Differenzierung heute kein 
gesellschaftliches Subsystem mehr erfolgreich eine Vorrangstellung  für die 
Produktion  gesellschaftlich  relevanten Wissens  reklamieren.  Damit  werde 
deutlich, 

„daß das forschungsbasierte und als solches oft esoterische Wissen des Wissen‐
schaftssystems nur eine der vielen Formen der Wissensproduktion  ist und daß 
die Universität immer wieder wird entscheiden müssen, ob sie sich rein als wis‐
senschaftliche Institution versteht oder ob sie sich auch für andere Formen des 
Wissens öffnet und welche von diesen anderen Formen aus welchen Gründen in 
Frage kommen“ (ebd.: 11). 

 Drittens bilde Inklusion das dritte charakteristische Merkmal der Wissensge‐
sellschaft,  d.h.  die  „potentielle  Einbeziehung  eines  jeden Gesellschaftsmit‐
glieds in die Wissensprozesse eines jeden Funktionssystems“.  

Diese Entwicklung scheine in die Logik der Funktionssysteme eingebaut und ar‐
tikuliere sich etwa mit der Unterstellung der „potentiellen Studierfähigkeit fast 
jedes Gesellschaftsmitglieds“  (ebd.). An anderer Stelle geht Stichweh über die 
hier vorgenommene Definition der Wissensgesellschaft hinaus und rückt sie  in 
die Nähe der zunehmenden Wissensbasierung aller Berufe, d.h. der Professio‐
nalisierung  durch  Akademisierung  sowie  der  zunehmenden  Instrumentalisie‐
rung  von  Wissen.  Hier  erkennt  er  einen  gewissen  Handlungsspielraum  der 
Hochschulen. Diese müssten keineswegs automatisch den beobachtbaren Ten‐
denzen  zu  mehr  Nützlichkeitsorientierung  und  Professionalisierung  folgen. 
(Stichweh 2012) 

Insgesamt lässt die Bestimmung der Wissensgesellschaft zwar einen deutlichen 
Bruch  zu  vorangegangenen  Gesellschaftsformationen  erkennen  (etwa  einer 
stratifizierten Feudalgesellschaft). Dabei verbleibt sie jedoch im Rahmen klassi‐
scher Definitionen der Moderne: Auch diese stellen  ja ebenfalls auf die Präfe‐
renz für das Neue oder die weitgehende Inklusion aller Gesellschaftsmitglieder 
in differenzierte Funktionssysteme ab.10 

Die Angemessenheit der funktionalen Differenzierung als Beschreibungsmuster 
der Gesellschaft,  die etwa Stichwehs Bestimmung der Wissensgesellschaft  zu‐
grunde liegt,  ist umstritten. Allerdings teilen auch eher postmodern inspirierte 
Theorieansätze  die  Annahme,  dass Wissenschaft  in  modernen  Gesellschaften 
ebenso  wenig  wie  jedes  andere  „Funktionssystem,  sei  es  Politik,  Ökonomie 
oder Wissenschaft,  für  das Ganze  stehen  [kann],  ohne  die Gesellschaft  insge‐
samt zu deformieren“ (Willke 1998: 163).  

                                                                     
9 Obwohl diese triviale Feststellung weitgehend geteilt wird, leiten nur wenige (etwa Weingart 
2003: 8) daraus deutliche Vorbehalte gegenüber dem Begriff der Wissensgesellschaft ab. 
10 Gegen den daraus resultierenden Eindruck, dass – zumindest wenn man die Beschreibungen 
der klassischen Moderne oder auch der tradierten Rolle von Städten als Orte des Wissens und 
der produktiven Heterogenität zugrunde legt – die Wissensgesellschaft kaum als neue Gesell‐
schaftsformation zu werten ist, argumentieren umfassend Matthiesen/Mahnken (2009: 15f).  
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Entscheidender jedoch ist: Wird mit dieser Diagnose die Annahme vom Fortbe‐
stand eines spezifischen, wenn auch mit anderen gesellschaftlichen Feldern ver‐
stärkt gekoppelten Wissenschaftssystems verbunden oder dessen Auflösung in 
der Gesellschaft postuliert?  

Deutlich für die erste Position steht Weingart (2003: 8f.), der die Substituierung 
der  Formel  „Wissengesellschaft“  durch  „verwissenschaftlichte  Gesellschaft“ 
vorschlägt: Wissenschaftliches Wissen träte zunehmend als dominierender Wis‐
senstyp  auf,  sei  zugleich  aber  auch  Prozessen  von  Politisierung,  Ökonomisie‐
rung und Medialisierung unterworfen. Hingegen beobachten Vertreter der Ent‐
differenzierungsthese, dass Wissen in allen gesellschaftlichen Kontexten produ‐
ziert würde (auf den Begriff gebracht als „embedded intelligence“ oder „multi‐
ple  ‚centers  of  expertise’“).  Dadurch  übersteige  jeder  Versuch  des  Wissen‐
schaftssystems, die Wissensproduktion und  ‐verwendung zu kontrollieren und 
ggf. zu revidieren, dessen Ressourcen (Willke 1998: 165).  

Tendenziell eingeebnet wird damit vor allem die vertraute Unterscheidung zwi‐
schen wissenschaftlichem Wissen  und  anderen Wissensformen  – mit  ambiva‐
lenten Folgen für die Wahrnehmung des Wissenschaftssystems und der Hoch‐
schulen: Während  letztere mit  der  Beförderung  von Wissen  zum dominanten 
Produktionsfaktor eine erhebliche Aufwertung erfahren, wird ihnen zugleich die 
Monopolstellung in der Wissensproduktion und ‐distribution entzogen.  

Verbunden mit dieser oftmals als „Dezentrierung“ beschriebenen Verschiebung 
ist die Erwartung, dass die Entwicklung von Gesellschaft und von Hochschulen 
zunehmend enger miteinander verkoppelt sind. Die ambivalenten Folgen dieses 
Prozesses  für die Hochschulen ziehen entsprechend konträre Wertungen nach 
sich: 

„The thickening web of  linkages [zwischen Gesellschaft und Hochschulen] typi‐
cally  is  seen  to  lower  the  university’s  resistance  to  virulent  external  interests. 
But  it  is  just as reasonable to see the elaborating connections as reflecting the 
university’s mounting influence, and even dominance, in contemporary society. 
If the university is increasingly saddled with demands from society at large, it is 
obvious  that  society  is  even  more  besieged  by  the  university.“  (Frank/Meyer 
2007: 290) 

Zunächst  mutet  die  Debatte,  ob  die  verwissenschaftlichte  Gesellschaft  oder 
Wissenschaftsgesellschaft  eher  durch  die  Stabilisierung  oder  eine Nivellierung 
der  Grenzziehung  von Wissenschaft  und  Gesellschaft  gekennzeichnet  sei,  ein 
wenig akademisch an. Doch ist dies hier nicht zuletzt deshalb relevant, weil die 
Beantwortung der aufgeworfenen Frage  (wissenschafts‐)politische Programme 
anleitet. In diesem Kontext hat die These einer veränderten Form der Wissens‐
produktion,  die  deutlich  die  Grenzziehung  zwischen  wissenschaftlichem  und 
nichtwissenschaftlichem Wissen einebnet, unter dem Label mode 2 besondere 
Aufmerksamkeit gefunden.  

3.1.3. mode 2  

Traditionell  sei  die  wissenschaftliche  Wissensproduktion  einem  spezifischen 
Modell  verpflichtet  gewesen:  Spezialisierte und disziplinengebundene Wissen‐
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schaftler.innen hätten entlang der kognitiven und sozialen Normen der je eige‐
nen scientific community, nicht  jedoch mit einem explizit praktischen Ziel wis‐
senschaftliche  Fragestellungen definiert. Diese  Fragestellungen  seien anschlie‐
ßend methodisch kontrolliert in zumeist individueller Weise bearbeitet worden. 
Die erzielten Forschungsresultate seien dann mit universellen und dauerhaften 
Geltungsansprüchen primär durch Publikationen öffentlich gemacht und so der 
Qualitätskontrolle  durch  die  Angehörigen  der  eigenen  Disziplin  unterworfen 
worden. Die so beschriebene Logik der Forschung habe – von der Problemdefi‐
nition bis zur Qualitätskontrolle durch die peers –  in einem institutionell stabi‐
len  Rahmen,  zumeist  Hochschulen  und  außeruniversitären  Forschungseinrich‐
tungen, stattgefunden.  

Diese traditionelle Form der Wissensproduktion verliere jedoch, so neuere Diag‐
nosen, rasant an Relevanz. Stattdessen sei zunehmend ein neuer postdisziplinä‐
rer Modus  für die Generierung neuen Wissen prägend. Dafür wurde der – et‐
was inhaltsleere – Begriff „mode 2“ geprägt. Dieser stelle im wesentlichen eine 
Antwort auf jene Herausforderungen dar, die in den Diagnosen des wissensge‐
sellschaftlichen Umbruchs herausgestellt wurden: 

„Modus  2  ist  kein Deus‐ex‐machina‐Mechanismus,  sondern  ein  Organisations‐
prinzip der Wissenserzeugung, das auf dem Hintergrund durchaus realer, welt‐
weiter  Entwicklungen  vor  sich  geht. Dazu  zählt  die Globalisierung der Wissen‐
schaft, also die Tatsache, daß an der Forschung nicht mehr ausschließlich eine 
kleine  Zahl  westlicher  Industrieländer  beteiligt  ist.  Von  großer  Bedeutung  ist 
aber vor allem der Prozeß der gesellschaftlichen Verteilung des Wissens  inner‐
halb der Industriestaaten. Im Gefolge der Ausweitung des Bildungsniveaus sind 
die Voraussetzungen für heterogene Anwendungskontexte geschaffen worden, 
die nicht mehr  lediglich als Transferstelle  fungieren,  sondern  zu Orten der pri‐
mären Wissenserzeugung werden. Dazu kommt die enorme Zunahme des Pro‐
blemdrucks und ein hoher Grad an Komplexität, der sich der Auflösung vieler ge‐
sellschaftlich revanter Probleme im Sinn einer herkömmlichen disziplinären Spe‐
zialisierung verweigert. Transdisziplinarität ist die priviligierte Form der Wissens‐
produktion nach Modus 2.“ (Nowotny 1999: 103f.) 

Als  zentraler – und wissenschaftspolitisch  interessanter – Aspekt erweise sich, 
dass die Wissensproduktion nun primär im Kontext der Anwendung erfolge. Da‐
bei seien  in zeitlich begrenzten Netzwerken verschiedene gesellschaftliche Ak‐
teure, insbesondere auch die Betroffenen, an der transdisziplinären und trans‐
akademischen Wissenserstellung beteiligt. Hieraus  resultiere eine erhöhte Re‐
flexivität und gesellschaftliche Verantwortlichkeit des Wissens. Auf diese Weise 
könnten  im  Modus  2  der  Wissensproduktion  gesellschaftliche  Relevanz  und 
Nützlichkeit mit nichthierarchischen Arbeitsformen und demokratischen Partizi‐
pationschancen  verkoppelt  werden.  Deutlich  wird  damit  ein  gewisses  utopi‐
sches Potenzial, das mit der Diagnose eines neuen Modus der Wissensproduk‐
tion verbunden ist11 (ebd.: 102f., vgl. auch die Gegenüberstellung zu Modus 1 in 
Übersicht 6). 

                                                                     
11  Dieses  utopische  Potenzial  wird  insbesondere  durch  die  Berufung  auf  den  Rhizom‐Begriff 
von Deleuze und Guatarri (2002: 11‐42) markiert. 
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Übersicht 6: Modus 1 & 2 der Wissensproduktion 
Mode 1: Disziplinorientiert  Mode 2: Problemorientiert 

Wissensproduktion ohne explizites 
praktisches Ziel 

Wissensproduktion soll hilfreich/sinnvoll sein, 
Imperativ der Nützlichkeit 

Problemdefinition innerhalb der 
kognitiven und sozialen Normen der 
scientific community 

Problemdefinition in einem Kontext der 
Anwendung (im weitesten Sinn) und des 
Problembezugs 

Disziplinäre Ausrichtung, Spezialisierung  Transdisziplinäre/interprofessionelle Ausrichtung 

Einzelarbeiterstruktur, individuelle 
Kreativität, institutionelle Verankerung  
an der Universität 

Teamarbeit, vorübergehende Kooperations‐ und 
Organisationsformen, über institutionelle 
Grenzen hinweg 

Trennung von Forschung und 
Anwendung, Grundlagenforschung und 
angewandter Forschung 

Zusammenfallen von Forschung und Anwendung, 
permanentes Hin‐ und Herbewegen zwischen 
Theorie und Praxis, Entdeckung und Anwendung 
können nicht getrennt werden 

Stabile Umwelt  Komplexe Umwelt 

„feste“ Ergebnisse, Suche nach 
fundamentalen Prinzipien 

„flüchtige“ Ergebnisse, können schlecht als 
disziplinäre Beiträge festgehalten werden, 
Interesse an konkreten Prozessen 

Enge Qualitätskriterien, 
Qualitätssicherung durch peer review und 
die intellektuellen Interessen des 
disziplinären gatekeeper 

Multidimensionale Qualitätskriterien, an den 
Kontext gebunden, Beitrag zur Problemlösung, 
Probleme können nicht wissenschaftlich‐ 
technisch allein gelöst werden, Werte/ 
Präferenzen vieler Gruppen müssen einfließen, 
soziale Verantwortlichkeit hoch 

Betonung von Methoden  Betonung von Kommunikation (zwischen 
Gesellschaft und Wissenschaft, zwischen 
wissenschaftlichen Praktikern, zwischen  
sozialen und physischen Einheiten) und 
Aushandlungsprozessen 

Weitergabe durch Publikation, durch 
institutionalisierte Kanäle der Disziplin 

Weitergabe durch „Praktiker“ – jene, die 
teilgenommen haben und sich dann wieder 
neuen Problemen zuwenden 

Wissenschaft = autonomes Subsystem mit 
stabilen Institutionen 

Wissenschaft permanent im Fluß und in Turbu‐
lenz; Flexibilität und Reaktionszeit sind zentral 

Quelle: Pellert (1999: 24f.) 

Die Beschreibung des Modus 2 der Wissensproduktion hat erhebliche Kritik er‐
fahren.12  Insbesondere  könne  kaum  entschieden  werden,  ob  es  sich  um  den 
Versuch einer empirischen Beschreibung einer  fundamentalen Transformation 
handelt oder  vielmehr um ein normatives Muster  für dessen Gestaltung. Hier 
seien nur einige der Kritiken genannt:  

 Starke  Zweifel  bestehen  etwa  an  der  Signifikanz  oder  gar  Verallgemeiner‐
barkeit der prognostizierten Veränderungen. Dies wird sichtbar, wenn man die 
historische Herleitung des Modus 2 – eine Sukzession von traditioneller, diszipli‐

                                                                     
12 vgl. für das Folgende Bender (2004), Pasternack/von Wissel (2010: 50‐52) und insbesondere 
Weingart (1999) 
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närer zu extraakademischer Wissensproduktion – befragt: So seien die Universi‐
täten erst spät, in einigen Ländern sogar nie die wichtigsten Orte der Forschung 
geworden; quantitativ sei die Industrieforschung den Universitäten immer min‐
destens ebenbürtig geblieben.  

 Vor diesem Hintergrund bliebe entsprechend unklar, wer als Träger des Mo‐
dus  2  fungieren  könnte. Mögliche  Kandidaten  –  wie  etwa  Beratungsfirmen  – 
seien quantitativ  unbedeutend. Vor  allem  jedoch erweisen  sie  sich  auf Grund 
der Abhängigkeit von originärer, disziplinärer  Forschung eher als Makler denn 
als Generatoren von Wissen. Diese Abhängigkeit zeige sich auch in der – quanti‐
tativ eher marginalen – transdisziplinären Forschung, zumal diese nicht die Auf‐
hebung disziplinärer Grenzen, sondern deren Verschiebung markiere.  

Deutliche Zweifel wurden auch an der unterstellten Ausweitung partizipativer 
Wissensgenerierung artikuliert.  Zum einen würden derartige Wünsche nur  für 
die – recht marginalen – Wissensbereiche hervorgebracht, die Bezüge zu gesell‐
schaftlichen Wertvorstellungen und subjektiven Risikowahrnehmungen aufwei‐
sen. Zum anderen politisierten derartige Partizipationsprojekte zwar die Diffe‐
renz zwischen Laienwissen und wissenschaftlichem Wissen, könnten diese aber 
nicht aufheben. 

3.2. Leitbildgetriebene Empirie 

3.2.1. Innovation 

Zumeist wird von Innovation in einem wirtschaftlichen bzw. unternehmerischen 
Kontext  gesprochen.  Dabei  stellt  man  üblicherweise  auf  neue  Produkte  oder 
Produktionsprozesse ab. (Adolf 2012: 28) Doch in einer erweiterten Perspektive 
wird  ein  Verständnis  von  Innovation  als  Kommerzialisierung  neuen  Wissens 
oder  ihre Reduzierung auf  technische oder technologische Neuerungen hinfäl‐
lig.  

Zum einen  ist Technologie „ohne  ihre soziale Herkunft und  ihre kulturelle Ein‐
bettung nicht zu haben“ (ebd.). Zum anderen erscheinen, sozialwissenschaftlich 
betrachtet,  „die  technische  Innovation  und  die  ökonomische  Innovation  als 
zwei,  wenn  auch  prägnante  Sonderfälle  gesellschaftlicher  Innovation“  (Ram‐
mert 2010: 22). So sehr wirtschaftliche Stabilität und Dynamik eine Steigerung 
des  technisch‐technologischen  sowie  organisationsbezogenen  Innovationsge‐
schehens erfordern, benötigen gesellschaftliche Stabilität und Dynamik soziale 
Innovationen. 

Was  aber  sind  Innovationen,  welcher  Art  auch  immer?  Jenseits  eines  alltags‐
theoretischen Verständnisses  handelt  es  sich um überraschende Neuerungen, 
die zunächst Erwartetes diskontinuieren, dann soziale Akzeptanz erlangen und 
kollektiv als Neuheit attributiert werden. Das Attribut  ‚Innovation‘ wird mithin 
erst  nachträglich  vergeben,  d.h.  nachdem  sich  eine Veränderung,  ein  Produkt 
oder ein Verfahren durchgesetzt hat. (Aderhold 2010: 118) 
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Entsprechend  vollzieht  sich  Innovation prozessual  in  einer  Sequenz,  für  deren 
Beschreibung  sich  der  Dreischritt  Invention  –  Innovation  –  Diffusion  durchge‐
setzt hat:  Invention als Entdeckung neuer Problemlösungen oder neuer  Ideen, 
Innovation als deren erstmalige Realisierung und Diffusion als deren allgemeine 
Verbreitung  (Schätzl  2003:  115).  Ist  das  Stadium  der  Diffusion  noch  nicht  er‐
reicht,  lässt  sich  nur  von  „innovationsverdächtigen  Entwicklungen“  sprechen 
(Gillwald 2000: 32). 

Nach  dem  Zweiten Weltkrieg  hatte  sich  als  Standard‐Betrachtungsmodell  zu‐
nächst das lineare Innovationsmodell durchgesetzt. Dieses postuliert eine Inno‐
vationskette,  die  aus  einer  Abfolge  von  Grundlagenforschung  –  Angewandter 
Forschung – Entwicklung – (Produktion und) Diffusion besteht. Was etwas sche‐
matisch  anmutet,  hatte  aber  wissenschaftlich  auch  segensreiche  Wirkungen: 
Am  Anfang  des  Modells  standen  die  unbestrittenermassen  frei  forschenden 
Wissenschaftler.innen.  „Dieses  Modell  hatte  eine  Art  Sozialvertrag  zwischen 
Staat  und Wissenschaft  beinhaltet:  Ersterer  liess  Letztere  frei  und unbehelligt 
forschen, damit daraus gesellschaftlicher Nutzen entstand. Diesen Vertrag gibt 
es so nicht mehr.“ (Hafner 2015: 23) 

Zunächst  aber  formulierte  die  einschlägige  Forschung  seit  den  1970er  Jahren 
ein  interaktives  Innovationsmodell.  Dieses  beschreibt  Innovation  als  einen 
‚chain‐linked process‘, der sich aus zahlreichen Feedback‐Schleifen und Interak‐
tionen  zwischen  unternehmensinternen  und  ‐externen  ‚Abteilungen‘  entlang 
der Innovationskette zusammensetze. (Polt et al. 2014: 31f.) 

Eine andere wichtige Unterscheidung war die zwischen radikalen und inkremen‐
tellen  Innovationen,  letztere  auch  als  derivative  Nachfolgeinnovation  bezeich‐
net. Es wurde also differenziert zwischen Basisinnovation und Nachfolgeinnova‐
tion(en)  –  realisiert  von  zunächst  Pionieren  und  dann  Imitatoren  (Hotz‐Hart/ 
Rohner 2014: 28f.). Kritiker wandten ein, dass Innovation darauf auch nicht re‐
duziert werden könne: Radikale Innovationen seien in der Regel ohne den sich 
anschließenden Prozess kumulativer  inkrementeller  Innovationen kaum hinrei‐
chend effizient nutzbar, und die Begriffe „radikal“ und „inkrementell“ bezeich‐
neten Extrempunkte eines breiten Spektrums verschiedener Innovationstypen. 

Die Antwort darauf sind zwei weitere Modellerweiterungen: die modularen und 
die  architekturellen  Innovationen.  Im  Falle  modularer  Innovationen  würden 
zwar neue technologische Komponenten entwickelt und für eine Innovation ge‐
nutzt. Doch das grundlegende (funktionale) Design einer Technologie werde da‐
bei beibehalten. Anders beim Typus architektureller  Innovationen: Dort  „wer‐
den vorhandene technologische Komponenten  in neuer Weise so miteinander 
(re‐)kombiniert, dass insgesamt ein neues Produkt oder ein neuer Prozess ent‐
steht“. (Hirsch‐Kreinsen 2010: 76) 

Diese Modellbildungen  bezogen  sich  zunächst  auf  technische  und  technologi‐
sche Neuerungen vor allem im verarbeitenden Gewerbe. Dann gab es Auswei‐
tungen, die den Gegenstand des Innovierens umfassender in den Blick nahmen: 
Einbezogen wurden auch nicht‐technologische Innovationen im Unternehmens‐
sektor,  d.h.  organisatorische  Verbesserungen  in  Unternehmen,  Erschließung 
neuer  Märkte  und  Entwicklung  neuer  Dienstleistungen.  Schließlich  folgte  die 
Entwicklung des Konzepts der „sozialen Innovation“, „das sowohl die unterneh‐
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merische Innovation im non‐profit‐Bereich als auch genuine Innovation in sozia‐
len Beziehungen in den Blick brachte“. (Polt et al. 2014: 11) 

Diese  letztgenannte  und  jüngste  Erweiterung  des  Innovationsverständnisses 
folgt  der  Überzeugung,  dass  übergreifende  Problemlagen  – wie  Klimawandel, 
Nachhaltigkeit  oder  demografischer  Wandel  –  ohne  Verhaltensänderungen 
kaum zu bearbeiten seien: 

„Zum einen verändern gesellschaftliche Trends wie die Alterung der Gesellschaf‐
ten, Migrationsbewegungen  und  die  zunehmende  Tertiärisierung  und  Globali‐
sierung der Wirtschaftsstruktur den Rahmen,  in dem sich Innovationen abspie‐
len. Zum anderen können genau diese gesellschaftlichen Veränderungen selbst 
zum Ziel von Innovationen werden –  im Rahmen einer missionsorientierten In‐
novationspolitik,  die  wesentlich  auch  technologische  Neuerungen  mit  ein‐
schließt, aber auch in Form von ‚sozialen Innovationen‘, die gänzlich ohne tech‐
nologische Innovation auskommen.“ (Ebd.: 99f.) 

Definiert wird  soziale  Innovation als  „eine von bestimmten Akteuren bzw. Ak‐
teurskonstellationen ausgehende  intentionale,  zielgerichtete Neukonfiguration 
sozialer  Praktiken  in  bestimmten  Handlungsfeldern  bzw.  sozialen  Kontexten, 
mit dem Ziel, Probleme oder Bedürfnisse besser zu  lösen bzw. zu befriedigen, 
als  dies  auf  der  Grundlage  etablierter  Praktiken möglich  ist.“  Es  handele  sich 
dann und insoweit um eine soziale Innovation, wenn sie zum einen sozial akzep‐
tiert werde.  Zum anderen müsse  sie  breit  in  die Gesellschaft  bzw.  bestimmte 
gesellschaftliche  Teilbereiche  diffundieren,  dabei  kontextabhängig  transfor‐
miert und schließlich als neue soziale Praxis institutionalisiert bzw. zur Routine 
werden. (Howaldt/Schwarz 2010: 89f.)  

Oder kurz: Soziale Innovationen sind „das Ergebnis intendierten und zielgerich‐
teten Handelns  zur  Etablierung neuer  sozialer Praktiken  in  bestimmten Hand‐
lungsfeldern“  (ebd.: 92). Von  technischen  Innovationen unterscheiden sie sich 
dadurch,  dass  erstere Mittel  gesellschaftlichen Wandels,  soziale  Innovationen 
hingegen Akte gesellschaftlichen Wandels sind (Gillwald 2000: 36). 

Dabei wiederum impliziert das Konzept der sozialen Innovation keine Entgegen‐
setzung  von  ökonomischen  und  nichtökonomischen  Innovationen.  Instruktiv 
sind hier sieben Typen sozialer Innovationen, die von Caulier‐Grice et al. (2012: 
25) unterschieden werden:  

 neue  Produkte  (Beispiel:  für  Menschen  mit  Behinderungen  entwickelte 
technische Hilfsmittel und Unterstützungstechnologien)  

 neue Dienstleistungen (Beispiel: Online‐Banking)  

 neue Prozesse  (Beispiel: Zusammenarbeit mittels Peer‐to‐Peer und Crowd‐
sourcing)  

 neue Märkte (Beispiel: Fair Trade oder Tauschringe)  

 neue Plattformen (Beispiel: neue Koordinationsformen im Bereich der Für‐
sorge)  

 neue Organisationsformen (Beispiel: gemeinwohlorientierte Firmen)  

 neue Geschäftsmodelle  (Beispiel: Entwicklung von nichtkommerziellen und 
gemeinwohlorienten Franchisingmodellen oder die Nutzung von  Just‐In‐Ti‐
me‐Modellen bei sozialen Herausforderungen). 
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Die  Idee  der  sozialen  Innovationen  ist mittlerweile  auch  auf  der  Ebene  politi‐
scher Programmatik angekommen. Die EU‐Kommission formulierte 2011: 

„Die soziale Innovation ist ein wichtiger neuer Bereich, der gepflegt werden soll‐
te.  Dabei  geht  es  darum,  den  Einfallsreichtum  von Wohltätigkeitsorganisatio‐
nen, Vereinen und Sozialunternehmern anzuzapfen, um nach neuen Wegen zur 
Lösung gesellschaftlicher Probleme zu suchen, für die der Markt oder der öffent‐
liche  Sektor  keine  befriedigenden  Antworten  haben.  Dieser  Einfallsreichtum 
kann auch angezapft werden, um die Veränderungen im Verhalten zu bewirken, 
die gebraucht werden, um große gesellschaftliche Herausforderungen wie den 
Klimawandel  angehen  zu  können.  Über  die  Befriedigung  sozialer  Bedürfnisse 
und die Lösung gesellschaftlicher Probleme hinaus können soziale Innovationen 
Menschen ermutigen und neue gesellschaftliche Beziehungen oder Formen der 
Zusammenarbeit schaffen. Sie sind also von sich aus innovativ und zugleich gut 
für die Innovationsfähigkeit der Gesellschaft.“ (Europäische Kommission 2011b: 
25f.) 

Im Ergebnis dieser Entwicklungen des Innovationsverständnisses hat sich inzwi‐
schen – zumindest auf der konzeptionellen Ebene – eine deutliche Ausweitung 
ergeben.  In Anlehnung an die entsprechende Zusammenfassung bei Polt et al. 
(2014: 4) lassen sich als Kernelemente des heutigen Innovationsbegriffs zusam‐
menfassen: 

 Systemisches  Innovationsverständnis:  Das  Konzept  von  Innovation  um‐
spannt die  gesamte Kette der Wissensproduktion,  von der Grundlagenfor‐
schung  bis  zur Markteinführung  oder  anderweitigen  Diffusion.  Innovation 
wird  als  Resultat  von  Kooperation  und  Interaktion  einer  Vielzahl  unter‐
schiedlicher Akteure begriffen. 

 Große gesellschaftliche Herausforderungen: Innovationspolitik sieht in Inno‐
vationen wesentliche Hebel zur Bewältigung der Grand Challenges, also von 
Klimawandel, demografischem Wandel usw. 

 Breites Innovationspolitikverständnis: Innovationspolitik reicht über traditio‐
nelle Forschungs‐ und Technologiepolitik hinaus und schließt  jedenfalls Bil‐
dungspolitik, im Bereich der Grand Challenges aber auch jeweilige Sektorpo‐
litiken mit ein. Zunehmende Beachtung der Innovationspolitik finden die Be‐
reiche der Innovation im öffentlichen Sektor und der sozialen Innovationen. 

Polt et al. (ebd.: 38) machen aber auch darauf aufmerksam, dass diese Auswei‐
tung des Innovationsbegriffs mit einer inhärenten Herausforderung verbunden 
sei: dessen Ubiquität. Damit einher gehe ein Bedeutungsverlust des Begriffs:  

„Ist  jede  Anpassung  von  Arbeitsabläufen  und  jede  soziale  Veränderung  (z.B. 
Steigerung  des  Anteils  der  Frauen  an  den  Erwerbstätigen  in  den  letzten  Jahr‐
zehnten,  Nutzung  von  Fahrgemeinschaften,  Änderungen  im  Konsumverhalten 
etc.) eine Innovation? Was ist dann noch nicht‐innovativ? Eine zu starke Auswei‐
tung des Begriffs sorgt dafür, dass ‚innovativ sein‘ kein differenzierendes ‚Quali‐
tätsmerkmal‘ mehr  ist  und  unter  Umständen  jedwede  Art  von  ‚Neuheit‘  oder 
‚Andersartigkeit‘ als Innovation bezeichnet werden muss. Innovation wird damit 
auch schwieriger verortbar.“ 

Wie  herausgearbeitet,  wird  die  herkömmliche  Innovationsdebatte  von  einer 
Reihe  zentraler Dichotomien  bestimmt:  radikale  und  inkrementelle  Innovatio‐
nen  oder  soziale  Innovation  als  Folge  technischer  Innovation  zum  Beispiel. 
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Sämtliche dieser Dichotomien werden aber unterlaufen, wenn man sich Erfolgs‐
bedingungen  von  Innovation  vergegenwärtigt.  Hierzu  hat  Steven  Johnson 
(2013)  in  einer  aufwendigen  Auswertung  von  Innovationsprozessen mehrerer 
Jahrhunderte  zentrale  Aspekte  herausgearbeitet.  Die  „produktiven  Umgebun‐
gen“,  in  denen  Innovationen13  gedeihten  und  gedeihen,  wiesen  und  weisen 
demnach  regelmäßig  jeweils mehrere von sieben Rahmenbedingungen, Merk‐
malen bzw. Vorgehensweisen auf: 

1. „Das  Nächstmögliche“:  Dies  bezeichnet  eine  bestimmte  Aufeinanderfolge 
von Kombinationen, die  ‚in der  Luft  liegen‘,  etwas,  das  „noch  im Schatten 
liegt, … sozusagen am Rand des bereits Existierenden schwebt“, und zwar als 
„Wegweiser  zu  den  verschiedenen Möglichkeiten, wie  die Gegenwart  sich 
selbst neu erfinden könnte“ (ebd.: 41). Dazu bedürfe es der Affinität zu situ‐
ativer Problemlösung und Grenzüberschreitung sowie des Wissens um mög‐
liche Bausteine zur Problemlösung:  

„Innovative Umgebungen unterstützen  ihre Bewohner darin,  das Nächstmögli‐
che  zu  erkunden.  Sie  halten  einen  reichhaltigen  Vorrat  an  Ersatzteilen  bereit, 
seien sie technischer oder konzeptioneller Art, und sie inspirieren dazu, diese Er‐
satzteile neu zu kombinieren. Umgebungen, die Neukombinationen verhindern 
oder  einschränken  –  weil  sie  Experimentieren  bestrafen,  neue  Möglichkeiten 
verschleiern oder alles dort so angenehm ist, dass niemand auf die Idee kommt, 
etwas zu verändern – werden im Schnitt weniger Innovationen hervorbringen.“ 
(Ebd.: 52) 

2. „Flüssige  Netzwerke“:  Sie  ermöglichten  zahlreiche  wechselnde,  aber  auch 
sich  wiederholende  Kontakte  mit  hoher  Offenheit:  Nicht  das  Netzwerk 
selbst  sei  klug,  sondern  der  Einzelne werde  klüger, weil  er mit  dem Netz‐
werk  verbunden  ist.  Flüssige Netzwerke  erschüfen  eine Umgebung,  in  der 
„halb fertige Ideen miteinander in Verbindung treten können …: Sie helfen, 
gute Ideen zu vervollständigen“. (Ebd.: 71, 89f.) 

3. „Die  langsame  Ahnung“:  Hierbei  geht  es  um  die  Verknüpfung,  vor  allem 
aber die Bewahrung von unfertigen Problemlösungen. Damit verbunden ist 
die Bedeutung sozialer oder materieller Gedächtnisse in Netzwerken: 

„die meisten genialen  Ideen  sind anfangs noch unausgereift, mehr Ahnung als 
Offenbarung.  […]  Ahnungen,  die  sich  nicht  vernetzen  können,  sind  dazu  ver‐
dammt, nie über das Stadium der Ahnung hinauszukommen.“ (Ebd.: 89f.) 

4. „Serendipität“: Etwas ursprünglich nicht Gesuchtes wird (scheinbar) zufällig 
beobachtet oder entdeckt und erweist sich als neu und überraschend. Dazu 
bedarf es der Offenheit gegenüber Randphänomenen und einer  Institutio‐
nalisierung ihrer Behandlung: 

„Das Geheimnis  von  Inspiration  innerhalb einer Organisation  liegt darin,  Infor‐
mationsnetzwerke einzurichten, die Ahnungen am Leben erhalten, ihnen gestat‐
ten, sich zu verteilen und neu zu kombinieren. Statt Ahnungen in Brainstorming‐
Sessions  und  Entwicklungsabteilungen  zu  kasernieren,  braucht  es  eine  Umge‐
bung, in der das Brainstorming ununterbrochen im Hintergrund läuft.“ (Ebd.: 141) 

5. „Irrtum“: Fehler sollten als Information, nicht als Störung interpretiert wer‐
den. Dazu brauche es eine Kultur der Fehlerfreundlichkeit: 

                                                                     
13 und Inventionen – um diese Unterscheidung ist Johnson unbekümmert 
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„Gute Ideen treten eher in Umgebungen auf, in denen es einen gewissen Anteil 
von Störfaktoren und Irrtum gibt. […] Störungsfreie Umgebungen sind häufig zu 
steril, und die Ergebnisse, die sie hervorbringen, zu vorhersehbar.“ 

Fehler seien natürlich nicht das Ziel, „sie sind und bleiben nun mal Fehler“. 
Aber: Genau deshalb möchte man sie möglichst schnell hinter sich bringen. 
(Ebd.: 157, 16) 

6. „Exaptation“: Damit wird die Übertragung  von Lösungsmustern aus einem 
Kontext  in einen anderen bezeichnet. Voraussetzung sei die Schaffung von 
zahlreichen kontextüberschreitenden Kontakten: 

„Innovation wird umso leichter, wenn eine neue Technologie, die  in einem be‐
stimmten  Ideenraum  entwickelt  wurde,  in  einen  anderen  migrieren  kann  […] 
Das hat weniger mit über den eigenen Tellerrand hinausschauen zu tun als da‐
mit, mehrere Teller vor sich zu haben.“ (Ebd.: 183, 189) 

7. „Plattformen“:  Sie  schüfen geschützte Milieus, die  riskantes Agieren durch 
die Minimierung anderer, externer Risiken erlauben. 

Netzwerke bilden, Affinität zu situativer Problemlösung und Grenzüberschreitung 
fördern,  irrtumsfreundlich agieren, geschützte Plattformen schaffen, halbferti‐
ge Ideen miteinander in Verbindung bringen, Gedächtnis kultivieren und darauf 
basiert unfertige Problemlösungen  fortführen,  Lösungsmuster aus einem Kon‐
text in einen anderen übertragen, gegenüber Randphänomenen offen sein: Die 
Logik hinter all diesen Aspekten ist die Privilegierung von Offenheit in jeder Hin‐
sicht. Diese führt letztlich zum Austausch von Ideen: Offenheit für situative Pro‐
blemlösungen, für soziale Kontakte und Austausch, für Erinnerung an zunächst 
nicht verwendbar gewesenes Wissen, für nicht zentrale Interessenfokussierung, 
für  Falsifikation  und  deren  produktive  Verwendung  sowie  Offenheit  für  (kon‐
text)fremde Erfahrungen.  

Solche Offenheit  ist  immer auch für die Gefahr des Scheiterns offen. Dazu be‐
darf sie sozialer Umgebungen, die diese Offenheit entweder per se honorieren 
oder  aber negative Konsequenzen abfangen bzw.  limitieren. Daher  stellen,  so 
Johnson  (ebd.: 250ff.), nicht‐marktorientierte, kooperative Konstellationen die 
günstigsten  Voraussetzungen  für  Innovationen  dar  – wie  sie  vor  allem  in  der 
Wissenschaft  kennzeichnend  sind.  Dort  werde  Offenheit  und  Riskofreudigkeit 
mit  Sicherheit  gekoppelt.  Auch  außerwissenschaftliche  Innovateure  waren 
demnach vorwiegend dann erfolgreich, wenn sie die wissenschaftliche Arbeits‐
konstellation kopierten, um produktive Umgebungen zu schaffen.  

Neben dem Kopieren der wissenschaftlichen Arbeitskonstellation ist es aber vor 
allem die Wissenschaft selbst, welche die Problemhorizonte der Praktiker zu er‐
weitern bzw.  zu überschreiten und  voranalytische Urteile durch wissenschaft‐
lich gestützte und reflektierte Urteile zu ersetzen vermag. Sie reformuliert nicht 
einfach die Probleme der Praxis, indem sie diese in eine wissenschaftliche Spra‐
che  übersetzt.  Vielmehr  kann  sie,  auf  der  Grundlage  gespeicherten Wissens, 
Problemlösungswege  vor  dem  Hintergrund  der  Kenntnis  langfristiger  Trends, 
vergleichbarer Fälle, relevanter Kontexte, prognostischer Wahrscheinlichkeiten, 
typischer Fehler, nichtintendierter Handlungsfolgen und alternativer Optionen 
aufzeigen. So wird die Wissenschaft ihrer Aufgabe, „geläufige Sicherheiten auf‐



 

69 

zubrechen, neue Differenzierungen einzuführen, die Komplexität des Problem‐
bewußtseins zu steigern“ (Huber 1999: 56), gerecht. 

Letzlich sorgt sie damit wesentlich dafür, dass eine Gesellschaft irritationsfähig, 
also innovativ bleibt.  

3.2.2. Hochschulen als regionaler Innovationsfaktor 

Wie  oben  beschrieben:  In  der  Phase  des  Hochschulausbaus  dominierte  die 
Wahrnehmung von Hochschulen als Einrichtungen  zur Proliferation von Chan‐
cengleichheit und erweiterten Teilhabechancen sowie zur Bereitstellung qualifi‐
zierter Arbeitskräfte. Seit den 1980er Jahre hingegen werden Hochschulen ver‐
mehrt als Element einer innovationsorientierten Regionalpolitik thematisiert.  

Diese Perspektivverschiebung resultiert nicht zuletzt aus der Entwicklung des Si‐
licon Valleys zu einem der größten IT‐ und Hochtechnologiestandorte der Welt. 
Kern und Ausgangspunkt dieser paradigmatischen Erfolgsgeschichte bildet hier 
die  Stanford  University.  Die  Kooperationsbeziehungen  zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft, die sich in einem intensiven Technologie‐ und Wissenstransfer 
sowie in zahlreichen Aus‐ und Existenzgründungen aus der Hochschule nieder‐
schlugen, wurden dabei als zentraler Aspekt wissenschaftlich‐technischer Inno‐
vation und wirtschaftlicher Prosperität identifiziert.14  

Dass  regionale Nähe wesentlich  zu diesen positiven ökonomischen  sowie den 
wissens‐  und  innovationsbezogenen  Effekten  beiträgt,  bildet  die  gemeinsame 
Annahme jener zwei Ansätze, die den wesentlichen diskursiven Rahmen der in‐
novationsorientierten Regionalpolitik abstecken: der Cluster‐Theorie sowie dem 
Ansatz regionaler Innovationssysteme. 

Clustertheorie beschreibt die räumliche Konzentration von Unternehmen eines 
bestimmten Wirtschaftszweigs sowie weiterer relevanter Organisationen – von 
Bildungs‐ bis Verwaltungseinrichtungen – als zentralen Wettbewerbsvorteil: 

 Der  Wettbewerbsvorteil  resultiere  aus  verschiedenen  Dimensionen  eines 
Clusters. So führe die Konzentration ähnlicher Organisationen auf der horizon‐
talen Ebene zu einem  intensivierten Wettbewerb. Dieser Wettbewerb erfahre 
eine Dynamisierung der Innovationsfreudigkeit und Qualitätsorientierung durch 
eine  steigende  Anspruchshaltung  der  Konsumenten,  wie  sie  für  erfolgreiche 
Ökonomien typisch ist.  

 In der vertikalen Dimension seien Cluster durch die Präsenz von verwandten 
und  unterstützenden  Unternehmen  gekennzeichnet.  Diese  könnten  nicht  nur 
Agglomerationsvorteile nutzen (etwa Kostenvorteile durch economies of scale), 
sondern begünstigten auch einen kontinuierlichen Informationsaustausch über 
neue Ideen und Innovationen.  

                                                                     
14 Streng genommen sind mit dem Innovationsbegriff bereits beide Aspekte angesprochen, im‐
pliziert er doch über die Produktion von neuem Wissen (insbesondere der Invention als einer 
wesentlichen Voraussetzung von Innovation) hinaus auch dessen erfolgreiche Diffusion in öko‐
nomische Verwertungszusammenhänge. 
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 Desweiteren seien Cluster durch eine Ausstattung mit spezialisierten Fakto‐
ren  charakterisiert,  die  nur  in  Clustern  entstehen  können.  Diese  gingen  über 
zweierlei  hinaus:  (a)  die  grundlegenden  Faktoren  –  vorhandene Ausstattungs‐
merkmale einer Region wie natürliche Ressourcen oder Arbeitskräfte – und (b) 
fortgeschrittene Faktoren – die  Existenz einer  grundlegenden materiellen und 
immatriellen  Infrastruktur,  etwa  das  Bildungswesen,  Forschung  und  Entwick‐
lung,  Kommunikationsstrukturen  oder  ein  ausgebautes  Verkehrsnetz.  Erst  die 
Existenz weiterer, nämlich spezialisierter Faktoren erzeuge nichtpreisliche, sys‐
tematische Wettbewerbsvorteile. Sie umfassten etwa die hochgradige Speziali‐
sierung  des  Clusters,  die  schnelle  Abrufbarkeit  von  Wissen  oder  besonderer 
Forschungskapazitäten und seien von Wettbewerbern schwer zu kopieren. Die‐
ses  umfasst  auch  die  institutionelle  Dimension,  etwa  die  Ausbildung  geteilter 
Werte und Vorstellungen sowie Vertrauensbeziehungen.  

 Mit der Clusterbildung sind zugleich Gefahren von Lock‐in‐Effekten verbun‐
den. Der damit bezeichneten kreativen Austrocknung eines Clusters  lasse  sich 
aber durch entsprechende Offenheit  für externe  Impulse begegnen.  (Grundle‐
gend: Meyer‐Stamer 2000) 

Ebenfalls auf die positiven Effekte regionaler Vernetzung fokussiert der Ansatz 
der Regionalen Innovationssysteme (RIS). Dieser Ansatz orientiert etwa die Re‐
gionalpolitik der Europäischen Union. Die EU bestimmt die RIS als „eine Reihe 
von Akteuren und Ressourcen in effektiver Wechselbeziehung mit dem Ziel, In‐
novation in der Region zu stimulieren“. Verbunden mit der Etablierung solcher 
Systeme ist die Hoffnung, mindestens drei Aspekte deutlich zu verbessern: 

 „Identifizierung  von  verfügbaren  Infrastrukturen  und  regionalen  Quellen 
von Wissen und Sachkenntnis; 

 Zugang  zu  Dienstleistungen  in  Bereich  von  Finanzierung,  Erfahrungsaus‐
tausch,  Nutzung  von  Wissen  (Entwicklungsagenturen,  Handelskammern, 
prospektive Akteure, Risikokapitalfonds usw.); 

 effektiven Transfer von Kompetenz und Zusammenarbeit zwischen den ver‐
schiedenen  regionalen  Entwicklungsakteuren.“  (EU‐Kommission  2006:  5, 
vgl. grundlegend auch Fritsch 2013)  

In Anlehnung an beide Ansätze und oftmals durch positive wie negative Sank‐
tionen gefördert wurden die Hochschulen aufgefordert,  Entwicklungen erfolg‐
reicher Agglomerationen – wie eben das Silicon Valley – zu reproduzieren und 
damit zum Aufbau regionaler Netzwerke beizutragen. Diese vertrauens‐ und ko‐
operationsorientierten Akteursverbindungen im Rahmen von Clustern oder RIS 
lassen vor allem die Relevanz von vier Aspekten hervortreten:  

 Region als politische Einheit, die über ein Mindestmaß an politisch‐admini‐
strativen Mitteln zur Förderung von Innovationen verfügt;  

 Innovationen als Kommerzialisierung neuen Wissens; 

 institutionelles  Lernen  als  Fähigkeit,  neue  Ebenen  und  Arten  von Wissen, 
Fertigkeiten und Fähigkeiten in Organisationen zu integrieren, sowie 

 Interaktionen, die eine schnelle Diffusion von Wissen und somit spillover‐Ef‐
fekte ermöglichen. (Cooke 2009: 94f.) 
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Insgesamt kennzeichnet die Fokussierung auf regionale Innovationskreisläufe – 
wie schon die Theorien der Wissensgesellschaft und der Modus‐2‐Ansatz − die 
doppelte Bewegung von Aufwertung und Dezentrierung der Hochschulen in der 
Gesellschaft: Hochschulen erscheinen hier lediglich als ein, wenn auch wesentli‐
ches Element im Rahmen weitgespannter Mehrebenen‐Netzwerke.  

Trotz  der  Wirkmächtigkeit  des  regionenbezogenen  Innovationsdiskurses  –  so 
verfügten  heute  zahlreiche  Hochschulen  über  Gründerzentrum  und  Transfer‐
stelle – bleibt der räumliche Aspekt dieses Ansatzes weitgehend unterbelichtet. 
Die besondere Bedeutung, die der Netzwerkbildung zukommt, macht kenntlich, 
dass Nähe „lediglich als ein Proxy  für soziale Nähe“ zu verstehen  ist  (Cantner/ 
Graf/Meder 2009: 200).  In welcher Weise diese  soziale Nähe durch  räumliche 
Strukturen geprägt wird, bleibt im wesentlichen ungeklärt.  

Festzuhalten  ist  daher: Mit  dem  Innovationsdiskurs  ist  den  Hochschulen  eine 
aktive  ökonomische  Rolle  in  der  Region  zugewiesen worden,  allerdings  bleibt 
diese Neuakzentuierung des Hochschulregionalismus  im Bezug auf die Stadt – 
den Sitzort – weitgehend unspezifisch. Mit Emphase wird dieser Aspekt erst mit 
der Herausbildung des Diskurses um die kreativen Städte betont, der freilich al‐
le zentralen Aspekte des Innovationsdiskurses aufnimmt.15  

3.2.3. Kreativität: Hochschulen als umfassender  
Entwicklungsfaktor 

Der  Kreativitätsbegriff  hat  seit  seinem  Import  in  den  deutschen  Sprachraum 
nach dem Zweiten Weltkrieg – nicht nur im Kontext von Stadtentwicklung – ei‐
ne beachtliche diskursive Karriere vorzuweisen. Diese verdankt sich zweierlei: 

 Zum einen dem impliziten demokratischen Grundimpuls: Im Gegensatz zum 
alteuropäischen Geniekult werden Kreativitätspotenziale prinzipiell allen Men‐
schen,  ja  allen  Tätigkeitsfeldern  zugeschrieben.  In  dieser  demokratischen  Fas‐
sung stellt Kreativität zugleich ein anthropologisches Vermögen, eine verbindli‐
che Norm, ein unabschließbares Entwicklungsziel und eine erlernbare Kompe‐
tenz dar.  Analog  zum  Individualitätskonzept  bindet  Kreativität  somit  Standard 
und Einzigartigkeit, Norm und Abweichung zusammen.  

 Zum  anderen  eignet  der  Kreativität  eine  besondere  Anschlussfähigkeit  an 
ökonomische Diskurse: Als Kennzeichen des durchsetzungsfähigen Neuen zeigt 
sich  Kreativität  als  zentrales  Element  der  unternehmerischen  „schöpferischen 
Zerstörung“  (Schumpeter 1946: 137f.) und damit als herausragende ökonomi‐
sche Ressource.  

                                                                     
15 Gelegentlich entsteht jedoch der Eindruck, dass das Niveau der Ansätze zu regionalen Inno‐
vationssystemen  in den  theoretischen Ansätzen  zu  kreativen Städten deutlich unterschritten 
wird, etwa durch die fehlende Berücksichtigung wirtschaftlicher und administrativer Rahmen‐
bedingungen. Umgekehrt bleibt in Untersuchungen zu urbanen Innovationssystemen die städ‐
tische Komponente seltsam blass. Diese Abblendungen können als  Indiz dafür gewertet wer‐
den, dass städtische Spezifika nur bedingt einen adäquaten Analyserahmen darstellen.  
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Jenseits des demokratischen Impulses und der ökonomischen Relevanz beruht 
die Attraktivität des Kreativitätsbegriffs auf seinem schillernden Charakter, ruft 
er doch mindestens sechs Assoziationsfelder auf: So wird Kreativität verbunden 
mit künstlerischem Handeln, der Güterproduktion, dem problemlösenden Han‐
deln,  der  revolutionären  Neuerfindung  des  Sozialen,  der  Vitalität  des  biologi‐
schen  Lebens  und  schließlich  dem  zweckfreien,  also  spielerischen  Handeln 
(Bröckling 2004). 

Deutlich wird  die  Bedeutungsvielfalt  vor  allem  in  Versuchen,  diese  in  der  Be‐
schreibung des kreativen Menschen zusammenzubinden. Dabei erweist sich der 
Kreative  als  Verkörperung  eines  Zuges,  der  sonst  nur  im  Zusammenhang mit 
Gott vermutet wurde − der coincidentia oppositorum:  

„Als  charakteristisch  für  eine  kreative  Person  gilt  z.B.  eine  offene Haltung  der 
Umwelt gegenüber, Kritikfähigkeit, Flexibilität, Begeisterungsfähigkeit, viel Initi‐
ative  und  Originalität.  Sie  ist  im  Allgemeinen  unkonventionell,  energisch  und 
mutig, hat eine Vorliebe für Neues, arbeitet ausdauernd an Lösungen, ist auto‐
nom, reif, emotional stabil und dominant. […] Kreative Menschen verfügen über 
eine Menge physischer Energie, aber sie sind auch häufig ruhig und entspannt. 
Kreative Menschen sind häufig weltklug und naiv zugleich. Sie sind sehr diszipli‐
niert  und  verantwortungsbewusst,  aber  gleichzeitig  spielerisch  und  ungebun‐
den. Sie wechseln zwischen Imagination und Phantasie auf der einen Seite und 
einem bodenständigen Realitätssinn auf der anderen Seite.“ (Frey 2009: 39) 

Dieser schillernde Begriff lässt sich dank seiner Assoziationsvielfalt mit wissens‐
gesellschaftlichen  Problembeschreibungen  zusammenschalten.  Im  Begriff  der 
„kreativen Klasse“ verweist er auf zentrale bildungs‐ und wissenschaftsbezoge‐
ne Kompetenzen, auf das formalisierte und implizite Wissen seiner Träger. Die 
Möglichkeit,  auf  Arbeitskräfte  aus  der  kreativen  Klasse  zurückgreifen  zu  kön‐
nen,  definiert  −  so  die  humankapitaltheoretische  Annahme  –  neben  der  Aus‐
stattung mit einem gewissen technologischen Knowhow wesentlich die ökono‐
mischen Potenziale eines Landstrichs.  

Diese Wissensarbeiter wiederum würden sich bei der Wahl ihres Wohn‐ und Ar‐
beitsortes von postmateriellen Werten wie der lokalen Toleranz, den Kulturan‐
geboten oder der Lebensqualität leiten lassen. Richard Florida (2002) fasst die‐
se Aspekte in seiner berühmten 3T‐Formel zusammen: Städte bedürften zur Si‐
cherung  wirtschaftlicher  Prosperität  vor  allem  Technologie,  Talent  und  Tole‐
ranz. 

Aus  diesen Annahmen  resultiert  eine  „Theorie  von  nahezu  biblischer  Einfach‐
heit“  (Steets  2011:  87):  Angezogen  von  einer  attraktiven  städtischen  Kultur 
strömten die Kreativen  in  tolerante Städte und erzeugten dort wirtschaftliche 
Prosperität. Damit lenke nicht länger das Jobangebot die Mobilitätsströme der 
Kreativen, vielmehr folgten die Jobs den Wissensarbeitern. Entsprechend müs‐
se das Ziel der Stadtentwicklung vornehmlich darin bestehen, die Bildung krea‐
tiver Milieus zu fördern und die Stadt somit in einen Anziehungspunkt für Wis‐
sensarbeiter zu verwandeln.16 Damit rücken auch Hochschulen als Ausbilder der 

                                                                     
16 Angesichts der geforderten Ausrichtung an den nichtmateriellen Bedürfnissen einer akade‐
mischen Elite sprechen Kritiker  in diesem Zusammenhang auch von einer „Cappuccino‐Stadt‐
politik“ (Peck 2008: 108). 
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kreativen Klasse und Kerne kreativer Milieus vermehrt  in den Fokus der Stadt‐
entwicklungspolitik.  

Empirische Belege für die These von den ökonomischen Wirkungen der Kreati‐
ven stehen allerdings noch weitgehend aus. Während das gleichzeitige Auftre‐
ten einer erhöhten Anwesenheitsdichte Kreativer und ökonomischer Prosperi‐
tät  gut  belegt  ist,  scheitert  die  Identifikation  von  kausalen  Zusammenhängen 
regelmäßig am Endogenitätsproblem. Dabei kann nicht entschieden werden, ob 
die  wirtschaftliche  Prosperität  Voraussetzung  oder  Resultat  der  räumlichen 
Konzentration von Kreativen  ist. Ebenso verfängt  sich etwa die These von der 
postmateriell orientierten Arbeitsortwahl regelmäßig  in zirkulären Argumenta‐
tionsmustern: etwa wenn überdurchschnittliche Kultur‐ oder Bildungsangebote 
sowie eine gute ärztliche Versorgung – mithin Leistungen, die Stellenangebote 
für Wissensarbeiter voraussetzen – als Indikatoren für eine gesteigerte Attrakti‐
vität für eben jene Kreative dienen.17 

 

Das „Phantom der Oper“ oder „Sex and the City“ 

Während  es  empirisch  gut  belegt  ist,  dass  eine  positive  wirtschaftliche  Entwicklung 
und die Anwesenheit Kreativer oftmals zusammen auftreten, verhindert das Endogeni‐
tätsproblem die Identifikation von eindeutigen Zusammenhängen. Einen interessanten 
Versuch, diesem unter Rückgriff auf historische Entwicklungen zu entgehen, unterneh‐
men Falck, Fritsch und Heblich (2010, 2011). Ausgangspunkt der Untersuchung ist da‐
bei die Annahme, dass Barockopern primär aus Prestigegründen, also nicht als Ergeb‐
nis ökonomischen Erfolgs errichtet wurden. Gezeigt werden soll nun, dass sich an den 
Standorten der barocken Opern, die allsamt noch heute bestehen, positive Effekte auf 
die Anwesenheit von Hochqualifizierten und – damit verbunden – auf das Wirtschafts‐
wachstum zeigen  lassen. Da sich beides nicht auf endogene Faktoren wie Wohlstand 
oder  Bildung  zurückführen  lasse,  belege  dieses  die  unabhängige,  exogen  induzierte 
Wirksamkeit des kulturellen Angebots. Da für die Errichtung der Opernhäuser alleine 
die – teilweise ruinöse – Nachfrage der Herrscher und ihrer Höfe, nicht aber die eines 
ökonomisch erfolgreichen Bürgertums ausschlaggebend war, kann die Verteilung der 
Opernhäuser als natürliches Experiment gelten.  

Auf der Basis statistischer Auswertungen kommen die Autoren zu zweierlei Schlüssen:  

 Mit  „jeden  10  km,  die  ein  Landkreis  näher  an  einem  barocken  Opernhaus  liegt, 
steigt der Anteil der heute dort vorhandenen hochqualifizierten Beschäftigten um 0,17 
bis 0,28 Prozentpunkte“ (Falck/Fritsch/Heblich 2011: 34). 

 Je nach regionalen Spezifika  führt „ein um einen Prozentpunkt höherer Anteil der 
hochqualifizierten  Beschäftigten  …  im  Landkreis  zu  einer  um  0,24  bis  0,49  Prozent‐
punkte höheren Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts im Landkreis“ (ebd.: 35).   

                                                                     
17 vgl. für derartige Argumentationsmuster exemplarisch Fritsch/Stützer (2006) 
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Diese  Korrelation  von  Opernhäusern,  der  Konzentration  von  Hochqualifizierten  und 
wirtschaftlichen Wachstum sei auch nach der Kontrolle durch Variablen wie Küstennä‐
he, Bodenbeschaffenheit, Höhe, Bergbau, Religion, Hansestadt sowie der Besitz einer 
Hochschule  vor  der  industriellen  Revolution  nachweisbar.  Daher  halten  die  Autoren 
auch einen kausalen Effekt von heutigen kulturellen Einrichtungen auf die gegenwärti‐
ge räumliche Verteilung von Hochqualifizierten für evident. Belegt sei damit die Inves‐
tition in Kultur als sinnvolle Regionalentwicklungsstrategie. (Ebd.) 

Deutliche Zweifel an der Behauptung von Kausalzusammenhängen artikuliert eine Stu‐
die von Bauer, Breidenbach und Schmidt (2014) – und dies, obwohl die Autoren in der 
Lage waren, die statistischen Ergebnisse der Untersuchung von Falck, Fritsch und Heb‐
lich  zu  reproduzieren.  Für  ihre  Zweifel  werden  drei  zentrale  Argumente  hervorge‐
bracht: 

 Erstens  müsse  die  kausale  Interpretation  –  Opernhäuser  ziehen  Kreative  an,  die 
wiederum erhöhtes Wachstum erzeugen – zeigen können, dass alternative Variablen 
keinen ähnlichen oder besseren Erklärungswert haben. Erfolge dies nicht, liegt ein Bias 
vor und wird die Heterogenität möglicher Ursachen abgeblendet. Um ein solches Ab‐
blenden alternativer Variablen zu illustrieren, prüfen die Autoren denkbare Kontrast‐
beispiele zu Barockopern. Sie können zeigen: Auch an Standorten von Bordellen und 
Brauereien der Barockzeit treten ähnlich positive Effekte auf, die in Größe und Signifi‐
kanz  denen  der Opern  sehr  ähneln.  Die  zwei  Kontrastbeispiele wurden  bewusst  ge‐
wählt, da sie doch beide nicht im Verdacht stünden, eine besondere Anziehungskraft 
auf  Kreative  zu  entfalten.  Entsprechend müssten  die Ursachen  für  den  Erfolg  dieser 
Standorte dann bei anderen Faktoren gesucht werden. 

 Zweitens  ließe  sich  der  Charakter  eines  „natürlichen  Experiments“,  den  Falck, 
Fritsch und Heblich für die Standortwahl von Opernhäusern reklamieren, bezweifeln. 
Diese sind keineswegs – und das wäre Voraussetzung für den natürlichen Charakter – 
unabhängig von regionalen Spezifika gewählt worden. Vielmehr wurden Opernhäuser 
typischerweise in Verwaltungszentren gebaut, deren Standortwahl wiederum von Um‐
ständen wie  Nähe  zu  Handelslinien  oder  zu  natürlichen  Ressourcen  abhängen. Glei‐
ches gilt  für die erwähnten Bordelle und Brauereien. Damit droht der Rückfall  in das 
Endogenitätsproblem. 

Setzt man, drittens, an diesem Punkt an und wählt Städte mit großer legaler Macht – 
also Regierungsstädte und große Städte – als Ausgangspunkt einer Untersuchung, so 
zeige  sich:  Diese  weisen  mit  oder  ohne  Opernhäuser  ein  erhöhtes  Aufkommen  an 
Hochqualifizierten  auf. Mehr  noch:  Der  Aktor Nähe  zum Opernhaus  verliere  bei  Be‐
rücksichtigung der Nähe zu Regierungszentren deutlich an Signifikanz. Dadurch sehen 
die Autoren Ansätze des Institutionalismus belegt, wonach ein hinreichendes Angebot 
an  Institutionen wirtschaftliches Wachstum  im  Kontext  endogener Wachstumstheo‐
rien erklären kann. Mit anderen Worten: Die Effekte der anderen historischen Gege‐
benheiten  (incl. Opernhäuser,  Brauereien  und  Bordelle)  verschwänden, wenn  sie  im 
Hinblick auf die institutionelle Wichtigkeit kontrolliert werden. Zu vermuten sei mithin: 
Städte, die Einheiten der legislativen, politischen und ökonomischen Institutionenset‐
zung  beherbergen,  genießen  den  langfristigen  Vorteil,  Hochqualifizierte  anzuziehen. 
Da  sich  also die  kausale Wirkung der Barockopern  für  die  Städe und Regionen nicht 
mehr belegen lasse, werde auch fraglich, ob es sich bei größeren Investitionen in die 
Kultur tatsächlich um eine sinnvolle Regionalentwicklungsstrategie handelt. 

 

Während  also  Studien  zum Nachweis  der Bedeutung  kreativer Milieus  für  die 
ökonomische Entwicklung der Städte oder der Mobilität von Akademikern mit 
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deutlichen Schwierigkeiten konfrontiert sind, kommen andere Untersuchungen 
zu ernüchternden Ergebnissen: 

 So  zeigt  etwa  eine Untersuchung  aus  dem Hause Roland Berger  zum Ver‐
bleib  der  Kreativen:  Die  Städte  Leipzig mit  einem  beeindruckenden  kreativen 
Potenzial und Berlin mit einem hohen Maß an Heterogenität verfügten zwar ei‐
nerseits über die Voraussetzungen wissensbasierter Stadtentwicklung. Anderer‐
seits konzentrierten sich dennoch die Kreativen weiterhin an Orten besonderer 
Wirtschaftskraft: in München und Stuttgart.18  

 Eine andere Studie verdeutlicht: Die Standortentscheidungen von Unterneh‐
men sowohl der alten wie der neuen Ökonomie orientierten sich weiterhin an 
traditionellen Faktoren. Entsprechend spielten die Attraktivität des Standorts – 
Freizeit‐, Kultur‐ und Tourismusangebote – oder sein Image eine nur marginale 
Rolle. (Behr 2004: 236) 

Die Thesen zur kreativen Klasse, vor allem jedoch auch die unterstellten ökono‐
mischen  Wirkungen  einer  darauf  basierenden  Stadtentwicklung  sind  daher 
auch Gegenstand einer massiven Kritik geworden. Diese bezieht sich auf die Un‐
klarheit  über  die  Bestimmung  der  kreativen  Klasse  (Stehr/Adolf  2009:  201f.) 
oder die Abblendung notwendiger ökonomischer Strukturen, die die Kreativen 
aufnehmen  können  (Scott  2006:  11).  Zugleich  artikuliert  diese  Kritik  den  Ver‐
dacht, dass hier einer Politik das Wort geredet werde, die einer verstärkten Pri‐
vilegierung  gesellschaftlich  erfolgreicher  Gruppen  Vorschub  leiste  –  und  zwar 
auf Kosten tatsächlich relevanter städtischer Probleme, etwa Segregation (Peck 
2008). 

Die zentrale – und wohl auch zutreffende – Kritik, dass die Theorie der Kreati‐
ven Klasse „dem bestehenden Standortwettbewerb lediglich die Komponenten 
Lebensqualität  und  Lifestyle“  hinzufügt  (ebd.:  106),  indiziert  zugleich  den Ge‐
winn der Theorie:  Eine primär  funktionalistische Perspektive auf die Stadtent‐
wicklung wird durch kulturelle Komponenten ergänzt – und damit gelingt auch 
eine Sensibilisierung für die kulturelle Produktivität nicht zuletzt von Hochschu‐
len.  

Insbesondere  der  Aspekt  der  Lebensqualität  sollte  hierbei  nicht  unterschätzt 
werden. Vielmehr kann dessen Steigerung im Interesse der gesamten Stadtbe‐
völkerung durch das Zusammenwirken von Hochschulen und Städten gezielt für 
die Stadtentwicklung fruchtbar gemacht werden. Dieses kann etwa dadurch ge‐
schehen, dass Hochschulen vermehrt ihre Ausbildungs‐ und Forschungsfunktion 
in die Bearbeitung regionaler Problemlagen einbringen. Dieser Aspekt wird als 
Teil der „dritten Mission“ oder auch der „Mission Gesellschaft“ diskutiert. 

                                                                     
18 http://rangliste.faz.net/staedte/ranking.php (16.10.2012) 
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3.3. Empiriegetriebenes Leitbild19 

3.3.1. Third Mission: Die Debatte 

Unter  „Third Mission“  werden  die  (meisten)  Aktivitäten  der  Hochschulen  ge‐
fasst, die über die traditionelle Funktionszuschreibung von Lehre und Forschung 
hinausgehen.  Die  globale  Fassung  der  „Dritten  Aufgabe“  als  „Mission  Gesell‐
schaft“ (Berthold/Meyer‐Guckel/Rohe 2010) sprengt ältere Begriffsbestimmun‐
gen, welche die Third Mission vor allem auf wirtschaftsaffine Aktivitäten wie In‐
novations‐  und  Patentierungsaktivitäten  oder  Ausgründungen  beschränkten 
(ebenso  aber  auch  die  sehr  enge  Fassung,  die  allein Weiterbildung  als  dritte 
Aufgabe der Hochschulen betrachtet). In der erweiterten Fassung lässt sich die 
Dritte  Rolle  der  Hochschulen  in mindestens  acht  Tätigkeitsbereiche  unterglie‐
dern. So „gehe es  

(1) um den Transfer von Humanressourcen, Absolvent.innen für die regionalen 
Arbeitsmärkte,  

(2) um Patentierungsaktivitäten und den Besitz von Patenten,  

(3) um Spin Offs und Ausgründungen,  

(4) um Industriekontakte und ‐kontrakte,  

(5) um Forschungskontrakte für öffentliche Auftraggeber,  

(6) um die Partizipation in Politikprozessen vor Ort, 

(7) um  die  Beteiligung  von  Hochschulen  und  ihren  Angehörigen  am  örtlichen 
Sozialgeschehen und  

(8) schließlich um die Beteiligung an Public Understanding of Science‐Program‐
men und Prozessen“ (Inzelt et al. 2007: 121; vgl. Laredo 2007: 58f.). 

Räumlich ist die Third Mission hinsichtlich ihres geografischen Aktionsbereiches 
entweder  unspezifisch  (etwa Weiterbildung,  PUSH,  Citizen  Science)  oder  lokal 
bzw. regional fokussiert (Kooperationen mit ansässiger Wirtschaft, sozialraum‐
bezogene Interaktionen). Allerdings finden sich vor Ort die meisten Anlässe, um 
mit dem jeweiligen Umfeld zu  interagieren. Daher  ist die Third Mission  jeden‐
falls überwiegend  lokal bzw.  regional  verankert. Als etwa die britischen Hoch‐
schulen  2001  ihre  regionalen  Aufgabenfelder  bestimmten, machten  sie  damit 
deutlich, dass diese ohne Third Mission nicht zu bedienen sind: regional compe‐
titiveness,  urban  and  rural  regeneration,  lifelong  learning  and  employability, 
cultural  activities,  social well‐being and health,  sustainability and  the environ‐
ment, regional decision‐making capacity (Tata 2004: 59).  

Nicht  zuletzt  vor  dem Hintergrund  solcher  internationalen  Entwicklungen  fällt 
die Bewertung der Third Mission der deutschen Hochschulen durch den Stifter‐
verband recht ernüchtert aus: So spielten in Deutschland die hochschulischen 

„Aktivitäten  im  Bereich  des  gesellschaftlichen  Engagements  …  keine  Rolle  bei 
der leistungsorientierten Mittelvergabe, die wettbewerblichen Anreizsysteme – 
vor allem in der Forschungsförderung –, die quantitativen Kennzahlen, die Ran‐
kingkriterien  und  die  damit  verbundenen  Reputationsmechanismen  setzen 

                                                                     
19 Mitautor: Justus Henke 
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Hochschulen unter einen einseitigen, forschungsorientierten Performancedruck, 
der  gesellschaftlichem Engagement und damit  gemeinnützigen Aktivitäten von 
Hochschulen wenig Raum lässt“ (Berthold/Meyer‐Guckel/Rohe 2010: 4). 

Überdies gebe es weder eine Tradition noch ein allgemein geteiltes Verständnis 
eines  zivilgesellschaftlichen  Auftrags  für  Hochschulen  jenseits  von  Forschung 
und Lehre  (ebd.: 9).20 Gerade diese Problemfassung markiert  fehlende Anreiz‐
systeme oder eine unterausgeprägte Verankerung der „Dritten Aufgabe“ in der 
Organisationskultur weniger als prinzipielle Hürden, sondern vielmehr als Her‐
ausforderungen für neue Steuerungsbemühungen – und  liefert entsprechende 
Ansätze gleich mit.  

Insgesamt müssen für eine erfolgreiche Verankerung der „Mission Gesellschaft“ 
kulturelle  Wertschätzung  organisiert,  politische  Rahmenbedingungen  justiert 
und schließlich Individuen motiviert werden (vgl. ebd.: 51‐54). Sichtbar werden 
hier jene Mechanismen, die durch den Neoinstitutionalismus als maßgeblich für 
die Erzeugung von Homogenität unter Organisationen eines Feldes identifiziert 
wurden:  rechtlicher  Zwang,  normativer  Druck  und  Unsicherheitsbewältigung 
durch Imitation erfolgreicher Konkurrenten (DiMaggio/Powell 1983). 

Eine  Variante,  die  Akzeptanz  der  Third Mission  durch  die  Hochschulen  zu  er‐
leichtern, stellt die oben erwähnte Bemühung dar, den Begriff der „Dritten Auf‐
gabe“ durch „Mission Gesellschaft“ zu ersetzen oder neu zu akzentuieren. Da‐
mit wird betont, dass es sich dabei keineswegs um eine neue Aufgabe jenseits 
von Forschung und Lehre handele. Vielmehr sei diese – analog zu Internationali‐
sierung oder Gleichstellung – eine Querschnittsaufgabe (vgl. Fritsche 2011: 12; 
Berthold/Meyer‐Guckel/Rohe 2010: 146). In dieser Begriffsbestimmung spielen 
die  ökonomischen  Aspekte  (Patente,  Ausgründungen,  Industriekontakte  etc.), 
welche zunächst  für die Definition der Third Mission zentral waren, keine we‐
sentliche Bedeutung mehr.  

Eine solche Fassung der „Dritten Mission“ als Querschnittsaufgabe hat den Vor‐
teil,  dass  sie  sich  nahezu  organisch  aus  der  traditionellen  Funktionsbeschrei‐
bung  der Hochschulen  ableiten  lässt  und  keiner weiteren  Legitimation  bedarf 
(Fritsche  2011:  12).  Diese  Ableitung  kann  sich weitgehend  auf  eine  extensive 
Deutung  wissenschaftlicher  und  pädagogischer Werte‐  und  Normenkomplexe 
stützen (vgl. etwa Merton 1985), welche die Forschung und Lehre an Hochschu‐
le bestimmen sollen. Derartige Ableitungsversuche, die durchaus in Fortsetzung 
eines  allgemeinen  Trends  zur  Anspruchsinflationierung  gegenüber  den  Hoch‐
schulen  stehen,  finden  freilich nicht uneingeschränkt Zustimmung: Bereits  vor 
anderthalb Jahrzehnten war eine Auffächerung des Zielkatalogs der Hochschu‐
len von zwei auf zehn Ziele innerhalb von 20 Jahren identifiziert worden (Schi‐
mank 2001: 225–227). 

                                                                     
20 Positiv zu erwähnen ist: Die Studie des Stifterverbands redet trotz der Annahme, dass gesell‐
schaftliches  Engagement  durch  einen  ausgebauten  Sozialstaat  eher  gedämpft  wird,  keines‐
wegs dessen Abbau das Wort. So sollen Hochschulen nicht Aufgaben des Sozialstaats überneh‐
men, sondern dort Impulse setzen, wo staatliche Angebote nicht mehr greifen oder für neuar‐
tige Problemlagen noch gar entwickelt wurden (Berthold/Meyer‐Guckel/Rohe 2010: 140). Zen‐
tral bleibt dabei, dass das Engagement von Hochschulen für eine „Mission Gesellschaft“ nicht 
als billige Alternative zu bezahltem Personal fungiert (vgl. etwa zur grundlegenden Kritik an ei‐
ner spezifischen Kultur des Ehrenamts Pinl 2013). 
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Die so gefasste „Mission Gesellschaft“ wird dann gerade für  jene Hochschulen 
in demografisch und ökonomisch herausgeforderten Regionen attraktiv, denen 
die  Legitimationssicherung  über wissenschaftliche  Reputation  nur  bedingt  ge‐
lingt und die zudem mit Problemen der Studierendenrekrutierung konfrontiert 
sind. Doch leistet sie mehr, als nur die eigene Legitimität über die Stabilisierung 
ihrer Sitzorte zu generieren. Die gesellschaftlichen Aktivitäten der Hochschulen 
– etwa im Bereich des lebenslangen Lernens und der Öffnung der Hochschulen 
für  neue  Studierendengruppen  –  tragen  auch  dazu  bei,  eine  kontinuierliche 
Nachfrage nach den zentralen Leistungsbereichen Forschung und Lehre zu orga‐
nisieren. Auf diese Weise können sich  in den herausgeforderten Regionen  zu‐
nehmend die  städtische und die hochschulische Überlebensfähigkeit  verknüp‐
fen. 

3.3.2. Third Mission: Definition 

Allgemein lässt sich sagen: Third Mission erweitert die erste und zweite Mission 
von Hochschulen, also Lehre und Forschung, um eine dritte. Dabei  ist der Be‐
griff „Third Mission“ zunächst ähnlich einfallslos, da für sich genommen inhalt‐
lich  unbestimmt,  wie  „Postmoderne“,  „Neue  Unübersichtlichkeit“,  „Mode  2“ 
oder „Industrie 4.0“. Zugleich ist der Begriff dadurch geadelt, dass er infolge sei‐
nes häufigen Gebrauchs eine zumindest intuitive Gleichgerichtetheit seines Ver‐
ständnisses erzeugt: Man ahnt, was ungefähr gemeint ist.21  

Alle alternativen begrifflichen Versuche wie „gesellschaftlich relevante Aktivitä‐
ten“,  „engagierte  Hochschule“  oder  „Mission  Gesellschaft“  leiden  unter  dem 
Nachteil,  dass  sie  kein  präzises  Unterscheidungsmerkmal  zu  den  herkömmli‐
chen Aufgaben der Hochschulen  enthalten  –  denn  auch  Lehre und  Forschung 
lassen sich der gesellschaftliche Bezug und das Engagement kaum absprechen. 
Damit  im Zusammenhang bereitet es bislang Schwierigkeiten, die hier  interes‐
sierenden Aktivitäten inhaltlich nach zwei Richtungen hin trennscharf abzugren‐
zen: einerseits von Lehre und Forschung, andererseits von Zufällen geschulde‐
ten  Hochschulaktivitäten,  die  keinerlei  Bezüge  zur  hochschulischen  Leistungs‐
spezifik aufweisen. 

Am Ende landet man jedenfalls immer wieder bei dem Begriff „Third Mission“. 
Explizit  oder  implizit  ist  das,  was  damit  gemeint  sein  kann,  in  verschiedener 
Weise  konzeptualisiert  worden.  Unterscheiden  lassen  sich  zwei  Gruppen  von 
Konzepten:  

 zum einen  solche, die primär die  traditionellen Hochschulfunktionen  Lehre 
und Forschung im Blick haben, diese aber in einen weiter reichenden Hori‐
zont  einordnen  und  dabei  Third‐Mission‐Elemente  integrieren  (z.B.  Entre‐
preneurial University, Triple Helix, Mode 2, Transformative Wissenschaft);  

 zum  anderen  solche  Konzepte,  die  neue  Hochschulaufgaben  formulieren, 
welche  sowohl  an  die  traditionellen  Hochschulfunktionen  anschließen  als 
auch diese  in Richtung gesellschaftsrelevanten Engagements überschreiten 

                                                                     
21 Ausführlich entwickelt ist das folgende in Henke/Pasternack/Schmid (2016). 
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und somit  im Kernbereich der Third Mission operieren (etwa Engaged Uni‐
versity, Regionale Innovationssysteme, Transdisziplinarität im Sinne der Ver‐
bindung  von  wissenschaftlichem  und  praktischen  Wissen,  Nachhaltige 
Hochschule).  

Übersicht 7: Quellen der Third-Mission-Debatte 

 

Die erste Aufgabe einer Definition der Third Mission besteht darin, die Aktivitä‐
ten der Third Mission von den Kernaufgaben Lehre und Forschung abzugrenzen. 
Zweitens  ist  abzugrenzen, was  zwar  nicht  zu  Lehre und  Forschung  zählt,  aber 
aus anderen Gründen auch nicht als Third Mission, was also nicht mehr als Third 
Mission zu verstehen ist. Darauf aufbauend lässt sich drittens bestimmen, wel‐
che Art von Aktivitäten, die  in  Interaktion mit der Gesellschaft  stattfinden, als 
Teil der Third Mission zu zählen sind. 

Die möglichen  zusätzlichen  Aufgaben,  die  über  die  Kernleistungsprozesse  der 
Hochschulen – Lehre und Forschung – hinausgehen, umfassen zwei Arten:  

 solche,  die  auf  die  Leistungen  in  Lehre  und/oder  Forschung  angewiesen 
sind, die also an das, was Hochschule im Kern ausmacht, gekoppelt sind;  

 solche, die wahrzunehmen keinerlei Bindung an den Lehr‐ und Forschungs‐
auftrag  benötigt,  die  daher  auch  durch  Organisationen  erledigt  werden 
könnten,  welche  nicht  intern  auf  Lehr‐  und  Forschungsleistungen  zurück‐
greifen können.  

Als Third Mission sollen hier nur solche weiteren Aufgaben der Hochschulen ka‐
tegorisiert  werden,  die  an  das  gekoppelt  sind,  was  Hochschule  im  Kern  aus‐
macht: Lehre und Forschung. Es handelt sich also um Aufgaben, die zwar nicht 
fachübliche  Lehre  und/oder  Forschung  sind,  aber  den  organisationsinternen 
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Rückgriff auf diese benötigen. Hochschulen sind nur dann Hochschulen, wenn 
sie  lehren und  forschen, wenn sie also daran beteiligt  sind, Wissen sowohl  zu 
produzieren und zu speichern als auch es zu rekonfigurieren und zu diffundie‐
ren. Deshalb waren sie gegründet worden, und deshalb werden sie primär un‐
terhalten. Daher sind Lehre und Forschung die ‚First‘ und ‚Second‘ Mission der 
Hochschulen.  Sie  sind unabdingbar:  Eine Hochschule,  die nicht mehr  forschen 
oder nicht mehr  lehren würde,  transformierte sich damit zu etwas anderem – 
ohne  Lehre  würde  sie  zur  reinen  Forschungseinrichtung,  ohne  Forschung  zur 
reinen Bildungseinrichtung. 

Das  ist  in Rechnung  zu  stellen, wenn es um die  Third Mission der Hochschule 
geht.  Es  erscheint wenig  sinnvoll,  Aufgaben,  die  ebenso  gut  auch  ein  anderer 
Akteur erledigen könnte, als Third Mission zu zählen. Dies sollte Leistungen vor‐
behalten  bleiben,  die  zwar  nicht  (allein)  Lehre  und  Forschung  sind,  aber  nur 
deshalb erbracht werden können, weil es an der jeweiligen Hochschule ein spe‐
zifisches Know‐how gibt. Dieses wiederum gibt es dort nur, weil Lehre und For‐
schung stattfinden. 

Andere weitere Aufgaben, die diese Kopplung nicht benötigen, könnten dage‐
gen  auch  von  gänzlich  anderen Organisationen  als  Hochschulen  erledigt  wer‐
den. Sie sind mithin, soweit sie vorkommen, eher zufällig bei einer Hochschule 
angesiedelt und weisen keinen Bezug zu dem auf, was Hochschule im Kern aus‐
macht.  Sie  werden  daher  nicht  zur  Third  Mission  gezählt,  da  es  hier  um  die 
Third Mission der Hochschule  geht. Neben diesen Aktivitäten und Wirkungen, 
die nicht unmittelbar zu den herkömmlichen Aufgaben in Lehre und Forschung 
gehören, wird ebenso nicht zur Third Mission gerechnet, was 

 lediglich den Betrieb der Hochschule  sicherstellt bzw. organisationsinterne 
Belange betrifft, ohne dass dabei ein Impuls für die Gesellschaft erkennbar ist;  

 allein aus der Anwesenheit der Hochschule und daraus folgenden, z.B. öko‐
nomischen  Effekten  in  deren  Sitzregion  (Nachfrage  von  Dienstleistungen, 
Kaufkrafteffekte usw.) resultiert. 

Dabei sollte eine Third‐Mission‐Definition zwei Anforderungen erfüllen: zum ei‐
nen hinreichend offen sein, um innovative Elemente nicht auszuschließen; zum 
anderen gleichzeitig trennscharf genug, um Aktivitäten als der Third Mission zu‐
gehörig identifizieren zu können. Für die Zurechnung als Third‐Mission‐Aktivität 
ist es nicht notwendig, dass ein gesellschaftlicher Nutzen vorrangiger Zweck der 
Aktivität  ist.  Hinreichende  Bedingung  ist,  dass  ein  solcher  Nutzen  zumindest 
mitbeabsichtigt ist.  

Demnach lässt sich die Third Mission der Hochschulen folgendermaßen definie‐
ren: Die Third Mission beschreibt  solche Aktivitäten einer Hochschule, die au‐
ßerhochschulische Entwicklungsinteressen unterstützen, dabei aber nicht oder 
nicht  allein  Lehre  bzw.  Forschung  sind,  allerdings  einen  Bezug  zu  Lehre  oder 
Forschung aufweisen. Die Aktivitäten sind dadurch charakterisiert, dass sie  

 Interaktionen mit Akteuren außerhalb der akademischen Sphäre darstellen 

 gesellschaftliche Entwicklungsinteressen bedienen, die mit der herkömmli‐
chen Leistungserbringung  in  Lehre und Forschung allein nicht  zu bedienen 
sind, und 
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 dabei Ressourcen aus Forschung und/oder Lehre nutzen. 

Nicht zur Third Mission gezählt werden hingegen Aktivitäten, die 

 Teil des grundständigen Studienangebots sind, 

 fachübliche Forschungsaktivitäten darstellen oder 

 keinerlei Bezug zu den Kernaufgaben Lehre und/oder Forschung aufweisen, 
also auch von anderen Akteuren unternommen werden könnten. 

Zwei Teilbereiche der Third Mission werden  regelmäßig  zuerst genannt, wenn 
Hochschulen ihr Engagement jenseits klassischer Aufgaben beschreiben sollen: 
Weiterbildung sowie Technologie‐ und Wissenstransfer. Diese beiden Bereiche 
sind  auch  dadurch  herausgehoben,  dass  in  den  letzten  Jahren  nahezu  jede 
Hochschule eine für Weiterbildung zuständige Organisationseinheit sowie eine 
Transferstelle oder vergleichbare Einrichtung aufgebaut hat. Damit handelt  es 
sich  zugleich  um  die  einzigen  hier  interessierenden  Bereiche,  für  die  bereits 
konsolidierte  Erfahrungen  mit  hochschulorganisatorisch  verstetigten  Aktivitä‐
ten vorliegen.  

Daneben  gibt  es  weitere  Hochschulaktivitäten,  die  unter  dem  dritten  Teilbe‐
reich  „gesellschaftliches  Engagement“  zusammengefasst  werden.  Diese  sehr 
heterogenen Aktivitäten haben die Lösung bzw. Bearbeitung einer gesellschaft‐
lichen Herausforderung  zum Ziel  und  sind  in  ganz unterschiedlicher  Intensität 
an die herkömmlichen Aktivitäten der Hochschule  in Lehre und Forschung ge‐
koppelt.  Service  Learning  z.B.  findet eingebunden  in der  Lehre  statt, während 
individuelles  Third‐Mission‐Engagement  von  Wissenschaftler.innen  nur  über 
diese selbst auf die Hochschule zurückzuführen ist. 

Insoweit lassen sich drei Teilbereiche der Third Mission unterscheiden: Weiter‐
bildung, Forschungs‐ und Wissenstransfer sowie gesellschaftliches Engagement. 
Auf  der  Ebene  einzelner  Handlungsfelder  und  Maßnahmen  sind  zwar  immer 
auch  inhaltliche Überschneidungen untereinander sowie mit den beiden Kern‐
leistungsbereichen Lehre und Forschung möglich. Die Zuordnung der jeweiligen 
Aktivität kann sich in solchen Fällen aber an ihrem schwerpunktmäßigen Inhalt 
orientieren. 

Fasst  man  die  hier  bereits  getroffenen  Unterscheidungen  zusammen  und  er‐
gänzt sie um weitere, die sich aus dem realen Third‐Mission‐Geschehen gewin‐
nen lassen, so ergibt sich ein kompaktes Bild der Third Mission als neuer Hoch‐
schulaufgabe: 

 Grundlegend  ist  die Unterscheidung  zwischen  drei  Leistungsbereichen  der 
Hochschule: Lehre, Forschung und Third Mission. Letztere fasst Aktivitäten zu‐
sammen,  die  häufig  nicht  erst  erfunden  oder  neu  entfaltet  werden  müssen, 
sondern durchaus schon gängige Praxis sind, sich dabei aber nicht umstandslos 
den herkömmlichen Hochschulaufgaben zuordnen lassen. Da die Third Mission 
eine  solche  der  Hochschule  ist  und  Hochschulen  nur  dann  Hochschulen  sind, 
wenn sie Forschung und Lehre treiben, ist jedoch eine mindestens lose Kopplung 
an die Kernleistungsprozesse Lehre und Forschung vorauszusetzen. 

 Innerhalb der Third Mission werden drei Bereiche unterschieden: Weiterbil‐
dung,  Forschungs‐  und Wissenstransfer  sowie  gesellschaftliches  Engagement. 
Damit  sind  lange  Listen,  die  sich  dem  neuen  Leistungsbereich  eher  beschrei‐
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bend  nähern  und  Schwierigkeiten  der  Kommunizierbarkeit  produzieren,  über‐
flüssig. 

 Unterhalb der Ebene der drei Third‐Mission‐Bereiche lassen sich Handlungs‐
felder  voneinander  absetzen  –  Weiterbildung:  berufsbezogene  Fortbildung, 
akademische  Weiterbildung;  Forschungs‐  und  Wissenstransfer:  Wissensent‐
wicklung, Wissensvermarktung, Wissensvermittlung; gesellschaftliches Engage‐
ment: bürgerschaftliches Engagement, Community Service, Widening Participa‐
tion. 

 Die Third Mission ‚passiert‘ an den Hochschulen entweder, oder sie wird be‐
wusst  entwickelt.  Bislang  dominiert  der  erstere  Fall,  d.h.  die  Entwicklung  der 
Third Mission erfolgt  spontan,  z.B.  in Abhängigkeit von sich ergebenden Gele‐
genheiten. Die andere Variante gibt es aber auch schon, allerdings nur für Ein‐
zelbereiche, indem z.B. eigene Weiterbildungs‐ oder Technologietransferstellen 
der Hochschulen das jeweilige Third‐Mission‐Handlungsfeld bestellen. 

 Inhaltlich richten sich gesellschaftliche Erwartungen an die Hochschulen, die 
über deren herkömmliche Aufgaben  in Forschung und Lehre hinausgehen, vor 
allem in zweierlei Hinsicht: zum einen aktivere Kommunikation mit der Gesell‐
schaft über Zukunftsfragen (public understanding of science), zum anderen ein 
stärkeres regionales Wirksamwerden. 

 Dem entspricht, dass die Third Mission hinsichtlich  ihres geografischen Ak‐
tionsbereiches räumlich unspezifisch sein kann (etwa Weiterbildung, PUSH, Citi‐
zen  Science)  oder  regional  fokussiert  (ebenso  Kooperationen  mit  regionaler 
Wirtschaft wie sozialraumbezogene Interaktionen). Die Third Mission bedeutet 
aber keine Trennung von regionaler vs. überregionaler Orientierung einer Hoch‐
schule. Vielmehr  ist die regionale Wirksamkeit von Hochschulen dann am aus‐
sichtsreichsten, wenn diese  ihre Region an überregionale Kontaktschleifen der 
Wissensproduktion und ‐distribution anschließen. 

 Third‐Mission‐Aktivitäten werden als individuelle oder institutionelle unter‐
nommen,  was  aber  jeweils  nichts  über  deren  Bedeutsamkeit  aussagt.  Dabei 
sind die institutionellen Aktivitäten eher auf Instituts‐ oder Fachbereichsebene 
als auf Hochschul(leitungs)ebene angesiedelt. 

 Die Third Mission ist insofern ‚postideologisch‘, als die unter dem Label ge‐
fassten  Aktivitäten  sowohl  ökonomisch  als  auch  nichtökonomisch  fokussiert 
sein können. Sie zielen im Einzelfall auf Monetarisierung oder sind frei von sol‐
chen Ambitionen. 

 Die Behandlung der  Third Mission  im Hochschulalltag erfolgt  auf  zweierlei 
Weise:  indem  sie  entwickelt  oder/und  kommuniziert  wird.  Hinsichtlich  ihrer 
Entwicklung sind die spontanen Varianten weiter verbreitet als organisierte; an 
nahezu allen Hochschulen gibt es aber irgendwelche Third‐Mission‐Aktivitäten. 
Manche  Hochschulen  belassen  es  dabei  in  der  Erwartung,  Gutes  werde  sich 
schon herumsprechen. Andere Hochschulen entfalten eine gezielte  Third‐Mis‐
sion‐Kommunikation  –  im Wissen  darum,  dass  dies  die  Platzierung  der  Hoch‐
schule in ihrem Umfeld deutlich verbessern kann. 

 Für die Kommunikation  ist  die Unterscheidung  von wissenschaftlicher und 
Wissenschaftskommunikation zu beachten. Erstere  ist eine Kommunikation  in‐
nerhalb der Wissenschaft und unter Wissenschaftlern. Wissenschaftskommuni‐
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kation richtet sich die an wissenschaftsexterne Adressaten. Third‐Mission‐Kom‐
munikation sollte sowohl nach innen als auch nach außen zielen. 

 Als Ebenen, auf denen Widerstände gegen die Third Mission entstehen kön‐
nen, lassen sich die Motivationsebene und die Organisationsebene unterschei‐
den.  Auf  der  Motivationsebene  können  Widerstände  aus  der  Überbeanspru‐
chung des Personals, der Reformmüdigkeit an den Hochschulen, dem Verdacht, 
Forschung und Lehre sollten (erneut) für außerwissenschaftliche Zwecke funkti‐
onalisiert  werden,  und  dem  Reputationssystem  der Wissenschaft  resultieren. 
Auf  der  Organisationsebene  spielen  Organisationsspezifika  der  Hochschulen, 
mangelnde  finanzielle  Förderungen,  bürokratische  Begleiterscheinungen  und 
die Funktionsweise interner Anreizsysteme eine Rolle. (Übersicht 8) 

Übersicht 8: Zusammenfassung der zentralen Third-Mission-relevanten 
Unterscheidungen 

Leistungsbereiche der  
Hochschule  

Lehre  Forschung  Third Mission 

Third Mission‐Bereiche  Weiterbildung 
Forschungs‐ und 
Wissenstransfer 

gesellschaftliches 
Engagement 

Handlungs‐

felder der 

Third‐
Mission‐

Bereiche 

Weiterbildung 
berufsbezogene  
Fortbildung 

akademische  

Weiterbildung 

Forschungs‐ und 
Wissenstransfer 

Wissens‐
entwicklung 

Wissens‐
vermittlung 

Wissens‐
vermarktung 

gesellschaftliches 
Engagement 

bürgerschaftliches 
Engagement 

Community 
Service 

Widening  
Participation 

Umsetzungsmodi 
spontan  bewusste Entwicklung 

individuell  institutionell 

zentrale gesellschaftliche  

Third‐Mission‐Erwartungen  
an Hochschulen 

Kommunikation mit der 

Gesellschaft über  
Zukunftsfragen 

regionales  

Wirksamwerden 

geografische Aktionsbereiche  räumlich unspezifisch  regional fokussiert 

‚postideologischer‘ Charakter 
ökonomisch  
fokussiert 

nichtökonomisch  
fokussiert 

Third Mission im  
Hochschulalltag 

Third‐Mission‐ 
Entwicklung 

Third‐Mission‐
Kommunikation 

Third‐Mission‐Kommunikation  
wissenschaftliche  
Kommunikation 

Wissenschafts‐
kommunikation 

Widerstände gegen die  
Third Mission 

Motivationsebene  Organisationsebene 
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4. Governance: Jenseits der Steuerungs- 
  widerstände Stadt und Hochschule 

Zu unterscheiden  ist Governance grundsätzlich  in dreierlei Hinsicht:  (a) Gover‐
nance‐Prozesse  als  praktische  Vorgänge,  (b)  die  Governance‐Perspektive  als 
analytisches  Konzept  und  (c)  Good‐Governance‐Leitbilder  als  normative  Kon‐
zepte: 

 Die  analytische  Governance‐Perspektive  (b)  befasst  sich  zum  einen  empi‐
risch mit den praktischen Governance‐Prozessen  (a),  die  sie  systematisiert 
und deren Voraussetzungen und Wirkungen sie aufklärt.  

 Zum anderen kann die Governance‐Perspektive (b) dann daraus wünschba‐
re Good‐Governance‐Leitbilder (c) entwickeln.  

Die  Governance‐Perspektive  setzt  sich  von  der  traditionellen  Steuerungsper‐
spektive  ab:  Beziehungen  zwischen  verschiedenen  staatlichen  sowie  zwischen 
staatlichen  und  nichtstaatlichen  Akteuren  werden  nicht  als  quasi‐mechanisch 
wirkende  direktionale  Interventionsverhältnisse  zwischen  Steuerungssubjekt 
und  Steuerungsobjekten  gefasst;  politische  Steuerung  wird  nicht  im  Sinne 
punktgenauen Eingriffshandelns begriffen. Vielmehr geht es um ein „Manage‐
ment  von  Interdependenzen“  (Benz  2006:  17)  durch  Strukturen  und  Prozesse 
der Handlungskoordination zwischen Akteuren (Scharpf 2000). 

Governance lässt sich so als Koordination von und Kontrolle zwischen voneinan‐
der (mehr oder weniger) unabhängigen, aber aufeinander angewiesenen Akteu‐
ren begreifen. Beide finden in einem Regelsystem statt, in dem die unterschied‐
lichen  Handlungsrationalitäten  der  Akteure  zu  einer  gemeinsamen  Arena  für 
kollektives Handeln  verknüpft werden.  (Benz  2007:  3) Operativ  geht  es  dabei 
immer  um die  Erzeugung  von  kollektiv  bindenden  Entscheidungen  und  deren 
Implementation. 

Die für den Governance‐Analytiker zu beantwortende Frage sei: Wie kann sozia‐
le  Ordnung  trotz  Interessengegensätzen  und  begrenzter  Rationalität  reprodu‐
ziert und erhalten werden? Die Antwort müsse auf die Selbststeuerungskapazi‐
tät  von  Gesellschaften  zielen,  und  das  Ensemble  dieser  Steuerungsmechanis‐
men werde als „Governance“ diskutiert. Dann unternehme die Governance‐For‐
schung Mikroanalysen gesellschaftlicher Institutionen und ihrer Integrationswir‐
kungen, um die Beziehungskonstellationen von Akteuren zur Abstimmung von 
Zielen und gemeinsamer Ressourcenbildung empirisch zu bestimmen.  (Schnei‐
der 2008: 171f., 175) 

Während das traditionelle Steuerungsmodell typischerweise (auch) Steuerungs‐
fiktionen erzeugt, wird  in der Governance‐Perspektive zweierlei analysier‐ und 
damit  begreifbar:  zum  einen  die  Planungsresistenz  sozialer,  also  nichtlinearer 
Prozesse;  zum anderen  Interessenkonflikte,  die  häufig  durch die  jeweilige  Be‐
rechtigung der im Widerstreit stehenden Interessen gekennzeichnet sind. Dazu 
rückt  die  Governance‐Perspektive  vier  Aspekte  in  den Mittelpunkt  (vgl.  Schi‐
mank 2007): 
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 Die  Regelungsstrukturen,  deren  Zustandekommen,  Wirksamwerden  und 
Wirkungen:  Dabei  zielt  sie  auf  akzeptierendes  Nebeneinander  der  unter‐
schiedlichen Regelungsmodi: hierarchische und kooperative, befehlsförmige 
und  vertragliche,  wettbewerbliche  und  verhandlungsorientierte,  formelle 
und informelle; 

 Die Selbstregulierungspotenziale gesellschaftlicher Akteure: Sie werden un‐
ter Inkaufnahme von suboptimalen Entscheidungsprozessen hingenommen, 
da  sie den Vorzug aufweisen, geringere Widerstände zu erzeugen, als dies 
bei externen Vorgaben der Fall ist. Letztere können sich auf Rahmensetzun‐
gen beschränken; 

 Die Vielfalt der beteiligten Akteure und ihre unterschiedlichen Handlungsra‐
tionalitäten:22 Einbezogen werden derart Interessengegensätze oder ‐unter‐
schiede, so dass Widerstände kein Überraschungspotenzial mehr bergen. 

 Die  Mehr‐Ebenen‐Verflechtungen:  Dem  Umstand,  dass  Entscheidungspro‐
zesse fast immer auf mehr als einer oder zwei Ebenen ablaufen, wird durch 
eine Mehr‐Ebenen‐Betrachtung Rechnung getragen, die jeweils Makro‐, Me‐
so‐ und Mikroebene beleuchtet. 

Die auf diese Weise analysierte Handlungsarena lässt sich als Einheit von Diffe‐
renzen  betrachten.  Demgemäß muss  die  Analyse  zum  einen  die  immanenten 
Differenzen herausarbeiten. Zum anderen zielt sie darauf, die Modi der Integra‐
tion –  fallweise auch Desintegration – dieser Differenzen zu  identifizieren. Die 
Differenzen in einer Handlungsarena beziehen sich auf Interessen, Ressourcen‐
verfügung, Funktionslogiken, Werthaltungen, Kommunikationsweisen, Relevan‐
zen,  Grad  an  Involviertheit  und  Informationslage,  Legitimität  sowie  Autorität. 
Diese Differenzen müssen verarbeitet werden, will man zu Entscheidungen ge‐
langen und diese dann  implementieren. Die nötige Verarbeitung der Differen‐
zen  kann  hinsichtlich  einzelner  Interessen,  Werthaltungen  usw.  berücksichti‐
gend  und  kompromissbereit  oder marginalisierend  bzw.  aktiv  ignorierend  ge‐
schehen. 

Governance‐Prozesse basieren mindestens  zum Teil  auf  absichtsvollen,  zielge‐
bundenen Handlungen. Dies unterscheidet  sie nicht  von  traditionellem Steue‐
rungshandeln, allerdings ist Governance stärker auf Kontextgestaltung gerichtet 
(und stellt gegebene Kontexte, die historisch gewachsen sind, stärker  in Rech‐
nung, nimmt also Pfadabhängigkeiten zur Kenntnis, statt sie zu ignorieren). Den 
Bemühungen, für erwünschte Entwicklungen förderliche Kontexte zu gestalten, 
liegen mehr oder weniger rationale Wirkungsannahmen zugrunde, also Annah‐
men  über  Zusammenhänge  zwischen  bestimmten  Kontexten  und  durch  diese 
ermöglichte Prozesse. 

                                                                     
22  Handlungsrationalitäten  orientieren  sich  z.B.  in  der Wirtschaft  an  Produktivität,  Liquidität 
oder Profitabilität,  in der Wissenschaft an Wahrheitsorientierung, Methodenbindung oder in‐
tersubjektiver Nachvollziehbarkeit,  in der Politik an Machterwerb und ‐sicherung,  in der Ver‐
waltung an überzeitlicher Anschlussfähigkeit an frühere und künftige Entscheidungen. 
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4.1. Governance-Arenen 

Die voneinander unabhängigen, aber  interdependenten Akteure, die  in Gover‐
nance‐Prozessen  –  je  nachdem – miteinander  handeln,  aufeinander  reagieren 
oder sich gegenseitig zu  ignorieren suchen, gehören verschiedenen Funktions‐
systemen an. Die dort  jeweils geltenden unterschiedlichen Handlungsrationali‐
täten der Akteure sollen zu einer gemeinsamen Arena  für kollektives Handeln 
verknüpft  werden  (Benz  2007:  3).  Im  konkreten  Falle  der  Governance‐Arena 
Stadt/Wissenschaft sind zwei Funktionssysteme aufeinander zu beziehen, die je 
für sich eigene Governance‐Arenen bilden.  

Dem folgt die Gliederung der  folgenden Betrachtung: Zunächst werden die Ei‐
genheiten von Local Governance und Hochschulgovernance in Augenschein ge‐
nommen, wobei sich auf mancherlei elaborierte Konzepte Bezug nehmen lässt. 
Anschließend  wird  zusammenführend  die  Hochschule‐Stadt‐Governance  be‐
handelt. Dabei lassen sich allenfalls punktuell verstreut aufzufindende Anregun‐
gen einbauen, da die vorliegende Forschungsliteratur bislang recht schweigsam 
ist, wenn es um diesbezügliche konzeptionelle Entwürfe geht. 

Bei der Local Governance erweitern wir den Kreis der auszuwertenden Litera‐
tur,  da  die  Governance‐Aspekte  von  Hochschule‐Stadt‐Beziehungen  wissen‐
schaftlich  überwiegend  im  Kontext  von  Regional  Governance  bearbeitet  wer‐
den.  Indem wir  uns  auf  Hochschulgovernance  beschränken,  schließen wir  für 
die  hiesige  Berachtung  nichthochschulische  Wissenschaftsakteure  aus,  da  es 
dazu kaum für unseren Zweck verwertbare Literatur gibt.  

4.1.1. Regional und Local Governance 

Soweit  die  Governance‐Aspekte  von  Hochschule‐Stadt‐Beziehungen  wissen‐
schaftlich bearbeitet werden, geschieht dies überwiegend  in den Forschungen 
zur Regional Governance. Auch für diese gilt, dass eine auffällige Häufung von 
Arbeiten  zu  Regional  Governance  in Metropolregionen  –  häufig  identisch mit 
„Wissensregionen“ – zu konstatieren  ist. Dies bewirke eine teils  implizite, teils 
explizite  Transformation  der  Regional‐Governance‐Debatte  hin  zur Metropoli‐
tan‐Governance‐Debatte.  Daneben würden  ebenfalls  recht  häufig  Grenzregio‐
nen  analysiert,  hingegen  ländlich  geprägte  Regionen  seltener  betrachtet.  Der 
thematische Fokus liege grundsätzlich auf folgenden Themen: Klimawandel, An‐
passungsfähigkeit  von Regionen, Kultur(landschaften), Wasserver‐ und entsor‐
gung, Tourismus und Raumordnung. (Diller 2016: 17) 

Nach Dietrich Fürst (2007: 356) habe sich in der deutschen raumwissenschaftli‐
chen Diskussion ein Konsens feststellen  lassen, mit Regional Governance netz‐
werkartige  regionale  Formen der  Selbststeuerung unter  Einbeziehung  von Ak‐
teuren aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und/oder Zivilgesellschaft zu bezeich‐
nen. Die Prozesse seien darauf gerichtet, die regionale Entwicklung voranzutrei‐
ben. „Dabei kommt es primär auf die horizontale (gleiche hierarchische Ebene) 
und weniger auf die vertikale Kooperation (über hierarchische Ebenen hinweg) 



 

87 

an, wenngleich Governance‐Prozesse die vertikale Kooperation immer mit ein‐
beziehen.“ 

In gewisser Spannung dazu steht, dass Städte und Regionen in den Rang eigen‐
ständiger Subjekte erhoben werden, die eine eigene Wirksamkeit als substaatli‐
che Ebene zu entfalten hätten. Ablesbar ist diese Entwicklung auch an der Ent‐
faltung des Diskurses zur regionalen Governance, die sich Fragen der Steuerung 
dieser Ebene widmet (vgl. etwa Holtkamp 2007). Nach einer euphorischen An‐
fangsphase,  die  sich  nicht  zuletzt  dem Versprechen  verdankte,  Steuerungsbe‐
dürfnisse der Politik und Partizipationswünsche weiter Bevölkerungskreise syn‐
chronisieren  zu  können,  scheint  hier  inzwischen  eine  deutliche  Ernüchterung 
eingetreten zu sein.  

Unterdessen habe sich, so Christian Diller (2016: 19), in der deutschen Regional‐
Governance‐Debatte,  anders  als  von  Fürst  prognostiziert,  nicht  die  Definition 
von  Regional  Governance  durchgesetzt,  „die  normativ  vor  allem  auf  das Mo‐
ment  der  netzwerkartigen  Steuerung  und  die  Einbeziehung  von  Akteuren  aus 
Wirtschaft  und  Zivilgesellschaft  abhebt“.  Vorherrschend  sei  nun  vielmehr  ein 
breiteres analytisches Regional‐Governance‐Verständnis, „das eher das Zusam‐
menspiel  unterschiedlicher  Formen  der  Interdependenzbewältigung  in  den 
Blickpunkt stellt“. 

Zwar  sei  die Regional‐Governance‐Forschung noch weit davon entfernt,  einen 
Reifegrad zu haben, der sich durch vergleichende oder generalisierende Vorge‐
hensweisen ausdrücken würde. Doch  seien Unschärfen, etwa  in der Definitio‐
nen von Regional Governance, auch unproblematisch, da sie auf eine Brücken‐
funktion  für  unterschiedliche  disziplinäre und  theoretische  Zugänge hindeute‐
ten. (Ebd.: 25) 

Wie auch immer man den Akteursbegriff im Detail fasst – um dann z.B. festzu‐
stellen, ob Städte und Regionen eigene Akteure sind –, grundlegend ist wohl die 
Unterstellung von Freiheit (und damit: von Handlungsfähigkeit). Oftmals ist die‐
se  Freiheit  freilich  kaum mehr  als  eine  Konzession  infolge  fehlender  Kontroll‐
möglichkeiten  (Luhmann  1984:  156).  Derartige  Freiheitskonzessionen  werden 
aber regelmäßig durch rigide, oft sanktionsbewehrte Erwartungshaltungen wie‐
der eingehegt, inklusive der Zuweisung von Verantwortung.  

Die erfolgreiche Zuschreibung eines Akteursstatus und der damit verbundenen 
Unterstellung von Freiheit, Handlungsfähigkeit und Verantwortung erweist sich 
als  sehr  voraussetzungsreich  –  und  entsprechend  unwahrscheinlich.  Das wird 
bereits  durch  die  Mehrdeutigkeit  der  alltäglichen  Verwendung  des  Begriffs 
„Stadt“  deutlich: Wahlweise  wird  damit  die  Stadtverwaltung,  das  Gemeinwe‐
sen, die städtische Gesellschaft, die gebaute Stadt oder das Zusammenspiel die‐
ser Komponenten gemeint (vgl. Ziegenbein 2007: 171). Letztere Bedeutungsver‐
wendung dürfte wohl die gebräuchlichste sein. 

Um diese Pluralität einzufangen, bietet sich die Beschreibung der Stadt als „so‐
ziales Totalphänomen“  (Reckwitz 2012: 275) an – dem dann  freilich kaum ein 
Akteursstatus  zugeschrieben  werden  kann.  Ein  solcher  käme  höchstens  der 
Stadtverwaltung  als  Organisation  oder  einer  organisierten  Bürgerschaft  zu. 
Nicht zuletzt auf Grund der begrifflichen Mehrdeutigkeiten und der Komplexität 
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der  darunter  subsummierten  Sachverhalte  eignet  sich  Stadt  aber  als  Projekti‐
onsfläche politischer Programme. 

Alternativ sei aber auch denkbar, danach zu fragen, was Akteure der Stadt‐ und 
Regionalplanung  im  Rahmen  von  Planungsprozessen  gelernt  haben:  „Es  ist 
durchaus möglich, wenn nicht sogar die Regel, dass Akteure im Laufe eines Pla‐
nungsprozesses  ihre  Ziele  und Maßnahmen  hinterfragen  und  korrigieren.  So‐
fern  dies  Ausdruck  eines  Lernprozesses  ist,  wäre  es  unangemessen,  auf  ein 
Scheitern der Planung zu schließen.“ So könne man auch das Emergente, Spon‐
tane und Unplanbare im Rahmen einer „Geplanten Emergenz“ zum Gegenstand 
von Planung machen. (Wiechmann 2016: 39) 

Für die Regional‐Governance‐Forschung hat Fürst (2015) unlängst eine ernüch‐
ternde Forschungsstanddarstellung vorgelegt. Demnach sei der wissenschaftli‐
che Ertrag gering geblieben, und eine eigene Theorie der Regional Governance 
habe sich nicht entwickeln lassen. „Wir alle … sind zu lange der Illusion gefolgt, 
die in der Praxis erkennbaren neuen Governance‐Arrangements seien so neuar‐
tig, dass dahinter ein spezifisches, wissenschaftlich zu erforschendes Phänomen 
verborgen sei.“  

Stattdessen bestehe analytischer Bedarf in zwei Richtungen: Zum einen bedürfe 
es einer belastbaren analytischen Konzeption, welche die wichtigsten Elemente 
und Prozesse von Regional Governance zusammenstellt. Zum anderen sei eine 
Typologie der Regional‐Governance‐Arrangements sinnvoll. (Ebd.: 12) Mit ande‐
ren Worten: Fürst plädiert für eine Art intelligenter Katalogisierung, weil ande‐
res nicht zu haben sei.  

Betrachtet man beispielhaft speziell den Umgang mit lokalen Schrumpfungspro‐
zessen, so ließen sich nach Thorsten Wiechmann (2015: 32f.) vier Governance‐
(Nicht‐)Strategien identifizieren: 

 Ignorieren des demografischen Wandels: Politik und Stadtplanung seien hier 
nicht  in  der  Lage,  auf  die  veränderten  Rahmenbedingungen  zu  reagieren.  Sie 
verharrten  in  gewohnten  Routinen  und  bewahrten  die  Illusion,  dass  neues 
Wachstum entstehen werde. 

 Trendumkehr  durch  wirtschaftliches  Wachstum:  Hier  werde  der  Bevölke‐
rungsrückgang als Problem wahrgenommen und öffentlich diskutiert. Ziel sei es, 
Schrumpfung in Wachstum umzukehren – was als einzig überzeugende Antwort 
auf  die  Schrumpfungsphänomene  gesehen werde.  Eine  ansiedlungsorientierte 
kommunale Wirtschaftsförderung  verwende  die  knapper werdenden Ressour‐
cen, um die noch vorhandene ökonomische Basis zu halten und externe Inves‐
toren  durch  günstige  Konditionen  anzulocken.  Typisch  für  diese  Strategie  sei 
das Setzen auf Hoffnungsbranchen wie die Kommunikations‐ und Biotechnolo‐
gie, die Gesundheitswirtschaft oder den Tourismus. 

 Anpassung  an  den  Schrumpfungsprozess:  Angesichts  anhaltender  Einwoh‐
nerverluste und negative Prognosen machten sich Politik und Stadtplanung von 
der Illusion neuen Wachstums frei und strebten einen pragmatischen Rückbau 
an. Soziale und technische Infrastruktur werden den veränderten Bedarfen an‐
gepasst.  Ziel  sei  eine  pragmatisch‐realistische  Begleitung  und  Abfederung  un‐
vermeidbarer Schrumpfungsprozesse. Als Kernelemente dieser Strategie könn‐
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ten Bestandsentwicklung, Stabilisierung, Regeneration und qualitative Entwick‐
lung identifiziert werden. 

 Neuerfindung der Stadt: Die kommunale Strategie akzeptiere, dass der Ver‐
lust der  alten ökonomischen Basis unumkehrbar  sei  und die Rolle der  lokalen 
Wirtschaft neu definiert werden müsse. Sie suche gezielt kreative Nischen und 
setze  dabei  auf  vorhandene  spezifische  Potenziale  der  dort  lebenden  Men‐
schen.  Routinen würden  hinterfragt,  und  es  bestehe  die  Bereitschaft,  Experi‐
mente zu wagen. Für eine langfristig tragfähige Entwicklung sei es erforderlich, 
den Abwanderungstrend bei den jungen Menschen zu stoppen. Kommunale Po‐
litik werde deshalb  sensibilisiert  für die  Lebensstile,  Erwartungen und Bedürf‐
nisse dieser Gruppe, um gezielt deren Lebensqualität zu verbessern. 

In  jedem  Falle  nimmt  der  Regional‐Governance‐Ansatz  an,  dass  Akteure  ge‐
meinschaftliche  Lösungen  finden müssen,  und  dies  in  einer  zunehmend  frag‐
mentierten und sektoralisierten Welt: 

„Wenn etwa in einer schrumpfenden Region jeder isoliert handelt,  löst dies ei‐
nen Circulus vitiosus sich beschleunigender Abwanderung aus, weil niemand Zu‐
kunftschancen  sieht.  Setzen  sich  dagegen  die  Akteure  zusammen,  entwickeln 
Ideen des ‚Standhaltens‘ und bemühen sich um eine gemeinsame Aufbruchstim‐
mung, lässt sich der Prozess möglicherweise aufhalten.“ (Fürst 2007: 353) 

Das erfordere einerseits die Identifikation und Bearbeitung von Gemeinschafts‐
aufgaben  durch  eine  größere  Zahl  von  Akteuren  aus  unterschiedlichen  Berei‐
chen,  und  diese  bedürften  andererseits  zur  Kooperation  eines  Anstoßes  oder 
Promotors (ebd.). 

4.1.2. Hochschulgovernance 

Parallel  zur  Stadt  wird  auch  die  Hochschule  als  eigenständiger  Akteur  adres‐
siert,  und  auf  ähnliche Weise  ließe  sich  auch hier  eine Problematisierung  des 
Akteursstatus  vornehmen.  Denn  Hochschulen  konstituieren  sich  sowohl  top 
down als auch bottom up. Gerade die jüngeren Hochschulreformen haben eine 
Vervielfältigung der Governance‐Mechanismen erzeugt. So setze sich das Hoch‐
schulgovernance‐Regime heute  zusammen aus  staatlicher Regulierung, akade‐
mischer Selbstorganisation, zielbezogenen Außeninterventionen durch externe 
Stakeholder,  hierarchisch‐administrativer  Selbststeuerung  und  Wettbewerb 
(Bogumil et al. 2013: 24). 

Daraus  entstehen  wechselnde  Kontrollprobleme,  etwa  Spannungen  zwischen 
kollegialen und hierarchischen Steuerungsmustern. Hierbei haben die Wissen‐
schaftler.innen  einige  Vorteile  gegenüber  denjenigen,  die  nach  außen  ‚die 
Hochschule‘  als  Akteur  vertreten,  den  Hochschulleitungen:  Erstere  verfügen 
hinsichtlich der konkreten Aufgabenerfüllung in Forschung und Lehre über un‐
einholbare Informationsvorsprünge gegenüber den Leitungen. Da Hochschulen 
um  ihrer  Expertise willen  existieren,  stellt  das Wissen  ihr wichtigstes  Produk‐
tionsmittel dar. Dieses befindet sich in der Hand der Experten, welche deshalb 
über  hohe  individuelle  Autonomie  verfügen.  Die  individuelle  Autonomie  wird 
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dadurch gesteigert, dass Forschung und Lehre durch nur unklare, schwer forma‐
lisierbare Technologien gekennzeichnet sind.  

Werden den Wissenschaftlern Ansinnen  angetragen,  die  ihren Werthaltungen 
oder  Interessen  widersprechen,  können  sie  ein  reichhaltiges  Arsenal  an  Ob‐
struktionstechniken mobilisieren.  Da  es  zur  professionellen  Grundausstattung 
von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern gehört, das Geschäft der Kritik 
zu beherrschen, sind sie in der Lage, empfundene Zumutungen einer Daueran‐
fechtung durch  rational  begründete  Infragestellung und  faktische Nichtbeach‐
tung  zu  unterwerfen.  Hinzu  tritt,  dass  die  Loyalität  der Wissenschaftler.innen 
gegenüber der Hochschule geringer ist als gegenüber ihrer jeweiligen Fachcom‐
munity: Die Fachkollegen verteilen überlokale Reputation, die Hochschule ledig‐
lich lokale. Infolgedessen kann im Falle der Hochschulen kein konstantes Enga‐
gement  der  Organisationsmitglieder  vorausgesetzt  werden.  (Vgl.  Grossmann/ 
Pellert/Gotwald 1997) 

All dem versucht man aber gerade dadurch zu begegnen, dass Hochschulen zu 
Organisationen gestaltet werden, d.h. zu zielgebunden handelnden und steue‐
rungsfähigen Einrichtungen, deren Mitglieder auf Mitwirkung verpflichtet wer‐
den können. Diese Bemühungen treffen dann naturgemäß auf einige Probleme. 
Sowohl die Problemlagen als auch die individuellen und kollektiven Präferenzen 
sind an Hochschulen auf Grund des Leistungscharakters – Forschung und Lehre 
– unklar. Lineares Entscheiden – von der Definition einer Problemlage und dem 
Abwägen  von  Problemlösungsoptionen  über  die  systematische  Problembear‐
beitung bis hin zur erfolgreichen Problemlösung –  ist  selten. Vielmehr bleiben 
zielgerichtete Entscheidungsfindungen dauerhaft unwahrscheinlich. Die konkre‐
ten Techniken, mit denen die Organisationsziele erreicht werden können, sind 
ebenfalls  oft  unklar,  da  insbesondere  Forschungsprozesse  nicht  standardisiert 
werden können. (Vgl. grundlegend Hüther 2010; Meier 2009) 

Daher  werden  Hochschulen  als  organisierte  Anarchie  charakterisiert.  Sowohl 
nach  innen als  auch nach außen handele es  sich um  lediglich  lose gekoppelte 
Organisationen  (vgl.  Cohen/March/Olsen  1972).  Insofern  ist  auch  ihr  Akteurs‐
status  dauerhaft  heikel.  Sich das  zu  vergegenwärtigen,  kann  immer dann hilf‐
reich sein, wenn Erklärungen gesucht werden, warum z.B. eine stadtbezogene 
Kooperationsaktivität  von  der  Hochschulseite  her  nicht  funktioniert  hat.  Es 
nützt  dann  jedenfalls  nichts,  dies  zu  moralisieren,  da  es  nicht  an  schlechten 
Menschen  liegt. Vielmehr  liegt es  in der Regel an hochschultypischen Struktu‐
ren und Prozessen, die  zwar  in diesem Falle dysfunktional  gewirkt haben mö‐
gen, im übrigen aber häufig auch Voraussetzungen sind, um Forschung und aka‐
demische Lehre erfolgreich zu realisieren. 

Grundsätzlich sind Hochschulen sowohl global orientiert, insoweit sie Institutio‐
nen einer weltumspannenden Wissenschaft  sind,  als  auch gesamtstaatlich,  re‐
gional  und  lokal verankert.  Ihre unaufgebbare Einbindung  in ein globales Wis‐
senschaftsnetz ist das institutionelle Korrelat zur Orientierung der in den Hoch‐
schulen stattfindenden Forschung und Lehre an den Fronten des Wissens. Da‐
her muss Forschung auch den Beginn der sog. Forschungskette abdecken: nicht 
nur anwendungsorientierte Vorlaufforschung, Auftragsforschung, Transfer, Be‐
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ratung und Dienstleistungen  im Bereich von Forschung und Entwicklung (FuE), 
sondern – als Grundlage all dessen – auch und vor allem Grundlagenforschung. 

Diese einzelnen Forschungstypen müssen zwar nicht zwingend  in  jeder einzel‐
nen Institution betrieben werden. Aber es ist vorteilhaft, wenn es zum einen re‐
gionale Mindestversorgungen  gibt,  und  zum  anderen  auch  an  praxisorientiert 
forschenden Einrichtungen die Kontaktpunkte zur Grundlagenforschung  jeder‐
zeit aktivierbar sind – nicht zuletzt, um auch regional wirksam werdende Impul‐
se  geben  zu  können.  Anwendungsorientierter  Forschung  geht  jedenfalls  über 
kurz oder lang der innovative Atem aus, wenn sie nicht aus der Grundlagenfor‐
schung  Impulse  für  neue  Fragestellungen  und  neue  Problemlösungen  erhält 
und auf das dort erzeugte Vorratswissen zurückgreifen kann. Fortgesetzte Inno‐
vativität  von Anwendungslösungen  baut  auf  der  Kenntnis  langfristiger Trends, 
vergleichbarer Fälle, relevanter Kontexte, prognostischer Wahrscheinlichkeiten, 
nichtintendierter Handlungsfolgen,  typischer  Fehler und alternativer Optionen 
auf.  Diese  Kenntnis  wird  außerhalb  der  Arbeit  an  Anwendungslösungen  er‐
zeugt.  

Ebensowenig lässt sich die Lehre allein ‚anwendungsorientiert‘, d.h. hier: praxis‐
gebunden gestalten. Nicht nur die Wirtschaft, also der weitaus größte Beschäf‐
tiger von Hochschulabsolventen, von dem „die Absolventen … eine angemesse‐
ne Arbeit und entsprechendes Einkommen erwarten, ist für das Erziehungssys‐
tem unkalkulierbar“ (Luhmann 2002: 125). Vielmehr sind die beruflichen Anfor‐
derungsituationen generell durch Unklarheit, Deutungsoffenheit und Normen‐
konflikte gekennzeichnet. 

Daher kann Hochschulbildung nicht  (nur)  für Routinetätigkeiten ausbilden. Die 
Hochschulabsolventen müssen sich auf die Offenheit von Situationen einlassen 
können, „ohne die im Studium angeeigneten Orientierungen aufzugeben, aber 
auch ohne sie ihrem Gegenüber in technokratischem Dogmatismus überzustül‐
pen. Mit beidem würde ihre Praxis an den Widerständen der Betroffenen schei‐
tern“: 

„Geistliche  haben  es mit  Sündern  und  Ketzern  zu  tun,  Richter  mit  Rechtsbre‐
chern  und  streitenden  Parteien,  Lehrer mit  dem  abweichenden Verhalten  des 
Jugendalters,  Psychologen mit  Patienten,  die  an  ihren  neurotischen  Infantilis‐
men hängen, Verwaltungsbeamte mit Bürgern und Politikern, die sich dem bü‐
rokratisch Notwendigen nicht  fügen wollen, Architekten mit Bauherrn und de‐
ren Idiosynkrasien, Ingenieure mit Betriebswirten, die ihren kreativen Entwürfen 
mit Kostenargumenten entgegentreten usw.“ (Lenhardt 2005: 101) 

Insoweit Hochschule immer an Wissenschaft gekoppelt ist und sein muss – an‐
dernfalls sie keine Hochschule wäre –, ist ihr Akteursstatus fortwährend prekär. 
Die einschlägige wissenschaftssoziologische Forschung hat die Gründe dafür he‐
rausgearbeitet: 

„Die Governance der Wissenschaft muss der eigentümlichen  sozialen Ordnung 
der Fachgemeinschaften Rechnung tragen, die durch ein endogenes Governan‐
ce‐Defizit  charakterisiert  ist  (1). Dadurch entsteht ein  systematisches  ‚Gemein‐
schaftsversagen‘ der Wissenschaft bei der Erfüllung externer Leistungserwartun‐
gen  (2).  Formale  Organisationen  und  Förderprogramme  kompensieren  dieses 
Gemeinschaftsversagen  (3),  sind aber auf die Partizipation der Wissenschaft  in 
ihrer  eigenen  Governance  angewiesen  und  deshalb  in  ihrer  Wirksamkeit  be‐
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grenzt (4). Neue Entwicklungen in der sozialen Ordnung und der Governance der 
Wissenschaft verringern die Autonomie des einzelnen Wissenschaftlers, können 
aber  die  inhärenten  Begrenzungen  einer  Governance  der  Wissenschaft  nicht 
grundsätzlich überwinden (5).“ (Gläser/Lange 2007: 437f.) 

Eine  ganze  Reihe  von  modellhaften  Hochschulbeschreibungen  versucht,  dies 
konzeptionell einzufangen, eben indem die Hochschulen als Organisationen und 
damit  akteursfähig  adressiert  werden.  Einschlägige  Konzepte  firmieren  unter 
den Titeln „Hochschule als regionaler Bildungsfaktor“, „Triple Helix“, „Bildung in 
gesellschaftlicher  Verantwortung“,  „Responsible  Research  and  Innovation“, 
„Hochschule  als  regionaler  Innovationsfaktor“  oder  „Hochschule  als  Standort‐
faktor“. Zwischen einzelnen dieser Konzepte gibt es zahlreiche inhaltliche Über‐
lappungen. Gruppieren lassen sie sich vor allem danach, ob sie primär ökonomi‐
sche Aspekte  thematisieren oder sich vorrangig nichtökonomischen Wirkungs‐
aspekten  der  Hochschulen widmen.  Unter  diesen modellhaften  Hochschulbe‐
schreibungen finden sich einige, die für das auch lokale und regionale Wirksam‐
werden von Hochschulen bedeutsam sind oder sein können und sich diesbezüg‐
lich zugleich als Varianten von Hochschulgovernance begreifen lassen: 

 Offene Hochschule: Der Begriff  fasst verschiedene konzeptionelle Entwürfe 
zusammen, die seit den 1960er Jahren in unterschiedlichen Kontexten und von 
unterschiedlichen  Akteuren  entwickelt  und/oder  politisch  vertreten  wurden. 
Diese ziel(t)en darauf, eine sozial vielfältige und quantitativ breite Hochschulbil‐
dungsbeteiligung zu ermöglichen. Den verschiedenen Konzepten ist zum einen 
gemeinsam, dass sie einem traditionalen Verständnis von Hochschulbildung als 
exklusives Angebot für sehr geringe Anteile der entsprechenden Altersjahrgän‐
ge entgegenstehen.  Zum anderen eint  sie, dass Hochschulbildung  in den Kon‐
text der Demokratisierung von Bildung gestellt wird.23  

Hochschulbildung wird ebenso als Selbstentfaltung des Individuums wie als 
Instrument zur Beseitigung sozialer Ungleichheit gefasst. Mit  letzterem stehen 
die Konzepte in einem unmittelbaren Zusammenhang mit den Hochschulregio‐
nalisierungskonzepten  der  1960er  und  frühen  1970er  Jahre:  Diese  verfolgten 
das Ziel,  soziale Ungleichheit  im Raum zu verringern,  indem sie die Gründung 
von Hochschulen  in bisher nicht mit Hochschulen versorgten Regionen betrie‐
ben  (vgl.  BAK  1970).  Die  entsprechenden  programmatischen  Schlagworte wa‐
ren „Aufstieg durch Bildung“ (SPD 1963), „Bildung ist Bürgerrecht“ (Dahrendorf 
1965), des weiteren Hochschulexpansion, Durchlässigkeit und BaFöG. Die Offe‐
ne Hochschule begreift Heterogenität der Studierenden nicht nur als Herausfor‐
derung, sondern auch als Chance. Deshalb schafft sie Strukturen, die ein Studi‐
um für unterrepräsentierte Studierendengruppen – insbesondere aus der Regi‐
on – attraktiv und möglich macht. 

 Hochschule  für  die  Region:  Spätestens  zur Mitte  der  1960er  Jahre  ist  von 
Seiten der Politik damit begonnen worden, Hochschulgründungen regionalpoli‐
tisch gezielt zu betreiben. Die Aufnahme der Gemeinschaftsaufgaben ins Grund‐

                                                                     
23 Demgegenüber gab und gibt es auch Konzepte, die eine erweiterte Hochschulbildungsbetei‐
ligung vorrangig aus Gründen der Standortsicherung und Humankapitalmobilisierung fordern. 
Für diese Position stand etwa die Rede von der „Erschließung der Begabungsreserven“ in den 
60er Jahren und steht heute bspw. die OECD. 
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gesetz  trug  dem Rechnung.  Zugrunde  aber  lag  dem ein  Regionalisierungskon‐
zept, das nicht dem politischen Raum entstammte, sondern auf Planwerke zu‐
rückging (vgl. Becker 1975). Dann jedoch wurden die Hochschulen als staatliche 
Infrastruktur  entdeckt  und  damit  in  einen Gesamtzusammenhang  der  damals 
gültigen Zielstellung, die Lebensverhältnisse in Stadt und Land, Zentrum und Pe‐
ripherie  anzugleichen,  gestellt.  Hochschulgründungen  wurden  damit  zugleich 
Instrument einer standortorientierten Infrastrukturpolitik wie einer inklusionso‐
rientierten Bildungspolitik.  

Dieses Regionalisierungskonzept verfolgte primär bildungspolitische Ziele, in 
zweiter Linie auch regionalpolitische. Die Einbindung von Hochschulen in räum‐
lich bezogene Nutzenkalküle wurde von vielen Zeitgenossen vor allem innerhalb 
der  Universitäten  als  Instrumentalisierung  wahrgenommen.  Heute  steht  das 
Konzept  im  Kontext  eines  neuen  Hochschulregionalismus:  Ab  der  Mitte  der 
1990er Jahre wurden Regionen als Gegenstand von Innovationspolitik entdeckt. 
Hochschulen  gelten  seither  (unter  anderem)  als Motoren  regionaler  Entwick‐
lung. Sie sollen im Zentrum regionaler Netzwerke sitzen, deren treibende Kraft 
sie seien. Die aufgeklärte Variante der „Hochschule für die Region“ entzieht sich 
der allein ökonomischen Fokussierung. Die Hochschule versteht sich als wichti‐
ger  Partner  in  der  und  für  die  Region.  Entsprechend  zielen  Studienangebote, 
Lehrinhalte  und  Forschungsaktivitäten  auf  Studieninteressierte,  Unternehmen 
und gesellschaftliche Herausforderungen in der Region. 

 Entrepreneurial University: Damit wird ein Hochschulmodell beschrieben, in 
dem die Hochschule aktiv auf Veränderungen, vor allem reduzierte öffentliche 
Finanzmittel, reagiert. Die Entrepreneurial University verwalte ihre Ressourcen 
selbst  und  orientiere  sich  in  Verhalten  und Methoden  an  privaten  Unterneh‐
men, die sich am Markt durchsetzen müssen. Gleich einem Unternehmen wird 
von den Hochschulen  in der Logik dieses Modells ein unternehmerisch‐selbst‐
ständiger aktiver Umgang mit Partnern und Geldgebern erwartet. Die Verant‐
wortung  für  Situation  und  Zukunft  der  Hochschule  wird  in  den  Händen  der 
Hochschule selbst gesehen. Die Hochschule müsse sich zusätzliche Geldquellen 
erschließen  und  sich  an  ihren  „Kunden“  orientieren,  aktiv  gestaltend werden, 
um am Markt überleben zu können.  

Dazu setze die Hochschule auf Forschungskooperationen, Innovationen und 
Gründungsförderung.  Hierfür  stelle  sie  die  notwendigen  Rahmenbedingungen 
in  Lehre  und  Forschung  bereit  und  baue  auf  starke  Netzwerke  mit  externen 
Partnern. Das Konzept der Entrepreneurial University beschreibt also die Kom‐
merzialisierung von Wissen, die Annäherung der Hochschulführung an Metho‐
den  und  Arbeitsweisen  privater  Unternehmen  sowie  engere  und  vielfältigere 
Beziehungen zwischen Unternehmen und Hochschulen durch personelle Vermi‐
schung, Kooperationen und Beratung (Etzkowitz 1983: 217, 227). Zudem wird in 
den  Konzepten  zur  Entrepreneurial  University  die  Bedeutung  der  Hochschule 
für die regionale, wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Region unterstri‐
chen, da die Hochschulen und die Entrepreneure, die von der Hochschule aus‐
gebildet werden  sollen, diese aktiv  gestalten.  (Vgl.  u.a. Woollard/Zhang/Jones 
2007, Arroyo‐Vázquez/Van Der Sijde/Jiménez‐Sáez 2010: 25) 

 RIS‐University‐Modell:  In der Beschreibung der EU‐Kommission umfasst ein 
Regionales Innovationssystem (RIS) 
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„eine Reihe von Akteuren und Ressourcen  in effektiver Wechselbeziehung mit 
dem Ziel, Innovation in der Region zu stimulieren. Solch ein System sollte folgen‐
des erleichtern: 

‐ Identifizierung  von  verfügbaren  Infrastrukturen  und  regionalen  Quellen  von 
Wissen und Sachkenntnis; 

‐ Zugang zu Dienstleistungen in Bereich von Finanzierung, Erfahrungsaustausch, 
Nutzung  von Wissen  (Entwicklungsagenturen, Handelskammern,  prospektive 
Akteure, Risikokapitalfonds usw.); 

‐ effektiven  Transfer  von  Kompetenz  und  Zusammenarbeit  zwischen  den  ver‐
schiedenen  regionalen  Entwicklungsakteuren.“  (Europäische Kommission/Re‐
gionalpolitik 2006: 5) 

Im Ansatz der Regionalen  Innovationssysteme sind die Hochschulen Schlüssel‐
akteure innerhalb eines Netzwerkes von anderen an regionalen Innovationspro‐
zessen  beteiligten  Akteuren. Wie  im  Entrepreneuerial‐University‐Modell  steht 
auch  im  RIS‐University‐Modell  der Wissenstransfer  zwischen  Hochschule  und 
Unternehmen im Vordergrund. Im Gegensatz zu ersterem bildet aber nicht die 
Kommerzialisierung  von  Wissen  den  Aktivitätsschwerpunkt.  Die  Hochschulen 
definieren sich dementsprechend auch weniger als unternehmerisch handelnde 
Akteure, sondern eher als Schlüsselakteure einer regionalen Wissensinfrastruk‐
tur. Hochschulen schneiden hier  ihre Wissensoutputs bevorzugt auf die  regio‐
nalwirtschaftlichen Bedarfe zu. 

Die Hochschulen stellen also keine ausschließlich autonom handelnden Ak‐
teure dar, sondern stehen  in Abhängigkeit des regionalen Innovationssystems, 
der Nachfrageseite  des  regionalen Umfeldes wie  auch  der  regionalpolitischen 
Ausrichtung  (Cooke  2009).  Eingebunden  in  regionale  Kontexte  können  die 
Hochschulen eine einzigartige Rolle innerhalb der Region übernehmen und die 
verschiedenen  Elemente  gesamtstaatlicher  Politik,  die  sich  auf  Lernen,  For‐
schung  und  Innovation  beziehen,  in  das  RIS  einbringen. Hochschulen  als Wis‐
sensproduzenten und Wissenstransferknoten sind  ferner wie keine andere  re‐
gionale Organisation in der Lage, das RIS in überregionale Netzwerke einzubin‐
den und diesem externes, in der Region nicht vorhandenes Wissen zuzuführen, 
d.h. kombinatorische Wissensdynamiken anzustoßen. Die öffentliche Finanzie‐
rung  der  Hochschulen  versetzt  sie  in  die  Lage,  derartige  Beziehungsgeflechte 
auch dann aufzubauen, wenn diese erst auf längere Sicht einen wirtschaftlichen 
Mehrwert versprechen. 

 Engaged University: Das so benannte Konzept widmet sich den Verbindun‐
gen  von  Hochschule mit  der  Gesellschaft  (vgl.  etwa  Brandenburg  2009;  Bert‐
hold/Meyer‐Guckel/Rohe 2010). Hier geht es nicht um vermarktungsfähige Ko‐
operationen,  sondern  um Beiträge, welche  die Hochschulen  vor  allem  für  die 
soziale  Entwicklung  einer  Gesellschaft  leisten:  Für  die  jeweilige  Hochschule 
stünden soziale Innovationen im Mittelpunkt; Lehrende und Studierende arbei‐
teten  an  der  Lösung  gesellschaftlicher  Herausforderungen;  Lehre  und  For‐
schung setzten dabei auf Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Akteuren.  

Dazu zählten das Bestreben, Chancengleichheit beim Zugang zu Bildung zu 
schaffen und Vorteile einer heterogenen Studierendenschaft zu erkennen und 
zu nutzen. Leistungen würden im Rahmen gesellschaftlichen Engagements auch 
Nichtmitgliedern der Hochschule angeboten. Durch die Aufnahme und Weiter‐
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gabe bestimmter Werte werde gleichfalls  gesellschaftliches Engagement  reali‐
siert. Die Hochschule agiere im Bewusstsein, Teil der Gesellschaft zu sein. Wei‐
tere Spezifizierungen des Konzepts beziehen sich auf all das, was als Third Mis‐
sion der Hochschulen konzeptualisiert wurde.24 

 Nachhaltige  Hochschule:  Nachhaltige  Entwicklung  bezeichnet  –  nach  dem 
Brundtland‐Bericht 1987 – eine Entwicklung, „in der die Bedürfnisse der Gegen‐
wart befriedigt werden, ohne dabei künftigen Generationen die Möglichkeit zur 
Befriedigung  ihrer  eigenen  Bedürfnisse  zu  nehmen“  (Weltkommission  1987: 
26). Nachhaltigkeit meint also, dass einer Generation anvertraute intellektuelle, 
soziale, ökologische und ökonomische Kapital einer Generation nach Prinzipien 
zu  behandeln,  die  für  alle  folgenden  Generationen  Gültigkeit  beanspruchen 
können  (Schneidewind  2009:  17).  Bezogen  auf Hochschulen  heißt Nachhaltig‐
keit im oben definierten Sinne zweierlei: Zum einen, dass diese nachhaltige Or‐
ganisationen werden, d.h. ihr Ressourcen‐, Umwelt‐ und Risikomanagement am 
Prinzip der Nachhaltigkeit ausrichten und nicht, wie häufig, bei schlecht ausge‐
statteten  Sicherheits‐  und  Umweltbeauftragten  ansiedeln;  zum  anderen  und 
viel umfassender, dass sie ihre Forschung und Lehre unter Bezugnahme auf das 
Nachhaltigkeitsprinzip ausgestalten.  

 Eine dritte Säule des Nachhaltigkeitsgedankens bezieht sich auf  intergene‐
rationale und globale Gerechtigkeit. Demzufolge werden auch Aspekte von so‐
zialer, globaler und Geschlechtergerechtigkeit unter dem Nachhaltigkeitsgedan‐

ken verhandelt. Die nach‐
haltige Hochschule ist da‐
mit  auch  immer  eine  ge‐
schlechtergerechte  sowie 
sozial inkludierende Hoch‐
schule.  Forschungs‐  und 
Lehrinhalte  sowie  Studi‐
engangkonzeptionen  sei‐
en demnach daran auszu‐
richten,  dass  sie  das  Zu‐
sammenspiel  mindestens 
dreier  Elemente  beinhal‐
ten:  (a)  Innovation,  (b) 
Erhalt  und  Weiterent‐
wicklung  sozialer  Res‐
sourcen  und  (c)  einen 
schonenden  Umgang mit 
natürlichen  Ressourcen 
(Gruppe  2004:  16).  Die 
Hochschule  passt  sich 

den  Bedürfnissen  nachhaltiger  Lehre  und  Forschung  an,  indem  sie  innovative 
Lehrmodelle ausprobiert, entsprechende Forschungscluster bildet und mit Part‐
nern z.B.  in der Sitzregion praxistaugliche Lösungen implementiert. Dabei wird 
auch die soziale und technische Infrastruktur auf Nachhaltigkeit hin angepasst. 

                                                                     
24 vgl. oben 3.3. Empiriegetriebenes Leitbild 

Übersicht 9: Konzepte und ihre  
Bezugsebenen 
Kategorie  Konzepte 

wissensbezogene 
Regionalkonzepte 

 Lernende Region 
 Kreative Stadt 
 Wissensmilieus 

 TTT‐Modell 

 Smart City 

 Regionale Innovationssysteme 

regionsbezogene 
Hochschulkonzepte 

 Entrepreneurial University 
 Engaged University 
 Knowledge Factory 
 Academic Entrepreneurship 

 RIS University Modell 

 Relational University 

Integrationskonzepte 
Wissen und Region 

 Triple Helix 
 Mode 2 
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Fragt man zusammenfassend, welche konkreten Rollen bzw. Funktionen Hoch‐
schulen bei der Entwicklung  ihres unmittelbaren Umfelds potenziell wahrneh‐
men können, so lassen sich mit Elvira Uyarra (2010) die folgenden fünf identifi‐
zieren: 

 Ökonomisch fokussierte Funktionen: 

1. Rolle als  ‚Wissensfabrik‘ (knowledge factory): Sie schafft  im Bereich der 
Forschung  und  Lehre  erst  die  Grundlage  für  regionalen  Wissens‐  und 
Technologietransfer, sei es durch Kooperationsprojekte oder durch den 
Transfer von Humankapital. 

2. Rolle  als  ‚Relationale  Universität‘  (relational  university):  Diese  Rolle 
schafft nicht nur einen zentralen Anknüpfungspunkt  für Kooperationen 
regionaler  Partner,  sondern  leistet  oft  auch  einen  aktiven  Beitrag  zur 
Verbesserung der Vernetzung (RIS‐Universität). 

3. Rolle  als  Erzeuger  und  Förderer  technologiebasierter  Unternehmens‐
gründungen (academic entrepreneurship): Damit belebt die Hochschule 
das  unternehmerische  Klima  der  Region  und  trägt  aktiv  zum Gelingen 
entsprechender Vorhaben bei. 

 Nichtökonomisch fokussierte Funktionen: 

4. Rolle als systemischer Akteur (systemic player): Damit nimmt die Hoch‐
schule Einfluss auf die Entwicklung regionaler Meinungsbilder und Kon‐
ventionen und hilft, Barrieren im Denken zu überwinden und überkom‐
mene Sichtweisen durch zeitgemäße zu ersetzen. 

5. Rolle als  regional engagierte Universität  (engaged university):  In dieser 
Rolle beteiligt  sich die Hochschule an Prozessen der politischen Strate‐
giebildung, bringt sich aktiv  in  regionale Entwicklungsvorhaben ein und 
wirkt so an der Schaffung eines regionalen Bewusstseins mit. 

4.1.3. Hochschule-Stadt-Governance 

Die Wahrnehmung  der  regionalen  und  lokalen  Rolle  von  Hochschulen  wurde 
spätestens seit dem Hochschulausbau der 1960er und 70er Jahre durch Fragen 
der Inklusion bzw. der Erschließung von ungenutzten Bildungsreserven, der Pla‐
nung  von  Mikro‐  und  Makrostandorten  sowie  der  Mobilisierung  hochschuli‐
scher Nachfrageeffekte zur Förderung regionaler Entwicklung geprägt. Seit den 
1980er Jahren wurde diese Rollenvorstellung jedoch zunehmend als insuffizient 
empfunden und den Hochschulen  sukzessive eine aktivere Rolle  in der Regio‐
nalentwicklung zugeschrieben.  

Diese Verschiebungen vom passiven zum aktiven Hochschulregionalismus sind 
jedoch  nur  in  begrenztem  Ausmaß  theoretischen  Innovationen  in  der  Stadt‐, 
Regional‐ oder Hochschulforschung zu verdanken. Sie reflektieren vielmehr ei‐
nen gesellschaftlich‐politischen Wandel. Als  zentrale Chriffren dieser Verände‐
rung  fungieren die Begriffe Globalisierung und Neoliberalismus.25 Den Schnitt‐

                                                                     
25 Beide Begriffe sind unscharf. Während Globalisierung in der einfachsten Begriffsbestimmung 
die  Zunahme  weltweiter  Verflechtung  bezeichnet,  fungiert  der  Begriff  Neoliberalismus  im 
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punkt  beider  Vokabeln  bildet  –  durchaus  in  Fortsetzung  von  staatskritischen 
Diskursen  der  1980er  Jahre  –  die  Annahme  eines  verschärften Wettbewerbs‐
drucks sowie der abnehmenden Bedeutung des Nationalstaats.  

Sollen die wechselseitigen Resonanzbedingungen von Wissenschaft und Stadt‐
entwicklung  gezielt  entwickelt  werden,  so  stößt  man  auf  charakteristische 
Hemmnisse. Sowohl die Entwicklung von Städten als auch die von Hochschulen 
gelten als in besonderer Weise planungs‐ und steuerungsresistent: 

 Bei den Hochschulen sind es ihre Eigenheiten als unvollständige bzw. als Ex‐
pertenorganisation,  die  ihren  Ruf  als  widerständig  gegen  Interventionen  be‐
gründen  (Musselin  2007,  zusammenfassend  Hechler/Pasternack  2012:  9‐39). 
Entsprechend zielen Steuerungsversuche zunehmend darauf ab, gerade diesen 
Organisationscharakter zu verändern und die Hochschulen somit in vollständige 
Organisationen zu transformieren (Brunsson/Sahlin‐Andersson 2000).  

 Die geringe Steuerbarkeit  von Städten wird  zumeist mit  ihrer hohen Kom‐
plexität erklärt. Ein solches Verständnis dominiert heute die Stadtplanung, die 
lange  Zeit  –  in  einer  Verbindung  von  naivem Umweltdeterminismus  und  Pla‐
nungseuphorie ‒ „Gesellschaftsbeglückungsträumen“ (Siebel 2009: 29) anhing. 
Inzwischen haben in der Stadtplanung auch Vorläufigkeit, Experimentalcharak‐
ter,  Patchworks  vieler  kleiner  Projekte  und  revidierbare  kleine  Schritte  ihren 
Platz (Harth 2012). Ebenso reflektieren die aktuellen Konzepte urbaner Gover‐
nance die hohe Komplexität von Städten jenseits stadtplanerischer Steuerungs‐
versuche (Sack 2012; Fichter/Jähnke/Knorr‐Siedow 2004). 

Sollen nun beide, die Entwicklungen der Stadt und  ihrer Hochschule(n), mitei‐
nander synchronisiert werden, hat man es  folglich mit Steuerungsresistenz  im 
Quadrat  zu  tun.  Kommunale  Selbstverwaltung  und  Hochschulautonomie  sind 
zwar je für sich leistungsfähige Konzepte. Doch wo sie aufeinandertreffen, dort 
schützen sie vor Ansprüchen der jeweils anderen Seite und begründen, warum 
es kaum gegenseitige Beeinflussungsinstrumente gibt: Die Städte verfügen ge‐
genüber den Hochschulen kaum über Steuerungsmechanismen und umgekehrt. 
Beide sind lediglich lose gekoppelt, und strukturelle Kopplungen ergeben sich – 
meist punktuell, weil  temporär – allenfalls  im Zusammenhang des Flächenma‐
nagements. Stattdessen sind eigensinnige Funktionslogiken in Rechnung zu stel‐
len, die aus unterschiedlichen Handlungsrationalitäten in den Governance‐Are‐
nen resultieren: 

 In der Wissenschaft sind Wahrheitsorientierung, Methodenbindung und in‐
tersubjektive Nachvollziehbarkeit zentral. Dementsprechend gelten individuelle 
Autonomie und die Selbstbestimmung der  fachlichen Professionsgemeinschaf‐
ten als funktional unabdingbar. 

 In  der  Kommunalpolitik  gilt  einerseits  das  Rationalitätskalkül  des  Erwerbs 
und der Erhaltung von Gestaltungsmacht – ohne diese in Rechnung zu stellen, 
muss das Handeln der  Inhaber.innen von Wahlämtern unverständlich bleiben. 
Andererseits funktioniert die kommunale Verwaltung entsprechend der verwal‐

                                                                                                                                                    

deutschsprachigen Diskurs zur pejorativen Kennzeichnung (vermeintlich) marktfundamentalis‐
tischer Haltungen. 
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tungsspezifischen Rationalität. Sie folgt der an Ressourcenverfügbarkeit und Re‐
gelkonformität  gebundenen  Unterscheidung  „machbar/nicht  machbar“,  d.h. 
dem  Ziel,  bürokratische  Anschlussfähigkeit  zu  früherem  Verwaltungshandeln 
herzustellen  und  zu  künftigem Verwaltungshandeln  zu  ermöglichen,  also  Risi‐
ken zu vermeiden.26 Dazu müssen politisch gewollte Projekte in administrative 
Vorgänge transformiert werden, um sie abarbeitbar und anschlussfähig an frü‐
heres und nachfolgendes exekutives Handeln zu machen. Üblicherweise sind al‐
so Projekte den Zwängen der Verwaltungsvorgänge, die zu ihrer Umsetzung nö‐
tig sind, anzupassen. 

Gleichwohl  wird  versucht,  Steuerungsinstrumente  zu  nutzen,  um  lokale  und 
Hochschulentwicklungen aufeinander zu beziehen bzw. gegenseitig nutzbar zu 
machen. Dies setzt einerseits nicht den Umstand außer Kraft, dass Städte und 
Hochschulen  wechselseitig  über  keine  verbindlichen  Steuerungsmechanismen 
verfügen. Andererseits ist es nicht prinzipiell unsinnig oder von vornherein wir‐
kungslos, Kooperationsverträge zu schließen, regelmäßige Treffen auf Leitungs‐
ebene abzuhalten, Lenkungsausschüsse einzusetzen, jährlich aktualisierte Maß‐
nahmenpläne zu vereinbaren, Netzwerke zu unterhalten oder Stabstellen „Wis‐
senschaft“  in Stadtverwaltungen zu etablieren und diese zu jährlichen Bericht‐
erstattungen über den Stadt‐Hochschule‐Kooperationsfortschritt  an das Stadt‐
parlament zu verpflichten. 

Allerdings handelt es  sich dabei – entgegen des  landläufigen Verständnisses – 
nicht  um  Steuerungsinstrumente.  Denn  es  geht  nicht  um  punktgenaue  Inter‐
ventionen, in denen ein Steuerungssubjekt Veränderungsimpulse an ein Steue‐
rungsobjekt  sendet  und  erwarten  darf,  zu  einem  festgelegten  Zeitpunkt  Voll‐
zugsmeldung zu erhalten. Vielmehr handelt es sich um Abstimmungsinstrumen‐
te. Denn alle Anstrengungen, ein produktives Kooperationsverhältnis zwischen 
Stadt  und  Hochschule(n)  zu  erzeugen,  müssen  konsensual  erfolgen,  da  sie 
wechselseitig über keine Sanktionspotenziale verfügen.  

Dazu  muss  zumindest  anhand  punktueller  Aktivitäten  deutlich  werden,  dass 
beide Seiten von einer solchen Kooperation profitieren. Hierbei ist es zunächst 
unerheblich,  ob  beide  Seiten  in  den  Problem‐  oder  Zieldefinitionen  überein‐
stimmen. Wichtiger  ist  im  ersten  Schritt  die  Übereinstimmung  in  der  Mittel‐
wahl, d.h. gemeinsam in der offensiven Verbindung von Stadt und Wissenschaft 
einen  erfolgversprechenden Ansatz  zu  erblicken,  je  eigene  Problemstellungen 
zu bearbeiten – auf der einen Seite wesentlich die Sicherstellung des Organisa‐
tionsbestandes, auf der anderen die Stabilisierung der städtischen Gesellschaft. 

Als den einzig wirklich erfolgsträchtigen Weg, um Hochschule‐Stadt‐Koordinati‐
onsprobleme aufzulösen, bezeichnet auch die einschlägige Literatur immer wie‐
der die Kooperation. Das generelle Ziel von Abstimmungen – statt Steuerungs‐
versuchen – besteht dabei darin, Gelegenheitsstrukturen für potenziell produk‐
tive,  wechselseitige  Verstärkungen  der  Hochschul‐  und  Stadtentwicklung  zu 
schaffen.  Es  geht  also  darum,  die  entsprechenden  Rahmenbedingungen  für  – 

                                                                     
26  Im Anschluss an Luhmann  (2010: 126):  „Die Verwaltung befaßt sich … mit der Ausführung 
des politisch Möglichen und Notwendigen durch Ausarbeitung  verbindlicher  Entscheidungen 
nach Maßgabe schon festliegender … Entscheidungsprämissen.“ 
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zunächst immer punktuelle – Kooperationen zu verbessern. Dafür gilt, gemein‐
sam mit der räumlichen Verdichtung von Institutionen, das lokale bzw. regiona‐
le Netzwerk als zentrale Strukturoption – Cluster, Kooperationsplattformen und 
dergleichen sind Varianten davon. Mit dem Netzwerk stehe, so wiederum der 
Konsens  in  der  Forschungsliteratur,  dem aktiven Hochschulregionalismus  eine 
Struktur zur Verfügung, die adäquat sei für wissensgesellschaftliche, innovative 
und Kreativitätsentwicklungen sowie zur Umsetzung von Third‐Mission‐Ambiti‐
onen.27 

4.1.4. Leitende Zusammenhangsannahmen 

Die oben ausgewertete theoretische und konzeptionelle Literatur zu wissensba‐
sierter Stadtentwicklung und Hochschule‐Stadt‐Beziehungen entfaltet ihre Wir‐
kungen  meist  weniger  dadurch,  dass  sie  das  Handeln  der  Praktiker  anleitet. 
Wirksamer wird  sie  eher  durch  Kenntnisnahme  seitens  derjenigen,  die  im  Ex‐
pertisengeschäft  tätig  sind. Gerade  zum Thema Wissenschaft  und  Stadt‐  bzw. 
Regionalentwicklung werden ausgreifend Studien und Evaluationen  in Auftrag 
gegeben. Diese sind seitens der Auftraggeber in der Regel mit der Auflage ver‐
sehen,  handlungsrelevantes  Wissen  für  die  Gestaltung  der  Governance  zwi‐
schen Hochschule(n) und Stadt oder Region zu generieren. Vor diesem Hinter‐
grund  ist  es  aufschlussreich,  die  Zusammenhangsannahmen  zu  ermitteln, mit 
denen  solche  Expertisen  operieren:  Auf  diesen  Annahmen  basieren  dann  die 
von den beauftragten Experten formulierten Handlungsempfehlungen. 

Dazu haben wir 68 Studien, Evaluationen und Gutachten analysiert, die 2000 bis 
2010  bezogen  auf  einzelne  Förderprojekte  oder  ‐programme,  Hochschulen, 
Städte  oder  Regionen  in  den  ostdeutschen  Ländern  erstellt  worden  waren 
(Höhne/Pasternack/Zierold  2012).  Gegliedert  nach  drei  Handlungsfeldern  – 
Hochschulbildung, Forschung und Transfer, sozialräumliche Entwicklungen – er‐
gab die Auswertung die im folgenden zusammengefassten Ergebnisse. 

Auf  Basis  dieser  Zusammenhangsannahmen werden  auch  zahlreiche  konkrete 
Handlungsoptionen formuliert. Diese finden sich in der ausgewerteten Literatur 
ebenso  in  ihren  Vorzügen  gepriesen  wie  mit  Einschränkungen  versehen.  Um 
diesbezüglich eine gewisse Transparenz zu erzeugen, lassen sich die konkurrie‐
renden  Einschätzungen,  die  in  den  erwähnten  68  Studien  formuliert  wurden, 
thematisch  zusammenfassen  und  sprachlich  auf  den  jeweiligen  Kern  reduzie‐
ren. Das ergibt eine Kontrastierung von positiven Erwartungen und möglichen 
Problemen, wie sie in den Übersichten 10 und 11 zusammengefasst sind.  

Die Empfehlungen zur Entwicklung der Hochschulbildung  in regionalen Kontex‐
ten gründen vor allem auf zwei Zusammenhangsannahmen: 

 Durch  die  konsequente  Umsetzung  der  hochschulischen  Bildungsfunktion, 
die verschiedene Aus‐ und Weiterbildungsangebote für unterschiedliche Zielgrup‐ 

                                                                     
27 ausführlicher unten 4.2. Netzwerke als lokale Problemlöser? 
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Übersicht 10: Auswertung von 68 Studien: Begründungen und 
konkurrierende Einschätzungen der Handlungsempfehlungen zur 
Hochschulbildung in regionalen Kontexten 

Handlungsempfehlung  Vorteile, positive Erwartungen  Nachteile, mögliche Probleme 

Beibehaltung/Ausbau 
der Ausbildungs‐
leistungen der  
Hochschulen 

Möglichkeit, die regionale  
Humankapitalbasis zu stärken  
und dem Fachkräftemangel zu 
begegnen  

Weiträumigkeit der  
Arbeitsplatzsuche steigt mit 
Qualifikationsniveau, damit 
Brain‐Drain‐Gefahr und Abfluss 
von Bildungsinvestitionen 

Einbindung regionaler 
Faktoren in die 
Hochschulplanung 

Orientierung an regionalen  
Spezifika kann Hochschule‐Praxis‐
Verbindungen stärken und zur 
Annäherung zwischen  
Absolventen und regionalem 
Arbeitsmarkt beitragen 

Risiko der Provinzialisierung – 
Ausgleich durch  
überregionale/  
internationalisierende  
Angebote nötig  

Stärkere Orientierung 
am Bedarf der  
regionalen Wirtschaft 

Stärkung Hochschule‐Praxis‐
Verbindungen; Annäherung  
zwischen Absolventen und  
regionalem Arbeitsmarkt 

Risiko der Provinzialisierung – 
Ausgleich durch über‐ 
regionale/internationalisierende  
Angebote nötig 

Komplementarität der  
Bildungsangebote führt zur  
Stärkung regionaler Wissensbasen 
und fördert den Wissenstransfer 
zwischen Hochschulen und den 
regionalen Unternehmen 

begrenzte Fächerangebote in 
einer Region können Abwande‐
rungsneigung erhöhen, wenn 
Wunschfächer nicht verfügbar 

hoher Spezialisierungsgrad kann 
Vergleichbarkeit der  
Bildungsangebote einschränken 

Hochschulen bereiten, anders als 
Berufsausbildungen, auf die 
Praxis gerade durch eine gewisse 
Distanz zur Praxis vor 

Kooperation mit der 
Wirtschaft im Bereich 
der Studierenden‐
ausbildung 
und ‐vermittlung 

Möglichkeit für Studierende, 
Praxis‐ und Erfahrungswissen 
während der Ausbildung  
zu sammeln 

zu starke Ausrichtung der Studi‐
engänge an regionalen Unter‐
nehmenslandschaften kann 
Beschäftigungsfähigkeit außer‐
halb der Regionen vermindern 

Hochschulen können über Ange‐
bote wie Praktika und Karrierezen‐
tren Kooperationen mit Unter‐
nehmen sichern, die dann auch im 
Bereich FuE Vorteile sichern 

Wirtschaft hat keine einheitliche 
Meinung hinsichtlich der durch 
ein Studium zu erwerbenden 
Qualifikationen (z.B. hinsichtlich 
Generalist vs. Spezialist) 

 

pen  umfasse,  werde  die  Wissensbasis  einer  Region  erhöht  und  dem  Risiko 
schwindender  Innovationsfähigkeit  auf  Grund  mangelnder  Qualifizierung  der 
Beschäftigten vorgebeugt. 

 Bei  enger Abstimmung  auf  die  tatsächlichen Bedarfe  des  regionalen Wirt‐
schaftssektors,  der  sich  besonders  im  Bedarf  an  akademisierten  Fachkräften 
zeige,  könne  dessen wirtschaftliche  Prosperität  ebenso  stimuliert werden wie 
die  Innovationsfähigkeit  und  Attraktivität  für  weitere  unternehmerische  An‐
siedlungen. 
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Übersicht 11: Auswertung von 68 Studien: Begründungen und 
konkurrierende Einschätzungen der Handlungsempfehlungen zu 
Forschung und Transfer in regionalen Kontexten 

Handlungsempfehlung  Vorteile, positive Erwartungen  Nachteile, mögliche Probleme 

Förderung  
hochschulischer 
Kooperationen mit 
Unternehmen 

Förderung regionaler  
Innovationsfähigkeit 

Finanzierungslücke zwischen 
Invention und Innovation 

Erhöhung hochschulischer  
Forschungsintensität 

Verwertung gemeinsamer  
Forschungsergebnisse restriktiv 

Positionierung der Hochschulen 
als Dienstleister für Unternehmen, 
was Ressourcenausstattung  
steigern kann 

Kommerzialisierung von durch 
Hochschulforschung  
gewonnenem Wissen schwierig 

Verbindung von Wissenschaft und 
Praxis 

Bedürfnisse und Anforderungen 
(Struktur, Finanzierung, Personal, 
Zeitplanungen) von  
Unternehmen und Hochschulen 
unterschiedlich gestaltet 

Ausbau des regionalen  
Innovationssystems 

  Unternehmenskooperationen 
beruhen häufig auf persönlichen 
Kontakten, diese nur schwer von 
außen stimulierbar 

 

 
Unternehmen durch  
finanziellen/organisatorischen 
Mehraufwand belastet 

 
Hochschulrecht für individuelle 
Anreizsetzungen nicht ausgelegt 
(Besoldung, Finanzierung) 

Ausbau von Clustern 
und Innovations‐ 
netzwerken 

Erhöhung technologischer und 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit 
einer Region 

ggf. hohe Transaktionskosten der 
Bildung und Aufrechterhaltung 
von Netzwerken 

öffentliche Innovationsförderung 
kann als Ankerpunkt für private 
Drittmittelgeber dienen 

Netzwerke können nicht nur 
Probleme lösen, sondern auch 
erzeugen 

Ansiedlungs‐ und Neugründungs‐
anreize für Unternehmen  

Cluster und Netzwerke sollten 
natürlich wachsen und nicht aus 
politischem Kalkül entstehen, da 
ggf. bestimmte Wirtschaftsberei‐
che künstlich gefördert würden 
und deren Marktfähigkeit nach 
Ablaufen der Förderperioden 
nicht gesichert sein könnte 

Schaffung neuer Arbeitsplätze in 
innovationsorientierten Branchen 

Ausbau internationaler  
Konkurrenzfähigkeit von  
Unternehmen 

  ggf. Entstehung von Lock‐In‐
Effekten, die andere (potenzielle) 
Wachstumskerne behindern  

Förderung von  
Gründungen/ 
Spin Offs 

Stimulierung des regionalen 
Innovationssystems 

Bedarf an klarer Förderstruktur, 
um Entrepreneurs passgenau 
unterstützen zu können 

Schaffung von Arbeitsplätzen in 
der Region 

Erfolge ggf. erst nach längerer 
Zeit sichtbar 

Ansiedlungsanreize für  
Unternehmen  

Erfolg von Gründungen  
variiert stark zwischen  
Wirtschaftsbereichen 
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Handlungsempfehlung  Vorteile, positive Erwartungen  Nachteile, mögliche Probleme 

Volkswirtschaftliche Bedeutung 
kaum genau abschätzbar 

Einrichtung bzw. 
Qualifizierung von 
Transferstellen an 
den Hochschulen 

Förderung von Kooperationen  Strukturelle Überforderung 
durch Komplexität  
unterschiedlicher Wissen‐
schaftsdisziplinen einerseits und 
Branchen andererseits 

Ausbau/Stärkung von  
Netzwerken/Clustern 

Steigerung der Innovationsneigung 
in der Region  Kooperationsanbahnung selten 

über Transfereinrichtung, meist 
über direkte Kontakten von 
Hochschullehrern und Wirtschaft 

 

 

 
fehlende Kenntnisse der  
Zukunftsmärkte und ‐strukturen 

Integration von 
Transferleistungen als 
Indikatoren in die 
Leistungsorientierte 
Mittelverteilung  

Steigerung der  
Kooperationsneigung der  
Hochschullehrer.innen 

bürokratischer Mehraufwand 

Wissenschaftsdisziplinen eignen 
sich unterschiedlich stark für 
Transferleistungen 

Natur‐ und Ingenieur‐
wissenschaften werden zu 
Lasten anderer Fächer gestärkt 

Förderung von regi‐
onsinternen Instituti‐
onen, die technologi‐
sche Entwicklungen 
beobachten und diese 
in die Region transfe‐
rieren 

Gestaltung regionaler  
Wissenslandschaft 

zur Sicherstellung der  
Wirksamkeit müssten  
entsprechende Einrichtungen 
jeweils disziplinspezifisch  
arbeiten 

Einbindung in überregionale 
Wissenskanäle 

Stärkung der überregionalen 
Konkurrenzfähigkeit von  
Unternehmen 

Förderung von Perso‐
nalaustausch zwi‐
schen Wissenschaft 
und Wirtschaft 

Förderung unternehmensnaher 
FuE  Erfordert erhebliche Flexibilität 

der Unternehmen und  
Hochschulen Kooperationsförderung über 

persönliche Kontakte 

Stärkung der lokalen  
Humankapitalbasis 

kulturelle Unverträglichkeiten 

Schaffung von  
Angeboten und 
Unterstützungs‐
strukturen für  
Gründer/ 
Entrepreneurs an den 
Hochschulen  

 

Verbindung von Wissenschaft und 
Praxis 

Schaffung von passgenauen 
Strukturen für Entrepreneurs 
personell, finanziell und  
organisatorisch schwierig 

Stärkung regionaler  
Wirtschaftskraft  

Schaffung von Arbeitsplätzen und 
Absolventenverbleib in der Region  

Erfolg von Gründungen erst 
langfristig sicht‐ und bewertbar 

Motivationsanreize nach dem 
Studium ein Unternehmen zu 
gründen 

Gründungsmotivation auch 
abhängig von schwer  
beeinflussbaren externen  
Faktoren wie Arbeitsmarktbasis, 
ansässigen Firmen, sozialem 
Image einer Region 

Ansiedlungsanreize für weitere 
Unternehmen 

Einbindung der Gründer/ 
Entrepreneurs in überregionale 
Wissenslandschaften 

regional finanzierte Leistungen 
können nur als Zukunftsinvestiti‐
onen gelten, wenn potenzielle 
Gründer in der Region bleiben – 
Steuerbarkeit dessen eher gering  
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Die  Handlungsempfehlungen  zur  Ausgestaltung  der  hochschulischen  For‐
schungs‐  und  Transferfunktionen  bauen  auf  folgenden  zentralen  Zusammen‐
hangsannahmen auf:  

 Forschung und Transfer von Hochschulen wirkten sich direkt auf die regio‐
nale  Innovationsneigung  und  auf  die  regionale Wirtschaftsentwicklung  insge‐
samt aus. Dies basiere unter anderem auf Netzwerken bzw. Clustern, die  sich 
aus Kooperationen mit Unternehmen und anderen Wissenschaftseinrichtungen 
ergeben. Der Grund: Unternehmen mit Wissenschaftskontakten erwiesen  sich 
als  innovationsfreudiger und entwickelten häufiger neue Produkte. Hochschu‐
len nähmen innerhalb solcher Verbünde eine Schlüsselposition ein, denn es ge‐
be  einen  Zusammenhang  zwischen  räumlicher Nähe  zu  einer Hochschule  und 
Kooperationsneigung von Unternehmen.  

 Hochschulen könnten über die Stärkung regionaler  Innovationsmilieus und 
die Förderung von Ausgründungen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze beitragen, 
was wiederum weitere Unternehmen anziehe. Dadurch könne Hochschulförde‐
rung  ein  Instrument  sein,  um wirtschaftlichen  (Wieder‐)Aufschwung  zu unter‐
stützen. 

Die  Handlungsempfehlungen  zur  Gestaltung  und  Förderung  sozialräumlicher 
Bedingungen  und  Effekte  der  Hochschultätigkeit  schließlich  basieren  auf  drei 
zentralen Zusammenhangsannahmen:  

 Humankapital  und  Innovationen  würden  zum  entscheidenden  Faktor  der 
Prosperität der Regionen, und durch Hochschulen werde einerseits die Human‐
kapitalbasis  gestärkt  und  andererseits  der  regionalen  Alterung  entgegenge‐
wirkt.  

 Hochschulen  erzeugten  zahlreiche  Beschäftigungsmöglichkeiten  innerhalb 
der Sitzregion und führten selbst dann zu erheblichen Mittelzuflüssen in die Re‐
gion, wenn alle Absolvent.innen diese verlassen würden.  

 Um  einen  Standort  attraktiv  zu  gestalten,  seien  räumliche Nähe  zwischen 
den wissenschaftlichen und nichtwissenschaftlichen Einrichtungen, ein attrakti‐
ves Umfeld sowie kulturelle Angebote und Lebensqualität wichtig, welche sich 
im überregionalen Standortwettbewerb als wesentliche Faktoren zeigen könn‐
ten. 

Die meisten der Handlungsoptionen zeichnen sich durch ein hohes Maß an Er‐
wartbarkeit aus. Überwiegend werden sie  in den ausgewerteten Texten mehr‐
fach, d.h. von unterschiedlichen Autor.innen formuliert. Zum Teil erscheinen sie 
geradezu  kanonisch,  insofern  sie  sich  in  jedem Text  finden,  sobald  dieser  das 
entsprechende Thema berührt. Ein wesentlicher Grund dafür dürfte im Modus 
des Zustandekommens der Texte  liegen: Die  zugrundeliegenden Analysen wa‐
ren in aller Regel innerhalb vergleichsweise kurzer Bearbeitungsfristen zu reali‐
sieren. Damit fehlten häufig die Ressourcen, um an die Phase der empirischen 
Erhebung eine allzu umfangreiche Auswertung im Blick auf fallübergreifend re‐
levante Handlungsoptionen anzuschließen.  

Stattdessen bleibt den Autoren in solchen Fällen nur, ihre vorhandenen, aus all‐
gemeiner  Feldkenntnis  resultierenden  Wissensbestände  mit  den  empirischen 
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Ergebnissen  des  gerade  zu  erledigenden  Auftragsprojekts  daraufhin  abzuglei‐
chen, inwieweit beide miteinander kompatibel sind. Wo die konkreten Projekt‐
ergebnisse mit dem bereits vorhandenen Wissen nicht kollidieren, dort  lassen 
sich dann die allgemein anerkannten Empfehlungen für anstehende Handlungs‐
notwendigkeiten  erneut  formulieren.  Diese  sind  häufig  eher  plausibilitätsge‐
stützt als stringent aus der jeweils konkreten Empirie gearbeitet. Infolgedessen 
entsteht und verfestigt sich im Laufe der Zeit ein größeres Set an Empfehlungen 
und  Handlungsoptionen,  die  die Wissenschaft  an  die  Akteure  des  Praxisfelds 
richtet, das regelmäßig auftaucht und wiederholt wird. 

4.2. Netzwerke als lokale Problemlöser? 

Punktuelle Aktivitäten können wertvoll sein und sind im Regelfall besser, als auf 
problembearbeitende Initiativen überhaupt zu verzichten. Sie haben allerdings 
auch einige strukturelle Nachteile. Insbesondere hängen punktuelle Aktivitäten 
typischerweise von konjunkturellen Problemwahrnehmungen, einigen wenigen 
Personen  und  deren wechselseitigem Vertrauen  sowie  häufig  von  befristeten 
Projektfinanzierungen ab. Eine andere Variante ist, die Initiativen innerhalb ei‐
nes hierarchisch entworfenen und  zentral  gesteuerten Konzepts  zu  systemati‐
sieren  und  als  Top‐down‐Programm  umzusetzen.  Dies  wiederum  geht  häufig 
mit dem Nachteil einher, dass es als fremdbestimmt und aufgezwungen erlebt 
wird. Derart können intrinsische Motivationen erstickt werden. 

Einen Ansatz, der  sowohl allein punktuelle Aktivitäten als  auch das  systemati‐
sierte Top‐down‐Programm vermeidet,  stellt  die Bildung  von Netzwerken dar. 
Vernetzung ist ein Koordinationsmechanismus, durch den Effizienz‐ und Kosten‐
probleme jenseits von Markt und Hierarchie gelöst werden sollen. Er lässt sich 
insoweit als eine Governanceform betrachten (vgl. Dahme 2000: 57). 

4.2.1. Leistungsfähigkeiten und Erfolgsfaktoren von Netzwerken 

Netzwerke erlauben den Zugriff auf kollektive Ressourcen, ohne die Eigenstän‐
digkeit und Individualität des Einzelnen zu gefährden. Ihre Eigenschaften seien 
soziale Distanz  bei  enger  Interaktion und mittlerem Machtniveau  (Ibert  2005: 
604).  Gepriesen  werden  Netzwerke  als  Synthese  der  unsichtbaren  Hand  des 
Marktes und der sichtbaren Hand der Organisation (Powell 1990: 303). Sie ent‐
gingen als idealer Koordinationsmechanismus sowohl dem Versagen der Märk‐
te angesichts von Unsicherheit und langen Zeithorizonten als auch der innovati‐
onstötenden Indifferenz von Organisationen gegenüber den feinen Unterschie‐
den und ihrer Unfähigkeit, Zeithorizonte offen zu halten (Rammert 1997).  

Netzwerke  können als  formalisierte  Interaktionsgeflechte  gefasst werden  (vgl. 
Lange 2007: 96; Nagel 2010). Sie lassen sich definieren als eine Struktur, in der 
„individuelle  oder  korporative  Akteure  über  relativ  viel  Autonomie  verfügen, 
gleichwohl über strukturierte und relativ stabile Beziehungen miteinander ver‐
knüpft sind“. Diesen (Netzwerk‐)Beziehungen werde oftmals ein eher koopera‐
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tiver denn kompetitiver Charakter zugeschrieben, „der aus  in den Beziehungs‐
geflechten  gültigen  Normen  wie  Reziprozität,  Selbstverpflichtung,  Vertrauen 
oder  Verlässlichkeit  resultiert“.  (Sydow  2003:  330,  in  Anlehnung  an  Powell 
1990) Materialisiert werde  ein  Netzwerk  durch  Kooperationen.  Das  Netzwerk 
diene lediglich als Orientierungsrahmen, auf das sich Handlungen beziehen kön‐
nen. Netzwerke  seien  so gesehen virtuelle und  latente Potenzialitäten  für Ko‐
operation (Duschek/Wetzel/Aderhold 2005: 149f.). 

Durch Netzwerklösungen würden einseitige oder direktive Zielvorgaben ersetzt. 
Kommunikation,  Informationsaustausch,  gemeinsames  Suchen und  Lernen  so‐
wie  kollektives  Problemlösen  stünden  stattdessen  im  Vordergrund.  Staatliche 
Instanzen gäben  im Steuerungsmodell Netzwerk teilweise Steuerungskapazitä‐
ten ab, wobei ihnen allerdings auch weiterhin die wichtige Aufgabe zukomme, 
„Leitbilder anzubieten, die Akteure zu aktivieren und Netzwerke zu inszenieren“ 
(Heinze 2000: 32f.). Die nichthierarchische Koordination von Informationen und 
Interaktionen erlaube eine angepasste Steuerung nach dem konkreten Bedarf. 
Bislang  funktional  getrennte  Spezialisten  könnten  sich  an  übergreifenden 
Schnittstellen treffen und sich gegenseitig ergänzen. (Vgl. Schubert 2008: 12) 

So würden  kollektive  Lernprozesse möglich,  indem  die  Fähigkeiten  zur  Schaf‐
fung von etwas Neuem auf mehrere Personen verteilt sind und ‚zusammenge‐
bastelt‘ werden (vgl. Ibert 2005: 206). Diese Lernprozesse könnten durch Gele‐
genheitsstrukturen, d.h. „Rahmenbedingungen, welche die Wahrnehmung und 
Denkmuster von Akteuren in gleicher Richtung beeinflussen können“, gefördert 
werden.  Gelegenheitsstrukturen wiederum  ließen  sich  über  Ausschreibungen, 
Diskussionen  in  der  Öffentlichkeit,  gelungene  und  propagierte  Best‐Practice‐
Beispiele  u.ä.  fördern.  Kollektives  Handeln  bedürfe  der  Vermittlung,  weshalb 
hier immer auch eine Führungsinstanz benötigt werde. Vermittler könnten aber 
nur dann etwas ausrichten, wenn sie auf Resonanz treffen. (Fürst 2007: 359f.) 

Als Vorzüge gelungener Netzwerkbildung werden insbesondere genannt: Sie er‐
höhten die Umweltsensitivität und senkten die Transaktionskosten, verhinder‐
ten  opportunistisches  Verhalten  von  Kooperationspartnern,  sorgten  für  ein 
schnelles Diffundieren von Informationen, ermöglichten die Kontrolle der Kon‐
kurrenz,  erlaubten  eine Umverteilung  von  Risiken  sowie  das  Poolen  von  Res‐
sourcen,  stießen  wechselseitige  Lernprozesse  an,  und  über  die  heterogene 
Zusammensetzung der Netzwerkteilnehmer fänden schließlich interorganisato‐
rische  Abstimmungsprozesse  zwischen  verschiedenen  sozialen  Kontexten  wie 
etwa Wissenschaft, Wirtschaft oder Politik statt (vgl. z.B. Windolf/Nollert 2001: 
53; Gulati/Gargiulo 1999: 1443ff.). 

In der Literatur werden einige Schlüsselfaktoren beschrieben, die zu Netzwerk‐
bildungen führen und diese  fördern können. Grundlegend  lässt sich dazu fest‐
halten:  Unsicherheit  bzw.  Umweltkontingenz  sind  es  demnach,  die  zu  Netz‐
werkbildung  führen.  Im  einzelnen  werden  folgende  fördernde  Faktoren  ge‐
nannt: 

 bestehende Vertrautheit und Vertrauen, persönliche Kontakte, bestehende 
Reputation durch direkte frühere Kooperationen (relational embeddedness) 
(Gulati/Gargiulo 1999: 1444): Vertrauen und damit verbundene Verhaltens‐
erwartungen  entstünden  „im  Laufe  wiederholter  Transaktionen“,  d.h.  im 
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Laufe sich wiederholender Treffen und Abstimmungen (Wald/Jansen 2007: 
98ff.); 

 Verhandlungen und Abstimmungsprozesse; Verhandlungen  seien die  Logik 
von  Netzwerken.  Im  Unterschied  zu  hierarchischen  Anweisungen  zielten 
Verhandlungen auf ein gemeinsames Ergebnis. Sie dienten der Zielfindung, 
und da  in Netzwerken  individuelle  Interessen der Akteure mit den Interes‐
sen des Systems/Netzwerks konkurrierten, müssten für die Zielfindung Ein‐
zelinteressen generalisiert werden (Mayntz 1993: 46f.); 

 Handlungsspielräume  der  Beteiligten würden  durch  ihre  freiwillige  Selbst‐
bindung an das Netzwerk nicht nur eingeschränkt,  sondern  seien  auch er‐
weiterbar. Von der Einhaltung der Netzwerk‐ bzw. Verhaltensregeln hänge 
letztlich  die  Teilnahme  am  Netzwerk  ab.  Netzwerke  würden  dann  stabil, 
wenn beteiligte Akteure nicht nur Erwartungen an andere adressieren, son‐
dern auch die Erwartungen der anderen an sie akzeptieren (Schubert 2008: 
28); 

 dichte  bestehende  Verflechtungen  in  gemeinsamen Organisationen  beför‐
derten die Entstehung von dichten Netzwerken (Windolf/Nollert 2001: 74f); 

 Kooperation komme dann zum Tragen, wenn wechselseitig erkannt werde, 
dass  die  Zweckmäßigkeit  des  eigenen  Verhaltens  vom  Verhalten  anderer 
Personen, Gruppen oderOrganisationen abhängt, und diese Erkenntnis in ei‐
ne  zeitlich  befristete Verhaltenskoordinierung  zum  Zwecke  einer  besseren 
Zielerreichung einmündet (Aderhold 2005: 121); 

 bei zunehmender Ausdifferenzierung eines Netzwerks steigere sich das er‐
kennbare  relationale  Profil  und  damit  Kooperationsbereitschaft  (level  of 
structural differentation), besonders zwischen Organisationen mit ähnlicher 
Netzwerkzentralität  beider  Organisationen  (positional  embeddedness  und 
structural homophily),  jedoch nicht bei peripheren Organisationen  (Gulati/ 
Gargiulo 1999: 1450); 

 Unsicherheit  über  alternative Möglichkeiten  zur  Akquise  bestimmter  Res‐
sourcen,  also  Austausch  von  markanten  Kompetenzen,  im  Regelfall  Aus‐
tausch  von  Know‐how  (Kompetenz  und  Informationen,  personengebunde‐
nes Wissen, tacit knowledge) (Smith‐Doerr/Powell 2003: 15ff.; Powell 1990: 
324f.);  

 Netzwerke könnten schnell neue Informationen verbreiten und interpretie‐
ren, während Hierarchie und Markt unter starker Informationskontrolle  lit‐
ten (Powell 1990: 325f.); 

 da  immer  auch  strukturelle  Löcher  existieren,  können  Brücken  zwei  ge‐
trennte Akteure/Netzwerke verbinden (bridging structural holes = „natürli‐
che“ Grenzen im sozialen Raum überschreiten) (Burt 1992); besondere Be‐
deutung hätten daher broker und boundary‐spanners (Morath 1996: 44); 

 kontinuierlich  notwendige  und  komplementäre  Zusammenarbeit  bzw. 
Zwang  zur  operativen  Integration  anderer Organisationen  (Gulati/Gargiulo 
1999); 

 Erfordernis hoher Geschwindigkeit (Powell 1990: 325f.); 

 unsichere Umwelt und daher gegebener Bedarf an Flexibilität und Sensitivi‐
tät (ebd.); 
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 hohes Risiko und hohe Kosten eines explorativen Projekts (Rammert 1997); 

 projektbasierte Arbeit (Smith‐Doerr/Powell 2003: 15f.); 

 regionale Agglomerationen (ebd.: 18f.); 

 Organisationsgeschichte:  jüngere Organisationen,  etwa  Firmen,  seien  eher 
zur Kooperation bereit; 

 Ressourcenabhängigkeit: mangelnde eigene Ressourcen der beteiligten Or‐
ganisationen und somit Bedarf an externen Ressourcen;  

 gelingende Etablierung oder Rückgriff auf eine gemeinsame Kultur, welche 
den Sinn‐Bezug zwischen den einzelnen Akteuren sichert; Konsens ersetzte 
formelle Regulierungen, allerdings setze Vertrauen eine gewisse Homogeni‐
tät der Netzwerkteilnehmer voraus (Powell 1990: 326) 

Bei vollständiger oder überwiegender Abwesenheit dieser positiven Faktoren ist 
eine netzwerkförmige Kooperation unwahrscheinlich und eine Abwicklung der 
Leistungsbeschaffung  über  Markt  oder  hierarchische  Organisationen  nahelie‐
gend.  Eine  stabile  Umwelt  senkt  den  Informationsbedarf  und  den  Zwang  zur 
Flexibilität  und  Sensitivität.  Aber  auch  in  einer  unsicheren Umwelt wird Netz‐
werkbildung dann unwahrscheinlich, wenn eine  lange Organisationsgeschichte 
oder  ein  großer  Pool  an  eigenen  Ressourcen  gegen  einen  Autonomieverzicht 
durch Netzwerkeinbindung spricht. 

4.2.2. Risikofaktoren für Netzwerke 

Neben Erfolgsfaktoren werden auch Tücken beschrieben, die sich mit Netzwer‐
ken  verbinden  können.  Eine Grenze  sei,  dass Netzwerke  nur  unter  optimalen 
Bedingungen  funktionieren  –  „Schön‐Wetter‐Bedingungen“:  keine  Konflikte, 
mittleres Machtniveau (Ibert 2005: 604). Analog zu Organisationen hätten Netz‐
werke die  Tendenz  zur  Zielverschiebung und  zur Generierung eigener  Zwecke 
(Krücken/Meier 2003: 20f.). Sie reproduzierten die bekannten Nebenwirkungen 
von flachen Hierarchien (vgl. Kühl 2000) wie Strukturkonservatismus in egalitä‐
ren  Netzwerken  oder  Angleichungsdruck  in  asymmetrischen  Kooperationen 
(Wilkesmann 2001: 313). Der erhöhte Abstimmungsbedarf könne die Transakti‐
onskosten in die Höhe treiben und zeitnahe Entscheidungen verhindern.  

Verschärfen  könnten  sich  diese  Probleme  zum  einen  durch  die  Bindung  von 
Netzwerken an Vertrauen und Verhandlung, also die notwendige Berücksichti‐
gung individueller Partikularismen, und zum anderen durch ihre Wachstumsdy‐
namik, reagierten Netzwerke doch auf ungelöste Probleme gelegentlich mit der 
Einbeziehung weiterer  Partner  (Krücken/Meier  2003:  20).  Sie  könnten  zudem 
schnelle,  aber  suboptimale  Ergebnisse  und  ausschließende  Effekte  zeitigen 
(Smith‐Doerr/Powell 2003: 27ff.), und sie neigten zur Externalisierung von Ko‐
sten (Wilkesmann 2001: 313). 

Risikofaktoren gibt es jedoch auch dann, wenn Netzwerke bereits etabliert wer‐
den konnten. Zunächst können Umweltveränderungen die Netzwerkbeziehun‐
gen obsolet oder dysfunktional machen. Wo dies nicht der Fall ist, kann die Dy‐
namik der Netzwerke selbst oder an einzelnen Netzwerkknoten zu Problemen 
führen. Die beiden Verfallsformen des Netzwerkes sind Sklerose oder Desinte‐
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gration.  Beides wird  zumeist  einem  ungünstigen  Netzwerkmanagement  zuge‐
schrieben.  Sklerotisch  können  Netzwerke  werden,  wenn  sich  folgende  Bedin‐
gungen verfestigen: 

 Abschluss nach außen: Netzwerke begrenzen sich auf regionale Suche, dies 
führt zum Abschneiden von aktuellen Entwicklungen und zu Kompetenzdefi‐
ziten, dadurch kommt es zu einem Verlust der Sensitivität (Smith‐Doerr/Po‐
well 2003: 27); 

 sozialer  Ausschluss  und  Konformitätsdruck  bzw.  Strukturkonservatismus 
macht  sich  breit,  dadurch  Einschränkung  der  Innovations‐  und  Kritikfähig‐
keit (Wilkesmann 2001: 313); 

 Vernachlässigung des Marktmechanismus, was Verluste der Effizienzgewin‐
ne von Netzwerkbildung verursachen kann (Morath 1996: 42f.); 

 hohe  Interdependenz  der  beteiligten  Organisationen,  d.h.  hohe  Ein‐  und 
Ausstiegskosten und Autonomieverlust (lock‐in‐Effekt) (Smith‐Doerr/Powell 
2003: 30f.). 

Desintegration kann einsetzen, sobald sich die folgenden Bedingungen verfesti‐
gen: 

 dem Netzwerk gelingt es nicht, genügend Ressourcen und Legitimation/Re‐
putation zu akquirieren; 

 die zentrale Organisation versagt in der Koordinations‐ und Integrationsleis‐
tung; massive Abhängigkeit von, d.h. Autonomieverlust gegenüber anderen 
Netzwerkteilnehmern macht  sie  zum Spielball  anderer Organisationen, die 
um  Führung  und  Ausrichtung  des  Netzwerks  konkurrieren  (Morath  1996: 
16ff.); 

 der  Diversifikationsgrad  oder  die  Zahl  der  Netzwerkteilnehmer  wird  dys‐
funktional und sprengt das Koordinationspotenzial (ebd.); 

 mangelnder gemeinsamer Sinn‐Bezug: Netzwerkkultur, Zieldefinitionen etc.;  

 hoher Kommunikationsaufwand zum Erhalt des Netzwerks; 

 zunehmende interne Kontrolle führt zu Dissens. 

4.2.3. Erfolgs- und Scheiternsbedingungen: empirische Beispiele 

Die Bedingungen des Erfolgs und Scheiterns von regionalen bzw. lokalen Netz‐
werken sind in Deutschland verschiedentlich anhand konkreter Beispiele empi‐
risch  untersucht  worden.  So  weist  Broda‐Kaschube  (2005:  39f.)  anhand  der 
Netzwerkentwicklung in der „lernenden Region“ Wartburgkreis auf dort aufge‐
tretene Anfangsprobleme hin: Ein  initiiertes Netzwerk bedürfe anfangs beson‐
derer  Fokussierung  darauf,  grundständige  Kommunikations‐  und  Interaktions‐
strukturen zur Erzielung von Verstetigungseffekten zu etablieren. Die zunächst 
unklaren Kommunikations‐ und Entscheidungswege sowie eine diffuse Kompe‐
tenzverteilung machten  Formalisierungen  notwendig,  d.h.  die  Festlegung  von 
Verbindlichkeiten und Funktionsträgern. 

Eine  begleitende  Evaluation  des  BMBF‐Förderprogramms  InnoRegio  hebt  vier 
Erfolgsfaktoren für die Entwicklung der geförderten Netzwerke hervor:  



 

109 

„Das  in der Region verfügbare und für die Netzwerke mobilisierbare unterneh‐
merische und wissenschaftliche Potenzial, eine klare, am wirtschaftlichen Erfolg 
orientierte Zielsetzung, die Einsicht in den individuellen Nutzen derartiger Koo‐
perationen und eine leistungsfähige Netzwerksteuerung“ (BMBF 2005: 69).  

Hervorzuheben ist, dass es als unabdingbar bezeichnet wird, die schnelle Erfah‐
rung des Netzwerknutzens zu schaffen – auch wenn dieser sich realistischerwei‐
se erst im weiteren Zeitverlauf manifestiere (ebd.). 

Im Rahmen einer Begleitforschung zur Arbeits‐ und Wirkungsweise von Erneu‐
erbaren‐Energie‐Netzwerken in der Region Trier als Teilprojekt des Exzellenzclu‐
sters der Universitäten Trier und Mainz „Gesellschaftliche Abhängigkeiten und 
soziale Netzwerke“ (Hamm 2007) konnten fördernde und hemmende Faktoren 
der Netzwerkbildung und ‐entwicklung formuliert werden: 

 fördernde  Faktoren: Überzeugungstäter  als Netzwerkmotor;  ein  gemeinsa‐
mes  Ziel;  konfliktarme  und  konsensfähige  Themenbereiche;  Positivsummen‐
spiel als gleich großer Nutzen für alle Beteiligten; klare Strukturen, d.h. klare Zu‐
ständigkeiten und eine verbindliche Arbeitsteilung; guter Informationsfluss; Of‐
fenlegung der jeweiligen Eigeninteressen; ausreichende Finanzressourcen; aus‐
reichende  Personalressourcen;  persönliche  Kontakte  und  Sympathie;  gute Öf‐
fentlichkeitsarbeit;  ein  gemeinsames  Grundverständnis  für  das  jeweilige  Ar‐
beitsfeld; institutionelle Unterstützung der Zusammenarbeit; Benennung fester 
Ansprechpartner;  ausgeglichene Machtbalance;  keine Angst  vor Machtverlust; 
Netzwerkgröße  mit  Face‐to‐Face‐Interaktion  aller  Beteiligten;  Vorhandensein 
persönlicher Kompetenzen;  konkreter Anlass;  konkretes Projekt und eine  vor‐
handene Dynamik im Netzwerk (ebd.: 123); 

 hemmende  Faktoren:  kein  gemeinsamer  Nenner,  d.h.  kein  gemeinsames 
Problembewusstsein;  fehlende  Verantwortlichkeiten;  mangelnder  Informati‐
onsfluss; Konkurrenzsorgen; keine ausreichenden Personalressourcen; persönli‐
che  Spannungen;  keine  Überzeugungsstäter,  kein  Netzwerkmotor  vorhanden; 
Zahl der Teilnehmer zu groß; Vertrauen kann nicht aufgebaut werden; zu wenig 
Zeit  für Netzwerkaufbau; formale Einschränkungen; fehlende (Zwischen‐)Resü‐
mees und Erfolge; mangelnde Regelung von Machtverteilung; unklare Entschei‐
dungsgrundlage;  hoher  Kommunikationsaufwand;  Terminfindungsprobleme; 
nicht alle Akteure sind eingebunden (ebd.: 124). 

Ein  Bericht  des  Stifterverbandes  zur  Zusammenarbeit  zwischen  Unternehmen 
und Hochschulen nennt als Barrieren einer gelingenden Netzwerkbildung: Inte‐
ressengegensätze, fehlende Motivation (vor allem für eine langfristige Koopera‐
tion), ungünstige Kosten‐Nutzen‐Bilanzen, schlechte Anreizstrukturen, fehlende 
persönliche Kontakte, dienstrechtliche Barrieren sowie Unsicherheit in der juris‐
tischen  Ausgestaltung  der  Kooperation  (Frank  et  al.  2007:  7ff.).  Im  einzelnen 
lassen sich aus dieser Beschreibung folgende Probleme destillieren: 

 Probleme in der Forschungskooperation: mangelnde Transparenz von Einzel‐
kontakten  und  Unternehmungen,  unklare  Lösungsroutinen  bei  Interessensge‐
gensätzen (Konflikt zweier Kulturen),  fehlende Aufmerksamkeit von Seiten der 
Hochschulleitung für Forschungsnetzwerke, einseitige Abhängigkeiten (Autono‐ 
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Übersicht 12: Vorteile, Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und Risikofaktoren 
der Netzwerkbildung 

Vorteile der Netzwerkbildung 

Ressourcen‐
aspekte 
 

 Poolen von Ressourcen 
 Senkung von Transaktionskosten 
 Erschließung neuer 
Finanzierungsquellen für 
Hochschulen 

 Erleichterung des Zugangs zu  
öffentlichen Forschungsprogrammen 
für Unternehmen 

Inter‐
aktions‐
gestaltung 
 

 Erhöhung der Umweltsensitivität 
 Kontrolle der Konkurrenz 
 Umverteilung von Risiken 
 Abstimmung verschiedener sozialer 
Kontexte 

 Verhinderung opportunistischen 
Verhaltens von Kooperations‐
partnern  

 Verbesserung des Arbeitsmarkt‐
bezugs der Hochschulausbildung 

 Erschließung des Zugangs zu 
Praxisfeldern und deren 
Problemstellungen für Hochschulen 

 Beschleunigung des Technologie‐
transfers aus Hochschulen 

 Erschließung beruflicher Perspektiven 
für Forscher.innen außerhalb der  
eigenen Institution 

 Verringerung des Forschungsrisikos 
auf Seiten der Unternehmen  

Infor‐
mation &  
Wissen 
 

 schnelle Diffundierung, Verbreitung 
und Interpretation neuer  
Informationen 

 Anstoßen wechselseitiger  
Lernprozesse 

 Austausch von Kompetenzen 

 Sicherung von Nachwuchs mit 
Qualifikationen, für die es starke 
Nachfrage gibt, durch die 
Unternehmen 

 unternehmensseitige Verfügbar‐
machung von Spezialkenntnissen,  
die in öffentlichen Einrichtungen  
erarbeitet wurden 

Organisa‐
tionsent‐
wicklung 
 

 Steigerung der Profilbildung von 
Hochschulen 

 Förderung der  
Curriculumsentwicklung 

 Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit 
für Unternehmen durch beschleunig‐ 

te Innovationsprozesse infolge  
Kooperation mit Hochschulen 

 Ermöglichung der Schaffung neuer 
Unternehmensbereiche 

 Stabilisierung junger 
technologieorientierter 
Unternehmensgründungen 

Erfolgsfaktoren für Netzwerke 

Netzwerk‐
gründung 

 konkreter Anlass 
 konkretes Projekt 

 gemeinsames Ziel und Klarheit der 
Zielsetzung 

Konditio‐
nierung 

 Bedarf an Flexibilität und Sensitivität 
durch unsichere Umwelt 

 Erfordernis hoher Geschwindigkeit 
 Einsicht in den individuellen Nutzen 
der Kooperation 

 gemeinsames Grundverständnis für  

das jeweilige Arbeitsfeld 
 konfliktarme und konsensfähige 
Themenbereiche 

 Vorhandensein persönlicher  
Kompetenzen 

 vorhandene Dynamik im Netzwerk 

Ressourcen‐
aspekte 
 

 ausreichende Finanz‐ und  
Personalressourcen 

 Bedarf an externen Ressourcen bei 
mangelnden eigenen Ressourcen der 

beteiligten Organisationen 
 regionale Agglomerationen 
 bestehende Reputation infolge  
früherer Kooperationen 
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Netzwerk‐
organisa‐
tion 
 

 Zwang zur operativen Integration 
anderer Organisationen 

 Rückgriff auf eine gemeinsame 
Kultur bzw. deren Etablierung; 
Konsens ersetzt formelle 
Regulierungen 

 Überzeugungstäter als  
Netzwerkmotor 

 leistungsfähige Netzwerksteuerung 
 Verstetigungseffekte über Festlegung 
von Verbindlichkeiten und 
Funktionsträgern, um anfangs 
notwendig  

unklare Kommunikations‐ und  
Entscheidungswege sowie diffuse 
Kompetenzverteilung auszugleichen  

 klare Zuständigkeiten und  
verbindliche Arbeitsteilung  

 ausgeglichene Machtbalance 
 keine Angst vor Machtverlust 
 institutionelle Unterstützung der 
Zusammenarbeit 

 guter Informationsfluss 
 gute Öffentlichkeitsarbeit 

Inter‐
aktions‐
gestaltung 
 

 bestehendes Vertrauen durch  
persönliche Kontakte 

 kontinuierliche und komplementäre 
Zusammenarbeit 

 projektbasierte Arbeit 
 Positivsummenspiel als gleich großer 
Nutzen für alle Beteiligten 

 schnelle Erfahrung des  
Netzwerknutzens 

 Offenlegung der jeweiligen  
Eigeninteressen 

 persönliche Kontakte und Sympathie 
 Netzwerkgröße mit Face‐to‐Face‐
Interaktion aller Beteiligte 

Hemmnisse und Risikofaktoren für Netzwerke 

Ressourcen‐
aspekte 
 

 Kooperationskosten übersteigen die 
Kooperationsgewinne 

 hohe Transaktionskosten  
 Verhinderung zeitnaher  
Entscheidungen durch erhöhten  
Abstimmungsbedarf 

 Neigung zur Externalisierung von 
Kosten 

 hohes Risiko und hohe Kosten  
explorativer Projekte 

 Scheitern der Akquise von genügend 

Ressourcen und Legitimation/ 
Reputation 

 hohe Ein‐ und Ausstiegskosten und 
Autonomieverlust (lock‐in‐Effekt) 
durch hohe Interdependenz der  
beteiligten Organisationen 

 keine ausreichenden  
Personalressourcen 

 schlechte Anreizstrukturen 
 bürokratische, 
unzusammenhängende, 
diskontinuierliche Förderung 

Akteurs‐
bezie‐
hungen 
 

 mangelnder gemeinsamer Sinn‐
Bezug: Netzwerkkultur,  
Zieldefinitionen etc. 

 kein gemeinsames  
Problembewusstsein 

 fehlende Motivation vor allem für 

langfristige Kooperation 
 Konkurrenzsorgen  
 persönliche Spannungen 
 Mangel an persönlichen Kontakten 
 Vertrauen kann nicht aufgebaut 
werden 

Inter‐
aktions‐
gestaltung 

 durch Konformitätsdruck bzw.  
Strukturkonservatismus sozialer  
Ausschluss und Einschränkung der 
Innovations‐ und Kritikfähigkeit 

 Notwendigkeit der Berücksichtigung 
individueller Partikularismen infolge 
der Bindung von Netzwerken an  

Vertrauen und Verhandlung 
 Interessensgegensätze und unklare 
Lösungsroutinen dafür  

 unzureichende Einbindung wichtiger 
Akteure 

 mangelnde Transparenz von  
Einzelkontakten 
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Netzwerk‐
organi‐
sation 

 zu wenig Zeit für Netzwerkaufbau 
 Reproduktion der Nebenwirkungen 
von flachen Hierarchien: z.B.  
Strukturkonservatismus oder  
Angleichungsdruck 

 problematische Wachstumsdynamik, 
etwa durch wiederholte  
Einbeziehung weiter Partner als  
Reaktion auf ungelöste Probleme 

 Dysfunktionalität durch  
Diversifikationsgrad oder die Zahl 
der Netzwerkteilnehmer: Sprengung 
des Koordinationspotenzials 

 hoher Kommunikationsaufwand zum 
Erhalt des Netzwerks 

 keine Überzeugungsstäter, kein 
 massive Zugangsbarrieren 
 zwar schnelle, aber suboptimale  
Ergebnisse und ausschließende 
Effekte 

 durch Umweltveränderungen  
obsolet oder dysfunktional  
werdende Netzwerkbeziehungen 

 kein Netzwerkmotor vorhanden 
 Konkurrenz um Führung und  
Ausrichtung des Netzwerks 

 Versagen der zentralen Organisation 
in der Koordinationsund  
Integrationsleistung  

 fehlende Verantwortlichkeiten 
 mangelnde Regelung von  
Machtverteilung 

 einseitige Abhängigkeiten mit  
Autonomieverlusten 

 mangelnder Informationsfluss 
 unklare Entscheidungsgrundlagen 
 Dissens infolge zunehmender 
interner Kontrolle 

 Terminfindungsprobleme 
 Begrenzung des Netzwerks auf  
regionale Suche: dadurch 
Abschneiden von aktuellen 
Entwicklungen, Kompetenzdefizite, 
Verlust der Sensitivität 

 fehlende (Zwischen‐)Resümees und 
Erfolge 

 

mieverluste),  fehlendes  Engagement  seitens  der  Unternehmen  und wenn  En‐
gagement, dann nur kurzfristige Kontakte, fehlende Anreize (ebd.: 7ff.); 

 Probleme  in der  lehrbezogenen Kooperation: geringe Bezahlung der  Lehre, 
getrennte Bildungsaktivitäten von Hochschulen und Unternehmen, mangelnde 
Motivation bei den Unternehmen; 

 Probleme der Förderung: Angst beim Informationsaustausch, Kooperations‐
kosten  übersteigen  (auch  bei  staatlicher  Förderung)  die  Gewinne;  bürokrati‐
sche,  unzusammenhängende,  diskontinuierliche  Förderung,  massive  Zugangs‐
barrieren (ebd.: 14); 

 Probleme der Unternehmensgründung: fehlendes Wagniskapital; das Dienst‐
recht  an Universitäten und Forschungseinrichtungen und deren Wunsch,  gute 
Kräfte  zu  halten  –  Lösung:  Freistellung  des  Personals  für  Unternehmensgrün‐
dungen mit Rückkehrrecht (ebd.: 16f.); 

 Probleme des Vertrauens, der Kommunikation und des Interessenausgleichs: 
Mangel  an  persönlichen  Kontakten,  über  die  Netzwerke  in  der  Regel  initiiert 
werden; fehlende Sichtbarkeit des Profils, mangelnde hochschulinterne Motiva‐
tion; Unsicherheit hinsichtlich der rechtlichen Reglung dieser Kooperation bzw. 
fehlende gute Modelle vertraglicher Vereinbarungen (z.B. Patentrecht, geistiges 
Eigentum), deren Erarbeitung die Transaktionskosten  in die Höhe treibt  (ebd.: 
18f.); 

 Technologietransferstellen  und  Patentverwertungsagenturen:  fehlende 
Dienstleistungseinstellung bei Mitarbeitern dieser Einrichtungen, häufige Fluk‐
tuation der Mitarbeiter (keine Erfahrung, keine Vertrauensbildung), finanzieller 
Druck; fehlende Durchlässigkeit in beide Richtungen gegenüber Personen, über 
die der Wissenstransfer verläuft; schlechte Bezahlung (ebd.). 
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Diesen  Hemmnissen  werden  die  Vorteile  gegenübergestellt,  die  Hochschulen 
und Unternehmen aus gelingenden Netzwerkbildungen ziehen könnten: 

 Hochschulen könnten dank der Kooperationen mit der Wirtschaft: die Profil‐
bildung  steigern, neue Entwicklungen  im Studienaufbau und  in den Lehrinhal‐
ten  fördern, durch Praxismodule und Personaltransfer den Arbeitsmarktbezug 
der  Hochschulausbildung  verbessern,  neue  Finanzierungsquellen  erschließen, 
den  Zugang  zu  Praxisfeldern  und  ihren  Problemstellungen  ermöglichen,  den 
Technologietransfer beschleunigen, Forschern eine berufliche Perspektiven  in‐
nerhalb und außerhalb der eigenen Institution bieten. 

 Unternehmen  könnten  dank  der  Zusammenarbeit  mit  Hochschulen:  die 
Wettbewerbsfähigkeit  durch  beschleunigte  Innovationsprozesse  erhöhen;  den 
Nachwuchs mit Qualifikationen  sichern,  für  die  es  eine  starke Nachfrage  gibt; 
Eliteförderung  und Personalrekrutierung betreiben; Netzwerke  etablieren hel‐
fen, die  für andere Kooperationen genutzt werden können; den Zugang zu öf‐
fentlichen Förderprogrammen erleichtern und Spezialkenntnisse verfügbar ma‐
chen, die in öffentlichen Einrichtungen erarbeitet wurden; das Forschungsrisiko 
verringern, das Beschäftigungsrisiko besser verteilen helfen; die Schaffung neu‐
er Unternehmensbereiche ermöglichen oder  junge,  technologieorientierte Un‐
ternehmensgründungen stabilisieren. (Ebd.: 24f.) 

Hinsichtlich  der  Erfolgschancen  von  Netzwerken  kann  zusammengefasst  wer‐
den, dass diese insbesondere dann steigen, wenn das jeweilige Netzwerk  

 einen eindeutigen Zweck verfolgt, 

 in sich möglichst heterogene Partizipanten integriert, 

 hierarchielos,  d.h.  horizontal  angelegt  ist  und  es  zugleich  über  eine  leis‐
tungsfähige Netzwerksteuerung verfügt, 

 sich des kommunikativen Geschicks und Handelns von Multiplikatoren be‐
dient, 

 eine  relativ hohe Dichte hat,  also wenig weiße Flecken bzw. abgekoppelte 
oder vernachlässigte Bereiche in sich hat, 

 einen guten internen Informationsfluss zu realisieren vermag und 

 im Zeitverlauf stabil ist. 
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5. Mittelgroße Städte: Jenseits der 
  Metropolen und zum Teil peripherisiert28 

Zur Sicherung wirtschaftlicher Prosperität bedürften Städte, so heißt es bei Ri‐
chard Florida (2002), heute vor allem dreierlei: Technologie, Talente und Tole‐
ranz. Entsprechend müsse das Ziel der Stadtentwicklung  in der Wissensgesell‐
schaft vornehmlich darin bestehen, die Bildung kreativer Milieus zu fördern und 
dadurch  die  Stadt  in  einen  Anziehungspunkt  für  Wissensarbeiter  zu  verwan‐
deln. Mittelstädte  halten  allerdings  kaum die  städtische  Infrastruktur  vor  und 
verfügen  auch  höchstens  ansatzweise  über  ein  Kulturangebot,  die  in  solchen 
Stadtkonzepten als unverzichtbar für wissensgesellschaftlich basierte Stadtent‐
wicklung gelten:  

 Es gibt in diesen Städten überwiegend keine und wenn, dann eher kleinere 
Hochschulen und daher häufig keine sehr hohe Studierendenzahl. Die hoch‐
schulinduzierte  wissensintensive  Dienstleistungsnachfrage  ist  gedämpft, 
ebenso das derartige Gründungsgeschehen.  

 Außeruniversitäre Forschung wird eher durch ausstellungsvorbereitende Ar‐
beiten  des  örtlichen  Naturkunde‐  oder  Stadtmuseums  repräsentiert  als 
durch Max‐Planck‐Institute.  

 Die meist  klein‐  und mittelständisch  geprägte Unternehmenslandschaft  ist 
häufig nur eingeschränkt  in der  Lage,  vorhandenes Wissen  zu erschließen. 
Verdichtungen von Hochtechnologieunternehmen kommen nur ausnahms‐
weise vor. Dementsprechend verhält es sich auch mit dem Konzentrations‐
grad an FuE‐intensiver oder anderweitiger Hochqualifikationsbeschäftigung.  

 Die Informations‐ und Medienwirtschaft beschränkt sich vornehmlich auf lo‐
kale  bzw.  regionale  Bedürfnisbefriedigung:  Der  Bäcker  benötigt  Flyer,  der 
Maschinenbauer eine Website, und das Autohaus ist zu der Auffassung ge‐
langt, dass ein eMail‐Kundennewsletter nicht schaden könnte.  

 Das kulturelle Leben schließlich wird eher durch ein traditional‐bildungsbür‐
gerliches Milieu dominiert statt durch  innovationsgeneigte Avantgardisten. 
Letztere  fänden zwar  in den häufig abwanderungsgeprägten Mittelstädten 
Frei‐ und Erprobungsräume vor, wie sie in Großstädten nur noch vereinzelt 
zu  finden  sind;  dennoch  sind  kreative  Raumpioniere  in  Mittelstädten  nur 
selten anzutreffen. 

Aber auch die Kleineren Großstädte sind nicht umstandslos durch die Wissens‐
stadtkonzepte adressiert. Florida (2002a) vermutet die kritische Grenze bei et‐
wa einer Million Einwohnern. Der Nährboden für kreative Milieus könne nur in 
Räumen entstehen, die anschlussfähig  für das Neue, das Unbekannte und das 
Unerprobte  sind.  Voraussetzung  dafür  ist  eine  hinreichend  heterogen‐diverse 
Stadtstruktur und  ‐gesellschaft. Dass deren Existenz mit der Stadtgröße korre‐

                                                                     
28 Mitautor: Uwe Grelak 
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liert,  ist weitgehend  unstrittig.  Unklar  ist  dagegen,  ab welcher  Einwohnerzahl 
eine kritische Grenze erreicht wird.  

Würde man – wie Florida – die Grenze bei einer Million Einwohner ziehen, dann 
müsste  konstatiert  werden,  dass  in  Deutschland  lediglich  Berlin,  Hamburg, 
München und Köln wissensgesellschaftlich‐kreative Zentren sein können. Zwei‐
fellos profitieren aber auch Städte unterhalb dieser Grenze von wissensgesell‐
schaftlichen  Entwicklungen,  verfügen  teilweise über  beachtliche  kreative Mili‐
eus und haben eine hohe Attraktivität für Wissensarbeiter. Mithin kann zwar ab 
einer  gewissen Einwohnerzahl mit  einiger  Sicherheit  davon  ausgegangen wer‐
den, dass die Rahmenbedingungen für eine Entwicklung hin zur kreativen Stadt 
gegeben sind. Instruktiver erweist sich jedoch die Beleuchtung jener Städte, de‐
nen trotz geringerer Bevölkerung die Erschließung wissensgesellschaftlicher Po‐
tenziale  gelingt.  Dies  öffnet  den  Blick  für  relevante  Rahmenbedingungen  und 
Handlungspotenziale, die auch jenseits der Metropolen für eine wissensbasierte 
Entwicklung gegeben sind.  

Sichtet  man  die  Literatur  daraufhin,  was  in  wissensgesellschaftlicher  Hinsicht 
analytisch oder konzeptionell zu mittelgroßen Städten vorliegt, kehrt rasch Er‐
nüchterung ein: Dieser Stadttypus ist überwiegend nur Gegenstand von isolier‐
ten Fallstudien mit ebenso isolierten, d.h. nicht übergreifend eingeordneten Er‐
gebnissen. Es gibt nur ein Thema,  zu dem sich die einschlägige Forschung be‐
reits zu konsolidierten, fallübergreifende Geltung beanspruchenden Erkenntnis‐
sen vorgearbeitet hat: die Peripherisierung. Von dieser sind vor allem Klein‐ und 
Mittelstädte (neben Dörfern) betroffen. Daher finden sie in der entsprechenden 
Literatur auch herausgehobene Beachtung. Allerdings sind nicht alle mittelgro‐
ßen Städte peripherisiert, so dass diese Literatur nur einen Teil unseres Gegen‐
standes erfasst.  Im übrigen aber muss man auf der Suche nach wissensgesell‐
schaftlich relevanten Charakteristika mittelgroßer Städte eine eigene Systema‐
tik  entwickeln  und  diese mit  verstreuten  Hinweisen  aus  der  Stadtforschungs‐ 
und Innovationsliteratur auffüllen. 

5.1. Definitorisches 

Mittelgroße Städte sind nur bedingt Gegenstand von Forschung. Der Grund da‐
für ist wesentlich, dass sie aufgrund ihrer großen Zahl untereinander eine deut‐
lich  höhere  Heterogenität  als  Große  Großstädte  oder Megastädte  aufweisen. 
Während  für  letztere  ab  bestimmten  Größenordnungen  jeweils  eine  Vielzahl 
von Gemeinsamkeiten erkennbar wird, sind bei mittelgroßen Städten Generali‐
sierungen  innerhalb  Deutschlands  und  darüber  hinaus  deutlich  schwieriger. 
Festgehalten werden kann zunächst nur, dass  in der übernationalen Raumfor‐
schung Städte mit 50.000 bis 250.000 Einwohnern als Mittelstädte bezeichnet 
werden  (WBGU  2016:  61).  Diese  wiederum  weisen  untereinander  ein  hohes 
Maß  an  Heterogenität  auf.  Die  Kategorisierung  einer  Stadt  als Mittelstadt  ist 
mithin von dem gesamtstaatlichen Kontext abhängig, in dem diese Einordnung 
erfolgt. 
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Die deutsche Raumforschung legt eine andere Unterscheidung zugrunde (BBSR 
2018a): Dort gelten Städte mit über 500.000 Einwohnern als Große Großstädte, 
Städte mit 100.000 bis 500.000 Einwohnern hingegen als Kleine Großstädte. Ge‐
mäß  dieser  Zählung  existieren  gegenwärtig  in  Deutschland  14  Große  und  66 
Kleinere Großstädte. Diesen stehen 109 Große Mittelstädte gegenüber, die eine 
Einwohnerzahl  von 50.000 bis  100.000 aufweisen. Orte mit  20.000 bis  50.000 
Einwohnern sind Kleine Mittelstädte. Insgesamt ist mehr als die Hälfte der deut‐
schen Bevölkerung (58 %, BBSR 2018)  in Städten mit 20.000 bis unter 100.000 
Einwohnern, also Mittelstädten nach landläufiger Definition, zu Hause.  

Diese Städtekategorien werden mit der Unterscheidung von vier Versorgungs‐
stufen verknüpft. So sind in der Regel Großstädte Oberzentren und Mittelstädte 
Mittelzentren (in einigen Fällen mit Teilfunktionen von Oberzentren). Kleinstäd‐
te,  also  Orte  mit  weniger  als  20.000  Einwohnern,  nehmen  die  Funktion  von 
Grund‐ oder Kleinzentren wahr (BBSR 2018b).29 Auf der Stufe der Mittelstädte 
lässt sich vor allem eines feststellen: große Heterogenität untereinander. 

Sucht man jenseits der großen Heterogenität und definierten Einwohnerzahlen 
nach Gemeinsamkeiten, dann lassen sich diese am einfachsten durch Negation 
bestimmen,  d.h.  die  Bestimmung  dessen,  was  mittelgroße  Städte  nicht  sind: 
Metropolen. Der Begriff der Metropole wiederum markiert eben jenen Städte‐
typus,  der  den  Konzepten  zur  Stadtentwicklung  in  der  Wissensgesellschaft 
meist zugrunde gelegt wird: Oftmals wird hier Wissensgesellschaft exklusiv mit 
Metropolen und verdichteten Räumen assoziiert.  

Metropolen  sind  Großstädte,  die  magnetisierend  Kräfte,  Aufmerksamkeiten, 
Aktivitäten, Entscheidungen und Leistungsangebote eines weiten Umlands auf 
sich konzentrieren. Zudem machen Metropolen eine Vielfalt von Informationen 
verfügbar  und  weisen  nationale  wie  internationale  Zentralität  in  politischer, 
ökonomischer  und  (hoch‐)kultureller  Hinsicht  auf.  In  diesen  Agglomerationen 
konzentrieren  sich  die  wichtigsten  politischen,  sozialen,  wirtschaftlichen  und 
kulturellen  Einrichtungen.  Damit  bestehen  dort  Bedingungen  hinsichtlich  der 
Größe,  Dichte,  Heterogenität  und  Anziehungskraft,  die  nicht  umstandslos  an‐
dernorts kopierbar sind – und nichtmetropolitane Orte werden auch nicht da‐
durch  zu  ihrem Gegenteil,  dass man  sie  zum Bestandteil  von  „Metropolregio‐
nen“  erklärt.  Kurz:  Die  Situation  von mittelgroßen  Städten  ist  wesentlich  da‐
durch gekennzeichnet, dass metropolitane Kontexte fehlen. 

Genau  diese  Städte  sollen  hier  betrachtet  werden: Mittelstädte  und  Kleinere 
Großstädte,  hier  zusammengefasst  zu  „mittelgroßen  Städten“,  die  zwischen 

                                                                     
29 Mit diesen Zuweisungen werden ein bestimmter Versorgungsbereich, d.h. eine Mindestzahl 
von Menschen, für die diese Funktion wahrgenommen wird, und eine typische Grundausstat‐
tung  verbunden:  So  versorgen Oberzentren mindestens  200.000  bis  300.000 Menschen  und 
verfügen über Fachhandel, größere Banken und Kreditinstitute, Hochschule, Schwerpunktkran‐
kenhaus,  wissenschaftliche  Bibliothek,  Sportstadion  und  Fernbahnhof.  Mittelzentren  versor‐
gen mindestens  30.000  bis  40.000 Menschen  und  verfügen  über Warenhaus,  Krankenhaus, 
Fachärzte,  Hotel,  Altenpflegeheim,  Theater,  Museum,  Jugendeinrichtung,  weiterführende 
Schule, Bibliothek, größere Sportanlage und Bahnhof. Grund‐ und Kleinzentren versorgen  im 
Nahbereich mindestens 7.000 bis 10.000 Einwohner und verfügen über Postfiliale, Bank, Ein‐
zelhandel,  Allgemeinarzt,  Zahnarzt  Apotheke,  Kindertageseinrichtung,  Grundschulen  und 
Sportstätte. (Gatzweiler et al. 2012: 24) 
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20.000  und  unter  500.000  Einwohner  haben.  Damit  werden  Ansiedlungen  in 
den Fokus gerückt, die  typischerweise nicht  im Blick  sind, wenn Großtheorien 
und ‐konzepte zum Zusammenhang von Wissensgesellschaft und Stadtentwick‐
lung  formuliert  werden.  Denn  mit  abnehmender  Einwohnerzahl  von  Städten 
fallen die Ausprägungsgrade von Heterogenität, Diversität, Toleranz, Dichte und 
Offenheit tendenziell ab. Damit verbunden sinkt die Wahrscheinlichkeit, auf Un‐
bekanntes, Unerwartetes, Ungleiches und Unfertiges – die Basis noch nicht ge‐
dachter und ausprobierter Alternativoptionen – zu treffen. Es sinkt folglich die 
Innovationswahrscheinlichkeit, soweit sie vorrangig auf Milieueffekten gründet. 

Mit zunehmender Einwohnerzahl hingegen steigt meist die Bevölkerungs‐, Kon‐
takt‐ und Institutionendichte. Damit einhergehend sinkt einerseits der Grad (in‐
dividuell  empfundener)  sozialer Kontrolle. Andererseits wächst die Fehlertole‐
ranz durch  zunehmende Alternativoptionen: Das Umfeld der  Stadt wird umso 
fehlerfreundlicher,  je mehr Entscheidungen – durch die  anwachsende Zahl  an 
bereitstehenden Alternativen – unter verhältnismäßig geringem Ressourcenver‐
lust revidiert werden können. 

Entsprechend unterscheiden sich die Herausforderungen, vor denen mittelgro‐
ße Städte stehen, von denen der Metropolen und der großen Großstädte. Häu‐
fig sind die Ausgangsbedingungen zukunftsfähiger Entwicklungen in Mittelstäd‐
ten schlechter als in Großstädten. Zukunftsrisiken bestehen im besonderen Ma‐
ße hinsichtlich Peripherisierung, Schrumpfung und wissensgesellschaftlicher An‐
schlussfähigkeit.  Insgesamt  unterliegen  insbesondere Mittelstädte  „vielfachen 
Veränderungen  und Umbrüchen,  die  sich  immer weniger mit  dem Wachstum 
verbinden,  sondern  zunehmend  unter  Schrumpfungsbedingungen  verlaufen“ 
(Ganzweiler et al. 2012: 3).  

5.2. Schrumpfung 

Demografische Schrumpfung ist eine Variante demografischen Wandels. Dieser 
ergibt  sich  aus  drei  Komponenten:  Fertilität, Mobilität  und Mortalität.  Demo‐
grafische  Schrumpfung  vollzieht  sich  entsprechend  über  drei  dominante  Aus‐
prägungen dieser Komponenten: geringe Fertilität, Abwanderungsmobilität und 
Alterung der Bevölkerung – oder anders gesagt:  (a) Die Fertilitäts‐Mortalitäts‐
Bilanz  ist  negativ  unausgewogen,  d.h.  es werden weniger  Kinder  geboren,  als 
Sterbefälle zu verzeichnen sind. (b) Die Abwanderungsbilanz ist negativ unaus‐
gewogen, indem die Anzahl der Wegzüge die Anzahl der Zuzüge übersteigt. Ab‐
wanderungen erfolgen hierbei entweder regional oder überregional, wobei sich 
die wirtschaftskräftige Bevölkerung im Gebiet entweder neu verteilt oder gänz‐
lich entschwindet. 

Während gesamtdeutsch der  demografische Wandel  vor  allem unter  dem As‐
pekt der Alterung und der ethnisch‐kulturell‐religiösen Vielfaltssteigerung the‐
matisiert wird (vgl. Mayer 2013), sind die Problemlagen in Ostdeutschland viel‐
schichtiger. Überdies ist die Alterung für sich genommen kein Problem, sondern 
insofern eine höchst positiv zu bewertende Entwicklung, als sie gewonnene Jah‐
re am Lebensende impliziert.  
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Die gestiegene durchschnittliche Lebenserwartung wiederum hat ihre langfristi‐
gen Ursachen in der dramatisch verringerten Kindersterblichkeit und Kindbett‐
mortalität sowie erhöhter Gesundheit durch Impfungen, hygienische Verbesse‐
rungen und medizinischen Fortschritt  seit dem 20.  Jahrhundert.  Zum Problem 
wird die Alterung nicht durch das Vorhandensein der Alten, sondern das Fehlen 
der  Jungen.  In  Ostdeutschland  wird  die  Alterung  durch  ein  unausgeglichenes 
Fertilitäts‐Mortalitäts‐Verhältnis durch die Abwanderung ergänzt. Diese wieder‐
um  ist  so  stark, dass davon nicht allein der  ländliche Raum betroffen  ist,  son‐
dern auch die Einwohnerschaften der Städte schrumpfen. 

Modernisierungstheorien unterstellen grundsätzlich, dass eine gelingende Ent‐
wicklung  der Gesellschaft mit Wachstum  einhergehe. Neben  der  Bevölkerung 
wüchsen  auch  die  meisten  gesellschaftlichen  Teilbereiche:  Wirtschaftswachs‐
tum,  Bildungsexpansion,  Konsumzunahme,  Steigerung  sozialer  Teilhabe  usw. 
Angesichts  dieses  dominierenden Wachstumsparadigmas  ist  die  Frage, was  in 
und  mit  einer  modernen  Gesellschaft  geschieht,  wenn  die  Bevölkerung 
schrumpft, bislang ein theoretisches Desiderat. Für das Teilproblem der Stadt‐
entwicklung  indes  lässt  sich das mittlerweile  so nicht mehr  sagen. Hier wurde 
der Blick geweitet,  so dass Schrumpfung deutlich mehr als nur demografische 
Regression bezeichnet. 

Zunächst suggeriert „Schrumpfung“, dass Städte sich auf einen zentralen Punkt 
hin  zusammen  ziehen.  Bezeichnungen wie  „Alterung und  Implosion“  (Daldrup 
2002: 43) sind diesem Bild stützend angeheftet worden. Doch wird damit viel‐
mehr ein Phänomen bezeichnet, bei dem Bevölkerungsentwicklung und Stadt‐
entwicklung nicht mehr synchron oder gar prosperierend verlaufen: 

„Flächenwachstum und Bevölkerungswachstum haben sich zum ersten Mal seit 
Mitte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  entkoppelt.  Die  Bevölkerungszahlen  sin‐
ken, aber die Städte ziehen sich nicht  in  ihre  traditionellen Zentren zurück, sie 
leiern aus, verlieren an Dichte, die Leere verbreitet sich in ihrer Mitte, das struk‐
turelle Geflecht wird entknotet und zerreißt.“ (Wefing 2004: 33) 

Der Begriff  Schrumpfung hat  sich dennoch durchgesetzt und beschreibt einen 
„Prozess der sozialräumlichen Restrukturierung, die soziale und gebaute Struk‐
turen … sowie ihr Verhältnis zueinander“ umfasst (Bürkner 2003: 2). Dieser Pro‐
zess manifestiert sich  in verschiedenen Formen neuer Stadtgestalten: So steht 
der  tatsächliche  Rückzug  auf  ein  historisches  Zentrum  neben  polyzentrischen 
Modellen, deren Entwicklung asynchron verläuft (Archipelagomodell), oder ne‐
ben Gefügen mit  signifikanten  Leerstellen  (perforierte  Stadt).  (Vgl.  Großmann 
2007:  26ff.;  Bodammer/Züger 2010:  505ff.) Hartmut Häußermann und Walter 
Siebel schrieben der Perforation als künftigem Stadtzustand das häufigste Auf‐
treten zu:  

„Die perforierte Stadt ist eine Zustandsbeschreibung, aber auch ein Bild der aus 
sozialen,  politischen  und  finanziellen  Gründen  realistischerweise  zu  erwarten‐
den künftigen Stadtgestalt. Politisch wird allgemein ein ‚Vorrang der Innenstadt‘ 
proklamiert, aber es erscheint als ausgeschlossen, daß der Rückbau überflüssig 
gewordener Bausubstanz nur an den Rändern vorgenommen wird, so daß im Er‐
gebnis  eine  kleiner  gewordene  Stadtbürgerschaft  wieder  in  der  kompakten 
Stadt des 19. Jahrhunderts leben würde. Denn Leerstände treten unkoordiniert 
und verstreut auf.“ (Häußermann/Siebel 2004: 685) 
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Problematisch seien nicht die einzelnen Entwicklungen, sondern deren Zusam‐
menspiel, die „eine städtische Krise“ evozieren, „bei der sich negative Entwick‐
lungen zu einem Teufelskreis verstärken können“. Infolgedessen sind zumindest 
Wohnungsmarkt, Stadtgestalt, Segregation, Infrastruktur, Finanzen und Urbani‐
tät Handlungsfelder, da in ihnen die Folgen der Schrumpfung am unmittelbars‐
ten sichtbar werden. (Ebd.: 688, 684). 

Dadurch ergeben sich für schrumpfende Städte Herausforderungen, deren Be‐
wältigung durch sinkende Einnahmen erschwert bis gar verunmöglicht wird: Die 
strukturellen Arbeitsplatz‐  und Einwohnerverluste  lassen,  so Glock  (2006:  14), 
die  Finanzausstattung  der  betroffenen  Städte  erodieren.  Steigenden  Hand‐
lungsbedarfen  stünden  sinkende  Finanzmittel  und  damit  ein  abnehmendes 
Steuerungspotenzial gegenüber.  

Mithin: „Es kommt in schrumpfenden Städten häufig zu Problemlagen, die sich 
wechselseitig verstärken, von denen also kumulative Niedergangs‐ und Verfalls‐
prozesse  ausgehen  können.“  Dabei  bestehe  die  Schwierigkeit  des  politischen 
Umgangs mit Schrumpfungsprozessen vor allem darin, dass „die grundsätzliche 
Orientierung  an  Wachstum  …  mehr  oder  weniger  aufrecht  erhalten“  werde. 
(Ebd.) 

Das Ende der Idee des Wachstums von Städten und Regionen zeichnete sich be‐
reits  in den 1970er  Jahren ab. Schon damals machten sich die sozialen Folgen 
einer grundlegenden ökonomischen Umstrukturierung bemerkbar – inform von 
Arbeitslosigkeit und dem Verfall  ganzer  Industrieregionen  (Ronneberger 2004: 
680). 1977 hatte Rüdiger Göb den Text „Die schrumpfende Stadt“  (Göb 1977) 
veröffentlicht, der als Geburtsstunde der Beschäftigung mit diesem Phänomen 
gelten  kann  (Richter  2009:  104).  Bereits  darin  wurde  darauf  aufmerksam  ge‐
macht,  dass  der  Fokus  von  Stadtentwicklungsplanung  nicht mehr  auf Wachs‐
tum,  sondern  Stabilisierung  von  Städten  zu  richten  sei. Mit  Verweis  auf  eine 
rückläufige Entwicklung der Gesamtbevölkerung30 und auf das Ausbleiben einer 
Trendumkehr durch Rückwanderung schlägt er die stärkere Beteiligung der Be‐
wohner am Stadtentwicklungsprozess vor: 

„mit den herkömmlichen Formen der Verwaltungsorganisation [ist] der hier not‐
wendige Umgang mit den Eigentümern, Mietern und Pächtern der betroffenen 
Quartiere nur schwer zu bewältigen. Gerade darauf kommt es an. Stadterneue‐
rung läßt sich nicht durch öffentliche Maßnahmen allein erzwingen. Sie setzt das 
Mitwirken und den Einsatz der Bürger,  Eigentümer, Mieter und Pächter unab‐
dingbar  voraus.  Diese  müssen  jedoch  von  der  Verwaltung  motiviert,  beraten 
und unterstützt werden. Es bleibt also die Frage, ob zur Bewältigung dieser Auf‐
gabe nicht neue, bisher in dieser Form nicht verwaltungsübliche Organisations‐
formen gefunden werden müssen.“ (Göb 1977: 165f.) 

Daneben betreffen Göbs Vorschläge zur Stadterneuerung die bauliche Ebene in 
Verbindung  mit  gesellschaftspolitischen  Maßnahmen:  Modernisierung,  Um‐
weltfreundlichkeit, Infrastrukturverbesserungen, Vereinfachung der Eigentums‐

                                                                     
30  „Die  Erkenntnis,  daß  wir  im  Bereich  der  Bevölkerungsentwicklung  nicht  mehr  mit  einem 
Wachstum zu rechnen haben, kam plötzlich“: 1969 wurde noch ein Bevölkerungszuwachs er‐
rechnet, 1973 ging die amtliche Prognose von einer Stagnation aus, 1976 kam man zu dem Er‐
gebnis, dass die Bevölkerung zurückgehen kann. (Göb 1977: 151f.) 
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bildung  etc.  Trotz  der  Bekanntheit  des  Problems  stünden  aber  Öffentlichkeit 
und Politik „dem Phänomen ziemlich apathisch gegenüber“. (Ebd.: 154). 

Häußermann/Siebel  (1988: 83) konstatierten dann  in den 1980er  Jahren, dass 
es sich bei schrumpfenden Städten um einen neuen Typus von Stadt handele: 
„Die neue Form regionaler Ungleichheit, die sich im Bruch des bisher einheitli‐
chen Wachstumsmodells  der  Städte  abzeichnet“,  führe  zu  einer  Polarisierung 
der Städte in weiterhin wachsende und in schrumpfende Städte. Mit der Krise 
eines  allgemeinen Modells  kontinuierlichen Wachsens  gerieten  als Normalität 
erachtete soziale Strukturen ins Wanken: 

„Das  Normalarbeitsverhältnis  fasert  aus,  flexible  Arbeitszeiten  variieren  den 
Normalarbeitstag, Polarisierung der Beschäftigungsstrukturen, Spaltung in einen 
produktivistischen Kern und wachsende Marginalisierung, Auflösung der Gren‐
zen zwischen formeller und  informeller Ökonomie, soziale Spaltung statt nivel‐
lierter Mittelstandsgesellschaft.“ (Ebd.: 83f.) 

Die – allerdings vorherrschende – Ansicht, Schrumpfen in Wachstum umkehren 
zu  können,  verstärke nicht  nur  die  negativen  Folgen  laufender  Prozesse. Viel‐
mehr verbaue sie „auch Möglichkeiten neuer urbaner Lebensformen“. (Häußer‐
mann/Siebel 1987: 120) Schrumpfung sei weder eine überstehbare Krise noch 
Ausdruck von strukturbedingten Anpassungsschwierigkeiten, sondern bilde das 
Ergebnis eines gesellschaftlichen Wandels. Auf lange Sicht sei es möglich, ande‐
re ökonomische Strukturen, kulturelle Milieus und städtische Lebensweisen zu 
bilden,  sofern  sich  neue  Methoden  der  Stadtentwicklung  etablierten.  (Ebd.: 
120ff.) 

Schrumpfung  von  Städten  ist  als  ein  tiefgreifender  gesellschaftlicher  Paradig‐
menwechsel zu verstehen (Akbar/Schulz 2010: 19), der neue Instrumente in der 
Stadtplanung erfordert. Um diesen Schritt vollziehen und planerisch bewältigen 
zu können, „scheint ein paradigmatischer Schnitt in der Qualifizierung des wis‐
senschaftlichen  und  alltagsweltlichen  Denkens  angesagt:  die  Entkopplung  der 
Idee der Entwicklung von der Idee des Wachstums der Städte und anderer Syst‐
eme ist von vordergründiger Bedeutung“ (Weiske/Schmitt 2000: 163). 

Stadtplanung wie Kommunalverwaltung waren lange „auf Expansion getrimmt“ 
(BMVBW 2000: 26). Sie stehen nun vor der Aufgabe eines Stadtumbaus, der mit 
Anforderungen verbunden  ist,  „die  sicher  schwerer  zu bewältigen  sind als bei 
einer  Expansion“  (ebd.).  Planer  stehen  mit  ihrem  traditionellen  Selbstbild  im 
Konflikt, indem sie vorschlagen sollen, „was nicht geschehen, oder gar: was er‐
satzlos gestrichen werden soll“ (Kil 2004: 104): 

„In dem Bauauftrag, den der Architekt erhält,  ist der  leere Zustand des Grund‐
stücks  immer  schon  von  seiner  zukünftigen  Bebauung  besetzt.  Unbebauter 
Raum scheint so gesehen unvollständig zu sein und erst als umbauter Raum sei‐
ne volle Wirklichkeit zu erlangen.“ (Ruby 2003: 36) 

Dafür  seien  Rahmenbedingungen  zu  schaffen,  die  eine  Entwicklung  ermögli‐
chen: „Statt für ein gegebenes Programm einen Raum zu entwerfen, geht es um 
das Programmieren von gegebenen Räumen.“ (studio urban catalyst 2003: 56)  

Peripherisierungsprozesse  sind  derzeit  besonders  stark  in  Ostdeutschland  zu 
beobachten,  da  sich  dort  postsozialistische  und  postindustrielle  Transformati‐
onsprozesse überlagern. Infolgedessen gibt es dort, im Vergleich mit allen west‐
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europäischen Ländern, die niedrigste Industriebeschäftigungsdichte, ohne dass 
dies ein Zeichen einer entwickelten Dienstleistungsgesellschaft wäre. Hinzu ka‐
men die Folgen der politischen Transformation: „Abbau von Arbeitsplätzen  im 
aufgeblähten politisch‐administrativen System und Demilitarisierung“ (Häußer‐
mann/Siebel  2004:  683).  Die  Entwicklung  lässt  sich  – mit  Ausnahme weniger 
Wachstumsinseln – als Trias der „großen Dramen von Deindustrialisierung, Be‐
völkerungsschrumpfung und Wohlstandsverlust“ begreifen (Hesse 2004: 74). 

Doch  die  postindustriellen  Prozesse  laufen  seit  längerem  auch  in  westdeut‐
schen Regionen ab. Die Raumdifferenzierung wird voraussichtlich im gesamten 
Bundesgebiet  stärker  werden:  Prosperitätsinseln  werden  neben  Stagnations‐ 
bzw. Abschwungkorridoren stehen, häufig ohne Übergangszonen. 

Jenseits  des  alarmistischen  Diskurses  können  sich  der  Schrumpfung  durchaus 
auch  positive  Seiten  abgewinnen  lassen.  Diese  zu  nutzen,  verlangt  allerdings, 
bisherige Selbstverständlichkeiten zur Disposition zu stellen: 

 Die  Entwicklungen  sind  auch  ohne die  verbreitete negative  Konnotation  – 
„Überalterung“, „entleerte Räume“ usw. – formulierbar: „Wir werden weni‐
ger,  älter  und  bunter“,  so  lassen  sich  die  bevölkerungsbezogenen  Folgen 
gleichfalls zusammenfassen. 

 Es gibt es zahlreiche, auch europäische Länder, die über eine Bevölkerungs‐
dichte verfügen, welche,  sobald sie  in deutschen Regionen auftritt, als un‐
terkritisch bewertet wird. Dennoch sind diese Länder keine Notstandsgebie‐
te. 

 Schrumpfung erzeugt einen „Luxus der Leere“, der das Paradigma des fort‐
währenden Wachstums  infrage  stellt und Raum  für alternative  Lebensent‐
würfe verschafft (Kil 2004). 

 Die Auswirkungen des demografischen Wandels werden wohl nur durch ei‐
ne Umverteilung der Arbeit zu bewältigen sein – mit dann allerdings erfreu‐
lichen Folgen: Ausgeglichenere Arbeitszeit‐Freizeit‐Relationen steigern dann 
die Lebensqualität. „Es würde ausreichen, wenn alle im Alter von 20 bis 65 
nur 25 Stunden pro Woche arbeiteten – vorausgesetzt, Menschen bis 70 Ja‐
hre beteiligten  sich  zu  einem  kleinen  Teil“, was wiederum den Neigungen 
der  Älteren  durchaus  entgegenkäme.  Zudem  könnte  es  die  Geburtenrate 
nach oben treiben, wenn sich die Arbeitszeit gleichmäßiger über das Leben 
verteilt. Heute arbeiten – einschließlich derjenigen, die nicht arbeiten – die 
50‐  bis  60jährigen  im  Durchschnitt  lediglich  acht  Stunden  pro  Woche. 
(Schwentker/Vaupel 2011: 8f.) 

 Die Gesellschaft kann es  sich nicht mehr  leisten, Teile  jedes  Jahrgangs der 
Nachwachsenden  ohne  hinreichende  Bildung,  also  insbesondere  ohne 
Schulabschluss, ins Leben zu entlassen. Die entsprechenden Anstrengungen, 
zu der sich die Gesellschaft genötigt sieht, werden dazu führen, dass mehr 
junge Menschen die Chancen verschafft werden, aus ihrem Leben etwas zu 
machen. Die Jugendarbeitslosigkeit wird sinken.  

 Für Frauen, die nach Erziehungspausen  in die Beschäftigung zurückkehren, 
verbessern sich die Chancen.  

 Die  Alterung  der  Gesellschaft  geht  einher  mit  gewonnenen  Lebensjahren 
durch die fortwährende Steigerung der Lebenserwartung. Ältere Beschäftig‐
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te werden nicht mehr frühzeitig  in den (Vor‐)Ruhestand gedrängt. Der Ein‐
tritt in die Rentenphase ist überwiegend der Beginn eines weiteren aktiven 
Lebensabschnitts. (Vgl. Kocka/Staudinger 2009; Mayer 2013: 18)  

 Die Zeitspanne der Multimorbidität vor dem Lebensende verkürzt sich deut‐
lich. Altern findet heute sehr viel gesünder statt als früher. So sind „viele Al‐
te heute zwar  in den Augen der Gesundheitsstatistik krank, aber durchaus 
fit“. (Schwentker/Vaupel 2011: 5f.) 

 Der Gesundheits‐ und Pflegesektor expandiert stärker als alle anderen Sek‐
toren. Dort wachsen die Beschäftigungsmöglichkeiten, und es ergeben sich 
Chancen für in diesem Bereich profilierte Städte. 

An der Aussage, der demografische Wandel müsse als Chance begriffen werden 
(Mayer 2013),  ist  jedenfalls eines richtig: Was ohnehin passiert, sollte man zu‐
mindest daraufhin prüfen, ob ihm auch Chancen innewohnen. 

5.3. Peripherisierte Städte: Merkmale und Szenarien 

Der  Begriff  „Peripherisierung“  schließt  an  Beschreibungsmuster  älterer  Theo‐
rien an, die Erklärungen zur Perpetuierung einseitiger Abhängigkeitsverhältnis‐
se  zwischen  den  Industrieländern  und  ihren  ehemaligen  Kolonien  bereitstel‐
len.31 Ein solcher Begriffstransfer ist keineswegs neu. Seine Verwendung inner‐
halb des wissenschaftlichen Mainstreams markiert jedoch nachdrücklich die ge‐
stiegene Aufmerksamkeit für Prozesse der Polarisierung, also der Dialektik von 
zunehmender Zentralisierung in wachsenden Städten und Regionen bei gleich‐
zeitiger Abkopplung ganzer Landstriche. 

Periphere Städte werden meist über Merkmale wie Zentrumsdistanz, schlechte 
Erreichbarkeit und geringe Siedlungsdichte beschrieben – also mittels einer sta‐
tisch‐räumlichen Definition. Der Begriff der peripherisierten Räume hebt dage‐
gen auf den sozialräumlichen Prozess der Peripherisierung ab. Er soll die ökono‐
mischen, politischen, sozialen und medialen Prozesse erfassen. Peripherisierte 
Räume  können  durchaus  auch  zentral  gelegen  und  gut  erschlossen  sein. 
(DdMS/ILS/IRS 2012: 4) 

Mit  der  zunehmenden  Aufmerksamkeit  für  Peripherisierungsprozesse  ist  ein 
Begriff  in  den  Hintergrund  gerückt,  der  um  die  Jahrtausendwende  die  Arbeit 
über nichtmetropolitane Räume  inspirierte:  die  „Zwischenstadt“. Dieser – von 
Thomas Sievert (1997) geprägte – Terminus zielt darauf ab, den spezifisch inter‐
mediären  Charakter  eines  dezentralisierten,  suburbanen  Siedlungstyps  termi‐
nologisch  zu  fassen.  Zugleich  wirbt  der  damit  verbundene  Ansatz  dafür,  den 
suburbanen Raum nicht länger bloß als Fehlentwicklung zu kritisieren, sondern 

                                                                     
31 Freilich speist sich der Ansatz nicht ausschließlich aus der Dependenztheorie, welche den Ab‐
hängigen eine nur sehr eingeschränkte Handlungsfähigkeit einräumt. Integriert werden in die 
Beschreibung von Peripherisierungsprozessen auch Ansätze der Multilevel und Urban Gover‐
nance, diskursiver agenda‐setting und  framing‐Konzepte  sowie Modelle pfadabhängiger Ent‐
wicklungen.  Insbesondere  über  die  Governanceperspektive  findet  eine  intensive  Erkundung 
(und zum Teil Hypostasierung) lokaler Handlungspotenziale statt. 
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als legitimen Bestandteil der europäischen Stadt anzuerkennen und einen pro‐
duktiven Umgang damit zu entwickeln. Gemäß der von Sievert entwickelten Be‐
schreibung steht die Zwischenstadt  

„zwischen dem einzelnen, besonderen Ort als geographisch‐historischem Ereig‐
nis und den überall ähnlichen Anlagen der wirtschaftlichen Arbeitsteilung, zwi‐
schen dem Raum als unmittelbarem Lebensfeld und der abstrakten, nur in Zeit‐
verbrauch gemessenen Raumüberwindung, zwischen der auch als Mythos noch 
sehr wirksamen Alten Stadt und der ebenfalls noch tief in unseren Träumen ver‐
ankerten Alten Kulturlandschaft“. (Ebd.: 14) 

Entsprechend seiner geringen definitorischen Schärfe hat der Begriff eine Reihe 
von  Deutungen  erfahren.  So  bezeichnet  Zwischenstadt  wahlweise  klassische 
suburbane Räume am Agglomerationsrand, zwischen den Kernstädten liegende 
Teile  Suburbias  mit  eher  hybriden  Charakter,  bisher  als  Peripherie  gefasste 
ländliche Räume mit Verstädterungstendenzen oder  Stadtregionen als Ganzes 
(Hesse  2004:  71).  Doch  unabhängig  von  der  konkreten  Fassung  des  Begriffs 
stellt  das  Phänomen des  suburbanen Raums  ein  empirisch  sehr  bedeutsames 
Phänomen dar, leben doch hier mehr Menschen als in den Kernstädten.  

Das spürbare Abklingen der Debatte um die Zwischenstadt (Bölling 2012: 245) 
verdankt sich dem Umstand, dass der Suburbanisierungsprozess in vielen Regio‐
nen zu einem vorläufigen Abschluss gekommen ist. Ursache dafür ist das Weg‐
brechen des Fundaments der Zwischenstadt: „demographisches und ökonomi‐
sches Wachstum,  das  sich  in  siedlungsräumlicher  Expansion  niedergeschlagen 
hat“ (Hesse 2004: 74). Mag die Entfaltung von urban‐ländlichen Wachstumsgür‐
teln auch  in Teilen Deutschlands, etwa Berlin oder den sächsischen Großstäd‐
ten,  eine  Fortsetzung  erfahren,  die  postindustriellen  Prozesse  werden  damit 
nicht zum Stillstand gebracht.  

Die  Ausgangspunkte  einer  Peripherisierung  zuvor  nichtperipherer  Städte  und 
Regionen sind meist De‐Industrialisierung und demografisch bedingte Schrump‐
fung. Die De‐Industrialisierung erzwingt Abwanderung in Regionen mit Arbeits‐
plätzen oder  Pendlermobilität  und  vermindert  die  finanziellen  Spielräume der 
Kommunen. Den demografischen Rückgang kennzeichnen  sinkende Geburten‐
rate, Umlandwanderung und großräumige Abwanderung. Eine sich ergebende 
städtische  Schrumpfung  ist  dann  vor  allem gekennzeichnet  durch wirtschaftli‐
chen  Rückstand,  Arbeitslosigkeit,  sanierungsbedürftige  Infrastruktur  (Brachflä‐
chen,  architektonische  Ruinen,  großräumiger  Leerstand)  sowie  Rückgang  der 
Bevölkerung bei  gleichzeitigem Anstieg des durchschnittlichen Alters  (Weiske/ 
Schmitt 2000). 

Entlang von vier Dimensionen lässt sich Peripherisierung genauer bestimmen – 
Abwanderung,  Abkopplung,  Abhängigkeit  und  Stigmatisierung  (Kühn/Weck 
2013: 30): 

 Abwanderung,  die  zumeist  aufgrund  fehlender  Lebensqualität  oder  Zu‐
kunftsperspektiven erfolgt,  ist das Merkmal peripherisierter Städte und Regio‐
nen. Die Abstimmung mit den Füßen verschärft bei überall  in Deutschland be‐
stehenden  niedrigen  Geburtenraten  die  demografische  Schrumpfung  und  be‐
wirkt eine überdurchschnittliche Alterung der Bevölkerung.  
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 Neben der Abwanderung stellt die Abkopplung einen zentralen Aspekt der 
Peripherisierung dar. Hier lockert sich die Einbindung in die Regulierungssyste‐
me  von  Staat  und Markt.  Die  daraus  resultierenden  erschwerten  Zugänge  zu 
diesen  Bereichen  sind  zumeist  das  Ergebnis  von  Standortentscheidungen  so‐
wohl  von  Unternehmen  als  auch  von  übergeordneten  politischen  Instanzen. 
Diese Entscheidungen betreffen auch die technische und die soziale Infrastruk‐
tur, etwa wenn Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge oder die Anbin‐
dung an den überregionalen Bahnverkehr reduziert werden.  

 Aus Abwanderung und Abkopplung  resultiert eine  zunehmende Abhängig‐
keit von externen Entscheidungen. Dieser Verlust von Autonomie peripherisier‐
ter Städte wird sichtbar, wenn sich die regionale Ökonomie auf die Fertigungs‐
funktion beschränkt  („verlängerte Werkbank“) oder die Kommunen dauerhaft 
von Transferleistungen abhängig sind. Der zunehmenden Abhängigkeit periphe‐
risierter  Städte  und  Regionen  stehen  Tendenzen  der  Zentralisierung  von  Ent‐
scheidungs‐ und Kontrollfunktionen in wenigen Zentren gegenüber. (Ebd.: 36f.)  

 Die Peripherisierungsprozesse Abwanderung, Abkopplung und Abhängigkeit 
können  schließlich  eine  kommunikative  Verstärkung  erfahren.  Diese  erfolgt, 
wenn negative  Selbst‐ und Fremdbilder  zu einer Stigmatisierung  der betroffe‐
nen Orte führen. Negative Fremdbilder schrecken potenzielle Zuwanderer und 
Investoren  ab.  Negative  Selbstbilder  limitieren  nicht  selten  die  lokale  Hand‐
lungsfähigkeit  durch wachsende  Resignation  und  verstärken  so wiederum  die 
Abwanderungstendenzen. Hier müssen auch gelegentlich formulierte Hoffnun‐
gen auf Zuwanderung  realistisch eingeordnet werden: Die Zielgebiete von Mi‐
granten sind bevorzugt Boomregionen, so dass „die bestehenden Disparitäten 
damit tendenziell noch verschärft werden“ (Wiechmann 2015: 33). 

Versuche, sich negativer Zuschreibungen zu erwehren, können nur bedingt er‐
folgversprechend  sein,  da  sie  die  Asymmetrie  der  Definitionsmacht  von  Zen‐
trum und Peripherie nicht zu überwinden vermögen. Versuche, die externe Stig‐
matisierung  durch  eine  Infragestellung  hegemonialer  Entwicklungsvorstellun‐
gen  zu unterlaufen,  sind bisher  kaum  sichtbar,  da offenbar  bisher  noch  keine 
hinreichend attraktiven Alternativen zum herrschenden Wachstumsdiskurs exis‐
tieren. (Bürk/Beißwenger 2013: 144)  

Von den betroffenen Städten selbst werden allerdings die negativen Selbstbil‐
der  als  gravierender erfahren als die externe  Stigmatisierung:  „‚Dass die eige‐
nen Bürger nicht mehr an die Stadt glauben, das ist das wirkliche Problem und 
da raus zu kommen, das ist eine Kunst.‘“ (DdMS/ILS/IRS 2012: 26). Hier wird vor 
allem das Dilemma beklagt, dass aktives Vorgehen gegen  lokale Problemlagen 
dessen  öffentliche  Thematisierung  erfordert.  Diese  jedoch  erzeugt  in  der  öf‐
fentlichen Wahrnehmung zumeist eine Verkopplung von Ort und Problem, nicht 
jedoch  von  Ort  und  Lösungsstrategien  (etwa  die  Identifikation  des  Ortes  mit 
rechtsradikalen Erscheinungen, nicht  jedoch mit deren z.T. erfolgreicher Bear‐
beitung). (Ebd.)  

Solche kontraintentionalen Wirkungen wurden etwa für das Programm „Soziale 
Stadt“ konstatiert: Die Ausweisung eines Stadtteils als Problemgebiet habe sich 
auch  als  Eingeständnis  der  Problemsituation  verstehen  lassen,  und  das  Label 
„Problemgebiet“ erzeugte eine entsprechend gerichtete Aufmerksamkeit. Infol‐
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gedessen wurde  dieser  Stadtteil  dann  u.U.  in  eine  Ecke  gedrängt,  aus  der  er 
durch  die  Aufnahme  in  das  Förderprogramm  gerade  heraus  kommen  sollte. 
(Liebmann 2004: 141) 

Grundsätzlich  sind  für den hier  interessierenden Stadttypus verschiedene Ent‐
wicklungsoptionen beschrieben worden. Karl‐Dieter Keim (2001: 18f.) hatte die 
entsprechende Debatte auf vier Begriffe zugespitzt, um die diskutierten Optio‐
nen zu gliedern: 

 Schrumpfung:  Diesem Begriff  liegt  ein  quantitatives Wachstumsmodell  zu‐
grunde. Wenn Städte  laut ausgewählten Kennziffern  (z.B. Einwohnerzahl) klei‐
ner werden, liegt ein negatives Wachstum vor. In diesem Zusammenhang wird 
oft die Befürchtung geäußert, dass die ehedem erreichte Balance zwischen Aus‐
stattungen und Nutzern verloren gehen könnte.  

 Kontraktion:  Diese  Denkrichtung  hantiert mit  einem  zyklischen Modell.  Es 
wird  angenommen,  dass  Städte  im  Verlauf  ihrer  Entwicklung  größer  und  be‐
deutsamer werden, aber nach einer Phase der Stärke wieder kleiner und schwä‐
cher, weil  in der Gesamtentwicklung andere Städte aufsteigen. Gelingt es, ein 
zum letzten Aufschwung alternatives Profil zu entwickeln, können kontrahierte 
Städte in einen neuen Zyklus eintreten.  

 Stagnation: Mit diesem Begriff, der Elemente von Wachstums‐ und Zyklus‐
modellen  vereint, wird  eine  immer wieder  auftretende  Zwischen‐  oder  Über‐
gangsphase gekennzeichnet, die strukturdominant weder entwicklungsdynami‐
sche noch regressive Momente aufweist. 

 Niedergang: Dieses Krisen‐Modell geht von einem dramatischen Verfall aus, 
in dem die Städte nicht mehr in der Lage sind, ihren Bewohnern eine Existenzsi‐
cherung zu garantieren. Es handelt sich nicht nur um quantitative Schrumpfung 
und ungünstige Zyklen, sondern um einen Strukturbruch. 

Keim ergänzt dies durch Regenerierung. Die positive Intention dahinter  ist, die 
Problemdefinition zugleich mit Handlungsperspektiven in Beziehung zu setzen, 
um so mögliche Szenarien aufzuzeigen. Assoziationen mit Erholung und Erstar‐
kung  sind  durchaus  erwünscht:  „Wer  von  ‚Regenerierung‘  spricht,  hält  eine 
Neubestimmung  der  …  Städte  und  ihrer  künftigen  Entwicklungen  trotz  ver‐
schärfter Probleme für möglich.“ (Ebd.: 20) 

5.4. Wissensgesellschaft? 

5.4.1. Bildung 

Die Subjektausstattung ist entscheidend für soziale Teilhabe und damit auch für 
lokale Entwicklung – für diese Überzeugung lässt sich vergleichsweise leicht ein 
Konsens erzeugen. In der Tat wirkt sich Bildung positiv auf die Erwerbstätigkeit 
der Bevölkerung, das Sozialkapital, die nachfolgenden Generationen sowie die 
Gesundheit aus und führt zu mehr gesellschaftlicher Teilhabe wie auch Inklusion:  
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 Personen sind umso länger erwerbstätig, je höher ihre Qualifikation ausfällt 
(Heinicke/Thomsen  2011:  13ff.).  Sowohl  Frauen  als  auch Männer  erzielen 
durch  zusätzliche  Ausbildungsjahre höhere  Einkommen.  Auch  unter  Einbe‐
ziehung der  zusätzlichen Ausbildungszeiten und  ‐kosten  ist die  individuelle 
Bildungsrendite stets positiv. (Ebd.: 18ff.) 

 Produktivitätszuwächse  lassen  sich  in wissensbasierten Gesellschaften  nur 
unter Anwendung von Wissen erzielen. Die Produktivität von Firmen profi‐
tiert daher von gut qualifizierten und durch Bildung  in  ihrer Persönlichkeit 
gestärkten Beschäftigten. (Moretti 2004) 

 Gebildetere Frauen bringen zwar weniger Kinder zur Welt: Berufe, die eine 
höhere Qualifizierung erfordern, zeichnen sich häufig durch arbeitsorganisa‐
torische  Strukturen,  Zeitregimes  und  Aufstiegschancen  aus,  die  sich  nur 
schwer mit der Erfüllung des Kinderwunsches vereinbaren  lassen. Zugleich 
jedoch  produzieren  Familien,  in  denen  die  Eltern  viel  Bildungskapital  ein‐
bringen, auch viel neues Bildungskapital –  in Gestalt einer gelingenden Er‐
ziehung  und  Bildung  der  nachfolgenden  Generation.  Die  mit  einem  Bil‐
dungshintergrund ausgestatteten Kinder sind in der Schule, auf Grund ihrer 
kulturellen  Mitgift,  überdurchschnittlich  erfolgreich,  überdurchschnittlich 
studiergeneigt und damit wiederum prädisponiert, im späteren Berufsleben 
hohe Einkommen zu erzielen. (Grossmann 2006) 

 Je höher der durchschnittliche Bildungsgrad der Bevölkerung ist, desto mehr 
Personen wählen eine gesunde Lebensweise.  Im Nebeneffekt fallen die er‐
forderlichen Gesundheitskosten wesentlich geringer aus. (Ebd.) 

 Bildung ist ein Beitrag zur Stabilisierung demokratischer Verhältnisse, redu‐
ziert die Anfälligkeit  für extremistische  Ideologien und  fördert gesteigertes 
zivilgesellschaftliches Engagement.  

Die Intentionen und Wirkungen, die sich mit Bildung in lokalen und regionalen 
Kontexten  verbinden,  sind  nicht  eindimensional.  Bildungsinstitutionen  leisten 
primär  eine  politisch  gewollte  Versorgung  der  Bevölkerung mit  gesellschaftli‐
chen Teilhabechancen. Sekundär spielen wirtschaftliche Funktionen eine gesell‐
schaftlich relevante Rolle. In der einschlägigen Fachdiskussion wird Bildung zu‐
dem eine zentrale Rolle bei der künftigen Entwicklung städtischer Kulturen zu‐
geschrieben: Die Entwicklung der  lokalen Bildungslandschaften werde „künftig 
ein überaus wichtiges Mittel sein, um ziviles  lokales Engagement zu erreichen, 
weil die elterliche Aufmerksamkeit für Schul‐ und Ausbildungsfragen rasant zu‐
nehmen wird und weil die Kinder eben bereits die Schule als Zivilgesellschaft, 
als sozialen Raum erfahren müssen“ (Kaschuba 2005: 122f.).  

Allerdings würden die Ausstattung mit Kindergärten, Schulen, Fachhochschulen 
und Universitäten  von manchen  Städten noch  keineswegs  als  eines  der wich‐
tigsten lokalen Kapitalien überhaupt verstanden. Dies bestätigten „nicht nur die 
Ergebnisse von PISA, sondern (fast) beliebige Blicke auf kommunale Haushalts‐ 
und Schulbaupläne“ (ebd.). 

Unter Schrumpfungsbedingungen bergen die Aushandlungsprozesse über Res‐
sourcenausstattungen beliebiger öffentlicher Bereiche ein größeres Konfliktpo‐
tenzial als in Prosperitätssituationen. Zunächst bietet ja Bedarfsrückgang im Bil‐
dungsbereich durch geringere Kohortengrößen haushalterische Einsparpotenzi‐
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ale.  Gleichzeitig  drohen  durch  die  Reduzierung  von  Bildungsangeboten  auch 
Verschärfungen regionaler Ungleichheiten: Es kann dann individuell ein biogra‐
fischer Nachteil sein, die Bildungslaufbahn in einer peripheren Region absolviert 
zu haben. Auch  ist  die  regionale Bildungsplanung, da Bildung mehrheitlich  als 
ortsgebundene  personale  Dienstleistung  konzipiert  wird, mit  Unwägbarkeiten 
durch Migration und Bildungsverhalten behaftet. 

In  Ostdeutschland  zeichnen  sich  wissensgesellschaftlich  periphere  Räume  vor 
allem durch eine schwache privatwirtschaftliche Basis aus, in Westdeutschland 
dagegen insbesondere durch schlechte Bildungsindikatoren. Ansätze einer Wis‐
sensgesellschaft seien aber, so heißt es, meist dennoch vorhanden. Zudem sei‐
en  durch  Vernetzung  mit  Wissenschafts‐  und  Dienstleistungsstandorten  wis‐
sensökonomische Stärken erschließbar und der Anschluss an die Wissensgesell‐
schaft erreichbar. (Kühn/Sommer 2013: 15)  

5.4.2. Hochschulen 

Werden sämtliche Hochschulen einbezogen, so kommt man in Deutschland auf 
428  Einrichtungen,32  die  sich  mit  Haupt‐  und  Nebensitzen  auf  619  Standorte 
verteilen  (Hüning  et  al.  2017:  11).33  Die  Zahl  der  staatlichen Hochschulen  be‐
trägt 240. Alle dieser öffentlich unterhaltenen Hochschulen sind heute in Städ‐
ten  angesiedelt,  auch dann, wenn diese  Städte  in  ländlich  geprägten Räumen 
liegen. Mehrheitlich  handelt  es  sich  um  Städte,  die  keine Metropolen,  häufig 
auch keine Großstädte sind: 

 Dass nur wenige Hochschulen  ihren Sitz  in Metropolen haben,  liegt daran, 
dass es in Deutschland lediglich vier Millionenstädte gibt (um zunächst die‐
ses Kriterium hier hilfsweise zu nutzen, da in der einschlägigen Debatte kei‐
ne  Einigkeit  über  den  Metropolenbegriff  herrscht,  insbesondere  was  die 
quantitative Grenzbestimmung betrifft).  

 Dass auch Klein‐ und Mittelstädte über Hochschulen verfügen, ist teils histo‐
risch begründet, z.T. durch die Hochschulgründungsdynamik der 1960er und 
70er  Jahre  verursacht.  Insbesondere  die  Etablierung  der  Fachhochschulen 
erfolgte  seinerzeit dezidiert  in die Fläche. Aber auch  später noch war dies 
ein wesentliches  staatliches Gründungsmotiv,  zuletzt 2008/2009 durch die 
Neugründung  von  vier Hochschulen und  zwei weiteren Standorten bereits 
bestehender FHs in Nordrhein‐Westfalen.34 

                                                                     
32 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/247238/umfrage/hochschulen‐in‐deutschland 
‐nach‐hochschulart/ (25.11.2017) 
33  „Von  den  619  Hochschulstandorten  (Haupt‐  und  Substandorte),  die  2016  in  Deutschland 
existieren, gab es  im Jahr 1990 erst 232. Das entspricht einer relativen Veränderung von 167 
Prozent.“ Dabei falle insbesondere die Entwicklung im Bereich der staatlichen und nichtstaatli‐
chen Fachhochschulen ins Gewicht. „Allein hier sind nach 1990 bis 2016 insgesamt 324 Haupt‐ 
und Substandorte gegründet worden.“ Dabei wiederum gingen die meisten Standortneueröff‐
nungen auf private Fachhochschul(gründung)en zurück. (Hüning et al. 2017: 10f.) 
34 vgl. http://www.wissenschaft.nrw.de/hochschule/hochschulen‐in‐nrw/fachhochschulen‐in‐
nrw‐staerken/ausbau‐der‐fachhochschullandschaft/ (2.1.2016) 
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Übersicht 13: Bedeutung von Klein- und Mittelstädten in Deutschland 

Datenquelle: BBSR (2018)  

Legt man die übliche Unterscheidung von Großen Großstädten (ab 500.000 Ein‐
wohner), Kleineren Großstädten (100.000 bis unter 500.000 Einwohner), Mittel‐
städten  (20.000 bis unter 100.000 Einwohner) und Kleinstädten  (unter 20.000 
Einwohner) zugrunde, dann ergibt eine entsprechende Auszählung:  

 Von den 240 staatlichen Hochschulen befinden sich knapp 30 Prozent  (69) 
in 14 Großen Großstädten, knapp zwei Fünftel (94) sind auf 53 der 66 Kleineren 
Großstädten  verteilt,  und  ein  Drittel  der  Hochschulen  (77)  hat  seinen  Sitz  in 
Mittel‐  bzw.  Kleinstädten.  Letztere  sind  mehrheitlich  Fachhochschulen  (50), 
aber auch 18 Universitäten (Übersicht 14), der Rest künstlerische und Pädagogi‐
sche Hochschulen. Bezieht man die hochschulischen Teilstandorte ein, so ist in 
beinahe jeder zweiten Größeren Mittelstadt und jeder achten Kleineren Mittel‐
stadt ein Hochschulteil bzw. eine Hochschule vertreten  (56 absolut bzw. 12 % 
aller Mittelstädte). Zum Vergleich: 58 Prozent, also drei Fünftel der Bevölkerung 
wohnen  und  54  Prozent  aller  sozialversicherungspflichtig  Beschäftigten  arbei‐
ten in Klein‐ und Mittelstädten (BBSR 2018). 
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Übersicht 14: Universitäten in deutschen Klein- und Mittelstädten  

Nr.  Universität  Stadteinwohnerzahl  Studierendenzahl 

1. Otto‐Friedrich‐Universität Bamberg  75.743  12.663 

2. Universität Bayreuth  73.065  12.964 

3. Technische Universität Clausthal  15.523  4.423 

4. Universität Flensburg  87.432  5.697 

5. Europa‐Universität Viadrina, Frankfurt/O.  58.193  6.657 

6. TU Bergakademie Freiberg  41.642  4.159 

7. Justus‐Liebig‐Universität Gießen  86.543  28.556 

8. Ernst‐Moritz‐Arndt‐Universität Greifswald  57.985  10.246 

9. Technische Universität Ilmenau  25.946  5.807 

10. Technische Universität Kaiserslautern  99.302  14.693 

11. Universität Konstanz  83.789  11.078 

12. Leuphana Universität Lüneburg  74.494  9.544 

13. Philipps‐Universität Marburg  74.675  25.569 

14. Universität Passau  51.074  12.742 

15. Dt. Univ. f. Verwaltungswissensch. Speyer  50.551  358 

16. Eberhard Karls Universität Tübingen  88.347  27.319 

17. Universität Vechta  32.179  5.345 

18. Bauhaus‐Universität Weimar  64.355  3.743 

Quellen: HRK (2018), StatÄBL (2018); eigene Berechnungen 

 In Deutschland gibt  es 1.398 Kleinstädte und 577 Mittelstädte,  zusammen 
also 1.975. Angesichts von 77 öffentlichen Hochschulen, die sich auf 70 dieser 
Städte verteilen, und unter Einbeziehung der 57 Teilstandorte einzelner Hoch‐
schulen, die sich auf weitere 55 Städte verteilen, sind 125 Klein‐ und Mittelstäd‐
te Hochschulstandort.  Damit  verfügen  94  Prozent  der  Klein‐  und Mittelstädte 
über keine Hochschule. Umgekehrt formuliert: Sechs Prozent dieser Städte sind 
deutlich privilegiert, indem sich eine staatliche Hochschule bzw. ein Hochschul‐
teil in ihren Mauern befindet. (HRK 2018, StatÄBL 2018a; eigene Berechnungen) 

Übersicht 15: Verteilung staatlicher Hochschulen und Studierender nach 
Stadtgrößen 

Stadtkategorie 

Hochschulen  Studierende 
ausschließlich 
Hauptsitze 

incl.  
Teilstandorte 

insgesamt  Durchschnitt 

Große Großstädte   69  70  854.000  12.200 

Kleinere Großstädte   94  108  1.154.000  11.000 

Größere Mittelstädte   44  59  338.000  6.300 

Kleinere Mittelstädte   24  56  146.000  3.400 

Kleinstädte   9  19  40.000  2.400 

Summe  240  312  2.532.000   

Quellen: HRK (2018), StatBA (2017), eigene Berechnungen, gerundet  
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 Beschränkt man die Betrachtung aber auf die Mittelstädte (20.000 bis unter 
100.000 Einwohner), so  ist das Ergebnis positiver: Hier komme den Fachhoch‐
schulen eine besondere Rolle zu. Als meist kleinere Hochschulen seien sie vor 
allen  in den peripheren, dünner besiedelten Räumen zu  finden  (Gatzweiler et 
al. 2012: 49). Zwar befindet sich in jeder Großen Großstadt (100 %) und in vier 
von fünf Kleinen Großstädten (80 %) mindestens eine Hochschule (HRK 2018; ei‐
gene Berechnungen);  „sie gehört  somit  zur Grundausstattung eines Oberzent‐
rums“  (Gatzweiler et al. 2012: 49). Aber auch ein Drittel der Größeren Mittel‐
städte  und  5  Prozent  der  Kleineren Mittelstädte  verfügten  bereits  über  eine 
Hochschule. Bezieht man Teilstandorte der Hochschulen ein, sind sogar knapp 
90 Prozent der Kleineren Großstädte, nahezu  jede zweite Größere Mittelstadt 
und  jede  achte  Kleinere  Mittelstadt  Hochschulstandort.  (HRK  2018,  StÄBL 
2018a; eigene Berechnungen) 

 Doch sollte der Umstand, dass ein Drittel der Größeren und immerhin noch 
jede zwanzigste Kleinere Mittelstadt über eine Hochschule verfügt und die An‐
teile noch höher sind, rechnet man die Teilstandorte ein, eines nicht verdecken: 
Die Konzentration von Hochschulen und ihrer Angehörigen ist in Groß‐, Mittel‐ 
und Kleinstädten höchst ungleich. So konzentrieren sich zwar zwei Drittel aller 
staatlichen Hochschulen in den Großstädten, und knapp 30 Prozent finden sich 
in den Mittelstädten. Allerdings sind in den 30 Prozent lediglich 19 Prozent der 
Studierenden  eingeschrieben.  Knapp  80  Prozent  der  Studierenden  befinden 
sich dagegen in Großstädten. Entsprechend verteilt sich auch die Durchschnitts‐
größe  der  Hochschulen.  Liegt  diese  in  Großstädten  bei  11.500  Studierenden, 
beträgt  sie  in  Mittelstädten  nur  noch  4.800  und  in  Kleinstädten  schließlich 
knapp 2.400 Studierende. (HRK 2018; eigene Berechnungen)  

 Dass zwei Drittel der Hochschulen in Großstädten angesiedelt sind, enthält 
allerdings eine Verzerrung. Denn zwischen Kleineren und Großen Großstädten 
bestehen beträchtliche Unterschiede, nicht zuletzt hinsichtlich wissenschaftsge‐
sellschaftlich relevanter Faktoren. Nur die Großen Großstädte weisen Merkma‐
le auf, die sie zumindest in Teilen den Metropolen ähneln lassen: 

„Eine Metropole ist ein Ort, der alle Kräfte und Aufmerksamkeiten eines weiten 
Umlands  auf  sich  konzentriert,  ein  hochrangiger  Knotenpunkt  von Aktivitäten, 
Entscheidungen und Leistungsangeboten; ein Ort, der eine Vielfalt von Informa‐
tionen  und  Nachrichten  verfügbar  macht,  häufig  Sitz  von  Regierungen  und 
Sammlungspunkt  der  Eliten,  nationalen  wie  internationalen Macht‐  und  hoch 
qualifizierten Funktionseliten ist, ein Raum der Begegnung von Eliten‐ und Mas‐
senkultur.  Kurz,  in  der  Sprache  der  Sozialwissenschaft:  eine Metropole  ist  ein 
Ort  höchster  nationaler wie  internationaler  politischer,  ökonomischer  und  vor 
allem (hoch‐)kultureller Zentralität.“ (Reif 2006: 3) 

 Nimmt man angesichts der Seltenheit echter Metropolen in Deutschland die 
Großen  Großstädte  als  ‚Ersatzmetropolen‘  (oder:  semi‐metropolitan),  so  ist 
festzuhalten:  171  staatliche  Hochschulen  sind  nicht  in  solchen meist  dynami‐
schen Agglomerationen verortet. Mehr als 70 Prozent der Hochschulen haben 
ihren Sitz in Städten mit unter 500.000 Einwohnern. 

Städtisch, aber nichtmetropolitan – dies  ist  folglich  für die meisten deutschen 
Hochschulen ein Charakteristikum ihrer Umweltbedingungen. 
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5.4.3. Hochschulen gegen Peripherisierung  

Der Begriff der Peripherisierung markiert einen Prozess, der durch das Zusam‐
menspiel von Abwanderung, Abkopplung, Abhängigkeit und Stigmatisierung be‐
stimmt  ist.35 Mit der Präsenz und Aktivität  von Hochschulen  sind  zumeist Ein‐
flussnahmen auf diese Faktoren verbunden.  

(1) Die Abwanderung aus peripherisierten Regionen stärkt komplementär Ten‐
denzen  zur  Zentralisierung  jener  Regionen  und  Städte,  die  Ziele  dieser  über‐
wiegend altersspezifischen Bevölkerungsbewegung werden. Neben wirtschaft‐
licher  Prosperität  sind  vor  allem  Ausbildungschancen,  insbesondere  die Mög‐
lichkeit  zum  Hochschulstudium,  wesentliche  Attraktionsfaktoren.  (Kühn/Weck 
2013: 31–33) Entsprechend kann die Bedeutung von Hochschulen als Haltefak‐
toren und damit als Hemmnisse der Raumpolarisierung kaum überschätzt wer‐
den. Hochschulen wirken in zweierlei Hinsicht gegen die Abwanderung bzw. de‐
ren Folgen: 

 Einerseits führt der Zuzug von Studierenden und Wissenschaftlern zur Däm‐
pfung  abwanderungsbedingter  Schrumpfung  und  senkt  den  Altersdurch‐
schnitt. Begegnet wird dem Mangel an einer kritischen Masse jüngerer und 
damit  in einem besonders prägungsfähigen Alter befindlichen, aktiven Per‐
sonen.  

 Andererseits  tragen  Hochschulen  zu  attraktiven  Lebensbedingungen  und 
Zukunftsperspektiven  bei  und  gestalten  so  Bedingungen mit,  die  zum  da‐
bleiben motivieren können. Einen derartigen Motivator stellt die hochschu‐
lisch geförderte Anschlussfähigkeit  für wissensintensive und wissensbasier‐
te (berufliche) Tätigkeiten dar.  

Beide Aspekte sind für die Entwicklung von Mittelstädten von besonderer Rele‐
vanz: Es fällt ihnen im Gegensatz zu größeren Städten schwer, gut ausgebildete 
Wissensarbeiter anzuziehen und/oder zu halten. Die Gewinnung von Studieren‐
den erscheint daher als einzige erfolgversprechende Variante der Rekrutierung 
– zumal Investitionen in Lebensqualität und deren Kommunikation nach außen 
angesichts  knapper Mittel  nur bedingt  erfolgversprechend  ist. Darüber hinaus 
kann die Präsenz Studierender dazu dienen, das Stigma der Peripherisierung ab‐
zuwehren und damit zumindest im eigenen Hinterland die ausgebildete Bevöl‐
kerung zu binden. Hier besteht ein hoher Bedarf an Binnenmarketing, der sich 
vor  allem dort  erschließt,  „wo  vorrangig mit  der Hinwendung  zu  lokalen  Res‐
sourcen die  Chance einer wissensgesellschaftlich  kompatiblen Entwicklung  er‐
griffen werden kann“ (Stein/Kujath 2013: 173f.). 

(2)  Hochschulen werden  auch  als  Hemmnisse  einer  fortschreitenden Abkopp‐
lung wirksam: Sie gewährleisten die Anbindung an die globale Wissensproduk‐
tion, können der regionalen Innovationsschwäche entgegenwirken und sichern 
das Bildungs‐ und Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte für anspruchsvolle Be‐
rufspositionen  (Kühn/Weck  2013:  33f.).  Indem Hochschulen  als  Kooperations‐
partner auftreten und als Schnittstellen überlokaler Einbindung fungieren, kön‐

                                                                     
35 vgl. oben 5.3. Peripherisierte Städte: Merkmale und Szenarien 
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nen  sie  Funktionen  übernehmen,  die mangels  entsprechend  tragfähiger Wirt‐
schaftsstrukturen andernfalls unerfüllt blieben.  

(3)  Aus  Problemen  der  Abwanderung  und  Abkopplung  resultiert  eine  zuneh‐
mende Abhängigkeit von externen Entscheidungen. Dieser Verlust von Autono‐
mie  peripherisierter  Städte  wird  sichtbar,  wenn  sich  die  regionale  Ökonomie 
auf die Fertigungsfunktion beschränkt („verlängerte Werkbank“) oder die Kom‐
munen  dauerhaft  von  Transferleistungen  abhängig  sind.  Der wachsenden Ab‐
hängigkeit peripherisierter Städte und Regionen stehen Tendenzen der Zentrali‐
sierung von Entscheidungs‐ und Kontrollfunktionen in wenigen Zentren gegen‐
über. (Ebd.: 36f.)  

Resultat dieser Heteronomie ist zwar gelegentlich die Entwicklung virtuoser Fä‐
higkeiten der Fördermitteleineinwerbung, die mitunter sogar Offenheit  für er‐
kundende,  kreative  und  wissensintensive  Entwicklungen  schaffen.  Allerdings 
steht  der  Fördermitteleinwerbung  nur  selten  eine  langfristige  Stadtentwick‐
lungsstrategie  gegenüber.  Die  Etablierung  eines  strategischen Mangagements 
von  Abhängigkeitsbeziehungen,  das  aktiv  eigenes  Handelns mit  der  Angewie‐
senheit  auf  externe  Dritte  verkoppelt,  gelingt  zumeist  nur  jenen  Kommunen, 
die  privatunternehmerische Akteure  in  die  Stadtentwicklung  einzubinden  ver‐
mögen (Bernt 2013: 80f.). Können Hochschulen auch den Mangel an privatwirt‐
schaftlichem Potenzial vor Ort nur bedingt ausgleichen, so ist die Stärkung der 
strategischen  Managementkapazitäten  durch  ihre  Einbindung  in  die  lokalen 
Netzwerke keineswegs utopisch.36  

(4) Die Peripherisierungsprozesse Abwanderung, Abkopplung und Abhängigkeit 
können  schließlich  eine  kommunikative  Verstärkung  erfahren.  Diese  erfolgt, 
wenn negative  Selbst‐ und Fremdbilder  zu einer Stigmatisierung  der betroffe‐
nen Orte führen. Negative Fremdbilder schrecken potenzielle Zuwanderer und 
Investoren  ab.  Negative  Selbstbilder  limitieren  nicht  selten  die  lokale  Hand‐
lungsfähigkeit  durch wachsende  Resignation  und  verstärken  so wiederum  die 
Abwanderungstendenzen.  In  diesem  Kontext  verfügen  Hochschulen  jedoch 
über Kapazitäten, das Image ihres Sitzortes zu verbessern wie auch einer loka‐
len „Kultur der Hoffnungslosigkeit“ (Kühn/Weck 2013: 40) entgegenzuwirken. 

5.4.4. Wissensdiffusion im städtischen Raum 

Voraussetzungen  und Mechanismen  der Wissensdiffusion werden  stark  durch 
sozialräumliche  Charakteristika  beeinflusst.  Hier  wird  indes  eine  Ambivalenz 
wirksam: 

 Einerseits kann der Umstand, dass mittelgroße Städte vergleichsweise über‐
sichtliche Strukturen und kurze Wege aufweisen, der Wissensdiffusion  för‐
derlich  sein. Geringe physische Distanz – und hier  sind mittelgroße Städte 

                                                                     
36 Der strategische Aufbau von Kooperationen entlang einer innovativen Vision setzt allerdings 
eine gewisse finanzielle Grundausstattung der Kommunen voraus, so dass diese nicht genötigt 
sind, sich an jedem Förderprogramm zu beteiligen (Bernt 2013: 81). 
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gegenüber größeren im Vorteil – fördert Gelegenheitsstrukturen, d.h. Kom‐
munikationsanlässe.  

 Andererseits muss dieser Stadtortvorteil auch umgehend relativiert werden: 
Nähe  kann  ebenso  zu  Lock‐In‐Effekten  führen.  Durch  die  Dominanz  grup‐
pen‐  oder  milieuinterner  Kommunikation  mögen  Impulse  von  außen  u.U. 
weniger wahrgenommen bzw. verarbeitet werden können (Bouncken 2011: 
253f.; ähnlich Fritsch 2011: 79f.). 

Damit  räumliche Nähe  zur Wissensgenerierung  genutzt  und diese  in  Innovati‐
onsprozesse überführbar wird, spielt daher auch Distanz eine wesentliche Rolle 
(Koch  2011:  280).  Distanz  rückt  „kulturell  vermittelte  Unterschiede  als  Anlass 
für Lernprozesse ins Zentrum“ (Ibert 2011: 65). Hohe relationale Distanzen kön‐
nen durch Fremdheitserfahrungen das Lernen anregen. Geringe relationale Dis‐
tanzen ermöglichen es, Bezüge und Vergleiche herzustellen. Beides zusammen 
stellt das Potenzial für Neues, Lernprozesse und Innovationen dar. (Ebd.) 

Ein  für  Wissensentwicklungen  und  Innovationen  besonders  förderliches  Ver‐
hältnis von Nähe und Distanz  ist nicht bestimmbar. Doch muss vermutet wer‐
den,  dass mittelgroße  Städte  eher  herausgefordert  sind,  das  Pendel  zwischen 
Nähe und Distanz nicht zu sehr in Richtung ersterer schwenken zu lassen als an‐
dersherum.  

Neben dem Nähe‐Distanz‐Verhältnis bzw. damit verbunden spielt die Heteroge‐
nität eine herausgehobene Rolle. Diese wird als eine Voraussetzung für attrak‐
tive Wissensorte mit  lokalen Wissenskulturen angesehen. Die Frage nach dem 
richtigen oder besonders förderlichen Heterogenitätsmaß kann ebenso schwer‐
lich  beantwortet  werden.  Heterogenität  und  Heterogenisierung  seien  weder 
per se gut noch schlecht: „Es gibt kein abstraktes Heterogenitätsmaß, das inno‐
vativ wirken könnte“ (Matthiesen 2007: 115f.).  

Wenn ein  für Wissensentwicklungen und  Innovationen besonders  förderliches 
Maß an Heterogenität nicht festgeschrieben werden kann, dann müssen mittel‐
große gegenüber größeren Städten nicht unbedingt  im Nachteil  sein. Deutlich 
wird aber auch, dass ein Mindestmaß an Heterogenität Voraussetzung  ist, um 
zum „sticky knowledge place“ zu werden. Da Heterogenität typischerweise mit 
der  Stadtgröße wächst,  scheinen Große Großstädten und Metropolen hier  im 
Vorteil.  

Die Wahrscheinlichkeit, auf Neues, Unerwartetes und Fremdes zu treffen, ist in 
mittelgroßen Städten jedenfalls geringer als in großen Großstädten und Metro‐
polen.  Insofern  sind  mittelstädtische  Akteure  besonders  herausgefordert,  die 
nötigen Anschlüsse an überregionale Wissensschleifen und lokale Ventilierungs‐
kanäle  zu  organisieren.  Ansässige Universitäten  und  Fachhochschulen  können 
diesbezüglich  eine  zentrale  Rolle  einnehmen.  Eine  besondere  Bedeutung 
kommt den Hochschulen deshalb zu, weil die Dichte anderer ortsansässiger wis‐
sensintensiver  Akteure  und  Institutionen  vergleichsweise  gering  ist.  Insbeson‐
dere die meist klein‐ und mittelständisch geprägte Unternehmenslandschaft ist 
häufig nur eingeschränkt in der Lage, vorhandenes Wissen zu erschließen.  

Um wissensgesellschaftliche Entwicklungen und Anschlussmöglichkeiten näher 
zu bestimmen, wird inzwischen vielfach eine von Kujath et al. (2008) vorgelegte 
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Indikatorik  herangezogen.  Kujath/Stein  (2009:  373)  identifizieren  neun  ver‐
schiedene wissensgesellschaftliche  Raum‐  und  Standorttypen.  Dazu  gehen  sie 
von mehrdimensionaler  Determiniertheit  der Wissensgesellschaft  aus,  die  sie 
über  15  Indikatoren  erfassen und  zu  vier  resultierenden  Faktoren  zusammen‐
führen: „Wissenschaft und Bildung“, „Hochtechnologie“, „Information“ und „In‐
frastruktur“. (Übersicht 16) 

Übersicht 16: Indikatoren und Faktoren der Clusteranalyse 

Quelle: Kujath et al. (2008: 24) 

Auf der Grundlage des Indikatorensets und einer entsprechenden sekundärsta‐
tistischen Analyse der Städte und Regionen in Deutschland gelangen Stein und 
Kujath  (2013:  159‐165)  zu  einigen  nötigen  Bedingungen,  über  die  periphere 
Städte verfügen oder die  sie  schaffen müssen, um an wissensgesellschaftliche 
Entwicklungen anschließen zu können:  

• vor  Ort  vorhandene  oder  neu  zu  schaffende  Wissensbasen  (meist  durch 
Hochschulen, Kultureinrichtungen, Unternehmen)  

• Stabilisierung der Wissensbasen durch Integration globaler Lern‐ und Inno‐
vationsnetzwerke  

• entsprechend handelnde Personen und Akteurskonstellationen  

• Etablierung  einer  regionalen  Lernkultur,  bei  der  die Hochschulen und  For‐
schungseinrichtungen eine zentrale Rolle einnehmen 
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• Überwindung von „Peripherie“, wobei die Hochschulentwicklung eine zent‐
rale Rolle spiele 

• Entwicklung  einer  regionalen  Lernkultur,  um breite Bevölkerungsschichten 
in den Bereichen Erziehung, Bildung und soziale Aktivierung zu mobilisieren. 

In einem weiteren Schritt hat Hans Joachim Kujath (in Kujath/Pasternack/Radin‐
ger‐Peer  2018)  sechs  regionsspezifische,  an  dominanten Wissensbasen  anset‐
zende  Typen  institutionalisierter  Praxen unterschieden. Ausgangspunkt  ist  da‐
bei die Unterscheidung dreier Wissensbasen:37  

 analytische  Wissensbasis  (sie  erzeugt  primär  deduktiv  durch  Erforschung 
von Zusammenhängen neues Wissen, das auf hohem Abstraktionsniveau in 
kodifizierter Form in globalen Scientific Communities als universales Wissen 
zirkuliert),  

 synthetische Wissensbasis (sie entsteht aus induktiven praktischen Problem‐
lösungsprozessen  und  umfasst  technisches  und  ökonomisches  Erfahrungs‐
wissen,  das  in  der  Regel  personengebunden  ist,  sowie  die  Resultate  von 
Lernprozessen,  die  Fachexpertise  mit  dem  Handlungswissen  von  Kunden 
verbinden) und  

 symbolische Wissensbasis  (sie prägt das Feld des kulturellen und kreativen 
Handelns,  in  dem  Bedeutungen,  Symbole,  Zeichen  als  sozial  konstruierte 
immaterielle Güter, die allesamt von künstlerisch‐ästhetischer Qualität sind, 
erzegt werden). 

Darauf aufbauend identifiziert Kujath die sechs regionsspezifischen institutiona‐
lisierten Praxen: 

 Industriedistrikte  mit  starker  synthetischer  Wissensbasis:  organisatorisch 
und institutionell dichte und hochspezialisierte Regionen, oft  im ländlichen 
Raum, mit einer starken, aber oft einseitigen industriellen Basis; 

 Wissenschaftsregionen mit einer analytisch‐technischen Wissensbasis: orga‐
nisatorisch  und  institutionell  hochspezialisiert,  sind  Regionen  dieses  Typs 
geprägt durch eine führende Rolle der Hochschulen und Forschungseinrich‐
tungen,  die  analytisches Basiswissen über  die  verschiedensten  Transferka‐
näle bereitstellen; 

 Regionen mit  einer  symbolischen Wissensbasis  in  der  Kultur‐  und  Kreativ‐
wirtschaft: räumlich hoch konzentriert in urbanen Zentren, wo sie räumlich 
begrenzte Milieus herausbilden; 

 regionale  Wissensdiversität  in  global  aufgestellten  Dienstleistungszentren: 
Mix aus unterschiedlichen Wissensbasen, ihnen zugeordneten Branchen, in‐
stitutionellen  Kontexten  und  organisationalen  Feldern;  herausragende  Be‐
deutung  haben  hier  wissensintensive  Dienstleister  (Knowledge  intensive 
Business Services, KIBS); 

 altindustrialisierte Regionen mit erodierender synthetischer Wissensbasis: in 
der  Regel  hochspezialisiert,  d.h.  von  einem  sektoralen  wirtschaftlichen 
Schwerpunkt dominiert; eine kumulative Pfadentwicklung durch eng gekop‐
pelte regionale Verbundsysteme war lange Zeit das Erfolgsrezept, doch die 

                                                                     
37 im Anschluss an Asheim/Boschma/Cooke (2011) und Plum/Hassink (2011) 
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starke Spezialisierung, das relativ festgefügte, hierarchisch strukturierte or‐
ganisationale Feld sowie die entsprechenden institutionellen Regeln können 
nun zur Verkrustung führen; 

 ländliche  Regionen  mit  schwach  entwickelter  synthetischer  Wissensbasis: 
wirtschaftliche Basis in der Agrarwirtschaft und in Low‐ und Medium‐Tech‐
Betrieben des verarbeitenden Gewerbes; dominierend sind Klein‐ und Mit‐
telbetriebe mit einer synthetischen Wissensbasis sowie größere, von außer‐
halb  der  Region  gesteuerte  Firmen;  insgesamt  fehlt  es  an  einer  kritischen 
Masse innovativer Akteure.  

Um Wissensmilieus und Wissensvernetzung zu fördern, stünden besonders pe‐
riphere Städte vor großen Herausforderungen. Es bestehe ein Bedarf an lokalen 
Moderations‐  und  Koordinationsstrategien.  Hierfür  werden  als  Strategiebau‐
steine die  folgenden vier vorgeschlagen:  (1) Think Tanks,  (2) Wissensquartiere 
und  „landmark  architecture“,  (3) Wissenschaftsparks  sowie  (4)  eine  Stadtent‐
wicklung,  welche  die  „natürlichen,  kulturellen,  historischen,  städtebaulichen 
und  landschaftlichen Qualitäten  der  Städte“  erhält  und  entwickelt.  (Stein/Ku‐
jath 2013: 169f.) 

Festzuhalten  ist, dass  sich die Empfehlungen zu wissensgesellschaftlichen Ent‐
wicklungen in peripheren bzw. peripherisierten Städten meist kaum von jenen 
unterscheiden,  denen  auch  im allgemeinen – meist  bezogen  auf Große Groß‐
städte bzw. Metropolen – Geltung unterstellt wird. Darin spiegelt sich das allge‐
meine Problem der Literatur zu räumlicher Wissensdiffusion und die daran ge‐
knüpfte Entstehung wissensintensiver bzw. kreativer Milieus: Sie zeigt sich ge‐
nerell wenig sensibel für die Gattung mittelgroßer Städte. Konzepten zur Stadt‐
entwicklung in der Wissensgesellschaft wird meist der Stadttypus der Metropo‐
le zugrunde gelegt. Die entsprechend weitläufigen, verdichteten und heteroge‐
nen Großräume sind nicht mit denen mittelgroßer Städte vergleichbar.  In Hin‐
blick auf die kommunale Zukunftsfähigkeit risikoreich ist es, wenn im nichtmet‐
ropolitanen  Raum metropolitane  Konzepte  als  Planungsgrundlage  herangezo‐
gen werden. 
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6. Hauptmerkmal der mittelgroßen Städte:  
  gruppeninterne Heterogenität 

6.1. „Strampeln im Morast“? 

Viele Entwicklungsdeterminanten mittelgroßer Städte sind nur eingeschränkt zu 
beeinflussen  und  kaum  als  klare  Ursache‐Wirkung‐  bzw.  Aktivität‐Ziel‐Abfolge 
planbar. Jürgen Aring (DdMS/ILS/IRS 2012: 10) nutzt in diesem Zusammenhang 
die Metapher vom „Strampeln im Morast“. Markiert wird damit eine Situation, 
in der zwar klar ist, wo man hin möchte, die Handlungsmöglichkeiten dazu aber 
begrenzt sind. Folglich werde alles mögliche versucht, dessen Erfolgsaussichten 
aber zugleich unklar seien – Trial und Error also, um nicht unterzugehen. Da je‐
doch mittelgroße Städte untereinander vor allem heterogen sind, sind sie auch 
unterschiedlich erfolgreich im „Strampeln“, also dabei, aus ihren je spezifischen 
Rahmenbedingungen Zukunftsfähigkeit zu erzeugen.  

Exemplarisch kann dies  zunächst an einer Auswahl von Landkreisen und Städ‐
ten1 gezeigt werden, die anhand folgender Kriterien vorgenommen wird:  

 Die Landkreise und Städte verfügen im Prognos‐Zukunftsatlas (Prognos 2016) 
über besondere Merkmale. Dies ist dann der Fall, wenn eine besonders gute 
oder schlechte Platzierung erreicht wird bzw. der Landkreis im Vergleich zum 
Ranking von 2004 (Prognos 2004) stark auf‐ oder abgestiegen ist;  

 und/oder die Landkreise und Städte sind Gegenstand einer Analyse der TU 
Kaiserslautern zu Erfolgsbedingungen von Regionen außerhalb metropolita‐
ner Verflechtungsräume  (BMVBS/BBSR 2008). Diese Untersuchung  ist eine 
der wenigen, die explizit auf nichtmetropolitane Sitationen abstellt, weswe‐
gen deren  landkreisspezifische Ergebnisse  für die hiesige Darstellung wert‐
voll sind.  

Der  so  zu  gewinnenden Auswahl  gehören  der  Bodenseekreises mit  der  Kreis‐
stadt  Friedrichshafen,  das  Emsland  mit  Meppen,  Goslar,  Helmstedt,  Hof  und 
Stade je mit gleichnamiger Kreisstadt sowie der Wartburgkreis mit Eisenach an. 
Mit  den  im  folgenden herausgegriffenen  Indikatoren wird  kein Anspruch  voll‐
ständiger  Charakterisierung  der  Städte  und  Kreise  erhoben.  Indem mit  Daten 
zur  Demografie,  Wirtschaft,  Bildung  und  Wissenschaft  sowie  Mobilität  ein 
Querschnitt durch prägende Standortcharakteristika gewonnen wird,  lässt sich 
ein Eindruck heterogener Stadtsituationen und ‐entwicklungen vermitteln (s.a. 
unten Übersicht 17: 

                                                                     
1  Für mittelgroße Städte git  es  keine  vollständigen bundesweiten Vergleichsuntersuchungen. 
Wir ziehen ersatzweise den Prognos‐Zukunftsatlas (Prognos 2016) und eine Untersuchung der 
TU Kaiserslautern  (BMVBS/ BBSR 2008) heran. Dort werden Kreise betrachtet. Da die ausge‐
wählten Städte nicht kreisfrei sind, beziehen sich die folgenden Angaben jeweils auf den Land‐
kreis. Somit wird der Untersuchungsgegenstand „mittelgroße Stadt“ zwar nur indirekt erfasst. 
Angesichts der Größe und Struktur der Kreise kann aber plausibel davon ausgegangen werden, 
dass die Städte ihren Kreis entscheidend prägen und das hier verfolgte Anliegen, die Nicht‐Ein‐
heitlichkeit von mittelgroßen Städten zu beschreiben, bedient wird. Ergänzend werden demo‐
grafische und sozioökonomische Daten (INKAR 2016) herangezogen. 
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Übersicht 17: Statistische Vergleichsdaten zu den ausgewählten 
Mittelstädten 

Kreis (Kreisstadt) 

Boden‐
seekreis 
(Fried‐
richsha‐
fen) 

Ems‐
land 
(Mep‐
pen) 

Goslar 
(Goslar) 

Helm‐
stedt 
(Helm‐
stedt) 

Hof 
(Hof) 

Stade 
(Stade) 

Wart‐
burg‐
kreis 
(Eisen‐
ach) 

Platzierung im 
Prognos‐
Ranking 

2004  35  172  128  125  336  272  330 

2016  19 ↗  142 ↗  338 ↓  290 ↓  199 ↑  155 ↑  353 ↘ 

Einwohner 
Kreis  209.500  315.000  137.000  91.000  96.500  197.500  125.500 

Kreisstadt  58.500  35.000  50.500  23.000  44.500  46.000  42.500 

Bevölkerungsentwicklung 
2008–2013 (%) 

–0,2  0,0  –5,7  –4,7  5,2  –0,2  –5,4 

Fertilitätsrate 
2013  1,45  1,47  1,25  1,48  1,35  1,57  1,63 

2008–2013  0,02   –0,08   –0,11   0,13   0,06   0,03   0,30 

Wanderungs‐
saldo je 1.000 
Einwohner 

2013  12,7  5,5  3,6  9,5  0,3  2,5  –2,6 

2008–2013  7,4  4,6  8,9  14,4  4,3  2,4  5,3 

Hochschulen bzw. HS‐Teile  2  0  0  0  2  2  0 

Forschungseinrichtungen  0  0  2  0  0  0  0 

Studierende je 
1.000 Einw.  

2013  11,1   6,6   32,9   0,0   3,8   4,2   0,0  

2008–2013  5,3  3,7  11,5  0,0  1,5  2,4  0,0 

BIP je Einw. 
2013  43,6   36,7   25,1   20,1   28,4   27,0   22,6  

2008–2013  6,2  3,2  2,6  2,7  6,2  1,6  1,6 

Arbeitslosen‐
quote (%) 

2013  2,8   3,7   8,8   7,5   4,5   6,1   6,2  

2008–2013  –0,6  –0,9  –0,9  –1,6  –1,3  –1,1  –1,8 

SV‐Beschäftigte mit akad. 
Abschluss* (%) 

17,5  7,4  9,0  7,5  6,9  8,5  8,2 

Beschäftigte am 
Wohnort mit HS‐
Abschlus* (%) 

2013  16,4   7,5   9,0   8,6  6,6   9,7  7,9  

2008–13  3,2  1,8  1,9  1,6  1,6  1,2  1,4 

SV‐Beschäftigte 
in Kreativbran‐
chen* (%) 

2013  3,2   1,2   1,3   1,7   0,6   1,5   0,5  

2008–13  0,3  0,1  0,2  0,7  0,0  –0,4  –0,1 

SV‐Beschäftigte 
in wissensinten‐
siven Industrien* 
(%) 

2013  33,4   9,8   8,9   5,7   3,7   11,3   18,2  

2008–13  –6,2  –3,0  –0,4  0,8  0,9  –4,5  1,0 

SV Beschäftigte in 
wissensintensi‐
ven unterneh‐
mensbezogenen 
Dienstleistungs‐
branchen (%) 

2013  7,9   6,4   7,9   5,7   4,8   8,5   3,2  

2009–13  –0,1  0,0  0,5  0,4  0,2  0,7  0,0 
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Kreis (Kreisstadt) 

Boden‐
seekreis 
(Fried‐
richsha‐
fen) 

Ems‐
land 
(Mep‐
pen) 

Goslar 
(Goslar) 

Helm‐
stedt 
(Helm‐
stedt) 

Hof 
(Hof) 

Stade 
(Stade) 

Wart‐
burg‐
kreis 
(Eisen‐
ach) 

Verkehrsanbindung 
PKW‐Fahrzeit zu IC/ICE‐Halt 
(min., 2015); Kreisstadt mit 
IC‐Halt (IC/ICE/nein) 

19;  
nein 

19;  
nein 

37;  
nein 

15;  
IC 

63;  
nein 

56;  
nein 

25; 
IC/ICE 

Entfernung von Kreisstadt 
zu Großstadt >300 km 

200 km  115 km  85 km  100 km  140 km  50 km  200 km 

* bezogen auf alle SV‐Beschäftigten 

Quelle(n): INKAR (2016), Prognos (2004, 2016), eigene Recherchen zu IC/ICE‐Halt und Entfernung von 
Kreisstadt zu Großstadt; Angaben, wenn nicht anders angegeben, für 2013 

 Der Bodenseekreis, Hof und Stade verfügen über Hochschulen bzw. Hoch‐
schulteile.  Sie  zählen unter den ausgewählten  Landkreisen  zu den Aufsteigern 
im Prognos‐Ranking oder  sind,  im Falle des Bodenseekreises mit  Friedrichsha‐
fen, an der Spitze vertreten (Platz 19 von 432) (Prognos 2016: 17). Insgesamt je‐
doch  ist  die  Ausstattung mit  höherwertigen  Bildungs‐  und  Forschungseinrich‐
tungen schwach (BMVBS/BBSR 2008: 25). 

 Jene Kreise, die sich 2016  im Vergleich zur Rankingplatzierung 2004  (Prog‐
nos 2004, 2016) verbessern konnten, weisen zwischen 2008 und 2013 eine bei‐
nahe konstante Bevölkerungsentwicklung auf. Dies betrifft den Bodenseekreis 
mit Friedrichshafen, das Emsland mit Meppen und den Kreis Stade mit gleichna‐
miger Kreisstadt. Eine Ausnahme stellt Hof (Kreis) dar, welcher  im selben Zeit‐
raum deutliche Bevölkerungsgewinne verzeichnen kann. Deutliche Einwohner‐
verluste sind in den Kreisen Goslar, Helmstedt (je mit gleichnamiger Kreisstadt) 
und  im Wartburgkreis mit Eisenach zu beobachten.  (INKAR 2016) Diese Kreise 
erreichen 2016 eine deutlich schlechtere Platzierung als 2004 und sind im letz‐
ten Drittel des Rankings zu finden (Prognos 2004, 2016).  

 Goslar (Kreis) fällt mit einer besonders niedrigen Fertilitätsrate auf, die 2013 
mit  1,25  sowohl  unter  den  Bundesdurchschnitt  (1,41)  als  auch  unter  dem 
Durchschnitt  der  westlichen  Bundesländer  (1,40)  liegt.  Überdurchschnittlich 
viele  Geburten  –  je  bezogen  auf  den  Bundeswert  und  den  West‐  bzw.  Ost‐
deutschlands im Jahr 2013 – gibt es im Kreis Stade (1,57) sowie dem Wartburg‐
kreis (1,63). Letzterer Wert stellt im Vergleich zu 2008 eine Steigerung um 0,30 
und damit die höchste im Vergleich der sieben Kreise dar. Auch auf Bundesebe‐
ne stieg die Fertilitätsrate von 2008 bis 2013 um 0,30. Entsprechend fallen, ab‐
gesehen vom Wartburgkreis, alle ausgewählten Kreise mehr oder weniger deut‐
lich hinter die Fertilitätssteigerung des Bundes  im Zeitruam 2008 bis 2013 zu‐
rück. (INKAR 2016)   

 Wanderungsgewinne  (je  1.000  Einwohner)  oberhalb  des  Bundesdurch‐
schnitts  (6,4)  können  2013  der  Bodenseekreis  (12,7  je  1.000  Einwohner)  und 
der Kreis Helmstedt  (9,5)  realisieren. Die  Landkreise Hof und Stade  sowie der 
Wartburgkreis  liegen deutlich unterhalb des Bundeswertes;  letzterer Kreis hat 
ein negativ unausgeglichenes Wanderungssaldo. (INKAR 2016) 
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 Der Bodenseekreis mit Friedrichshafen weist das höchste BIP je Einwohner 
von allen deutschen Kreisen auf, mit 43.600 Euro  je Einwohner entspricht der 
Wert  125  Prozent  des  Bundesdurchschnitts.  Hier  sind  gleichzeitig  die  im  Ver‐
gleich  höchsten  Anteile  sozialversicherungspflichtig  versicherter  Beschäftigter 
mit  akademischen Abschluss  (17,5 %)  sowie  in  kreativ‐  (3,2 %)  und wissensin‐
tensiven Branchen (33,4 %) vertreten.  Im Wartburgkreis mit Eisenach, auf den 
hinteren Plätzen im Ranking vertreten (353 von 432), ist letzterer Wert nur et‐
wa halb  so hoch, dennoch deutlich über den Werten der anderen Kreise. Das 
BIP  je  Einwohner  erreicht  gut  die  Hälfte  dessen  vom  Bodenseekreis,  was  zu‐
gleich  65  Prozent  des  Bundesdurchschnitts  entspricht.  (Vgl.  INKAR  2016;  Pro‐
gnos 2016: 26) Hof hingegen –  im Gegensatz  zu Eisenach Hochschulstandort,2 
aber zugleich mit den niedrigsten Anteilen bei kreativen und wissensintensiven 
SV‐Beschäftigten  –  zählt  zu  den  stark  aufgestiegenen  Regionen  im  Ranking 
(Platz  im Prognos‐Ranking 2004:  336,  Platzierung 2016:  199). Dass Hof  (Kreis) 
ein,  bezogen  auf  Deutschland,  unterdurchschnittliches  BIP  je  Einwohner  auf‐
weist,  scheint dieser Entwicklung nicht entgegen zu stehen.  (Vgl.  INKAR 2016; 
Prognos 2004, 2016) 

 Jene  der  ausgewählten  Kreise,  die  im  ersten  Drittel  des  Prognos‐Rankings 
von 2016 platziert sind – Bodenseekreis und Emsland –, haben 2013 eine gerin‐
ge  und  im  Bundesvergleich  unterdurchschnittliche  Arbeitslosenquote.  Hohe 
Werte weisen hier  die  Regionen  auf,  die  unter  den  ausgewählten  Kreisen die 
Ranking‐Schlusslichter bilden. (INKAR 2016; Prognos 2016) 

 Hinsichtlich der Entfernung einer Stadt zur nächstgelegenen Großen Groß‐
stadt (>500.000 Einwohner) ist zweierlei denkbar: Einerseits könnte eine große 
Entfernung  positiv wirken,  da  großstädtische  Funktionen  dann  (zum  Teil)  von 
der Mittelstadt übernommen werden. Auch Kaufkraft, Höherqualifizierte, Verei‐
ne  etc.  können  so  nicht  in  eine  benachbarte  Stadt  abwandern.  Andererseits 
könnte  eine  große  Entfernung  negativ  wirken,  wenn  die  Mittelstadt  dadurch 
peripherisiert  und  abgekoppelt  wird.  Die  Fallauswahl  hält  Beispiele  für  beide 
Szenarien  bereit:  So  ist  Friedrichshaften,  Kreisstadt  des  im  Ranking weit  vorn 
platzierten  Bodenseekreis,  ebenso  200  Kilometer  zur  nächsten  großen  Groß‐
stadt entfernt wie Eisenach im schlecht platzierten Wartburgkreis.  

Obwohl  dem  Bodenseekreis  eine  schwache  Verkehrsinfrastruktur  attestiert 
wird – so verfügt Friedrichshafen etwa nicht über einen  ICE/IC‐Halt –, zählt er 
zu  den  Wachstumsregionen,  denen  es  wirtschaftlich  gut  geht.  Die  sehr  gute 
Verkehrsanbindung  des  Wartburgkreises  wird  dagegen  nicht  von  Prosperität 
begleitet. (Vgl. BMVBS/BBSR 2008: 25) 

Bereits diese Indikatorenauswahl zeigt Bedingungen und Voraussetzungen, die 
einerseits sehr unterschiedlich sind und andererseits auch bei ähnlicher Ausprä‐
gung nicht zu gleichen Entwicklungswegen führen (müssen). Dies dürfte darauf 
verweisen,  dass  –  neben  Lagegunst  –  lokale  Gestaltungsspielräume  in  unter‐
schiedlicher Weise,  Intensität  und  mit  unterschiedlichem  Erfolg  genutzt  wer‐
den.  

                                                                     
2 Hochschule Hof und Fachbereich Allgemeine  Innere Verwaltung der Fachhochschule  für öf‐
fentliche Verwaltung und Rechtspflege in Bayern 
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Sichtbar macht der kurze Blick in die beiden Rankings, dass zwar viele mittelgro‐
ße Städte vor besonderen Herausforderungen stehen, dies dennoch nicht auto‐
matisch  heißt,  peripherisiert,  abgekoppelt  und  wenig  lebenswert  zu  sein.  So 
bieten Klein‐  und Mittelstädte  „ihrer  Bevölkerung meist  genau, was die Men‐
schen  suchen,  einen Kompromiss  zwischen  ländlichem Umfeld mit Naturnähe 
und städtischem Umfeld mit einigermaßen attraktiver, urbaner Angebotsvielfalt 
und  sozialem Zusammenhalt.  Lediglich die  größeren Mittelstädte  fallen  etwas 
ab. Sie tun sich schwer, ihrem Aufgabenspektrum zu genügen und ihre Bewoh‐
ner zufriedenzustellen“ (Ganzweiler et al. 2012: 6).  

Hinsichtlich der Zufriedenheit der Bevölkerung  lässt  sich kein signifikanter Un‐
terschied  zwischen  den  verschiedenen  Stadttypen  feststellen,  mögen  auch 
Menschen in ihrer Jugend und im hohen Alter mit der Situation in Großstädten 
leicht glücklicher sein (Raffelhüschen/Schöppner 2012: 150‐155).  

Die  Rolle  einer  Klein‐  oder Mittelstadt  wird  nicht  zuletzt  durch  ihre  Nähe  zu 
Großstädten definiert: Großstadtnähe sorgt für eine Dominanz der Wohnfunkti‐
on;  vielerorts  wirken  hier  noch  Suburbanisierungprozesse,  da  die  Städte  we‐
sentlich  Entlastungsfunktionen  für  die  Großstädte wahrnehmen.  Dagegen  ha‐
ben Mittelstädte  in peripherer  Lage eine größere Bedeutung als Versorgungs‐ 
und Arbeitsmarktzentrum, also als regionales Entwicklungszentrum. Dort domi‐
niert die Entwicklungs‐ und Stabilisierungsfunktion, sie wirken als  Impulsgeber 
für die Region als Ganzes. (Ganzweiler et al. 2012: 6) In peripheren schrumpfen‐
den Regionen  gewinnen die Mittelstädte und  verlieren die  Kleinstädte  an Be‐
deutung für die Daseinsvorsorge und Regionalentwicklung: Große Mittelstädte 
können hier sogar gegen den Trend an Beschäftigung und Bevölkerung gewin‐
nen. Die Kleinstädte hingegen verlieren am stärksten und büßen ihre regionale 
Stabilisierungsfunktion ein. (Ebd.: 7) 

6.2. Schwarmstädte als Gegenpol der Peripherisierung: 
   Die Sehnsucht nach Dichte 

Die Mittelstädte sind untereinander äußerst heterogen. Daher muss gerade  in 
der Diskussion von Peripherisierung ein relativ neues Phänomen berücksichtigt 
werden, das gleichsam das Gegenstück zu ihr darstellt: die Etablierung von sog. 
Schwarmstädten  (Simons/Weiden  2015).  Schwarmstädte  sind  Ausdruck  eines 
veränderten Wanderungsmusters, bei dem  insbesondere die  jüngere Bevölke‐
rung aus den meisten Regionen Deutschlands schwarmartig  in vergleichsweise 
wenige  Städte  einfällt  –  eben  in  die  Schwarmstädte.  Durch  dieses  neuartige 
Phänomen, das über die bekannte Landflucht hinausgeht, entstehe, so die The‐
se der Entdecker, eine Hierarchie zwischen den Schwarmstädten einerseits und 
den weniger populären, sich allmählich entleerenden Orten andererseits.  

Damit  würden  zugleich  auch  Entwicklungen  gegen  den  jeweiligen  regionalen 
Trend erzeugt – Wachstumsinseln in Entleerungsgebieten, Bevölkerungsverlus‐
te  in Wachstumsregionen.  Bislang  aber  reiche  die  Dynamik  nicht  aus,  um  die 
langfristige Bevölkerungsentwicklung massiv zu verändern.  (Ebd.: 3) Profiteure 
des Schwarmverhaltens seien vorrangig Großstädte, während insbesondere pe‐
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riphere ostdeutsche Landkreise sowie Umlandkreise von ostdeutschen Städten 
mit hoher Attraktivität starke Verluste zu verzeichnen hätten (ebd.: 7). 

Das Schwarmverhalten gehe vor allem auf die Ausbildungswanderung der Men‐
schen bis 24 Jahre und der Berufsanfängerwanderung von 25‐ bis 34jährigen zu‐
rück.  Allerdings  werde  diese  Bevölkerungsumverteilung  nicht  allein  durch  die 
Wanderung dieser Altersgruppe bestimmt, vielmehr existierten mehrere Wan‐
derungsströme parallel. Unterscheiden ließen sich entlang spezifischer biografi‐
scher Phasen fünf unterschiedlich intensive Wanderungsbewegungen (ebd.:12–
30):  

 Eine  drastische  Bevölkerungsumverteilung  ist  bei  der  Ausbildungswande‐
rung (Menschen bis 24 Jahre) zu verzeichnen. Mit wenigen Ausnahmen gewinnt 
die überwiegende Zahl der kreisfreien Städte, die fast alle über eine mehr oder 
weniger  große  Hochschule  und  weitere  Ausbildungszentren  verfügen.  Umge‐
kehrt verlieren durch die Ausbildungswanderung fast 70 Prozent der Landkreise 
und kreisfreien Städte Einwohner in dieser Altersklasse.  

 Bei  der  Berufsanfängerwanderung  (Menschen  zwischen  25  und  34  Jahre) 
wiederum  verlieren  vor  allem  die  kleinen  Hochschulstädte  mit  einem  ver‐
gleichsweise hohen Anteil der Studierenden an der Einwohnerschaft. Aber auch 
viele  ländliche Kreise verlieren zusätzlich zur Ausbildungswanderung nochmals 
erheblich an Einwohnern. Gewinner sind vor allem Städte in Metropolregionen, 
daneben einige ländliche Kreise in Bayern, Baden‐Württemberg, Niedersachsen 
und Schleswig‐Holstein.  Letzteres  kann  teilweise  als Rückwanderung nach der 
Berufsausbildung gedeutet werden.  

Eine  Zusammenschaltung  von  Ausbildungs‐  und  Berufsanfängerwanderung 
zeigt: Mit  Ausnahme der  reinen, meist  kleineren Universitätsstädte  gewinnen 
die meisten Städte, die bereits durch Ausbildungswanderung gewonnen haben, 
nochmals  dazu.  Die  Verstärkung  dieses  Trends  ist  die  zentrale  neue  Entwick‐
lung: „Zwar hat sich das Schwarmverhalten auch in der Ausbildungswanderung 
verstärkt, aber die Verstärkung bei den Berufsanfängern ist weit stärker gewe‐
sen.“ (Simons/Weiden 2015: 17) Da es bei der Berufsanfängerwanderung wie‐
der mehr Kreisen – vor allen in den Metropolregionen – gelingt, Verluste durch 
die Bildungswanderung auszugleichen, wirkt diese der Konzentration der Bevöl‐
kerung entgegen.  

 Die  Settlementwanderung,  also  die Wanderungsbewegung  der  35‐  bis  44‐
jährigen, wird durch die Suburbanisierung dominiert. Die stärksten Verluste ver‐
zeichnen  entsprechend  die  kreisfreien  Städte,  insbesondere  die  Universitäts‐
städte, die  zuvor von der Bildungswanderung besonders profitiert hatten. Ne‐
ben  den  Umlandkreisen  vieler  dieser  Städte  gewinnen  auch  weite  Teile  der 
Landkreise zumindest leicht. Das kann auf die Rückkehr in die Heimat nach ab‐
geschlossener  Ausbildung  zurückgeführt  werden.  Insgesamt  wirkt  die  Settle‐
mentwanderung also dem Schwarmverhalten der jüngeren Kohorten entgegen. 
Dennoch reicht diese Dekonzentrationstendenz nicht, um es zu kompensieren.  

 Die Wanderungsbewegung der darauffolgenden Alterskohorte wiederum – 
die  Mittelalterwanderung  –  ist  nur  noch  sehr  schwach.  Diese  Altersklasse  ist 
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mithin vor allem sesshaft und erzeugt entsprechend nur geringe Umverteilungs‐
wirkungen.  

 Die Altersklasse der Menschen  ab 60  Jahren  –  die  einzige  in Deutschland, 
die  quantitativ  nicht  durch  Zuwanderung  wächst  –  ist  trotz  geringer Wande‐
rungsvolumina  in einer Hinsicht bemerkenswert: Sie wandert  in der entgegen‐
gesetzten Richtung zu den jungen Schwärmen. Verlierer sind – neben Städten, 
die auch bei den anderen Schwärmen schon verloren haben – vor allem Groß‐
städte, die noch von  jüngeren Schwärmen profitierten. Damit  führt die Alten‐
wanderung zu einer Dekonzentration der Bevölkerung vor allem in der Spitzen‐
gruppe der Schwarmstätte. Dabei  ist nicht von einer Verdrängung der Älteren 
aus Armutsgründen auszugehen; vielmehr vollziehen diese ein nutzenmaximie‐
rendes Ausweichen. 

Zusammenfassend  lassen  sich  folgende  Wanderungsbewegung  beschreiben: 
Die  Ausbildungswanderung  ist  der  stärkste  Strom.  Dieser  wird  durch  einen 
zweiten  Strom  der  Berufsanfängerwanderung  teilweise  verstärkt,  teilweise 
durch Rückwanderung kompensiert. Die jungen Schwarmstädte, mithin die Zie‐
le beider Wanderungsströme, sind ausschließlich größere Städte. Zu diesen zäh‐
len 30 Städte, in denen gegenwärtig gut ein Viertel der deutschen Bevölkerung 
lebt.  Die  Settlementwanderung,  die  durch  Suburbanisierung  dominiert  wird, 
entlastet als ein partielles „Auseinandertoben des Schwarms“ (ebd.: 29) die jun‐
gen  Schwarmstädte.  Während  die  Mittelalterwanderung  lediglich  leichte  De‐
konzentrationsprozesse erzeugt, zeigt die Altenwanderung wieder Charakteris‐
tika der Schwarmwanderung. Da die jungen Schwarmstädte zumeist die Haupt‐
verlierer  dieser Wanderungsbewegung  sind,  kommt es  so  zu  einer Dekonzen‐
tration, auch wenn der Altenschwarm deutlich kleiner ist als der Schwarm Jün‐
gerer. 

Die  Neuigkeit  des  Schwarmverhaltens  bestehe  –  neben  dem  großen Wande‐
rungsvolumen – darin, dass eine generelle Landflucht von einer Konzentration 
der Wanderung auf ausgewählte Städte überwölbt wird. Auch wenn aufgrund 
der Landflucht Städte mit starker Abwanderung gleichzeitig eine starke Zuwan‐
derung aus dem umliegenden ländlichen Raum erfahren, erzeuge die Schwarm‐
bewegung  in  der  Hälfte  der  Städte  eine  negative  Wanderungsbilanz.  Das 
Schwarmverhalten werde durch Auslandszuwanderung gestärkt; ursächlich  für 
das Wachstum der Schwärmstädte sei jedoch die Binnenwanderung. 

Entgegen naheliegender Vermutungen gebe es lediglich einen geringen Zusam‐
menhang  von  Arbeitsplatzentwicklung  und  Kohortenwachstumsrate.  Die 
Schwarmstädte schafften es demnach, ihre Zuwanderung weitgehend unabhän‐
gig  von der Arbeitsmarktentwicklung  zu  generieren.  Sichtbar werde damit  ein 
Trend, Schwarmstädte als Wohnort zu wählen, wenn von dort aus durch Pen‐
deln ein Arbeitsplatz erreichbar ist. Dies bedeute zugleich, dass sich Hoffnungen 
von  Abwanderungsregionen,  mit  der  Schaffung  neuer  Arbeitsplätze  auch  Zu‐
wanderung  generieren  zu  können,  nur  bedingt  erfüllten.  Diese  Entwicklung 
hänge sicherlich auch mit der gegenwärtigen Konjunktur zusammen, die einen 
„Arbeitnehmermarkt“ erzeuge. Dennoch sei nicht davon auszugehen, dass eine 
konjunkturelle Abkühlung das Schwarmverhalten deutlich  limitieren würde. Zu 
vermuten  sei  vielmehr,  dass  eine  Rezession  die  Schwarmstädte  aufgrund  der 
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Branchenstruktur geringer treffe als weniger nachgefragte,  insbesondere altin‐
dustriell geprägte Orte. Eine Rezession würde zudem auch nichts an der gerin‐
gen  Zahl  der Berufsanfänger  und  ihrer  damit  gestärkten Position  auf  dem Ar‐
beitsmarkt ändern. 

Wenn  die  Arbeitsplatzsituation  nur  eingeschränktes  Erklärungspotenzial  für 
schwarmstädtische  Entwicklungen  aufweist,  liegt  es  nahe,  die  Erklärungskraft 
der Studierendenquote zu untersuchen. Durch die Bildungsausweitung der letz‐
ten Jahre ist diese Quote nochmals gestiegen: Betrug der Anteil der deutschen 
Studienanfänger.innen an der alterspezifischen Bevölkerung im Jahr 2000 noch 
29 Prozent, so  lag er 2014 bei 51 Prozent. Diese Steigerung der Studienanfän‐
gerquote  um  22  Prozentpunkte  entspricht  einem Wachstum  von  75  Prozent 
(StatBA 2015b: 16). Doch da 221 von 402 Kreisen eine hochschulische Bildung 
anbieten  und  der  Studienplatzausbau  überproportional  außerhalb  der 
Schwarmregionen erfolgte, führt die Hochschulausbildung nur zu einer modera‐
ten Konzentration der 20‐ bis  24jährigen –  lediglich gut 30 Prozent von  ihnen 
studiert in einer Schwarmstadt.  

Festzuhalten ist, dass die Konzentration auf die Schwarmstädte nach der Ausbil‐
dung, mithin auch das Schwarmverhalten nach Abschluss des Studiums, noch‐
mals zunimmt. Damit erfolgt das Hauptschwarmverhalten bei den 30‐ bis 34jäh‐
rigen,  doch  lässt  sich  eine  indirekte Wirkung  der  Bildungsausweitung  anneh‐
men: Einerseits ist mit der Hochschulbildung oftmals ein spezifischer Lebensstil 
verbunden, der eine hohe Wertschätzung von Urbanität impliziert; andererseits 
konzentrieren  sich  die  spezialisierten  Arbeitsplätze  oftmals  in  den  Schwarm‐
städten. 

Dennoch lässt sich das Schwarmverhalten nicht auf eine Präferenzveränderung 
zurückführen. Gegen diese Vermutung spricht, dass in der Alterskohorte der 35‐ 
bis 44jährigen weiterhin die Suburbanisierung dominiert, wie auch die auffällige 
Ungleichheit, mit der Städte Einwohner hinzugewinnen. Angenommen werden 
kann  daher,  dass  das  Schwarmverhalten  auf  veränderte  demografische  Rah‐
menbedingungen  zurückzuführen  ist:  „Da  die  nachwachsenden Geburtenjahr‐
gänge seit dem Pillenknick nur noch schwach besetzt sind, müssen sie sich als 
Minderheit  zusammenrotten.“  (Simons/Weiden 2015:  48) Mithin werden  „die 
Schwärmer vor allem durch die in den Schwarmstädten hohe Dichte an anderen 
jungen Menschen angezogen“ (ebd.: 62).  

Da die  Existenz einer Hochschule die  Zahl  junger Menschen  in einer  Stadt  er‐
höht,  ist  eine  Hochschule  vermutlich  eine  notwendige  Voraussetzung  für  die 
Entwicklung  zu  einer  Schwarmstadt  –  allerdings  keine  hinreichende.  Begrenzt 
wird diese Wirkung zum einen, weil heute in der Hälfte aller Kreise höhere Bil‐
dung angeboten wird. Da die Zahl der Hochschulstandorte sehr groß ist und fast 
immer im nächsten Mittelzentrum Hochschulbildung angeboten wird, muss für 
höhere  Bildung  nicht  zwangsläufig  die  Heimatregion  verlassen  werden  (ebd.: 
41). Zum anderen entfalten auch Städte mit großen Hochschulen nicht  immer 
genügend Anziehungskraft oder vermögen es z.T. nicht, die Studierenden nach 
dem Abschluss zu halten.  

Bilden  also  ebenso  die  Existenz  von  erreichbaren  Arbeitsplätzen  wie  die  von 
Hochschulen eine notwendige, aber keine hinreichende Voraussetzung  für die 
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Entwicklung zu einer Schwarmstadt, so  ist man zu deren Erklärung auf weiche 
Faktoren verwiesen. Dazu zählen das Erscheinungsbild der gebauten Stadt mit 
attraktivem  und  dichtem  Raum,  eine  angenehme  Atmosphäre  und  ein  guter 
Ruf. Die weichen Faktoren teilen indes ein Grundproblem: „Sie lassen sich nicht 
bauen.“ (Ebd.: 63) 

Bevor  jedoch  aus  dieser  Diagnose  Handlungsempfehlungen  für  die  Stadtent‐
wicklung  –  etwa  hinsichtlich  der  Stärkung  der  weichen  Faktoren  –  abgeleitet 
werden, muss ein wesentlicher Aspekt Berücksichtigung  finden: Die Schwarm‐
städte  weisen  unterschiedliche  „Quellgebiete  des  Schwarmverhaltens“  auf 
(ebd.:  52)  und  lassen  entsprechend  eine  sehr  unterschiedliche  Nachhaltigkeit 
des  Schwarmverhaltens  erwarten.  Sind  die  Einzugsgebiete  vergleichsweise 
klein,  so  verfügen  diese  Städte  nicht  über  eine  bundesweite  Anziehungskraft 
und wachsen vor allem durch Zuzug aus dem direktem Umland. Dieser Befund 
gilt insbesondere, aber nicht nur für die ostdeutschen Städte: 

„Tendenziell fällt auf, dass die ostdeutschen Schwarmstädte (mit Ausnahme von 
Berlin,  Potsdam  und  Leipzig)  vergleichsweise  kleine  Einzugsgebiete  aufweisen. 
Wir interpretieren dies dahingehend, dass das Schwarmverhalten in Ostdeutsch‐
land stärker ausgeprägt ist als in Westdeutschland und dadurch hohe Kohorten‐
wachstumsraten erreicht werden, obwohl die Städte nicht über eine bundeswei‐
te Anziehungskraft verfügen. Überspitzt  formuliert  ‚saugen‘ diese Städte (hohe 
Kohortenwanderung  bei  relative  kleinem  Quellgebiet)  ihr  Hinterland  leer.“ 
(Ebd.: 57)  

Dieser Befund  impliziert, dass eine kontinuierliche Zuwanderung aus den glei‐
chen Quellgebieten aufgrund der Abnahme von Wanderungswilligen unmöglich 
ist – in Ostdeutschland nochmals verschärft durch den Geburtenrückgang nach 
1990. Somit drohen Städte, die derzeit wachsen, erneut zu Abwanderungsstäd‐
ten zu werden. Dies gilt sowohl für Städte ohne staatliche Hochschule wie Gera 
oder Eisenach als auch für Universitätsstädte. So sind etwa Dresden oder Mag‐
deburg  fast vollständig abhängig von der Zuwanderung aus  ihrem Hinterland.3 
Hier besteht  insbesondere die Gefahr, „dass die aktuell  sehr positiven Zuwan‐
derungszahlen  zu  einer  Überschätzung  der  zukünftigen  Bevölkerungsentwick‐
lung  verführen“  (ebd.: 61). Mit anderen Worten: Etliche Städte profitieren  le‐
diglich  temporär  von der Ausbildungs‐,  im  Idealfall  auch von der Berufsanfän‐
gerwanderung und müssen ihre Stadtentwicklungspolitik darauf einstellen.  

Durch das Schwarmverhalten kommt es zu Verwerfungen, ist doch die schnelle 
Schrumpfung  in  etlichen  Regionen wie  die  Konzentration  der Wanderungsbe‐
wegungen auf wenige Städte „nicht notwendigerweise wohlfahrtsoptimal“. Zu 
befürchten ist, dass – spiegelbildlich zum Prozess der Peripherisierung – die „zu‐

                                                                     
3 Die Abhängigkeit vom Zuzug aus dem Umland wird sichtbar, wenn man die Herkunft der gro‐
ßen Mehrheit der Zugewanderten bestimmt: So stammen in Dresden 80 % der Zuwanderung 
aus lediglich 8 % der bevölkerungsgewichteten Kreise, d.h. faktisch nur Ostsachsen. Bei Mage‐
burg liegt diese Zahl mit 5 % der Kreise noch niedriger. Zum Vergleich: In Düsseldorf stammen 
80 % der Nettozuwanderung aus einem Quellgebiet, das bevölkerungsgewichtet rund 26 % von 
Deutschland ausmacht (Simons/Weiden 2015: 59). Auch die Reichweite der Quellgebiete fällt 
in Ostdeutschland vergleichsweise niedrig aus: Magdeburg rekrutiert lediglich aus 45 % der be‐
völkerungsgewichteten Kreise Deutschlands, während Ingolstadt, das eine vergleichbare Kohor‐
tenwachstumsrate aufweist, neue Einwohner aus 79 % der deutschen Kreise gewinnt (ebd.: 56). 
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nehmende Konzentration dann auch zunehmend aufgrund fehlender Alternati‐
ven verstärkt wird; dass also die Konzentration auch etwas von dem suboptima‐
len Gleichgewicht des Gefangenendilemmas hat“ (ebd.: 68).  

Die Abschwächung des Schwarmverhaltens könne durch die Setzung von Anrei‐
zen  auf  verschiedenen  Ebenen  erfolgen.  Auf  Bundesebene  könnte  dies  etwa 
durch den Verzicht auf die Priorisierung von Schwarmstädten geschehen – etwa 
durch Mietpreisbremse  oder  privilegierte  Förderung  des  dortigen Wohnungs‐
neubaus. Beide Instrumente adressieren nicht das Schwarmverhalten, sondern 
versuchen  lediglich,  dessen  Folgen  abzuschwächen.  Gestärkt  werden  sollten 
vielmehr  die  schrumpfenden  Regionen,  nicht  zuletzt,  um  den  Druck  auf  die 
Schwarmstädte  zu  reduzieren. Möglich wäre  etwa  eine  Förderung  des  Bemü‐
hens jener Städte, die derzeit noch von Zuwanderung aus dem eigenen Hinter‐
land profitieren, eine stärkere Bindungswirkung zu erzielen. Diese stärkere Bin‐
dung kann einer Fernwanderung in die Schwarmstädte vorbeugen (Ebd.: 70). 

Identifiziert man – wie die These von der generationenspezifischen Zusammen‐
rottung  nahelegt  –  in  der  Suche  nach  Dichte  den  wesentlichen  Motor  des 
Schwarmverhaltens, so gelte es auf Landesebene, in den schrumpfenden Regio‐
nen Zentren zu erhalten, die entsprechenden Ansprüchen gerecht werden. Dies 
erfordere eine Konzentration auf wenige Zentren. Die damit implizierte Schwä‐
chung anderer Orte müsse hingenommen werden, mehr noch: Es  sollte  sogar 
Ziel sein, Menschen und Wertschöpfung  in das  jeweilige regionale Zentrum zu 
lenken. Notwendig sei also eine Abkehr vom dem Ziel, eine Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse auch unterhalb der regionalen Ebene herzustellen, da dieses 
unter den Bedingungen der Schrumpfung kontraproduktiv sei. Der leitende Ge‐
danke hinter dieser Konzentrationsstrategie lautet:  

„Zwei halbtote Städte werten die Region nicht auf, eine lebendige und eine tote 
hingegen schon. […] Zwei halbtote Städte mögen gleichwertig zueinander sein, 
sie sind es aber nicht im Vergleich zu einer lebendigen (Schwarm‐)Stadt.“ (Ebd.: 
70f.)  

Dabei müsse  die  Bestimmung  der  Zentren  nicht  durch willkürliche  Setzungen 
der Politik erfolgen, vielmehr würden diese Orte durch ihre besondere Attrakti‐
vität von selbst erkennbar.  In den schrumpfenden Regionen müsse zudem der 
wachsenden Bedeutung von Wohnattraktivität Rechnung getragen werden, die 
auch Vielfalt und Lebendigkeit umfasst. Da diese vornehmlich das Resultat von 
Dichte  sind,  sei  eine  räumliche  Konzentration  verschiedenster  Nutzungen  auf 
kleinem Raum in den Kernlagen der Kernstädte angeraten. Das Zentrum sollte 
mit frequenzstarken öffentlichen Gebäuden wie Schulen, Hochschulen und Ver‐
anstaltungsorten  gestärkt  werden,  was  auch  den  Verzicht  auf  zentrumferne 
Umbauten – etwa der Konversion einer  Kaserne –  sowie eine  restriktive Bau‐
landausweisung erforderlich mache. (Ebd.: 75)  

Die  „unechten“  Schwarmstädte,  also  jene  Städte mit  einem  sehr  kleinen  Ein‐
zugsgebiet, sollten nicht auf quantitative, sondern qualitative Wohnungspolitik 
setzen und die gegenwärtige  Investitionsbereitschaft  ins Stadtzentrum lenken. 
Zugleich sollten sie sich bemühen, ihre Attraktivität für junge Menschen zu er‐
höhen, um deren Fortzug in echte Schwarmstädte vorzubeugen. Diese Maßnah‐
men verlangten meistens keinen finanziellen Einsatz, sondern bestehen oftmals 
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einfach  im Zulassen bestimmter Entwicklungen  (etwa der Umnutzung von Ge‐
bäuden oder der Intensivierung des Straßenlebens). (Ebd.: 76) 

Echte Schwarmstädte wiederum sollten das Angebot an Wohnungen erhöhen, 
um  so  preisdämpfend  auf  die Mietentwicklung  einzuwirken.  Dies  könne  –  im 
Gegensatz zu den unechten Schwarmstädten – zumeist nicht im Zentrum erfol‐
gen, nicht  zuletzt, weil dort mit dem Widerstand der Bevölkerung  zu  rechnen 
ist. 



 

150 

7. Der Wettbewerb  
„Stadt der Wissenschaft“ 

Der Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft verfolgt seit über einer Deka‐
de das Ziel, durch die Initiierung von Wettbewerben Impulse für wissensbasier‐
te Stadt‐ bzw. Raumentwicklungen zu geben. Der erste Wettbewerb „Stadt der 
Wissenschaft“  (2005‒2012)  fokussierte dabei  auf  Städte, während  zwei Nach‐
folgewettbewerbe  den  Fokus  verschoben:  „Wissenscluster“  (2013‒2015)  und 
die „Science Scorecard“ (erste Runde mit 13 Teilnehmern 2014‒1015) richteten 
ihren Blick – mit unterschiedlichen Schwerpunken – auf Regionen. 

Am Wettbewerb „Stadt der Wissenschaft“ nahmen ingesamt 51 Städte teil.4 Da‐
von war eine Stadt eine Kleinstadt (2 %), elf Städte waren Mittelstädte (22 %), 
22 Kleinere Großstädte (43 %) und 17 Große Großstädte (33 %). Mithin gehör‐
ten zwei Drittel der teilnehmenden Kommunen zu der an dieser Stelle interes‐
sierenden Gruppe der mittelgroßen Städte. Erfolgreich mit ihren Bewerbungen 
waren  dann  ausschließlich  Großstädte  –  keine  der  Städte  mit  bis  zu  unter 
100.000  Einwohnern  konnte  sich  durchsetzen.  Unter  den  insgesamt  sieben 
Wettbewerbssiegern gehörten aber fünf und damit etwa zwei Drittel zur Grup‐
pe der Kleineren Großstädte, die wir hier den mittelgroßen Städten zurechnen, 
da sie eindeutig nichtmetropolitan sind.  

Das erklärte Ziel der Initiative „Stadt der Wissenschaft“ war, strategische Netz‐
werkbildungen anzureizen: Städte sollten nicht länger als bloße Wissenschafts‐
standorte  begreifen,  sondern  sich aktiv  als Wissenschaftsstädte gestalten. Die 
Bewerbungen  der  Städte  und  ihre  zugrundliegenden  Strategien  ließen  vier 
grundsätzliche Ansätze erkennen: die Durchführung von wissenschaftsbezoge‐
nen Events, die Arbeit am Image als Wissenschaftsstadt, die Schaffung von Clus‐
tern  sowie  bauliche  Maßnahmen,  um  eine  bessere  Verzahnung  von  Wissen‐
schaft  und  Stadt  zu  ermöglichen.  (Vgl.  Lisowski  et  al.  2011)  Damit  zeigte  der 
Wettbewerb „Stadt der Wissenschaft“ nahezu idealtypisch das Bemühen um ei‐
nen  aktiven  Hochschulregionalismus,  bezogen  auf  die  jeweilige  Sitzstadt.  Der 
Wettbewerb eignet sich damit als normative wie empirische Vergleichsgrundla‐
ge,  um  die  Umsetzung  wissensgesellschaftlich  inspirierter  Stadtkonzeptionen 
für mittelgroße Städte – also Nichtmetropolen – zu beleuchten. 

 

                                                                     
4  Die  gemeinsame  Bewerbung  von  Bremen  und  Bremerhaven wird  als  die  Bewerbung  einer 
Stadt bewertet. Diese wird den Großstädten zugeordnet.  
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Übersicht 18: Teilnehmende Städte und Gewinner des Wettbewerbs 
„Stadt der Wissenschaft“*  

* Gewinnerstädte = unterstrichen  

Quelle: http://www.stadt‐der‐wissenschaft.de/chronik/bewerberstaedte/index.html (9.11.2016) 
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7.1. Wettbewerbsverlauf 

Erstmalig  veranstaltete  der  Stifterband  den  Wettbewerb  „Stadt  der  Wissen‐
schaft“  im  Jahre  2005.  Seine Auslobung erfolgte  nicht  zuletzt  als  Resultat  der 
Unterzeichnung des PUSH‐Memorandums im Jahr 1999.5 Die Zieldefinition des 
Wettbewerbs resultierte dabei wesentlich aus einer Problembeschreibung, die 
deutlich  von  den  Theorien  über  die  Entstehung  einer  globalisierten  Wissen‐
schaftsgesellschaft,  die  zunehmende  Bedeutung  der  „kreativen  Klasse“  sowie 
der Transformation der Wissenschaft hin zum Mode 2 geprägt war.  

Im  Schnittpunkt  dieser  Vorannahmen  stehen  hochqualifizierte  Fachkräfte,  de‐
ren  Produktivität  sich  in  einer wissensbasierten  Ökonomie  nur  bei  lebenslan‐
gem Lernen erhalten und bei räumlicher Verdichtung entfalten könne. Die Ver‐
bindung beider Aspekte  realisiere  sich primär  in  Städten,  die  als  Interaktions‐
plattformen für Wissensträger und Wissensmilieus fungierten. Im Erfolgsfall re‐
sultiere aus der räumlichen Konzentration und der verstärkten Interaktion von 
hochqualifizierten Menschen nicht nur wirtschaftliche Prosperität. Vielmehr er‐
gäben sich auch Chancen zur Stärkung der städtischen Gesellschaft und der Pro‐
filierung der Standorte. Daher müsse es Aufgabe der Stadtpolitik sein, die lokale 
Vernetzung der Wissenschaft mit anderen gesellschaftlichen Teilsystemen – al‐
len voran die Wirtschaft – entlang einer klaren Strategie zu fördern und zu insti‐
tutionalisieren. (Vgl. Lisowski et al. 2011: 12‐31). 

Dieser  Gesellschaftsdiagnose  entsprechend  zielte  der Wettbewerb  darauf  ab, 
bei  allen  Bewerbern  drei  Entwicklungslinien  für  einen Wandel  vom  „Wissen‐
schaftsstandort zur Wissenschaftsstadt“ anzuregen bzw. zu verstärken: 

„Neue Netzwerke aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Kultur sollen entste‐
hen.  Die  Stadt  der Wissenschaft  soll  den  hohen  Stellenwert  von Wissenschaft 
und Bildung im städtischen Leben zeigen. Die Kommune kann auf diesem Wege 
ihr  Potenzial  in Wissenschaft  und  Bildung  entdecken  und  es  für  die  regionale 
Entwicklung nutzen.“ (Lisowski 2009: 14) 

Der Wettbewerb war mit einem Preisgeld von 250.000 Euro für den Sieger do‐
tiert – eine eher überschaubare Summe angesichts des Umstands, dass die Be‐
werberstädte vor allem mit anspruchsvollen Jahresprogrammen den gesetzten 
Zielen gerecht zu werden suchten. Der Stifterverband ging allerdings davon aus, 
dass der Titel den Städten so viel Rückenwind gebe, „dass es durch Sponsoren 
und Förderer gelingt, ein Mehrfaches dieser Summe für das Wissenschaftsjahr 
einzusetzen“ („Der neue Wettbewerb“ 2009). 

Eine Evaluation des Wettbewerbs, an der sich 35 der angefragten 46 Bewerber‐
städte beteiligten, ergab, dass sich bereits vor der Wettbewerbsteilnahme fünf 
Städte deutlich über Wissenschaft  zu profilieren  suchen. Diese  können mithin 
als Vorreiter einer wissensbasierten Stadtentwicklung gelten. Von der Teilnah‐

                                                                     
5 Im PUSH‐Memorandum (PUSH = Public Understanding of Sciences and Humanities) verpflich‐
teten  sich  die  führenden  deutschen Wissenschaftsorganisationen  zur  Förderung  des  Dialogs 
zwischen Wissenschaft und Gesellschaft.  Es bildet die Grundlage  für die Arbeit der  Initiative 
„Wissenschaft im Dialog“, die auf Anregung des Stifterverbandes entstand. Vgl. Memorandum 
Dialog Wissenschaft und Gesellschaft (1999). 
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me am Wettbewerb „Stadt der Wissenschaft“ hätten  im Hinblick auf den Auf‐
bau nachhaltiger Strukturen 17 Städte profitiert. Nicht profitieren konnten hin‐
gegen dreizehn Städte. Sie gelten entsprechend als  „Nachzügler“. Bemerkens‐
wert ist zudem, dass sich unter den Profiteuren gut die Hälfte zweimal um den 
Titel beworben hatte.  

Gewinnen  konnten  den  Titel  2005  Bremen  und  Bremerhaven,  2006  Dresden, 
2007 Braunschweig,  2008  Jena und 2009 Oldenburg.  Im  Jahr 2010 wurde der 
Wettbewerb ausgesetzt. Nach einer Evaluation wurde die Ausschreibung 2011 
so verändert, dass nicht nur die Gewinnerstadt die Fördersumme von 250.000 
Euro erhält,  sondern auch die Zweit‐ und Drittplatzierten  jeweils 50.000 Euro. 
Zudem mussten die Bewerberstädte nun  zunächst nur Skizzen einreichen,  auf 
deren Grundlage  eine  Jury  drei  Städte  zur  Ausarbeitung  einer  Vollbewerbung 
aufforderte (Frank 2009: 21). 

Damit reagierte der Stifterverband nicht zuletzt auf rückläufige Bewerberzahlen 
(vgl. Übersicht 19) und Kritiken aus den Kommunen an dem – gemessen am ho‐
hen Bewerbungsaufwand −  relaƟv geringen Preisgeld  (Hohn/Meyer 2010: 26). 
Hatten sich im ersten Wettbewerbsjahr – wohl auch in der Hoffnung, einfache 
Mitnahmeeffekte erzielen zu können – noch 36 Städte beworben,6 so brach die 
Bewerberzahl im Folgejahr dramatisch ein. Doch auch bei der veränderten Neu‐
auflage  des Wettbewerbs  im  Jahr  2011  bewarben  sich  lediglich  vier,  im  Jahr 
2012 sogar nur drei Städte um den Titel „Stadt der Wissenschaft“. Über dessen 
Renommee waren zudem – auch bei einigen früheren Bewerbern – Zweifel auf‐
gekommen (ebd.: 27). Dies war nicht zuletzt dem Umstand geschuldet, dass die 

Übersicht 19: Bewerbungen um den Titel „Stadt der Wissenschaft“ 

                                                                     
6 Darunter fallen auch die einmaligen Bewerbungen von Städten, die man in Deutschland mit 
einer besonderen Verdichtung von wissenschaftlichen Einrichtungen verbindet wie Göttingen, 
Hamburg,  Karlsruhe  oder  Leipzig.  Der  Verzicht  auf  eine weitere  Teilnahme  am Wettbewerb 
heißt allerdings nicht, dass diese Städte auch von der Strategie einer wissenschaftsbasierten 
Stadtentwicklung  Abstand  nahmen.  Eine  solche  Strategie  ist  etwa  in  Karlsruhe  und  Leipzig 
deutlich erkennbar (vgl. Lisowski et al. 2011: 70‐75; Stadt Leipzig 2011). 

40

35

30

25

20

15

10

5

0

Bewerbungen
davon vereits vorher beworben

2005 2006 2007 2008 2009 2011 2012



 

154 

überregionale Medienresonanz auf den Wettbewerb  recht  gedämpft  ausfiel  − 
wenn sie überhaupt erfolgte. Während die  lokalen Medien der  jeweiligen Sie‐
gerstädte zumindest den Titelgewinn freudig zur Kenntnis nahmen, finden sich 
in der überregionalen Presse vornehmlich die genannten Kritikpunkte wieder.  

Drei mediale Kommentare – ohne Anspruch auf Repräsentativität – seien hier 
ausführlicher erwähnt, um sowohl die Kritik als auch die Außenwahrnehmung 
des Wettbewerbs  zu beleuchten. Diese Kommentare  erfolgten  zum Abschluss 
des Wissenschaftsjahres  in der Stadt Mainz, zum Titelgewinn der Stadt Lübeck 
sowie  zur  Diskussion  um  die  –  letztlich  nicht  erfolgte  –  Bewerbung  der  Stadt 
Darmstadt: 

 Der Aspekt des mangelnden Prestiges stand am Beginn eines Resümees des 
Wissenschaftsjahres in der Stadt Mainz, die den Titel für das Jahr 2011 gewon‐
nen hatte: „Schwer zu sagen, ob außerhalb von Mainz bemerkt wurde, das die 
Stadt  im  vergangenen  Jahr  ‚Stadt  der Wissenschaft  2011‘  gewesen war.“  Kri‐
tisch – und auch deutlich unterhalb des Verständnisses des Stifterverbandes – 
wurde das Wissenschaftsjahr auf ein „im Idealfall das Stadtimage fördernde[s] 
Großprojekt“  reduziert.  Dieser  Eindruck  entstand  nicht  zuletzt  aufgrund  des 
Umstands, dass es „vieles von dem, was 2011 in die zweimal 150 Seiten starken 
Halbjahresprogramme  der  Wissenschaftsstadt  aufgenommen  worden  war,  … 
seit langen in Mainz gegeben“ hatte, etwa die Kinder‐Universität oder den Wis‐
senschaftsmarkt im Sommer. (Schug 2012) 

 Deutlich sarkastisch  fällt der Kommentar  zur  „siebten und, uff,  letzten“ Ti‐
telvergabe  2012  an  die  Stadt  Lübeck  aus:  Mit  gewisser  Belustigung  wird  zur 
Kenntnis genommen, dass gerade die Stadt zur Wissenschaftsstadt gekürt wur‐
de, die erst kürzlich die Schließung  ihrer Universität abwenden musste. Entge‐
gen der  Lesart  der Wettbewerbsjury,  die  gerade  im gemeinsamen Kampf  von 
Hochschule und Stadt den Auftakt einer wissensbasierten Stadtentwicklung er‐
blickte,  wird  dieser  Kampf  hier  als  Indiz  einer  gewissen  Substanzlosigkeit  des 
Etiketts  „Wissenschaftsstadt“  gewertet.  Entsprechend  wird  das  Vorhaben  Lü‐
becks, Wissenschaft als Teil der Stadtentwicklung zu begreifen und als Teil der 
öffentlichen  Kommunikation  zu  inszenieren,  mit  einem  fast  höhnischen  „Na, 
dann“ und „Inszeniert mal schön“ zum bloßen Fassadenmanagement deklariert. 
(Kaube 2011) 

 Aufschlussreich  sind  auch  drei  Argumente  einer  Diskussion,  die  in  Darm‐
stadt um die Beteiligung am Wettbewerb 2009 geführt worden war – und letzt‐
lich  zu  einer  abschlägigen  Entscheidung  führte:  Erstens  nennt  sich  Darmstadt 
seit  einigen  Jahren  mit  Erlaubnis  des  hessischen  Innenministeriums  offiziell 
„Wissenschaftsstadt“.  Dieser  permanente  Namenszusatz,  der  eine  deutliche 
Ähnlichkeit  zum  Titel  des  Stifterverbandes  aufweist,  machte  eine  Bewerbung 
weitgehend unattraktiv. Zweitens wurde prominent auf die ungünstige Relation 
von Preisgeld und anfallenden Kosten  zur Gestaltung des Wissenschaftsjahres 
aufmerksam gemacht: Der Wettbewerb sei schlicht „ein Fass ohne Boden“. So 
hätten bei einem Preisgeld von 250.000 Euro die Siegerstädte Bremen und Bre‐
merhaven 1,5 Millionen, Dresden etwa eine Million, Braunschweig ebenfalls 1,5 
und  Jena  1,3 Millionen  Euro  im  Rahmen  ihres  einjährigen  Status  als Wissen‐
schaftsstadt aufgewendet. Bemerkenswert ist schließlich drittens, dass die Dis‐
kussion  um die Wettbewerbsteilnahme  von  den  Beteiligten  in  eine  Reihe mit 
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der Bewerbung um die Ausrichtung der Landesgartenschau eingeordnet wurde. 
(Rahms 2007) 

Insgesamt kommt in diesen Berichten zweierlei zum Ausdruck: Der Wettbewerb 
wurde offenkundig als wenig prestigeträchtig betrachtet.7 Und als kosteninten‐
sives  Großprojekt  unterschied  er  sich  in  der  Wahrnehmung  der  Städte  nicht 
prinzipiell von ähnlichen Unternehmungen wie Gartenschauen oder Veranstal‐
tungsreihen zu großen Jubiläen. 

7.2. Wettbewerbswirkungen 

Werden die Aktivitäten im Kontext des Wettbewerbs und seine medial vermit‐
telte Wahrnehmung übereinander gelegt, zeigt sich eines: Alle Kritikpunkte set‐
zen dabei an, wie auf Seiten der Städte Motivation generiert wurde – über Mar‐
ketingerwägungen,  das  Werben  für  Mitnahmeeffekte  und  dergleichen.  Zwar 
wird die Berechtigung dieser Kritik nachdrücklich durch die geringe Teilnehmer‐
zahl belegt, die es zum Schluss kaum noch ermöglichte, den Wettbewerbscha‐
rakter aufrechtzuerhalten. Allerdings kann die geringe Attraktivität einer Wett‐
bewerbsteilnahme nicht als Maßstab des Scheiterns gewertet werden. Festzu‐
halten ist vielmehr: Es ist dem Stifterverband mit vergleichsweise geringem Auf‐
wand gelungen, in vielen Teilnehmerstädten Netzwerkinitiativen zwischen Wis‐
senschaftseinrichtungen  und  Stadtverwaltung  zu  initiieren  und  auch  über  das 
Teilnehmerfeld hinaus eine entsprechende Agenda zu setzen. 

Zu diesem Ergebnis kommt zumindest die vom Stifterverband beauftragte Erhe‐
bung unter 35 Städten, die sich  im Zeitraum zwischen 2005 und 2009 um den 
Titel „Stadt der Wissenschaft“ beworben hatten. Demnach verfolgte unter den 
Befragten  lediglich  jede  sechste  Bewerberstadt  bereits  vor  der Wettbewerbs‐
teilnahme  eine  erkennbare  Profilierung  durch  Wissenschaft.  Die  Hälfte  der 
Städte etablierte eine solche Orientierung erst  im Rahmen der Teilnahme. Als 
Kriterien einer gelungenen Standortprofilierung gelten dabei  

 die Absicherung der wissensbasierten Stadtentwicklung über formale Stadt‐
ratsbeschlüsse,  

 die Vorlage eines strategischen Entwicklungsplans,  

 die  Etablierung  definitiver  Ansprechpartner  für  Wissenschaftsthemen  auf 
Seiten der Stadt und 

 

                                                                     
7 Diesen Eindruck vermitteln selbst die Gewinnerstädte,  in deren  Internetauftritten nur gele‐
gentlich Spuren der Wettbewerbskonzepte  zu  identifizieren  sind. Mit wenigen Ausnahmen – 
etwa dem Internetauftritt der Stadt Mainz – fehlen selbst auf den wissenschafts‐ oder hoch‐
schulbezogenen  Seiten  auch  nur  halbwegs  prominente  Verweise  auf  den  Gewinn  des  Titels 
„Stadt der Wissenschaft“. Vor dem Hintergrund, dass die Strahlkraft des Titelgewinns offenbar 
schnell verblasst, ist es schon fast bemerkenswert, wenn etwa das „Haus der Wissenschaft“ in 
Bremen  aus  Anlass  seines  zehnjährigen  Bestehens  auch  „10  Jahre  Stadt  der  Wissenschaft“ 
feiert – aber vielleicht ist das Feiern beider Ereignisse in Form eines Doppeljubiläum angesichs 
ihres  direkten  Zusammenhangs  auch  besonders  naheliegend  (vgl.  http://www.hfk‐bremen. 
de/en/node/23850, 21.10.2016).  
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 von Netzwerkstrukturen zwischen Stadt, Wissenschaft und Kultur sowie  

 von Formaten der Wissenschaftskommunikation.  

Die Einschätzung „relativ geringer Wert des Titels, aber langfristig positive Wir‐
kungen“ wurde uns auch in Interviews bestätigt. So resümierte etwa ein Vertre‐
ter der Stadt Magdeburg, die im Kampf um den Titel Dresden unterlegen war:  

„Ist mir aber aus der Entfernung auch völlig  schnurz, denn wen  interessiert es 
noch, wer dann den Titel geholt hat. Der positive Effekt war, dass alle Beteiligten 
gedacht haben, das Programm ist gut und wir machen das.“8  

Kurz: Mag auch der Wert des Titelgewinns relativ gering eingeschätzt werden, 
die Bedeutung des Wettbewerbs und die durch ihn ausgelösten Effekte werden 
es keineswegs. 

Bei  allen  eindrucksvollen  Initiationswirkungen  des  Wettbewerbs  muss  aller‐
dings auch konstatiert werden: Gut 40 Prozent der in der Evaluation befragten 
Städte  trotz  Bewerbung  ließen  keine  hinreichenden Maßnahmen  zur  Etablie‐
rung  als  Wissenschaftsstädte  erkennen.  Auffällig  und  zu  berücksichtigen  ist 
aber, dass etwa die Hälfte dieser Städte,  in denen die Wettbewerbsteilnahme 
keine  nachhaltigen  Impulse  auslöste,  über  eine  lange  Hochschultradition  und 
z.T. Universitäten mit einer hervorragenden Reputation verfügen. Gerade die‐
ses bereits bestehende, langfristig etablierte Renommee scheint hier die Moti‐
vation,  eine  wissensbasierte  Stadtentwicklung  strategisch  zu  verankern,  ge‐
dämpft zu haben: Man konnte dort dafür angesichts der ohnehin bestehenden 
guten Positionierung schlicht keinen Handlungsbedarf entdecken.  

Nicht unerheblich für das (ausbleibende) Engagement für eine wissensbasierte 
Stadtentwicklung scheint auch die Größe der Stadt zu sein:  Jeweils ein Viertel 
der Städte, deren Bewerbung keine nachhaltigen Impulse auslösen konnte, hat 
bis  zu  100.000  bzw.  bis  zu  200.000  Einwohner,  d.h.  insgesamt  die  Hälfte  der 
Städte  ohne  dauerhafte  Effekte  der Wettbewerbsteilnahme  gehört  auf  jeden 
Fall zur Gruppe der Kleineren Großstädte.9 (Lisowski et al. 2011: 21‐25) 

Als  Kernpunkt  einer  gelungenen  Entwicklungsstrategie  hin  zur Wissenschafts‐
stadt – und der erfolgreichen Teilnahme am Wettbewerb – galt die Etablierung 
von Netzwerken  zwischen  den  zentralen Akteuren  der  Stadt  und  der Wissen‐
schaft. Diese in den befragten Städten etablierten Netzwerke und ihre strategi‐
sche Ausrichtung  ließen sich  in vier unterschiedliche Profilausprägungen grup‐
pieren. Genutzt wurden dazu die Anzahl der Netzwerkpartner sowie die Zeitdi‐
mension: 

 So habe der Eventansatz  kurzfristig eine große Zahl  von Akteuren verbun‐
den. 

 Der Imageansatz hingegen vereine mittelfristig eine überschaubare Gruppe 
von Akteuren zur Redefinition des städtischen Selbstverständnisses und des 
Stadtmarketings. 

                                                                     
8 Interview Klaus Puchta/Janine Lehmann, Team Wissenschaft Magdeburg, 22.2. 2013 
9 Genauere  Informationen  zu der uns eigentlich  interessierenden Größengruppe bis 500.000 
Einwohner (= Übergang von der Kleineren zur Großen Großstadt) sind der Evaluation nicht zu 
entnehmen. 
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 Eine langfristige Orientierung unter Einbeziehung zahlreicher Akteure hinge‐
gen charakterisiere den Clusteransatz. Hier etabliere die Stadt in Kooperati‐
on mit den Wissenschaftsakteuren ein spezifisches Standortprofil, das sich – 
bei  zumeist  etablierten  Transferbeziehungen  zwischen  Industrie  und Wis‐
senschaft – etwa  in der Gründung von Technologieparks mit  thematischer 
Schwerpunktsetzung niederschlage (etwa Biotechnologie).  

 Der bauliche Ansatz  schließlich  ziele  unter  Einbeziehung  einer  kleinen An‐
zahl  von  Partnern  auf  die  Schaffung  von  Orten,  an  denen Wissenschaft  – 
auch touristisch – erfahrbar werde. Unter Umständen wiesen diese Orte das 
Potenzial  auf,  als Nukleus  für die  Entwicklung eines  kreativen und wissen‐
schaftsorientierten Quartiers zu fungieren. (Lisowski et al. 2011: 28f) 

Insgesamt lässt sich bei den Siegerstädten des Wettbewerbs, aber auch bei den 
anderen Teilnehmerstädten, die kontinuierlich an ihrer Etablierung als Wissen‐
schaftsstadt arbeiten, eine hohe Isomorphie feststellen – auch wenn es unter‐
schiedliche Schwerpunktsetzungen gibt. Deutlich wird dies am „Lübecker Kata‐
log“. Er wurde im letzten Wettbewerbsjahr 2012 in Lübeck durch die Vertreter 
der Siegerstädte formuliert und vereint die zentralen Schritte zur Etablierung ei‐
ner Wissenschaftsstadt. 

Bereits vor dieser Formulierung von Handlungsempfehlungen, die sich aus den 
Erfahrungen der Siegerstädte speisten, war erkennbar geworden, dass sich die 
Städte durch wechselseitige Beobachtung inspirierten, voneinander lernten und 
entsprechend  isomorphe  Entwicklungen  anstießen.  Ein  Beispiel:  „In  Bremen 
entstand  2006  als  Ort  der  Begegnung  und  der  Wissenschaftspädagogik 
und  ‐kommunikation  das  ‚Haus  der Wissenschaft‘.10  Eine  ähnliche  Einrichtung 
etablierte wenig später auch Braunschweig, ebenso Oldenburg.“ (Knoke 2013: 18) 

Vor diesem Hintergrund kann der „Lübecker Katalog“ (2012) als Versuch gedeu‐
tet  werden,  zum  Abschluss  des  Wettbewerbs  die  eher  informellen  Formen 
wechselseitigen Lernens zu ergänzen. Durch die Formulierung von erfahrungs‐
basierten Handlungsempfehlungen soll den  identifizierten Erfolgsfaktoren eine 
erhöhte  Durchschlagskraft  verliehen  werden.  Dafür  wollen  die  sieben  Sieger‐
städte  des  Wettbewerbs  bestimmen,  „wie  Wissenschaft  auf  Dauer  zu  einer 
nachhaltigen, positiven Stadtentwicklung beitragen kann, um sich als europäi‐
sche Wissenschaftsstadt klar erkennbar zu positionieren“ (ebd.: 2).  

Obwohl es dafür keine Patentrezepte gebe, sondern immer nur die Suche nach 
individuellen Lösungen vor Ort und nach einem eigenständigen Stadtprofil,  lie‐
ßen  sich  drei  zentrale  Themen‐  und Handlungsfelder  bestimmen:  „1) Wissen‐
schaft  als  Wertschöpfungstreiber  und  Transformator  einer  nachhaltigen  Ent‐
wicklung von Stadt und Gesellschaft; 2) Wissenschaft als Zukunftsmotor für ei‐
ne neue Urbanität; 3) Die Bedeutung von Bürgerbeteiligung für Wissenschafts‐
städte“ (ebd.: 3). Im einzelnen: 

 Wissenschaft als Wertschöpfungstreiber: Zunächst käme es darauf an, dass 
Kommunalverwaltung  und  die Wirtschaft  vor  Ort  die  Bedeutung  der Wissen‐

                                                                     
10 Zur Vermeidung von Missverständnissen: Dies war keine verspätete Eröffnung eines Vorha‐
bens aus dem Stadt‐der‐Wissenschaft‐Jahr 2005, da das „Haus der Wissenschaft“ völlig unab‐
hängig davon seit Ende der 90er Jahre geplant und entstanden war. 
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schaft  als  „regionaler  Werttreiber“  erkennen  und  entsprechende  Netzwerke 
zwischen diesen drei Akteursgruppen entstehen. Diese  sollten  zu dauerhaften 
Organisationsstrukturen verdichtet werden.  In diesen könne dann eine  städti‐
sche  Identität entwickelt werden. Erst eine solche erlaube die nach außen ge‐
richtete Kommunikation der „wissenschaftsbasierten Qualitäten eines Standor‐
tes“. Dabei sei eine Abstimmung von Stadtentwicklung und Stadtmarketing not‐
wendig. Die Einbeziehung der Wirtschaft gelinge vor allem, wenn wirtschaftsre‐
levante Themen berücksichtigt werden. In vielen Städten sei dies die Frage nach 
der Gewinnung und Bindung von Fach‐ und Führungskräften. (Ebd.: 5) 

Eine  besondere  Herausforderung  bilde  der  Übergang  von  der  Initialphase 
(hier: Wettbewerbsteilnahme und Wissenschaftsjahr), die von allgemeiner Be‐
geisterung  und  Aufbruchsstimmung  geprägt  sei,  in  eine  Verstetigungsphase. 
Während  sich  in  der  Initialphase  Kooperationen  noch  leicht  herstellen  ließen, 
müssten zur Verstetigung langfristigere Ziele vereinbart und ihr Nutzen kommu‐
niziert werden. Damit  sollte  bereits  in  der  Initialphase begonnen werden,  um 
die  herrschende  intrinsische  Motivation  nutzen  zu  können.  Freilich  setze  die 
Etablierung von Wissenschaft als Werttreiber voraus, dass vor Ort eine kritische 
Masse von wissenschaftlichen oder wissenschaftsbezogenen Einrichtungen be‐
steht. (Ebd.: 6) 

 Urbanität:  Neben  der  Hoffnung,  dass Wissenschaft  als  Facette  der  Stadt‐
identität  helfe,  Probleme  wie  Fachkräftegewinnung  und  Unternehmensgrün‐
dungen  zu  bearbeiten,  wird  eine  Erwartung  formuliert:  Eine  wissensbasierte 
Stadtentwicklung nötige dazu und ermögliche es zugleich, die Stadt urbaner zu 
machen. Dieses sei nicht zuletzt deshalb notwendig, weil Angehörige der Wis‐
sensmilieus urbane Räume bevorzugten. Voraussetzung einer stärkeren Veran‐
kerung solcher Fragen  in der städtischen Politik sei eine ehrliche Bestandsauf‐
nahme, aber auch die Öffnung von bestehenden Netzwerken und Formate für 
die entsprechenden Personengruppen. 

Dabei  sollte es gerade als Chance  für die kreative  Integration von Wissen‐
schaft  in die Stadt betrachtet werden, wenn diese kein klassischer Hochschul‐
standort mit entsprechend gewachsener Struktur sei. Hier könnten bauliche Lö‐
sungen beitragen, um Orte und Räume zu schaffen, welche die Sichtbarkeit der 
Wissenschaft in der Stadt erhöhen. Diese sollten sich allerdings gut in restliche 
Stadt  einfügen.  Darüber  hinaus müssten  Foren  geschaffen  werden.  In  diesen 
solle der Dialog zwischen wissenschaftlichen Disziplinen, Hochschulen und Wirt‐
schaft, Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft so etabliert werden, dass da‐
raus  greifbare  Veränderungen  für  die  Stadtentwicklung  resultieren.  Gleiches 
gelte auch für die politischen Gremien der Städte. Zentral sei es hier, die unter‐
schiedlichen Handlungslogiken von Politik, Verwaltung, Wissenschaft und Wirt‐
schaft zu berücksichtigen und zusammenzuführen. (Ebd.: 7f.) 

 Bürgerbeteiligung:  Ebenso  grundlegend  für  eine  glaubwürdige  Etablierung 
als Wissenschaftsstadt  seien  Formen  der  Bürgerbeteiligung.  Dafür müssten  in 
der  Stadt  verschiedene Gruppen und Multiplikatoren  identifiziert werden,  die 
zugleich die wissensbezogenen Themen in die Stadt tragen, aber auch jene auf‐
nehmen,  die  aus  Bürgersicht  Nutzen  für  Stadt  und  Region  bieten.  Die  Bürger 
müssten sich in diesen Interaktionen ernst genommen fühlen und zugleich de‐
ren Effekte erleben können. (Ebd.: 9f.) 
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Der Wettbewerb  „Stadt  der Wissenschaft“  habe  gezeigt,  dass  die  Netzwerke 
zwischen  Wissenschaft  und  Stadt  eine  zentrale  Rolle  in  der  Vermittlung  von 
Wissenschaft  in die Gesellschaft spielen. Zugleich hätten aber die Erfahrungen 
in unterschiedlichen Städten gezeigt, dass diese Netzwerke nicht „lose im Raum 
schweben“ dürfen, sondern eine institutionelle Verankerung in der Verwaltung 
oder zumindest deren klare Unterstützung benötigen. (Ebd.: 11)  

Abschließend vereinbarten die sieben Gewinnerstädte des Wettbewerbs „Stadt 
der Wissenschaft“  im  „Lübecker  Katalog“  eine  gemeinsame  Zusammenarbeit, 
um künftig mehr nationale und europäische Unterstützung für wissensbasierte 
Stadtentwicklung zu generieren. Im Rahmen von gemeinsamen Projekten wollen 
sie demnach die nachhaltige Entwicklung ihrer Städte vorantreiben. (Ebd.: 11)  

Erkennbar wird insgesamt, dass sich das im „Lübecker Katalog“ systematisierte 
Erfahrungswissen weitgehend mit den Ergebnissen der Evaluation des Wettbe‐
werbs deckt (Lisowski et al. 2011; Hohn/Meyer 2010): Zunächst sei eine Sensibi‐
lität  für  die  unterschiedlichen  Steuerungslogiken  von  Hochschulen,  Wissen‐
schaftseinrichtungen und Stadtverwaltung notwendig. Entwickelt werden sollte 
eine realistische Einschätzung der zeitlichen und finanziellen Ressourcen, derer 
eine  langfristige  Etablierung  einer  Kooperationskultur  bedarf.  Bedeutsam  sei 
auch die Berücksichtigung der Standortpräferenzen von Wissensträgern im Hin‐
blick  auf  ihr  Lebens‐  und  Arbeitsumfeld.  Als  Kern  wissensbasierter  Stadtent‐
wicklung wird deren politische Absicherung identifiziert. So sei ein 

„entscheidendes Kriterium  für  erfolgreiche wissensbasierte  Profilierungsstrate‐
gien … die politische Rückendeckung. Gemeint ist, dass derartige Entwicklungs‐
prozesse von der Stadtspitze gewollt, strategisch gefördert und umgesetzt wer‐
den müssen. Die Verteilung personeller oder finanzieller Ressourcen für derarti‐
ge  wissensbasierte  Entwicklungsstrategien  konkurriert  mit  anderen  wichtigen 
Aufgaben  kommunaler  Daseinsfürsorge  und  untersteht  einem  permanenten 
Rechtfertigungsdruck von Seiten der politischen Opposition. Die Tatsache, dass 
in der deutschen Kommunalpolitik wenige Vertreter aus den Hochschulen oder 
aus  Wissenschafts‐  und  Forschungseinrichtungen  vertreten  sind,  führt  zu  der 
Frage,  wie  der  Stellenwert  von Wissenschaft  und  Forschung  für  den  Standort 
stärker auf der politischen Agenda verankert werden kann. Ferner ist von Inte‐
resse,  warum  Vertreter  aus  Wissenschaft  und  Forschung  wenig  Interesse  an 
Kommunalpolitik haben und wie dies ggf. beeinflusst werden kann.“ (Hohn/Me‐
yer 2010: 24) 

In diesem Kontext wird zudem festgestellt, dass der Erfolg des Wettbewerbs um 
eine  wissensbasierte  Stadtentwicklung  ironischerweise  gerade  von  anderen 
Wettbewerben gefährdet wird – erfordert doch eine Teilnahme an diesen nicht 
selten eine Veränderung der gerade etablierten Strategie (ebd.: 24). Die Gefähr‐
dung nachhaltiger  Strategien durch  kurzfristige  Fördermaßnahmen gilt  freilich 
nicht nur  im Bereich der Stadtentwicklung. Aber gerade peripherisierte Städte 
entwickeln  gelegentlich  virtuose  Fähigkeiten  der  Födermitteleinwerbung. Dies 
geschieht oft auf Kosten einer langfristigen Stadtentwicklungsstrategie. Gefragt 
ist hier die Etablierung eines  strategischen Mangagements von Abhängigkeits‐
beziehungen, das  aktiv  eigenes Handelns mit der Angewiesenheit  auf  externe 
Dritte verkoppelt (Bernt 2013: 80f.). 
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7.3. Folgeinitiativen 

Oftmals mag  die  Teilnahme  an  einem neuen Wettbewerb  eine  Änderung  der 
gerade  im  Rahmen  eines  abgeschlossenen Wettbewerbs  entwickelten  Strate‐
gien nahelegen. Dies gilt freilich nicht für die Nachfolger der „Stadt der Wissen‐
schaft“, den Wettbewerb „Bildungscluster“ und die „Science Scorecard“, beide 
gleichfalls  vom  Stifterverband  ausgelobt:  Beide  folgen mit  einer  gewissen  Fo‐
kusverschiebung  den  zentralen  Intentionen  des Wettbewerbs  „Stadt  der Wis‐
senschaft“. 

Lübeck  war  2012  die  letzte  „Stadt  der  Wissenschaft“,  mit  ihr  endete  dieser 
Wettbewerb.  Die  Begründung  des  Stifterverbands  für  das  Wettbewerbsende 
lautet lapidar: „Jede gute Idee hat ihre Zeit und jetzt ist es eben notwendig, er‐
neut  über  das  Thema  nachzudenken.  Und  so  wurde  aus  ‚Stadt  der  Wissen‐
schaft‘  der Wettbewerb  ‚Bildungscluster‘“  (Sonnabend  2013).  Dabei  verschob 
sich der Schwerpunkt von einem eher holistischen Ansatz der Stadtentwicklung 
zu einem fokussierten Programm der Fachkräftesicherung in strukturschwachen 
Regionen.  Ziel war  es  nun,  „Regionen  abseits  der  großen  Ballungszentren  zu‐
sammenzuschmieden.  Gerade  dort  braucht  man  guten  Nachwuchs,  den man 
nur hält oder anzieht, wenn man etwas zu bieten hat“ (ebd.). Entstehen sollten 
dafür regionale Allianzen, an denen mindestens eine Hochschule, eine Kommu‐
ne und ein arbeitsmarktnaher Akteur aktiv beteiligt sind. 

Ebenso  war  die  Entwicklung  der  Science  Scorecard  des  Stifterverbandes  eine 
Folgeinitiative des Wettbewerbs „Stadt der Wissenschaft“. Basierend auf dem 
Modell der Balanced Scorecard und theoretisch angeleitet von Cookes Modell 
der  regionalen  Innovationssysteme,  d.h.  einer  Clustertheorie,  werden  dabei 
Tatbestände wie Interaktion zwischen Wirtschaft und Zivilgesellschaft oder Ver‐
trauen  zwischen  wissenschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Einrichtungen mess‐
bar gemacht. Die Science Scorecard soll damit auch als  Instrument der Regio‐
nalentwicklung zum Einsatz kommen. (Klaßen/Stenke 2014) Entwickelt und mit‐
tels Selbsterfassung realisiert wurde das Projekt durch dreizehn Teilnehmer, die 
sich vorrangig aus Teilnehmern des Wettbewerbs „Stadt der Wissenschaft“ re‐
krutierten. 

Hintergrund der neuen Zieldefinition des Bildungscluster‐Wettbewerbs war der 
demografische Wandel, der insbesondere regionale Bildungs‐ und Arbeitsmärk‐
te vor neue Probleme stelle. Die Nachwuchssicherung erfordere die Hebung al‐
ler Bildungsreserven, die enge Verzahnung von Wissenschaft und Wirtschaft so‐
wie die Steigerung der regionalen Attraktivität, um nicht nur vorhandene Fach‐
kräfte zu halten, sondern auch neue anzuwerben. Als mögliche konkrete Hand‐
lungsfelder für die Nachwuchssicherung definierte der Stifterverband  

 die  Entwicklung  einer Willkommens‐  und  Integrationskultur  als  regionales 
Ziel,  

 die Ausrichtung von Aus‐ und Weiterbildungsangeboten durch Hochschulen 
und Unternehmen an Bedürfnissen des regionalen Arbeitsmarktes,  

 die  Erleichterung  des  Einstiegs  in  den  regionalen  Arbeitsmarkt  für  Studie‐
rende aus dem In‐ und Ausland sowie  

 die Erhöhung der regionalen Sichtbarkeit für Fachkräfte (regional branding).  
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Wie  schon  beim Wettbewerb  „Stadt  der Wissenschaft“ wurden  die Gewinner 
mit 250.000 Euro gefördert. Allerdings kamen diesmal vier Gewinner in den Ge‐
nuss der Förderung, die für zwei Jahre ausgeschüttet wurde (2013‒2015). (Stif‐
terverband 2013) 

Insgesamt hatten sich elf Bewerber für das Finale qualifiziert, unter  ihnen drei 
aus Ostdeutschland. Die Bewerbung des Bildungsclusters Greifswald, das auf ei‐
ne Allianz zur stabilisierten Gesundheitsversorgung durch das Halten von Nach‐
wuchskräften  in Medizin und Pflege  zielte,  gehörte dann  zu den  vier Wettbe‐
werbsgewinnern.  

Kein Erfolg war der gemeinsamen Bewerbung von Leipzig, Halle und dem Land‐
kreis Nordsachsen beschieden. Die unter dem Titel „Bildungs‐ und Fachkräfteal‐
lianz für die Wissensregion Leipzig – Halle“ vorgesehenen Maßnahmen konzen‐
trierten sich vor allem auf den Sektor der  Informations‐ und Kommunikations‐
technologien  und  umfassten  die  Entwicklung  einer  virtuellen  Bildungsmall  für 
die Region, Maßnahmen zur Bindung von Fach‐ und Nachwuchskräften an Un‐
ternehmen  der  Region  sowie  eine  bessere  Verzahnung  von  Arbeits‐  und  Bil‐
dungswelt in der Region.11 Ebenso scheiterte die Bewerbung der Region Zwick‐
au.  Mit  der  Vision,  von  (Nachwuchs‐)Fachkräften  als  attraktiver  und  wettbe‐
werbsfähiger Arbeits‐ und Lebensort wahrgenommen zu werden, sollte hier ein 
Cluster  in Kooperation mit der Westsächsischen Hochschule Zwickau  realisiert 
werden.12  Beide  Projekte  bleiben  hinsichtlich  ihrer  Bestimmung  der  übergrei‐
fenden Ziele sowie der angedachten Kooperationsformen relativ unbestimmt.  

Dies gilt auch für andere Bewerbungen, die – ähnlich wie Zwickau – wesentlich 
Formen des Regionalmarketings gegenüber Fachkräften darstellten (etwa Clus‐
ter „Region der MINT‐Talente Südlicher Oberrhein“, bei dem eine Kooperation 
u.a. mit der Universität Freiburg und der Hochschule Offenburg anvisiert wur‐
de).13 Andere skizzierten – oft vergleichbar unbestimmt – die Absicht, bildungs‐
ferne Schichten für das Studium zu gewinnen oder verstärkt ausländische Stu‐
dierende zu rekrutieren (etwa das Bremer MINT‐Konsortium, das mit den Hoch‐
schulen Bremens und Bremerhavens kooperierte).14  

Die  Siegerprojekte  –  Greifswald,  Kiel,  der  Landkreis  Lüchow‐Dannenberg  und 
die Region Ostwestfalen‐Lippe – befassten sich vor allem mit der Dämpfung von 
Fachkräfteabwanderung, etwa durch die bessere Gestaltung der Übergänge von 
der  Hochschule  in  regionale  mittelständische  Unternehmen.15  Als  innovativ 
kann die Initiative des Landkreises Lüchow‐Dannenberg gelten, die als „Region 

                                                                     
11 Präsentation der Bildungs‐ und Fachkräfteallianz für die Wissensregion Leipzig – Halle unter 
http://www.stifterverband.de/bildungsinitiative/bildungscluster/leipzig.pdf (15.7.2016) 
12 Präsentation der Kompetenzregion Zwickau unter http://www.stifterverband.de/bildungsini 
tiative/bildungscluster/zwickau.pdf (15.7.2016) 
13 Präsentation der Region der MINT‐Talente Südlicher Oberrhein unter http://www.stifterver 
band.de/bildungsinitiative/bildungscluster/freiburg.pdf (15.7.2016) 
14 Präsentation des Bremer MINT‐Konsortiums unter http://www.stifterverband.de/bildungsini 
tiative/bildungscluster/bremen.pdf (15.7.2016) 
15 vgl. die Projektbeschreibungen unter https://www.stifterverband.org/bildungscluster (15.7. 
2016) 
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ohne  Hochschule“  auf  Partnerschaften  mit  Hochschulen  in  den  umliegenden 
Metropolregionen zielte.16 

Bemerkenswert an diesem Wettbewerb war insgesamt zweierlei:  

 Zum  einen  kann  die  Schwerpunktverschiebung  von  der  Stadt  der Wissen‐
schaft hin zur Fachkräftesicherung in der Region, mithin der Wechsel zu Fragen 
des  demografischen  Wandels  und  des  unmittelbar  virulenten  Problems  der 
Fachkräftesicherung  in  tendenziell  peripherisierten Regionen,  als Reaktion auf 
das Verblassen des Themas Kreative Stadt verstanden werden. Ungeklärt ist al‐
lerdings noch, ob dies eine Folge hinreichender Verankerung der wissensbasier‐
ten Stadtentwicklung oder eine Ernüchterung hinsichtlich  ihrer  realen –  insbe‐
sondere ökonomischen – Potenziale darstellt.  

 Zum  anderen  fällt  auf,  dass mit  der  Verknüpfung  der  Problemlagen  Fach‐
kräftemangel  und  demografischer  Wandel  ein  Themenkomplex  aufgegriffen 
wird, der im Osten Deutschlands bereits seit längerem Gegenstand der Koope‐
ration von Hochschulen und ihren Sitzregionen ist.  Insofern muss es ein wenig 
verwundern, dass diese entweder nicht oder erfolglos an dem Wettbewerb teil‐
genommen haben. 

Die „Science Scorecard“ ist ein Projekt des Stifterverbandes, in dem die gezielte 
Gestaltung  von  Rahmenbedingungen  für  Innovationen  in Wirtschaft  und Wis‐
senschaft in einer Region oder Stadt untersucht und entwickelt wird. An dieser 
wissensbasierten Stadt‐ und Regionalentwicklung ist eine Vielzahl von Akteuren 
beteiligt, die auf eine Anerkennung, Integration und Förderung von Wissenspro‐
duktion  und  Wissensrezeption  als  bedeutende  Standortfaktoren  hinarbeiten. 
Die „Science Scorecard“ zielt auf die Darstellung dieser Prozesse in dreizehn be‐
teiligten Städten und Regionen.17  

Die Teilnehmer rekrutierten sich weitgehend aus den Teilnehmern des Wettbe‐
werbs „Stadt der Wissenschaft“. Erstellt wurde dabei ein differenziertes Regio‐
nalprofil anhand quantitativer und qualitativer Daten. Auf Grundlage dieser Da‐
ten könnten – so zumindest der Anspruch der „Science Scorecard“ – dann tran‐
sparenter  und  gezielter  Entwicklungspfade  für  Standorte  identifiziert werden. 
Auf dieser Basis  ließen sich Strategie‐ und  Investitionsentscheidungen für eine 
wissensbasierte Regionalentwicklung treffen. Zugleich könnten so die getroffe‐
nen Entscheidungen besser  kommuniziert und weiterentwickelt werden.18 Die 
Daten des „Science Scorecard“‐Projekts wurden jeweils in den beteiligten Städ‐
ten erarbeitet.  

Während  die  –  recht  oberflächlichen  –  Profile  für  Interessenten  einsehbar 
sind,19 wurden die Abschlussberichte für die Partnerstädte des Projektes jeweils 

                                                                     
16 Neben den bisher genannten Anträgen erreichten noch folgende Bildungscluster die Runde 
der  elf  Finalisten:  Bildungscluster  Allgäu,  Karriere‐  und  Bildungsnetzwerk  Bayerischer  Unter‐
main, das Nürnberger Bildungscluster „Allianz pro Fachkräfte“. 
17 Teilnehmer waren Bielefeld, Bochum, Braunschweig‐Wolfsburg, Chemnitz, Darmstadt, Dres‐
den, Halle/Saalekreis, Kaiserslautern, Lübeck, Münster, Potsdam, Regensburg und Schwaben‐
bund bei Ulm. 
18 vgl. https://www.stifterverband.org/science‐scorecard (17.7.2016) 
19 https://wissen‐messen‐regionen‐gestalten.de/ (18.7.2016) 
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vertraulich  angefertigt  und  übermittelt.  Es  liegt  in  der  Hand  jeder  einzelnen 
Stadt oder Region, wie sie mit diesen Ergebnissen umgeht. Da bisher  lediglich 
Bochum  die  Ergebnisse  der  Studie  publiziert  hat  (Staemmler/Tiefenbacher 
2015),20 scheinen die anderen Partnerstädte nicht übermäßig an einer Einspei‐
sung ihres Regionalprofils in den öffentlichen Diskurs interessiert zu sein. 

Allerdings gibt es auch noch eine weitere Folgeinitiative des „Stadt der Wissen‐
schaft“‐Wettbewerbs. Diese ging  zunächst  von einigen der wettbewerbsbetei‐
ligten Städten aus, die 2016  in Lübeck den „Strategiekreis Wissenschaft  in der 
Stadt – SK WISTA“ gründeten. Ausgangspunkt war hier, dass im Zuge der „Stadt 
der Wissenschaft“ einige Hochschulstädte (u.a. Bremen, Braunschweig, Olden‐
burg) Häuser der Wissenschaft als Orte  für Wissenschaftsvermittlung etabliert 
hatten, weitere auf dem Weg dahin sind (z.B. Siegen, Karlsruhe, Bielefeld, Halle) 
und andere Hochschulstandorte eigene Konzepte (zum Beispiel „Wissenschafts‐
etage“  in Potsdam) entwickeln oder projektorientiert  in Netzwerken (zum Bei‐
spiel  UniverCity  Bochum,  Stadt  Regensburg)  agieren.21  Der  Stifterverband  un‐
terstützt die Initiative erneut. 

Ein Positionspapier vom Februar 2018 umreißt die inhaltlichen Anliegen. Häuser 
der Wissenschaft oder vergleichbare Orte sollten demnach – ähnlich wie Thea‐
ter, Musikschulen und Museen – zum selbstverständlichen kulturellen Angebot 
von Städten und Regionen gehören, um der Rolle von Wissenschaft  in der Ge‐
sellschaft gerecht zu werden. Hierzu sei ein klares politisches Bekenntnis insbe‐
sondere der Stadtpolitik notwendig. Basis dafür sei ein möglichst breites gesell‐
schaftliches Fundament, das sowohl inhaltlich als auch institutionell fest in der 
jeweiligen Region verankert ist. (SK WISTA 2018: 4) 

Der Strategiekreis nimmt eine Funktionsbestimmung von Häusern der Wissen‐
schaft vor, indem er deren bisherige Charakteristika beschreibt:  

• „Häuser  der Wissenschaft  sind  niederschwellige  Orte.  Sie  stehen  allen  in‐
teressierten Menschen offen. Sie nehmen Schwellenängste und laden auch 
diejenigen zur Teilhabe an wissenschaftlichen Erkenntnissen ein, die bisher 
keine bis wenig Berührungspunkte hatten. 

• Häuser der Wissenschaft nehmen eine aktive Rolle  in der Vermittlung zwi‐
schen  Wissenschaft  und  (Stadt‐)Gesellschaft  ein.  Sie  sind  neutral  in  dem 
Sinne, dass sie für keinen der beiden Pole Partei ergreifen, und integrierend, 
als dass sie Themen der Wissenschaft an die Stadtgesellschaft heranführen 
und Themen der Stadtgesellschaft für die Wissenschaft erschließen. [...] 

• Häuser der Wissenschaft  sind  Initiatoren und aktive Begleiter  von Wissen‐
schaftskommunikation.  Sie dienen  zudem als  zentrale Visitenkarte  für den 
Wissenschaftsstandort. [...] 

• Häuser der Wissenschaft sind flexibel, weil sie an der Verbindung von Wis‐
senschaft und Gesellschaft angesiedelt sind. Sie können schnell auf aktuelle 
Anforderungen  und  Themen  reagieren  und  greifen  diese  in  Formaten  der 

                                                                     
20 Schriftl. Mittlg. Ulrike Tiefenbacher, Wissenschaftliche Referentin beim Stifterverband für die 
Deutsche Wissenschaft, 16.8.2016.  
21  https://www.stifterverband.org/veranstaltungen/2018_06_18_wissenschaft_in_der_stadt 
(12.10.2018) 
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Wissensvermittlung auf. Sie  sind offen  für neue Formen der Zusammenar‐
beit und der gemeinsamen Wissensgenerierung. 

• Kennzeichnend ... sind Vielfalt und Unterschiedlichkeit. Die Häuser orientie‐
ren sich an den spezifischen  lokalen und regionalen Gegebenheiten  ..., ein 
standardisiertes und im Detail übertragbares Modell gibt es nicht. [...] 

• Je nach räumlicher und personeller Ausstattung ergänzen begleitende Aus‐
stellungsformate  der  Wissenschaftskommunikation  die  Arbeit,  bspw.  in 
Form eines Showrooms oder Schaufensters, im Einzelfall auch in Form eines 
(kleineren) Science Centers. [...] 

 Voraussetzung für den Erfolg von Häusern der Wissenschaft ist die Kontinui‐
tät in den Rahmenbedingungen. Für eine erfolgreiche Arbeit benötigen die‐
se  Häuser  Planungssicherheit  sowohl  hinsichtlich  der  finanziellen  als  auch 
der  personellen  Ressourcen. Geschäftsgrundlage  ist  ein  Business‐plan,  der 
Betriebs‐ und Personalkosten mittel‐ bzw. langfristig sichert.“ (Ebd.: 2‐4) 
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8. Zwei Kleinere Großstädte: 
Halle und Magdeburg22  

Sachsen‐Anhalt verfügt mit Halle (Saale) und Magdeburg über zwei Großstädte, 
die wiederum – bei jeweils rund 230.000 Einwohnern – beide zur Unterkatego‐
rie der Kleineren Großstädte gehören. Halle wie Magdeburg sind innerhalb des 
Landes  zugleich  die  beiden  wichtigsten  Zentren  von Wissenschaft  und  Hoch‐
schulbildung.  Durch  ihre  geografischen  Lagen  versorgt Magdeburg  diesbezüg‐
lich  vor  allem  den  nördlichen  und  Halle  den  südlichen  Teil  des  nord‐südlich 
stark gedehnten Bundeslandes: 

 Die beiden Großstädte  sind  jeweils  Sitz mehrerer  hochschulischer  und  au‐
ßerhochschulischer Wissenschaftseinrichtungen.  

 Die beiden Universitäten des Landes sitzen als dessen größte Hochschulen 
auch in den beiden größten Städten des Landes: Halle und Magdeburg. Zu‐
gleich verfügen diese Städte über jeweils eine weitere staatliche Hochschule 
(Burg  Giebichenstein  Kunsthochschule  Halle  bzw.  Hochschule Magdeburg‐
Stendal). 

 Ebenso  sind  die  größte  und  die  zweitgrößte  Stadt  des  Landes mit  jeweils 
mehreren außeruniversitären Forschungseinrichtungen ausgestattet. Dabei 
ist Halle deutlich bevorzugt: Es verfügt über elf solcher Institutionen, darun‐
ter nicht nur drei Einrichtungen der Max‐Planck‐Gesellschaft und zwei Ein‐
richtungen  der  Fraunhofer‐Gesellschaft,  sondern mit  der  Leopoldina  auch 
die Nationale Akademie der Wissenschaften. Magdeburg hat fünf außeruni‐
versitäre Einrichtungen, darunter ein Max‐Planck‐ und ein Fraunhofer‐Insti‐
tut. 

                                                                     
22 Dieses Kapitel ist eine Kurzdarstellung der Ergebnisse einer Untersuchung, die ausführlich in 
Hechler/Pasternack (2018: 45‐133) mitgeteilt sind. 
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Übersicht 20: Wissenschaftslandschaft Sachsen-Anhalt 
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8.1. Kommunale Rahmenbedingungen 

Halle und Magdeburg zeichnen sich – trotz punktueller Abweichungen – in vie‐
len Bereichen durch ähnliche Rahmenbedingungen aus. Beide Städte sind Ober‐
zentren mit nahezu identischen Einwohnerzahlen um die 232.000 – wobei Mag‐
deburg das Privileg genießt, die Landeshauptstadt Sachsen‐Anhalts zu sein. Der 
Wanderungssaldo beider Städte fällt in Magdeburg seit 2003, in Halle seit 2010 
positiv aus. Nicht zuletzt aus diesem Grund lässt sich in Magdeburg ein kontinu‐
ierlicher Trend zum Bevölkerungswachstum erkennen; in Halle hingegen genügt 
der positive Saldo nicht, um vor dem Hintergrund einer weiterhin unausgegli‐
chenen Geburten‐ und Sterberate einen eindeutigen Wachstumstrend zu iden‐
tifizieren.  

Der Wohnungsmarkt in beiden Städten kann als weitgehend entspannt gelten. 
Die Mietspiegel bei Neuvermietungen liegen mit etwas über 6 Euro/qm in ähnli‐
cher Höhe. Die durchschnittlichen Mietpreise weisen in den letzten drei Jahren 
eine relative Stabilität auf, auch wenn Magdeburg eine  leichte Preissteigerung 
zu  verzeichnen  hat.23  Die Mietpreise  überschreiten  jedenfalls  nur  geringfügig 
das Niveau der anderen Städte Sachsen‐Anhalts. Zwar ist der Wohnraum damit 
vergleichsweise günstig,  aber da  sich die Mietpreise  insgesamt  in Ostdeutsch‐
land – mit wenigen Ausnahmen wie Berlin  oder  Potsdam –  auf  niedrigem Ni‐
veau  halten,  resultiert  daraus  kein  Wettbewerbsvorteil.  Umgekehrt  gilt  aber 
auch, dass die Attraktivität der beiden größten Städte Sachsen‐Anhalts nicht un‐
ter hohen Mietpreisen leidet.  

Auch  im  Hinblick  auf  die  Entwicklung  des  Leerstands  weisen  die  Wohnungs‐
märkte  in Halle und Magdeburg eine ähnliche Entwicklung auf.  In Halle  stand 
2013  jede zehnte,  in Magdeburg gut  jede achte Wohnung  leer. Dabei hat sich 
der Wohnungsleerstand  in  beiden  Städten  seit  2001  deutlich  reduziert  –  vor‐
nehmlich aufgrund des Rückbaus. In Halle ging er um 7,3, in Magdeburg um 8,3 
Prozentpunkte zurück.  Insgesamt  ist der Wohungsmarkt nicht angespannt und 
zeigt eine gewisse Adaption an die Bevölkerungsentwicklung: Selbst im Falle ei‐
nes  fortlaufenden  Bevölkerungswachstums  ist  mit  gravierenden  Änderungen 
nicht zu rechnen, auch wenn einzelne Stadtviertel sicherlich überdurchschnitt‐
lich davon profitieren. 

Die Versorgung mit Kindertagesbetreuung ist ebenfalls in beiden Städten gleich‐
mäßig stark ausgebaut. Nahezu alle Kinder über drei Jahre gehen in eine Kinder‐
tagestätte. Ähnlich wie beim Wohnungsmarkt bewegen sich die beiden Städte 
hier im ostdeutschen Trend. Damit können regional keine Wettbewerbsvorteile 
generiert werden, überregional kann jedoch eine gut ausgebaute Kindertagsbe‐
treuung  im Zusammenspiel mit anderen positiven Faktoren die Attraktivit  der 
Städte insbesondere für die anvisierten Wissensarbeiter deutlich steigern. 

Einen deutlichen Unterschied weisen Halle und Magdeburg im Hinblick auf ihre 
Verkehrsanbindung  auf  –  jedenfalls  im Hinblick  auf  die  Bahn. Während  beide 

                                                                     
23 Zwar sind diese Daten nicht  repräsentativ,  sondern basieren auf der Auswertung der über 
das Immobilienportal www.immowelt.de angebotenen und nachgefragten Wohnungen, aller‐
dings lässt sich so eine gewisse Tendenz erschließen (Datenabfrage: August 2017). 
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Städte eine gute Anbindung durch die Straße haben, leidet Magdeburg – im Ge‐
gensatz  zu  Halle  –  unter  der  weitgehend  fehlenden  Fernzuganbindung.  Zwar 
können umliegende Städte wie Leipzig oder Halle  im Osten Deutschlands oder 
Wolfsburg im Westen vergleichsweise gut erreicht werden. Ein deutliches Man‐
ko stellt jedoch der Umstand dar, dass Berlin ledigich mit Regionalzügen zu er‐
reichen ist. Dies wird nicht nur, aber vor allem von internationalen Gästen – z.B. 
potenziellen  Teilnehmern wissenschaftlicher  Tagungen  –  als  erhebliche Hürde 
erlebt.  

Die  Ökonomie  der  beiden  Städte  wird  durch  kleine  Unternehmen  geprägt  – 
mehr als 85 Prozent der örtlichen Firmen beschäftigen zwischen ein und zehn 
Personen,  ca.  10  Prozent  haben  über  zehn  bis  50  Beschäftigte.  Entsprechend 
wenige Unternehmen erreichen Beschäftigtenzahlen um die 500 oder mehr. So 
gab  es  2015  in Halle  14 Unternehmen,  in Mageburg  12 mit mehr  als  500 Be‐
schäftigten.  

Das BIP  je  Einwohner  liegt  erwartungsgemäß unterhalb des  bundesdeutschen 
Schnitts: Während es in Halle knapp unterhalb der 80‐Prozent‐Marke verbleibt, 
werden in Magdeburg fast 90 Prozent des bundesdeutschen Durchschnittswer‐
tes  erreicht.  Auch  die  Kaufkraft  liegt  unterhalb  des  gesamtdeutschen  Durch‐
schnitts:  Halle  unterschreitet  diesen mit  gut  17,5  Prozentpunkten,  in Magde‐
burg beträgt die Differenz gut 14 Prozent. Damit stehen den Einwohnern Mag‐
deburgs pro Kopf gut 850 Euro mehr im Jahr zur Verfügung als in Halle. 

Die Erwerbsquote liegt in Halle bei fast 77 Prozent, in Magdeburg ist sie mit gut 
80 Prozent etwas höher. Ähnlich  gering  fallen die Differenzen hinsichtlich der 
Arbeitslosen‐ und der SGB‐II‐Quote aus. So beträgt die Arbeitslosenquote SGB II 
in Halle  7,8,  in Magdeburg  7,4  Prozent.  Damit  liegen  beide  sowohl  über  dem 
Durchschnittswert  Sachsen‐Anhalts,  dem  ostdeutschen  Durchschnittwert  von 
5,3 Prozent als auch dem bundesdeutschen Durchschnittswert von 3,9 Prozent. 

Angesichts  der  insgesamt  recht  ähnlichen  Daten  kann  gefolgert werden,  dass 
Halle  und Magdeburg  mit  ähnlichen  Problemlagen  zu  kämpfen  haben.  Einen 
ähnlichen Befund liefert ein Projekt der BertelsmannStiftung. In diesem wurden 
durch  die  Clusterung  von  neun  Indikatoren  neun  verschiedene Demografiety‐
pen identifiziert.24 Dabei wurden die Indikatoren relative Bevölkerungsentwick‐
lung  2011–2013,  der  Anteil  von  Einpersonenhaushalten,  Kaufkraft  privater 
Haushalte, SGB‐II‐Quote, Anteil der Unter‐18jährigen wie der 65‐ bis 79jährigen 
dem Faktor soziodemografischer Status zugeordnet, die Indikatoren Einwohner‐
dichte sowie der Anteil von Hochqualifizierten am Wohnort und am Arbeitsort 
dem Faktor Urbanität und Wirtschaftsstandort. 

Demnach weisen Magdeburg und Halle ähnliche Rahmenbedingungen auf und 
sind  unter  dem  gleichen  Demografietyp  klassifiziert,  den  „Wirtschaftszentren 
mit geringerer Wachstumsdynamik“. Orte dieses Typs sind typischerweise Wirt‐
schaftszentren,  Universitätsstädte  und  Umlandgemeinden  mit  geringer  wirt‐
schaftlicher Dynamik, sehr hoher Einwohnerdichte, vielen Einpersonenhaushal‐
ten,  vielen  Hochqualifizierten  am  Arbeitsort  und  am Wohnort,  niedrigen  Ein‐

                                                                     
24 http://www.wegweiser‐kommune.de/demographietypen (12.1.2018) 



 

169 

kommen, geringer Kaufkraft, hohen Soziallasten und sowie einer angespannten 
Haushaltslage. (Bertelsmann‐Stiftung 2017) 

8.2. Halle (Saale)  

Halle ist die einwohnerstärkste Stadt Sachsen‐Anhalts. Sie war dem Wandel, der 
1990  einsetzte,  in  besonderem  Maße  unterworfen.  Das  Wegbrechen  großer 
Wirtschaftszweige begründet eine schwache Wirtschaftskraft und beträchtliche 
Bevölkerungsverluste. Dadurch  ist die ursprüngliche Funktionsweise der Stadt, 
die sich seit Anfang des 20. Jahrhunderts und während der DDR herausgebildet 
hatte  und  sich  „durch  spezifische  Sinngebungs‐  und Wirtschaftsfaktoren  aus‐
zeichnete“, so nicht mehr gegeben (Zierold 2012: 18).  

Heute verzeichnet die „traditionell mit dem Salzabbau, der chemischen Indust‐
rie  und dem Maschinen‐  und Anlagenbau  verbundene  Stadt“  eine  starke  Ent‐
wicklung des Dienstleistungsbereichs sowie forschungsorientierte und innovati‐
ve Wirtschaftsbereiche:  

„Besonderes Gewicht  in  der  Stadt  haben heute die  Lebenswissenschaften,  die 
Material‐, Mikro‐/Nano‐ und Solartechnologie, die Call‐ und Business‐Center, die 
Medien‐ und IT‐Wirtschaft sowie Handel, Banken und Versicherungen. Mit dem 
zweitgrößten  Technologiepark  in Ostdeutschland  stärkt  Halle  insbesondere  in‐
novative Zukunftsfelder im Bereich der Forschung und Entwicklung.“25 

Ein anhaltendes Problem ist das problematische Außenimage Halles.  In Brand‐
meyers Stadtmarken‐Monitor belegt Halle Platz 42 von 50 (zum Vergleich: Mag‐
deburg Platz 33; Rostock 19, Erfurt 22 und Leipzig Platz 13). (Brandmeyer 2015: 
10) Erfasst wird  in diesem Monitor die Wahrnehmung der Städte durch einen 
repräsentativen Bevölkerungsquerschnitt. Es wird der Ruf, die Anziehungskraft 
und die Attraktivität  der  einbezogenen  Städte  ermittelt.  (Ebd.:  2) Gegenstand 
sind also subjektive Einschätzungen, nicht objektive Leistungen oder Potenziale. 

Dagegen erhebt der Prognos‐Zukunftsatlas den Anspruch, objektive Daten aus‐
zuwerten,  indem  er  nicht  das  Image,  sondern  verschiedene  Indikatoren  der 
künftigen Entwicklung einer Stadt erfasst. Dort nimmt Halle Platz 331 von 402 
ein. Damit werden der Stadt „Zukunftsrisiken“ bescheinigt. (Prognos 2013: 9f.)  

In der Saalestadt kommen derzeit auf etwa 232.500 Einwohner ca. 19.200 Stu‐
dierende  an  der Martin‐Luther‐Universität  (MLU),  der  größten  Hochschule  in 
Sachsen‐Anhalt.  Hinzu  treten  etwa  1.000  Studierende  an  der  Burg Giebichen‐
stein sowie 50 Studierende der Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik. Die 
Studierendenzahl  entspricht  damit  fast  neun  Prozent  der  Einwohnerzahl.  Be‐
zieht man zudem die 8.250 Mitarbeiter – davon 3.750 wissenschaftliches bzw. 
künstlerisches  Personal  –  der  Hochschulen  mit  ein,  dann  machen  die  Hoch‐
schulangehörigen  zwölf  Prozent  der  Einwohnerzahl  aus,  d.h.  jeder  achte  Ein‐

                                                                     
25 http://www.halle.de/de/Wirtschaft‐Wissenschaft/Wirtschaftsstandort/ (18.9.2013) 



 

170 

wohner ist als Studierender oder Mitarbeiter direkt mit einer der ortansässigen 
Hochschulen verbunden.26 

Mit diesen Zahlen ist Halle – zur Überraschung vieler – zu einem Beispiel für ein 
neuartiges Phänomen geworden: der Schwarmstadt.27 Der Attraktivitätsgrad ei‐
nes Ortes erkläre nicht vollständig, warum plötzlich viele junge Menschen dort‐
hin  ziehen.  Stattdessen  wird  als  Erklärungsthese  angeführt,  dass  junge Men‐
schen eine Minderheit geworden seien, und Minderheiten dazu neigten, Ballun‐
gen ihrer Präsenz zu organisieren. Dadurch entstünden vergleichsweise wenige 
Städte, in die ‚alle‘ wollen. Vermutet wird aber auch, dass das Schwarmverhal‐
ten zwar selbstverstärkend sei, einige der jetzigen Gewinnerstädte aber künftig 
wieder  verlieren würden,  da  die  Zahl  der  dort  aufgewachsenen  jungen  Leute 
weiter zurückgeht. (Simons 2015: 12; Rohrbeck 2014) 

Übersicht 21: Angehörige der Hochschulen in Halle (2014) 

 
Personal 
gesamt 

wiss./künstler. 
Personal 

Studie‐
rende 

Hochschul‐
angehörige 
gesamt 

Hochschul‐
angehörige  

pro 100 Einwohner 

MLU  7.814  3.431  19.184  26.998 

12,3 Kunst‐HS Burg  387  277  997  1.384 

Ev. Kirchenmusik‐HS  46  42  51  97 

Quellen: StatBA (2015a, 2015c); eigene Berechnungen  

8.2.1. Stadträumliche Verdichtung: Der Weinberg Campus 

Mit dem Weinberg Campus verfügt Halle über einen der größten Technologie‐
parks Ostdeutschlands.28 Auf dem 134 Hektar großen Areal befinden sich neben 
zahlreichen Fachbereichen und Zentren der MLU auch sieben außeruniversitäre 
Forschungseinrichtungen.  Darüber  hinaus  haben  sich  aktuell  mehr  als  70  Fir‐
men, diverse Initiativen und mit „BIO Mitteldeutschland“ eine Kooperation ver‐
schiedener Unternehmen mit dem Leibniz‐Institut für Pflanzengenetik und Kul‐
turpflanzenforschung (IPK) Gatersleben auf dem Weinberg Campus angesiedelt. 

Im Netzwerk „weinberg campus e.V.“ haben sich neben den Forschungseinrich‐
tungen  auch  die  ansässigen  Unternehmen  zusammengeschlossen.  Der  Rekto‐
ratsbericht  der MLU  hält  diesbezüglich  fest,  dass  sich  durch  dieses  Netzwerk 
„die wissenschaftliche Kooperation der am Weinberg ansässigen universitären 
und außeruniversitären Einrichtungen und Unternehmen in Innovationsprozes‐
sen” intensiviert und „die Bedingungen für einen direkten Technologie‐Transfer 
zwischen Universität und Wirtschaft verbessert” haben (MLU 2009: 37). 

                                                                     
26  Diese  Angaben  dienen  der  Verdeutlichung  der  Größenordnungen.  Nicht  gesagt  ist  damit, 
dass alle Hochschulangehörigen auch tatsächlich in Halle wohnen. Zu berücksichtigen ist dies 
auch bei allen entsprechenden Angaben zu den nachfolgend noch zu behandelnden fünf Städ‐
ten. 
27 vgl. oben 6.2. Schwarmstädte als Gegenpol der Peripherisierung: Die Sehnsucht nach Dichte 
28 zur historischen Entwicklung des Campus vgl. Hensling (2008) und Müller (2007) 
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2011 wurde innerhalb des Weinberg Campus zudem durch die Leibniz‐Gemein‐
schaft  der  WissenschaftsCampus  Halle  „Pflanzenbasierte  Bioökonomie”  etab‐
liert.  Dieser  hat  das  Ziel,  die  interdisziplinäre  Zusammenarbeit  der  Hallenser 
Leibniz‐Institute für Pflanzenbiochemie (IPB) und für Agrarentwicklung in Trans‐
formationsökonomien (IAMO) und des Leibniz‐Instituts für Pflanzengenetik und 
Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben mit den thematisch korrespondie‐
renden  Fachbereichen  der  Martin‐Luther‐Universität  zu  intensivieren.29  Mit 
dem Halleschen WissenschaftsCampus war bundesweit zum zweiten Mal dieses 
neue und wichtigste Modell der Leibniz‐Gemeinschaft für verbindliche und mit‐
telfristig angelegte Hochschulkooperationen  in gesellschaftlich  relevanten For‐
schungsfeldern realisiert worden (GWK 2011: 29). 

Der  Stadtentwicklung war  in  Sachsen‐Anhalt  im  Rahmen  der  EU‐Regionalpro‐
gramme  besondere  Aufmerksamkeit  zuteil  geworden,  indem  sich  die  „Städti‐
sche Dimension“ im Operationellen Programm EFRE Sachsen‐Anhalt 2007–2013 
als fondsübergreifendes Querschnittsziel verankert fand. Dabei wurde auch die 
Funktion Halles als Wissenschaftsstadt adressiert: 

 Als übergeordnete Entwicklungsziele  für die Gesamtstadt war die Attrakti‐
vierung der Wissenschaftseinrichtungen und die verstärkte wirtschaftliche Nut‐
zung  des  Wissenspotenzials  angestrebt,  aber  zugleich  festgehalten  worden, 
dass  diese  Ziele  „nur  sehr  beschränkt“  im  kommunalen Wirkungskreis  liegen. 
Als  gesamtstädtische  Teilziele  waren  festgelegt  worden,  den  standörtlichen 
Konzentrationsprozess der Universität abzuschließen  (incl. Vollendung des na‐
turwissenschaftlichen Campus  im Technologiepark weinberg campus), die Stu‐
dierendenzahlen  durch  Rekrutieren  inner‐  und  außerhalb  Deutschlands  kon‐
stant zu halten und die Ansiedlung von technologie‐ und forschungsorientierte 
Unternehmen zu fördern. (Metis 20015a: 13f.) 

 Unterhalb der gesamtstädtischen Ebene wurden Teilziele  für den Teilraum 
„Heide‐Süd/Technologiepark  weinberg  campus“  in  den  Jahren  von  2000  bis 
2015  formuliert. Neben  städtebaulichen und  infrastrukturellen Maßnahmen – 
der Konversion des ehemaligen Kasernengeländes sowie der Schaffung von at‐
traktiven Flächen für Wohn‐ und Gewerbenutzung –, zielten diese vornehmlich 
auf  die  Förderung  des Wissenstransfers.  Angestrebt werden  sollte  die  Errich‐
tung von Gründerzentren zur Unterstützung von technologie‐ und  forschungs‐
orientierten Existenzgründern, der Ausbau der naturwissenschaftlichen Kompe‐
tenzen, die Ansiedlung von technologieorientierten Unternehmen und der Auf‐
bau eines Netzwerks zur Unterstützung der Unternehmen bei der Entwicklung 
und Realisierung innovativer Vorhaben. (Ebd.) 

Um die Effektivität und den Erfolg dieser durch die EU mitfinanzierten Stadtent‐
wicklungspolitik zu messen, wurde für fünf Modellstädte eine Evaluierung vor‐
genommen.  Für  die  Fallstudie  Halle  (Saale)  stand  dabei  der  Teilraum  „Heide‐
Süd/Technologiepark weinberg campus“ im Fokus – nicht zuletzt weil ihm eine 
besondere Bedeutung  für die  strategische Stadtentwicklung zukommt und da‐
für in 54 Projekten von 2000 bis 2013 ca. 387 Mio Euro investiert wurden, da‐
von etwa 108 Mio Euro aus EU‐Mitteln (ebd.: 19). Der Abgleich der übergeord‐

                                                                     
29 http://www.wgl.de/?nid=pmakt&nidap (3.9.2011) 
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neten Entwicklungsziele für die Gesamtstadt wie der Entwicklungsziele für den 
Teilraum  „Heide‐Süd/Technologiepark  weinberg  campus“  mit  den  erreichten 
Ergebnissen fiel insgesamt positiv aus: 

 Die mit der Konversion und der Schaffung der infrastrukturellen Vorausset‐
zungen  verbundenen  Zielstellungen  werden  in  Gänze  als  erreicht  betrachtet, 
auch wenn die Aufwertung der Wohnfunktion noch nicht  im erwarteten Aus‐
maß gelang. So sei die anvisierte Ansiedlung von 5.000 Einwohnern noch nicht 
erreicht worden (ebd.: 24).  

 Gleichermaßen  erfolgreich  sei  die  Errichtung  von Gründerzentren  und  der 
Ausbau  der  naturwissenschaftlichen  Kompetenzen  gewesen,  sichtbar  etwa  an 
der  wachsenden  Zahl  der  angesiedelten  Institute  und  Unternehmen  wie  der 
Studierenden im Technologiepark (ebd.: 32).  

 Ebenso  gilt  das  Ziel,  die  wirtschaftliche  Entwicklung  im  Technologiepark 
weinberg campus durch die Ansiedlung von technologieorientierten Unterneh‐
men zu stärken, als weitgehend realisiert. Die Zahl der angesiedelten Unterneh‐
men,  Institutionen und Arbeitsplätze habe  sich mehr als  verdoppelt. Dennoch 
müsse  es  als  Herausforderung  gelten,  weitere  Nutzer  für  die  Ansiedlungsflä‐
chen zu finden. Entsprechend gelten diese Flächen aktuell als Zukunftsinvestiti‐
on,  deren  Vermarktung  von  wirtschaftlichen  Rahmenbedingungen  und  damit 
stadtexternen Faktoren abhängig ist.  

 Deutlicher schwieriger  ist es, einen Zielerreichungsgrad im Hinblick auf das 
Vorhaben, ein Netzwerk zur Unterstützung der Unternehmen bei der Entwick‐
lung und Realisierung innovativer Vorhaben aufzubauen, zu bestimmen. Positiv 
lasse  sich  hier  zumindest  festhalten,  dass  die  Zahl  der  Bildungsangebote  für 
Existenzgründungen  und  für  hoch  qualifizierte Mitarbeiter  deutlich  gesteigert 
werden konnte (ebd.: 35).  

Insgesamt  können  damit  sowohl  die  stadtübergreifend  als  auch  die  teilraum‐
spezifischen Ziele der EU‐Strukturförderungen als weitgehend erreicht gelten. 

8.2.2. Formalisierung der Kooperation zwischen Wissenschaft  
 und Stadt: Das Dienstleistungszentrum Wirtschaft und  
 Wissenschaft 

Im Jahre 2005 veranstaltete der Stifterband für die Deutsche Wissenschaft erst‐
malig den Wettbewerb „Stadt der Wissenschaft“.30 Dessen Ziel war, die Trans‐
formation der  teilnehmenden Städte von Wissenschaftsstandorten  zu Wissen‐
schaftsstädten  zu  motivieren.  Halle  bemühte  sich,  nach  einem  ersten  Anlauf 
2005, im Jahre 2011 erneut um den Titel. Die Stadt musste sich jedoch Lübeck 
geschlagen  geben.  Gleichwohl  wurde  2012  in  Halle  ein  „Wissenschaftsjahr“ 
durchgeführt.31  Dieses  wies  zwar  wenig  wenig  Kohärenz  auf,  doch  immerhin 
waren  an  seinem  Ende  tatsächlich  zwei  bemerkenswerte  Veränderungen  zu 

                                                                     
30 vgl. oben 7. Der Wettbewerb „Stadt der Wissenschaft“  
31 vgl. ausführlicher unten 8.2.3.  „Stadt der Wissenschaft“: Hochschulen und Wissenschaft  in 
Stadtplanung, Leitbildern und Bürgerwahrnehmung 
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beobachten: In der Stadtverwaltung wurde im Dezember 2012 ein Fachbereich 
Wissenschaft gegründet (Halle Spektrum 2013), und im Februar 2013 schlossen 
Martin‐Luther‐Universität und Stadt erstmals eine Rahmenkooperationsverein‐
barung (Stadt Halle/MLU 2013). 

Das  Ziel  der  Etablierung  eines  eigenständigen  Fachbereichs  durch  den  neuge‐
wählten Oberbürgermeister, so dessen Leiterin, sei es gewesen, die Etablierung 
Halles als Wissenschaftsstadt vorzuantreiben. Das Fehlen einer entsprechenden 
Verwaltungsstruktur wurde und wird als unvereinbar mit dem Selbstverständ‐
nis  als  Wissenschaftsstadt  erachtet.32  Der  konstituierte  Fachbereich  Wissen‐
schaft erhielt zudem eine spezifische Ausrichtung: 

„In allen Universitätsstädten gibt es in den Stadtverwaltungen Ansprechpartner 
für Wissenschaft  neben  der Wissenschaftsförderung.  Bei  uns  sind  die  wissen‐
schaftlichen Einrichtungen und wissensbasierte Wirtschaft unter einem Dach zu‐
sammengefasst, das ist strukturell etwas Besonderes, hat aber auch seine räum‐
liche Entsprechung in Halle.“ (Sachse 2013: 25)  

Zuvor war die Bearbeitung dieser Thematik bei der städtischen Wirtschaftsför‐
derung angesiedelt, etwa beim dortigen Team Technik und Innovation, das pri‐
mär für den Weinberg Campus zuständig war und vornehmlich die technologie‐
orientierte Wirtschaft  betreute.  Allerdings  hätte  es  im  Hinblick  auf  die  Hoch‐
schulen niemanden gegeben, der – analog zu der Betreuung von Unternehmen 
– im Sinne der Bestandspflege agiert hätte. Mit der Ausgliederung aus dem Be‐
reich der Wirtschaftsförderung wurde in Halle auf struktureller Ebene eine Ent‐
wicklung vollzogen, die auch  in anderen deutschen Städten zu beobachten  ist: 
Auch an anderen Orten  sei  nach der Wirtschaftsförderung  ein Bereich  für die 
Wissenschaftsförderung entstanden. Angesichts der offenkundigen Bedeutung 
der Hochschulen und Wissenschaftseinrichtungen für die Stadt –  insgesamt  ist 
dieser Bereich in Halle der größte Arbeitgeber – erstaune es retrospektiv, dass 
die Schaffung einer entsprechenden Struktur nicht bereits vorher als nötig be‐
trachtet  wurde.  Die  Bestandspflege  im  Bezug  auf  Hochschulen  und  Wissen‐
schaftseinrichtungen sei –  so die Leiterin des Bereichs – eine „Pflichtaufgabe“ 
der Stadt.33 

Im April 2015 wurde der Fachbereich Wissenschaft in das städtische „Dienstleis‐
tungszentrum  Wirtschaft“  integriert,  welches  seitdem  unter  Bezeichnung 
Dienstleistungszentrum  Wirtschaft  und  Wissenschaft  (DLZWW)  firmiert.  Hier 
bestehen  die  drei  Teams  „Bestandspflege  Wirtschaft“,  „Gewerbeflächenent‐
wicklung/Ansiedlungsservice“  und  „Bestandspflege  Wissenschaft“.  Damit  äh‐
nelt der Zustand auf organisatorischer Ebene jenem, der vor der Ausgliederung 
des Fachbereichs Wissenschaft bestand, allerdings mit  zwei wesentliche Diffe‐
renzen:  Zum einen  hatte  vor  2012  kein  gesonderter  Bereich  für Wissenschaft 
bestanden.  Zum  anderen  war  der  Fachbereich  Wissenschaft  Teil  eines  Ge‐
schäftsbereiches Wirtschaft  und Wissenschaft,  während  er  nun  als  Teil  eines 

                                                                     
32  Interview  Petra  Sachse,  Leiterin  des  Dienstleistungszentrums  Wirtschaft  und  Wissen‐
schaft  der  Stadt  Halle,  zuvor  Fachbereichsleiterin  des  Fachbereichs  Wissenschaft  der 
Stadt Halle, 8.9.2016 
33 ebd. 
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Dienstleistungszentrums direkt dem Oberbürgermeister zugeordnet ist. Letzte‐
res kann auch als Aufwertung gedeutet werden.34 

Dennoch lässt die Selbstbeschreibung des Dienstleistungszentrums eine gewis‐
se Dominanz wirtschaftsbezogener Fragestellungen erkennen: 

„Das Dienstleistungszentrum Wirtschaft und Wissenschaft  (DLZWW) berät und 
unterstützt in Halle an der Saale ansässige Unternehmen und Wissenschaftsein‐
richtungen zu allen Standortfragen und begleitet  Investoren, die  für neue Pro‐
jekte  einen  Standort  in  unserer  Stadt  suchen  und  aufbauen wollen.  Es  ist  der 
zentrale  Ansprechpartner  für  Unternehmen  und  Existenzgründer  aus  dem  In‐ 
und Ausland im Rahmen der Umsetzung der Europäischen Dienstleistungsrichtli‐
nie.“35 

Die  Zusammenführung  der  Fachbereiche Wissenschaft  und Wirtschaft  hat  je‐
doch  bisher  nicht  zu  sichtbaren  Aufgaben‐  oder  Leistungsverschiebungen  ge‐
führt; auch die Zahl der Personalstellen blieb unverändert. Die Gründe  für die 
Umstrukturierung liegen im stadtpolitischen Bereich. Zum einen wurde das En‐
de  der  Amtszeit  des  Beigordneten  für Wirtschaft  und Wissenschaft  dafür  ge‐
nutzt, einen Geschäftsbereich und damit eine Beigeordnetenstelle einzusparen. 
Damit  entfiel  der Posten des Wirtschaftsdezernenten.  Zum anderen hatte be‐
reits vorher der Oberbürgermeister das Dienstleistungszentrum Wirtschaft und 
den Fachbereich Wirtschaftsförderung  in seinen Geschäftbereich gezogen. Mit 
dem Ende der Dienstzeit musste man auch für die bei dem Beigeordneten ver‐
bliebenen Geschäftsbereiche – neben Wissenschaft waren das  Immobilienma‐
nagement,  Liegenschaften  und  der  Eigenbetrieb  für  Arbeitsförderung  –  neue 
Zuordnungen finden. (Falgowski 2014) Der Fachbereich Wissenschaft fand diese 
–  nicht  zuletzt  auf  Wunsch  der  damaligen  Leiterin  des  Fachbereichs Wissen‐
schaft Petra Sachse ‒ im Dienstleistungszentrum Wirtschaft.36 

In der Folgezeit – bis  in den Spätherbst 2016 – verblasste  für Außenstehende 
die Wahrnehmbarkeit  der wissenschaftsbezogenen Aktivitäten wie des Teams 
Wissenschaft etwas. Die Ursache für dieses temporäre Abtauchen des Wissen‐
schaftsbereichs der Kommunaladministration war allerdings nicht  in einer ver‐
änderten  Prioritätensetzung  zu  suchen,  sondern  verdankte  sich  einer  ange‐
spannten Personalsituation. Diese entstand dadurch, dass Petra Sachse zusätz‐
lich zur Leitung des Wissenschaftsbereichs auch die Leitung des DLZWW über‐
tragen wurde  und  zugleich  der  stellvertretende  Teamleiter  überraschend  ver‐
starb. Die Neubesetzung der beiden Stellen ließ lange Zeit auf sich warten, so‐
dass  das  Team  zunächst  mit  der  Hälfte  der  eigentlichen  Personalressourcen 
auskommen  musste.  Trotz  der  personellen  und  organisatorischen  Umbrüche 
steht die Arbeit des heutigen Team Wissenschaft in deutlicher Kontinität zu den 
seit 2012 vom Fachbereich Wissenschaft initierten Aktvititäten.  

                                                                     
34 so zumindest Petra Sachse, ebd. 
35 http://www.halle.de/de/Verwaltung/Verwaltungsorganisation/Geschaeftsbereich‐Ob‐05840 
/Dienstleistungszentr‐05626/ (20.4.2016) 
36 Interview Petra Sachse, 8.9.2016 
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Übersicht 22: Selbstbeschreibung der Ziele und Leistungen des  
Fachbereichs Wissenschaft, Stadtverwaltung Halle 

Ziele: „Unterstützung der Entwicklung der Stadt Halle (Saale) nach dem Leitbild einer ‚Wis‐
senschaftsstadt‘; Beitrag zur Optimierung der Standortbedingungen für wissenschaftliche 
Einrichtungen, wissensbasierte Unternehmen und für deren Netzwerke; umfassende Unter‐
stützung der Universität, der Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen als Impuls‐
geber für die Wirtschaft; Förderung von Neuansiedlungen und Erweiterungen wissensbasier‐
ter Institutionen und Unternehmen sowie von technologieorientierten Existenzgründungen 
im Zusammenwirken mit kompetenten Partnern; Beitrag zur Erhöhung der Attraktivität Halle 
als Arbeits‐ und Wohnort für junge Akademiker und Fachkräfte sowie als Studienort für Stu‐
denten aus aller Welt, Erhöhung der Bekanntheit Halle als Stadt der Wissenschaft und als 
Technologiestandort“.  

Leistungen: „Betreuung in Halle ansässiger wissenschaftlicher Institutionen und wissensba‐
sierter Unternehmen in allen Lebenslagen; Suche nach und Vermittlung von Kooperations‐
partnern; Umfassender Ansiedlungsservice in Zusammenarbeit mit dem Fachbereich Wirt‐
schaftsförderung; Fördermittelberatung (auch in Zusammenarbeit mit der IB Sachsen‐
Anhalt); Informationsbereitstellung zum Wissenschaftsstandort; Wissenschaftskommunika‐
tion und –marketing; Begleitung und Unterstützung von Projekten und Veranstaltungen.“  

Quelle: http://wissenschaft‐in‐halle.de/?page_id=53 (28.9.2016) 

 

Eine der ersten Aufgaben des vierköpfigen Fachbereichs Wissenschaft bestand 
in der Institutionalisierung und Intensivierung der bereits bestehenden Koope‐
ration zwischen Stadt und Universität:  

„Der erste Schritt wäre, sich zu treffen, sich anzuhören und gegenseitig bürokra‐
tische Hürden  abzubauen. Wichtig  sind  auch hier  die  Themen Kommunikation 
und Marketing. Die Universität braucht eine Stadt mit gutem Image, die für Stu‐
denten und Wissenschaftler attraktiv ist. Andererseits ist die Universität ein gro‐
ßes Plus für die Stadt im Standortwettbewerb. Dann gibt es noch das Thema ge‐
meinsamer  Gremienarbeit,  bei  der  sich  Stadtpolitik,  Wissenschaft  und  Wirt‐
schaft treffen. Außerdem müssen wir die Umfeldbedingungen für junge Akade‐
miker  und  Fachkräfte  so  optimal  wie möglich  gestalten.  Handlungsfelder  sind 
hier: Wohnraum, Kultur‐ und Freizeitangebote, Bildungs‐ und Betreuungsange‐
bote  für Kinder. Das  ist ein großes Defizit, das wir mit aller Kraft versuchen zu 
beheben.“ (Sachse 2013: 25) 

Gegenüber  den  alten  Strukturen  wurden  nun  alle  wissenschaftlichen  Einrich‐
tungen  der  Stadt  einbezogen,  etwa  das  IWH  oder  die  Burg  Giebichenstein. 
Deutlich wird  in der Beschreibung der Fachbereichsleiterin aber auch, dass es 
bereits  vor  der  Schaffung  einer  institutionalisierten  Struktur  mit  festen  An‐
sprechpartnern und Zuständigkeiten eine Reihe informeller und formeller Koo‐
perationen zwischen Stadt und Hochschulen gab.37 

Diese  informellen  Kooperationen  haben  auch  durch  die  Institutionalisierung 
nicht an Bedeutung verloren. Sie sind oftmals wesentlich für gemeinsame, aber 
dezentrale Aktivitäten. Mehr noch: Die Partnerschaft lebten oftmals von diesen 

                                                                     
37 Dies wurde auch im Vorfeld der Kooperationsvereinbarung wiederholt festgehalten: „Die be‐
reits in weiten Teilen laufende Zusammenarbeit zwischen Stadt und Uni soll nun auf Papier fi‐
xiert werden. Als Vorbild dient dabei Leipzig.  ‚Es  ist bislang schon viel ohne Vertrag passiert, 
aber eine Vereinbarung würde das alles bündeln’“ (Stadt Halle 2013). 
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informellen  Strukturen,  während  der  Rückgriff  auf  die  städtischen  Strukturen 
immer  erst  im  Problemlagen  erfolge:  Erst  in  diesen  Bedarfstituation wird  auf 
das  städtische  Team  Wissenschaft  als  Ansprechpartner  und  Dienstleister  zu‐
rückgegriffen. 

Ein wesentliches Instrument, durch Formalisierung einer ausschließlich sporadi‐
schen  Zusammenarbeit  entgegenzuwirken,  stellt  die  erwähnte  2013  zwischen 
Stadt und Universität geschlossene Kooperationsvereinbarung dar. Diese hatte 
zunächst eine Laufzeit von drei Jahren38 und wird durch einen jährlich neuauf‐
gesetzten Maßnahmeplan konkretisiert. Gegenstand der Vereinbarung sind  im 
einzelnen: 

 Gremienarbeit: Jour fixe von Oberbürgermeister und Rektor sowie von Stab‐
stelle des Rektors und Stadtverwaltungsfachbereich Wissenschaft, Teilnah‐
me von Universitätsvertretern an der Beigeordnetenkonferenz;  

 Öffentlichkeitsarbeit  und Marketing:  Nutzung  der Webseite Wissenschaft‐
in‐Halle.de,  Lange  Nacht  der  Wissenschaft,  Wissenschaftspreis  der  Stadt 
Halle im Rahmen des IQ‐Innovationspreis‐Wettbewerbs der Metropolregion 
Mitteldeutschland, Zusammenarbeit bei Presse‐ und Öffentlichkeitsarbeit;  

 gemeinsame Veranstaltungen und Teilnahme an Wettbewerben: Unterstüt‐
zung zentraler Veranstaltungen der MLU durch die Stadt, Unterstützung von 
wissenschaftlichen  Tagungen  und  Kongressen,  gemeinsame  Veranstaltun‐
gen wie Professor.innen‐Tag, ausschreibungsabhängige Teilnahme an Wett‐
bewerben; 

 Vernetzung  und  Wissenstransfer:  Werbung  von  Studierenden,  Bereitstel‐
lung  von  Praktikumsplätzen,  Austausch  zwischen  Wissenschaftlern  und 
Stadtpolitik;  

 familien‐  und  studentenfreundliche  Stadtentwicklung: Versorgung mit  Kin‐
dergartenplätzen, Wohnraum für Hochschulangehörige; 

 Zusammenarbeit  auf  den  Gebieten  Kultur  und  Sport:  gemeinsame Muse‐
umsnacht, Sachsen‐Anhalt‐Tag, Collegium musicum, Unterstützung des Uni‐
versitätssports;  

 Technologietransfer:  Mitwirkung  am  Ausbau  des  Technologieparks  wein‐
berg  campus,  kooperatives  Technologiestandortmarketing,  etwa  auf Mes‐
sen;  

 Kooperation  im  Bereich  der  internationalen  Arbeit:  Abstimmung  zwischen 
International  Office  der  MLU  und  Stadt,  Qualifizierung  des  kommunalen 
Services für ausländische Wissenschaftlerinnen, sowie  

 Bildung  und Weiterbildung:  Weiterbildungsangebote  für  städtische Mitar‐
beiter.innen (Stadt Halle/MLU 2013, 2013a, 2014). 

Über  die  Fixierung  bestimmer  Aktivitäten  hinaus  entfalte  der Maßnahmeplan 
seine Wirkung  durch  die  Strukturierung  der  allttäglichen  Zusammenarbeit.  So 
wirke  er  gesprächsleitend  während  der  Treffen  von  Fachbereichsleiterin  und 
Stabstelle des Universitätsrektors. Diese Treffen fänden alle drei Monate statt. 
Wichtig  für die Verankerung der Kooperation  in der  alltäglichen Praxis  sei  zu‐

                                                                     
38  Eine Begründung  für diese – etwas überraschende – Befristung konnte uns nicht  gegeben 
werden. 
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dem der Jour fixe von Oberbürgermeister und Rektor, der allerdings auch zuvor 
zweimal jährlich stattfand (Stadt Halle/MLU 2013b). Der Maßnahmeplan werde 
jährlich  neu  ausgearbeitet.  Dessen  öffentlichkeitswirksame  Unterzeichnung, 
wie sie noch im ersten Jahr vollzogen und für die weiteren Jahre auch anvisiert 
wurde,  fand nicht wieder  statt. Mehr noch: Es  ließen sich  lange Zeit keine öf‐
fentlichen  Hinweise  auf  die  Unterzeichnung  eines  zweiten  oder  dritten Maß‐
nahmeplans  identifizieren.  Sie  erfolgte  mithin  intern.  Immerhin  ist  der  dritte 
Maßnahmeplan  inzwischen auf der Webseite der Stadt Halle einsehbar  (Stadt 
Halle/MLU 2015). 

Eine formelle Evaluation der Maßnahmen erfolge dabei nicht, sondern vollziehe 
sich durch die Praxis:39 Zum einen strukturiere der Maßnahmeplan die direkten 
Kontakte zumindest ansatzweise, und zum anderen müsse er jährlich erneuert 
werden. Dabei wird der jeweils neue Maßnahmeplan zu großen Teilen aus dem 
vorherigen übernommen, es  finden  jedoch auch Anpassungen entlang von Er‐
folgen,  Fehlschlägen,  ungelösten  und  neuen  Aufgabenstellungen  statt.  Ver‐
gleicht  man  unter  dem  Gesichtspunkt  der  impliziten  Evalution  die  Maß‐
nahmepläne von 2013/14, 2014/15 und 2015/16,  fallen die Korrekturen  recht 
übersichtlich aus – wenig wurde ab dem zweiten Maßnahmeplan ergänzt oder 
entfiel (Stadt Halle/MLU 2013a, 2014, 2015):  

 So  wurde  im  Maßnahmenplan  2014/15  festgelegt,  dass  die  gemeinsame 
Gremienarbeit  durch  die  halbjährliche  gemeinsame  Sitzung  aller  international 
orientierten  und  interessierten  Forschungsinstitutionen  ergänzt werden  soll  – 
ein Vorhaben, dass bereits im nächsten Plan wieder entfallen ist. 

 Hinsichtlich  der  Kooperation  in  der Öffentlichkeitsarbeit  und  beim Marke‐
ting werde die städtische Internetpräsenz Wissenschaft‐in‐Halle.de die offizielle 
Stellenbörse des Career Center der Universität in ihre Präsentation integrieren; 
Stadt und MLU würden sich wechselseitig Wissenschaftsinhalte  für Pressemit‐
teilungen, Nachrichten oder Sonderpublikationen, die eine breite Öffentlichkeit 
adressieren, kostenfrei überlassen; die Stadt werde der Universität regelmäßig 
Informationsmaterialien zur Stadt sowie ihren Erholungs‐ und Kulturangeboten 
liefern; zudem würden Stadt und Hochschule bei der Neuauflage einer bilingua‐
len  Informationsbroschüre zu den Wissenschaftseinrichtungen  in Halle koopo‐
rieren. Ein auf Initiative von Stadt und MLU geplanter regelmäßiger Arbeitskreis 
der  Wissenschaftskommunikatoren  der  wichtigsten  Forschungseinrichtungen 
zur  verstärkten wechselseitigen Präsenz  in der  jeweiligen Öffentlichkeitsarbeit 
wurde wieder aus dem Maßnahmeplan gestrichen. 

 Im  Bereich  der  Kooperationen  bei  Veranstaltungen  und  der  Teilnahme  an 
Wettbewerben  wurde  die  Auslobung  des  „Halleschen  Transferpreises“  be‐
schlossen,  der  während  der  jährlichen  Transferveranstaltung  transHAL  verlie‐
hen wird. Die Stadtmarketinggesellschaft wurde  zudem beauftragt,  in Abstim‐
mung mit  der MLU  ein  Konzept  als  Tagungs‐  und  Kongressstandort  zu  entwi‐
ckelt. Entfallen  ist hingegen das Vorhaben der Universität, ein  jährliches Netz‐
werktreffen mit der Wirtschaft durchzuführen, dass zunehmend den Charakter 
                                                                     
39 Die Notwendigkeit, nicht  jedoch die Form von Evaluationen wurde in der Kooperationsver‐
einbarung festgelegt: „Jeweils spätestens zum Abschluss des o.g. jährlichen Maßnahmeplanes 
ziehen die Partner Bilanz zur Einhaltung des Vertrages.“ (Halle/MLU 2013: 3) 
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eines  „Fundraising‐Events“  bekommen  und  von  der  Stadt  gefördert  werden 
sollte. 

 Im Bereich von Vernetzung und Know‐how‐Transfer wurden die gemeinsa‐
me  Beteiligung  an  der  Science  Scorecard  (Projektabschluss  Ende  2015),40  die 
städtische Unterstützung eines Service‐Learning‐Projektes (Projektabschluss En‐
de 2015) sowie die verstärkte Nutzung der Universität für die wissenschaftliche 
Begleitung der Stadt vereinbart. Die Stadt sicherte zudem zu, sich verstärkt als 
Einsatzstelle am Service Learning zu beteiligen sowie auf Studierendenmessen 
mit eigenem Stand präsent zu sein. Konkretisiert wurde auch die Zusammenar‐
beitet zur Förderung des Ausstauschs zwischen Wissenschaftlern, Stadt und Be‐
völkerung. Genannt wird hier  die  städtische Unterstützung  von  Formaten wie 
HALOX41 oder dem „Newcomers Club“ der MLU.42 

 Im  Hinblick  auf  die  Gestaltung  einer  familien‐  und  studentenfreundlichen 
Stadtentwicklung wurde das ursprüngliche Ziel, einen Universitätskindergarten 
einzurichten, aufgegeben. Stattdessen fanden sich ein städtisches Engagement 
im Dual‐Carreer‐Netzwerk der MLU sowie ein verstärkter Austausch der städti‐
schen und universitären Beauftragten für Gleichstellung, Senioren, Behinderte, 
Migration & Integration sowie Kinder & Jugend vereinbart. Entfallen ist die pro‐
jektierte Zusammenarbeit im Bereich der Hauptwohnsitzkampagne. 

 Neue  Kooperationen  im  Bereich  der  internationalen  Arbeit  umfassen  die 
Unterstützung der MLU bei der Suche nach Seminarräumen für Sprachvorberei‐
tungskurse sowie das Engagement der Stadt als Einsatzstelle für internationale 
Studierende. Eine Jour fixe zur Abstimmung zwischen dem International Office 
der MLU und der Stadt findet halbjährlich statt. 

Insgesamt  lässt  sich  festhalten, dass die Veränderungen  zwischen erstem und 
dritten Maßnahmeplan recht marginal ausgefallen sind. Zumeist handelt es sich 
um Ergänzungen durch extern neu angestoßene Projekte und kleinere Konkreti‐
sierungen. Dies lässt sich als Erfolg deuten, wenn es als Signal dafür genommen 
wird,  dass  bereits  der  erste Maßnahmeplan  weitgehend  die  Kooperationsbe‐
dürfnisse abgebildet habe und zudem Interesse seitens neuer Projekte bestehe, 
ebenfalls mit aufgenommen zu werden. Offenbleiben muss jedoch, ob die wort‐
gleiche Wiederholung von Vorhaben ohne deren weiterer Konkretisierung – et‐
wa die Entwicklung von Weiterbildungsformaten für Verwaltungsmitarbeiter – 
nicht ein Indikator für ausbleibende Fortschritte darstellt. Diese Projekte waren 

                                                                     
40 Die Science Scorecard ist eine Initiative des Stifterverbands, an der sich insgesamt 13 Städte 
und Regionen beteiligen. Dabei werden die Prozesse wissensbasierter Stadt‐ und Regionalent‐
wicklungen im Zusammenspiel quantitativer und qualitativer Aussagen dargestellt. Anhand ei‐
nes so erhobenen differenzierten Regionalprofils können gezielt Strategie‐ und Investitionsent‐
scheidungen  für  eine wissenschafts‐  und wissenbasierte  Regionalentwicklung  getroffen wer‐
den, vgl. https://www.stifterverband.org/science‐scorecard (27.4.2016). 
41  „HalOx  International  Lecture  Series  Disease  Biology  and Molecular Medicine“  ist  eine  ge‐
meinsame  Vortragsreihe  der Martin‐Luther‐Universität  in  Kooperation mit  der  University  of 
Oxford. Die Vortragsreihe richtet sich nicht nur an Medizinstudenten, Biotechnologen und In‐
formatiker, sondern auch an interessierte Laien. Sie findet seit Anfang 2015 regelmäßig statt. 
42 Der Newcomersclub dient dazu, neuen Wissenschaftlern und ihren Familien den Start in Hal‐
le zu erleichtern  (vgl. http://www.international.uni‐halle.de/international_office/newcomers_ 
club/, 27.3.2016). 
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augenscheinlich, trotz des nachdrücklichen Interesses zumindest einer Seite, in 
ihrer Umsetzung nicht vorangekommen. 

Inzwischen sind Konsequenzen aus der relativen Gleichförmigkeit der Maßnah‐
menpläne gezogen worden. Das Auslaufen des Kooperationsvertrages zwischen 
Universität und Staat machte den Abschluss einer neuen Vereinbarung notwen‐
dig. Diese wurde am 22.11.2016 unterzeichnet. Den bisherigen Erfahrungen fol‐
gend, verschieben sich dabei die Gewichtungen zwischen Kooperationsvertrag 
und Maßnahmeplan. Nun wurden all jene Elemente aus dem Maßnahmeplan in 
den Kooperationsvertrag übernommen, die sich als stabil erwiesen hatten. Ent‐
halten sind jetzt bereits im Kooperationsvertrag die Vereinbarungen  

 zur Gremienarbeit (Jour Fixe auf Leitungsebene, Einladung der MLU‐Vertre‐
ter in Gremien der Stadt),  

 zu Veranstaltungen und Teilnahme an Ausscheibungen und Wettbewerben 
(Lange Nacht  der Wissenschaften,  Förderung wissenschaftlicher  Tagungen 
und Kongresse, Abstimmung zu und ggf. Teilnahme an Wettbewerben),  

 zu Maßnahmen für die Zielgruppe Studierende (Studierendenmarketing, Be‐
reitstellung  von  Praktikumsplätzen,  Teffen  von  Stadtpolitik  und  Studieren‐
den),  

 zu Maßnahmen für die Zielgruppe Wissenschaftler.innen (Dual‐Career‐Akti‐
vitäten, Unterstützung des Newcomer‐Clubs der MLU),  

 zur  Zusammenarbeit  auf  den  Gebieten  von  Kultur  und  Sport  (Museums‐
nacht  Halle  und  Leipzig,  Sachsen‐Anhalt‐Tag,  Kooperation  der  halleschen 
Musikbibliotheken, Unterstützung der Universität im Bereich Sport, Collegi‐
um musicum) sowie  

 die  Bereitstellung  von  Services  für  ausländische  Hochschulangehörige  und 
die Vernetzung der Beauftragten MLU und Stadt (Stadt Halle/MLU 2016). 

Entsprechend verzeichnet der Maßnahmeplan nur noch spezifische, meist  sin‐
guläre  Aktivitäten,  dazugehörige  Termine  und  Verantwortliche.  Er wird  damit 
kürzer und konkreter.43 Für das akademische Jahr 2016/2017 sind dies etwa  

 die Unterstützung der Festwoche anlässlich des 200. Jubiläums des Zusam‐
menschlusses der Universitäten Wittenberg und Halle;  

 eine Überarbeitung der Konferenz TansHAL mit dem Ziel, die Themen Trans‐
fer und Anwendungsorientierung  stärker  zu berücksichtigen und vermehrt 
Unternehmen  einzubeziehen,  die  bereits  mit  Wissenschaftseinrichtungen 
kooperieren;  

 die  Entwicklung  eines  Konzeptes  zur Umwandlung  der Haushaltsmittel  für 
den Studentenbonus  in ein Budget  für Maßnahmen der Studierendenwer‐
bung;  

 die  Erarbeitung  einer  neuen  Konzeption  für  die  Lange  Nacht  der Wissen‐
schaft (eventuell unter Einbeziehung der Stadt Leipzig);  

 die Erarbeitung einer Konzeption für eine Willkommenskultur; 

 die  Unterstützung  der  Sadt  in  der  zweiten  Phase  des  BMBF‐Wettbewerbs 
„Zukunftsstadt“ durch die MLU sowie  

                                                                     
43 Interview Petra Sachse, 8.9.2016 
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 die  Umsetzung  eine  Kommunalen  Bürgerumfrage  mit  dem  Schwerpunkt 
„Wohnen“ (Stadt Halle/MLU 2016a) 

Insbesondere  das  starke  Interesse  an  der  Ausweitung  der  Studentenwerbung 
stellt eine Schwerpunktverschiebung für das Team Wissenschaft dar. Zuvor war 
es primäres Ziel des Fachbereichs Wissenschaft, die wissenschaftlichen Einrich‐
tungen durch Marketing  zu unterstützen, und mann überließ den Bereich der 
Studierendenrekrutierung  dem  Stadtmarketing.44  Nach  der  Einrichtung  des 
Dienstleistungszentrums  ist  die  Studierendenwerbung  verstärkt  in  den  Fokus 
geraten.  Ziel  ist  es  dabei,  den  gegenwärtigen  Zustand  zu  ändern,  bei  dem  je‐
mand, der „völlig frei ist in seinen Entscheidungen und sich für einen Studienort 
interessiert, nicht zuerst an Halle denken wird“45 – kurz: Halle dauerhaft als at‐
traktiven Studienort zu etablieren.  

Daneben, aber nicht mehr primär zielen die Bemühungen des DLZWW auf Wis‐
senschafts‐  und  Wissenschaftlermarketing  (incl.  Rundumservice  wie  Dual‐Ca‐
reer‐Netzwerk). Dieses sei umso wichtiger, als seitens der Wissenschaftseinrich‐
tungen der  städtischen Bevölkerung  zwar  attraktive Angebote gemacht,  diese 
aber nicht zuletzt aufgrund unzureichenden Marketings kaum wahrgenommen 
werden.46 

Ein deutlicher Wechsel hat auch bei der Verwendung des Budgets  stattgefun‐
den: Zunächst floß ein wesentlicher Teil des Budgets des Fachbereichs („Wir ha‐
ben nicht viel“) in die journalistische Betreuung der Wissenschaftseinrichtungen 
und  ihrer  Aktivitäten  sowie  die  Pflege  der Webseite  wissenschaft‐in‐halle.de. 
Letztere war anlässlich der Bewerbung um den Titel  „Stadt der Wissenschaft“ 
aufgesetzt  worden  und  erfuhr  anschließend  einen  Relaunch.  Dank  dieses  Re‐
launch und der kontinuierlichen Pflege stellte die Homepage ein wesentliches, 
greifbares und dauerhaft fortwirkendes Ergebnis der seinerzeitigen Bewerbung 
dar.47 Inzwischen wurde jedoch die städtische Homepage überarbeitet, die ins‐
besondere auf die Bereiche Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur fokussiert, mit‐
hin  jene Bereiche, die durch den Oberbürgermeister als  zentral definiert wur‐
den.  Parallel  dazu  wird  die  Homepage  wissenschaft‐in‐halle.de  abgeschaltet. 
Stattdessen setzt das DLZWW verstärkt auf Tagungs‐ und Konferenzmarketing, 
nicht zuletzt um bei Gästen nachhaltig einen positiven Eindruck von Halle zu er‐
zeugen:  

 „Wir  legen dann Wert darauf, dass die Leute, die herkommen, als Botschafter 
für  Halle wieder wegfahren.  In  diesem  Zusammenhang  ist  auch  zu  erwähnen, 
dass wir das Bemühen  für das Anwerben von Konferenzen  sehr  stark  aktiviert 
haben. Wir  hatten  im  letzten Dezember  [2015]  eine Veranstaltung  zusammen 
mit  dem Stadtmarketing,  zu der wir  sämtliche Dekane und die Direktoren der 
außeruniversitären Institute eingeladen haben, um noch einmal den Service von 

                                                                     
44 Das Stadtmarketing Halle investiert „in Kooperation mit dem Hochschulmarketing der MLU 
in eine Vielzahl  an Projekten, die  auf die Akquise  von Neustudierenden, deren Betreuung  in 
Halle und im besten Fall auf die Gewinnung von Neu‐Hallensern abzielen.“ (http://www.halle‐
tourismus.de/wir‐ueber‐uns/projekte/, 22.4.2015) 
45 Interview Petra Sachse, 24.10.2014 
46 ebd. 
47 ebd. 
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SMG und Stadt zu präsentieren. Wir als Stadt bieten ja auch eine kleine Konfe‐
renzförderung an, d.h. man kann sich bei uns um diesen Betrag bewerben. Seit‐
dem  hat  dieses Geschäft  richtig  angezogen.  Ich  habe mir  das mal  angesehen, 
was mit unserer Förderung so eingeworben wurde, und das  ist ein sehr beein‐
druckendes  Verhältnis. Wir  bieten  ja  nicht  nur  Geld,  sondern  gemeinsam mit 
dem SMG auch an, Programminhalte  zu gestalten. Das  ist natürlich das  klassi‐
sche Wissenschaftsmarketing, wenn  Sie  so wollen. Wir  holen  die  Konferenzen 
hier her, und man hat dabei auch immer die Möglichkeit, auf die Stadt aufmerk‐
sam zu machen. Wir haben dadurch Konferenzen, bei denen die Wissenschaftler 
nicht  nur  in  der Universität  sitzen,  sondern  auch  die  Chance  haben,  die  Stadt 
kennenzulernen.“48 

Neben  der  Öffentlichkeitsarbeit  zur  Stärkung  des  Stadtimages  als  Wissen‐
schaftsstadt  und  der  Wissenschaftseinrichtungen  stehe  die  Schaffung  eines 
Netzwerkknotens,  mithin  eines  Netzwerkes,  im Mittelpunkt  der  Aktivitäten.49 
Der Fachbereich versteht sich als Dienstleister gegenüber den Hochschulen und 
Wissenschaftseinrichtungen.  Damit  ist  ein  in mehrfacher  Hinsicht  asymmetri‐
sches Verhältnis angesprochen:  

 Zum einen kann der Fachbereich lediglich Angebote unterbreiten, die wahr‐
genommen werden oder eben nicht.  Sanktionsmittel  stehen der  Stadt  –  auch 
wenn Kooperationsvereinbarungen getroffen wurden – nicht zur Verfügung; sie 
widersprächen auch dem Dienstleister‐Selbstverständnis des Fachbereichs.  

 Deutlicher wird die Asymmetrie noch, wenn es um unterschiedliche Positio‐
nen  im Hinblick auf die Entwicklung der Einrichtungen geht. Eine offene Kritik 
seitens  der  Stadt  an  Entscheidungen  der  Universität  (etwa  Abschaffung  oder 
Fortsetzung eines Studiengangs) wird klar als unmöglich definiert: Das gehöre 
sich einfach nicht. Das Selbstverständnis der Hochschulen als eigenständige, au‐
tonome Akteure ist daher grundlegend. Kritik seitens der Stadt würde entspre‐
chend mit einer gewissen Empörung, als Übergriff in die Universität, registriert.  

Insgesamt wird deutlich: Die Stadt bleibt auf das Wohlwollen der Hochschulen 
angewiesen, ein Rückgriff auf die Stadt  ist entsprechend nur bei entsprechen‐
der Interessenlage einer Hochschule zu erwarten.  

Kommt  es  jedoch  zu  Akzeptanz  des  Fachbereichs  als  dauerhaftem  Ansprech‐
partner, so gilt es, ein realistisches Bild seiner Leistungsfähigkeit zu vermitteln. 
Ansonsten  kann  es  leicht  zu  übersteigerten  Erwartungen  kommen,  die  auch 
durch engagierte Mitarbeiter kaum zu erfüllen sind. Mithin hat man es mit ei‐
ner doppelter Begrenzung der Wirkungsmöglichkeiten des Fachbereichs zu tun: 
Er kann nur als Dienstleister agieren, der auf die Nachfrage und Kooperations‐
bereitschaft der wissenschaftlichen Einrichtungen angewiesen ist, zugleich aber 
nur über begrenzte personelle und finanzielle Ressourcen verfügt, somit nur ei‐
nen Ausschnitt möglicher Wünsche bedienen kann.  

                                                                     
48 ebd. 
49  Das  Selbstverständnis  als  Netzwerkknoten  betont  auch  die  Selbstdarstellung  des  Fachbe‐
reichs  in  einer  wissenschaftsbezogenen  Imagebroschüre  der  Stadt  Halle  (2014a:  26):  „Der 
Fachbereich Wissenschaft der Stadt Halle versteht sich als wichtiger Teil eines kreativen Netz‐
werkes lokaler Partner.“ 
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8.2.3. „Stadt der Wissenschaft“: Hochschulen und Wissenschaft  
 in Stadtplanung, Leitbildern und Bürgerwahrnehmung 

Investitionen  in  öffentliche  Infrastrukturen  erzeugen  direkte  und  indirekte 
Nachfrageeffekte. Diese durch zahlreiche Studien nachgewiesenen Effekte  las‐
sen sich auch für die Martin‐Luther‐Universität zeigen. Statistische Erfassungs‐
systematiken und räumliche Abgrenzungsprobleme machen es zwar schwierig, 
die Effekte allein auf die Sitzstadt bezogen zu quantifizieren. Daher wird in vor‐
liegenden  Studien  auf  Sachsen‐Anhalt  als  nachweisfähige  Raumeinheit  abge‐
stellt. Doch kann davon ausgegangen werden, dass die Effekte zumindest zu ei‐
nem großen Teil am Sitzort Halle wirksam werden:  

 So tätigten die Universität einschließlich der Universitätsklinik und des Stu‐
dentenwerks zusammen mit ihren Studierenden im Jahr 2010 Ausgaben von 
insgesamt  rund 500 Millionen  Euro. Aus der universitären Nachfrage nach 
Sach‐  und Dienstleistungen  sowie den Konsumausgaben der Hochschulan‐
gehörigen,  allen  voran  der  Studierenden,  ergibt  sich  regional  ein  zusätzli‐
cher Einkommenseffekt von ca. 278 Mio Euro. (Friedrich/Rahmig 2013: 38).  

 Auf  die  Aktivitäten  der MLU  und  ihrer  Angehörigen  lassen  sich  498,5 Mio 
Euro des BIP von Sachsen‐Anhalt zurückführen. Dies entspricht einem Wert‐
schöpfungsmultiplikator  von  3,7  –  d.h.  jeder  Euro  Landeszuschuss  für  die 
Universität  und  ihre  Mitglieder  zieht  eine  Wertschöpfung  von  3,70  Euro 
nach sich.  

 Zudem erzeugen die Aktivitäten von MLU und ihren Studierenden ein direk‐
tes  Steueraufkommen  von  7,6 Mio  Euro.  Bezieht man  auch  das  indirekte 
und  induzierte Steueraufkommen ein, so entsteht  in der Untersuchungsre‐
gion ein Gesamteffekt 19,3 Mio Euro. (Albrecht/Lenk 2013: 5f).  

 Insgesamt hängen ca. 8.150 Arbeitsplätze von den Ausgaben der Universität 
und ihren Angehörigen ab, wobei zirka ein Drittel direkt von der Universität 
abhängen, während zwei Drittel indirekt erzeugt werden. (Friedrich/Rahmig 
2013: 37) 

Nicht  zuletzt motiviert durch  solche Zahlen,  ist  in Halle das Bemühen erkenn‐
bar,  lokale  Effekte  von Hochschul‐  und Wissenschaftseinrichtungen  systemati‐
scher  zu  erzeugen,  also  nicht  allein  auf Wirkungen  sich  zufällig  verbindender 
günstiger Umstände zu vertrauen. Ein zentraler Ort, diesbezügliche Entwicklun‐
gen in der Stadtentwicklung zu verankern, ist das Integrierte Stadtentwicklungs‐
konzept  (ISEK).  Das  ISEK  dient  nicht  nur  als  Richtschnur  für  das  kommunale 
Handeln, indem es Prioritäten setzt und den Ressourceneinsatz fokussiert. Oft‐
mals ist es auch Voraussetzung für die Beantragung von Fördermitteln. Entspre‐
chend  reflektiert  das  ISEK  nicht  allein  örtliche  Herausforderungen,  sondern 
trägt deutlich den  „Zielstellungen und Förderbedingungen  seites  Europäischer 
Union,  Bund  und  Land  Sachsen‐Anhalt  Rechnung“  (Stadt  Halle  2017:  15).  Da 
dies aus naheliegenden Gründen alle Städte so tun, resultieren daraus zwar be‐
trächtliche  Isomorphien  der  Entwicklungskonzepte  der  Kommunen.  Dennoch 
lassen die Visionen und Leitbilder auch stadtindividuelle Schwerpunktsetzungen 
und Lösungsstrategien erkennen. 
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Nachdem Halle bereits  in den Jahren 2001 und 2007 Integrierte Stadtentwick‐
lungskonzepte verabschiedet hatte, liegt aktuell ein neues ISEK vor, das bis zum 
Jahr 2025 gültig  ist  (Stadt Halle 2017). Bereits 2001 und 2007  ließen die  ISEKs 
eine  deutliche  Schwerpunktsetzung  hinsichtlich  Hochschule  und Wissenschaft 
erkennen, daneben auch das Bemühen, sich als Medienstandort zu profilieren 
(Stadt Halle 2006). In diesem Zusammenhang genoss auch die Kreativwirtschaft 
im Rahmen der halleschen Kommunalpolitik und Wirtschaftsförderung eine ge‐
wisse Aufmerksamkeit. 

Gleiches  gilt  für  das  im  Vorfeld  des  ISEK  2015  entwickelte  städtische  Leitbild 
(Stadt  Halle  2010).  Drei  der  sechs  dort  definierten  Entwicklungsziele  weisen 
entsprechende Bezüge auf: So soll Halle (1) sich als Stadt der Wissenschaft, der 
Hochtechnologie und der  Innovation profilieren,  (2)  verstärkt und  sichtbar  als 
Stadt  der  Kultur  und  Bildung  auftreten  sowie  (3)  das  kreative  innerstädtische 
Klima fördern. Zugleich wird auf die Limitierungen hingewiesen, innerhalb derer 
sich in Deutschland eine hochschul‐ und wissenschaftsbezogene Kommunalpoli‐
tik vollziehen muss:  

„Da das Schul‐ und Hochschulwesen in Deutschland in die Zuständigkeit der Län‐
der fällt, sind die Einflussmöglichkeiten der Stadt Halle in diesem wichtigen Be‐
reich  eingeschränkt.  Nichtsdestotrotz wird  die  Stadt mit  aller  Kraft  und  in  Zu‐
sammenarbeit mit den entsprechenden Partnern ihre Profilierung als Stadt der 
Wissenschaft voranbringen.“ (Stadt Halle 2013: 1) 

Auch das neue ISEK, das von 2013 bis 2017 durch die Stadtverwaltung erarbei‐
tet wurde,  lässt eine verstärkte Orientierung der Kommunalpolitik an den wis‐
sensgesellschaftlichen Potenzialen der Stadt erkennen. Zunächst fand die ISEK‐
Erarbeitung  unter  umfassender  und  mehrstufiger  Öffentlichkeitsbeteiligung 
statt,  wobei  u.a.  Studierenden  und  Kreativen  2014  ein  gesondertes  Beteili‐
gungsformat  angeboten  wurde:  die  digitale  Steinschleuder.  Die  Erfahrungen 
waren  durchwachsen.  Mit  der  „Steinschleuder“  konnten  Ideen  zur  Stadtent‐
wicklung an eine Hauswand projiziert werden, doch erwies sich das Format für 
Studierende als untauglich: Die meisten Kommentare bezogen sich nicht auf die 
Fragestellungen  und  Themenvorgaben.  Deutlich  sei  vielmehr  geworden,  dass 
nach dem Verständnis der Studierenden  

„die  Stadtentwicklung Aufgabe und Auftrag der  Stadt bzw. des Stadtplanungs‐
amtes [ist]. Ihre eigene Einflussmöglichkeit und ihre Beteiligungspotentiale wur‐
den der Mehrzahl der Teilnehmer erst durch die Erläuterungen der Veranstalter 
bewusst. Die Gesprächspartner sahen sich fast alle nicht in der Rolle handelnder 
Akteure  bei  der  Gestaltung  der  Stadt  als  Lebensraum  oder  ihres  direkten  Le‐
bensumfeldes.“50 

Bemerkenswert  ist,  dass  sich  die  Rahmenbedingungen  der  Stadtentwicklung 
Halles gegenüber den ISEKs von 2001 und 2007 deutlich verschoben haben. Die 
früheren  Konzepte  reagierten wesentlich  auf  die  Folgen  des  starken  Bevölke‐
rungsrückgangs und zielten auf die Bewahrung einer gesamtstädtischen Identi‐
tät und die Entwicklung einer nachhaltigen Stadtstruktur. Demgegenüber sei in‐
zwischen  eine  „Normalisierung  der  großstädtischen  Entwicklungsperpektive“ 
                                                                     
50  http://www.halle.de/de/Verwaltung/Stadtentwicklung/ISEK‐Halle‐2025/Dokumentationen‐
zu‐d‐07966/Digitale‐Steinschleu‐08334/ (3.5.2016) 
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erfolgt,  sodass  Halle  „erfolgreich  zum  Entwicklungspfad  anderer  deutscher 
Großstädte“ habe aufschließen können (Stadt Halle 2017: 5). 

Dieser  Entwicklungsfad,  der  Halle  von  den  umliegenden,  kleinstädtisch  und 
ländlich  geprägten  Kreisen  trennt,  resultiere  aus  veränderten  demografischen 
Rahmenbedingungen: Bis 2030 wird prognostiziert, dass die Bevölkerungs‐ und 
Geburtenzahl  ebenso  wie  das  Durchschnittsalter  konstant  bleibe  (ebd.:  51f.). 
Halle zeige – mit einiger Verzögerung gegenüber Städten wie Dresden, Leipzig 
oder  Jena – erste Schwarmstadteffekte  (vgl.  Simons 2015: 19) und verzeichne 
einen positiven Einwohnertrend. Dieser Trend, der Halle neben Magdeburg zu 
einer  „Stabilitätsinsel  im  demografischen  Wandel“  in  Sachsen‐Anhalt  mache 
(Stadt Halle 2017: 54), bleibe angesichts der Alterstruktur und des Geburtende‐
fizits  jedoch dauerhaft auf eine positive Wanderungsbilanz angewiesen. Damit 
verschiebe sich der Fokus des Stadtumbauprozesses vom Rückbau hin zu The‐
men  wie  veränderte  Wohnungsnachfrage,  sozialräumliche  Integration  oder 
Stadtreparatur. 

Das ISEK folgt einer Leitbildstrategie. Im Zentrum des Leitbildes stehen die „we‐
sentlichen  Triebkräfte  Kultur,  Wirtschaft  und  Wissenschaft  als  ‚Dreiklang‘“ 
(ebd.:  17).  Dabei  wird  der  gemeinsame  Bereich  von  Wirtschaft  und  Wissen‐
schaft als zentrales Handlungsfeld  identifiziert, um die wirtschaftliche Entwick‐
lung der Stadt zu fördern. Sechs Visionen bestimmen die langfristigen Ziele der 
Stadt:  

 kreativer Kulturmagnet und Kunsthochburg,  

 wachsendes Wirtschaftszentrum in einer starken Metropolregion – Creative 
City in Mitteldeutschland,  

 herausragender Wissenschaftsstandort mit Innovationsexzellenz,  

 lebens‐ und liebenswerte Stadt der kurzen Wege,  

 grünste Großstadt Deutschlands mit globaler Verantwortug sowie  

 traditionsreiches und weltoffenes Bildungszentrum. 

Diese Visionen artikulieren das Selbstverständis Halles. Sie sollen Identität stif‐
ten  sowie  Zusammenhalt  und  Orientierung  bei  den  Akteuren  in  der  Umset‐
zungsphase erzeugen. Von diesen Visionen stellen fast alle Referenzen zur Wis‐
senschaftslandschaft Halles her,  doch  zentral  für die Kooperation mit den  an‐
sässigen  Hochschulen  und  Forschungsinstituten  ist  Halle  als  „herausragender 
Wissenschaftsstandort mit Innovationsexzellenz“. 

Im Anschluss an die Darstellung der wissenschaftlichen Einrichtungen und ihrer 
Potenziale bestimmt es das ISEK als wesentliche Aufgabe, hochqualifizierte Ar‐
beitskräfte,  Existenzgründer  und  Start‐Up‐Unternehmer  zu  halten.  Dabei wird 
die besondere Rolle des weinberg campus,51 des Mitteldeutschen Medienzent‐
rums (MMZ) oder des Designhauses der Kunsthochschule hervorgehoben. Zent‐
ral  sind mithin  die  Stärkung  von Haltefaktoren und die ökonomische Erschlie‐
ßung wissensbasierter  Potenziale.  Eine Weiterentwicklung  der Wissenschafts‐ 
und Hochschullandschaft Halles stelle dafür die Voraussetzung dar.  

                                                                     
51 vgl. oben 8.2.1. Stadträumliche Verdichtung: Der Weinberg Campus 
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Als  Voraussetzungen  dessen  sollen  vermehrt  internationale  Studierende  und 
Wissenschaftler  angeworben,  geistes‐  und  sozialwissenschaftliche  Potenziale 
erschlossen,  attraktiver  und  bezahlbarer  Wohnraum  erhalten  sowie  eine  an‐
sprechende kulturelle  Infrastruktur vorgehalten werden. Die Erschließung wis‐
sensökonomischer Potenziale  soll  primär über die Vernetzung  von Wirtschaft, 
Stadtgesellschaft und Wissenschaft erfolgen. Um dieses Ziel zu erreichen, setze 
die Stadt vor allem auf das strategische Projekt, die unterstützende städtische 
Verwaltungstruktur auszubauen. (Ebd.: 25f.) 

In dem  ISEK‐Themenkapitel  zu Wissenschaft, Technologie und Kreativität wer‐
den diese Zielstellungen wiederholt und durch fachliche Leitlinien und Projekt‐
beispiele  untersetzt.  Eine  besondere  Rolle  kommt  hier  erneut  der  Kooperati‐
onsvereinbarung  zwischen  Stadt  und MLU  zu,  aber  ebenso  der  Nachnutzung 
von Universitätsimmobilien  in der  Innenstadt, dem Ausbau der wissenschaftli‐
chen Infrastruktur, etwa durch Investorensuche für eine Kongresshotel, die Er‐
weiterung  des  weinberg  campus  und  eine  damit  einhergehende  Verzahnung 
mit angrenzenden Stadtbereichen, die  Integration von Wissenschaft und  ihren 
Einrichtungen  in  die  Stadtgesellschaft  sowie  die  regionale  Verflechtung  von 
Wissenschaft und Wirtschaft mit Fokus auf forschungsintensive Cluster. Erkenn‐
bar  wird  dabei,  dass  wesentliche  Ergebnisse  der  Bürgerbeteiligung  in  dieser 
Konzeption aufgenommen worden sind – etwa bei Zielstellungen wie der stär‐
keren  Integration  der Wissenschaft  in  städtische  Angebote  und  Prozesse,  der 
Verbesserung  des  Images  als Wissenschafts‐,  Kultur‐  und Wirtschaftsstandort 
oder dem Erhalt und der Profilierung  identitätsstiftender Wissenschaftseinrch‐
tungen. (Ebd.: 94ff.). 

Im Hinblick auf die Bedeutung wissenschaftlicher Einrichtungen für die Stadt ist 
auch die historische Darstellung der Siedlungsentwicklung und Stadtkultur Hal‐
les bemerkenswert, die dem ISEK 2016 vorangestellt wird. Für die Zeit seit 1990 
fokussiert  diese  –  neben der Beschreibung des  drastischen Wandels  nach der 
Friedlichen Revolution – nahezu ausschließlich auf wissenschaftsbezogene Ent‐
wicklungen. Hervorhoben werden die Erschließung des Technologie‐ und Wis‐
senschaftsparks weinberg  campus,  die  Revitalisierung  des  Universitätsplatzes, 
die  Sanierung  der  Franckeschen  Stiftungen  oder  die  Neubauten  des  Geistes‐ 
und Sozialwissenschaftlichen Zentrums (Steintor‐Campus). Darüber hinaus wer‐
den die positiven Effekte der Studierendenzahlzunahme für die kulturelle, wirt‐
schaftliche und soziodemografische Entwicklung Halles hervorgehoben. (Ebd.: 42) 

Entsprechen  diese  programmatisch  gezeichneten  Bilder  auch  der  Selbstwahr‐
nehmung Halles  durch  seine  Bürger?  Ein  solches  Bild  zeichnet  das  ISEK  2025, 
wenn es behauptet, dass die Wissenschaft  „für das Selbstverständnis der Ein‐
wohnerinnen und Einwohner … von herausragender Bedeutung“ sei (ebd.: 25). 
Die  Verankerung  des  städtischen  Images  lässt  sich  anhand  der  regelmäßigen 
Bürgerbefragungen prüfen. Diese werden seit den 90er  Jahren  im Auftrag der 
Stadt durch das MLU‐Institut für Soziologie durchgeführt, das damit zugleich ei‐
ne zentrale Leistung für die Stadt erbringt.52 

                                                                     
52 Anfangs jährlich, wird die Erhebung seit 1995 alle zwei Jahre durchgeführt. Ziel der Bürger‐
umfrage ist es, dass die Stadt Halle für ihre Arbeit wichtige Informationen zu kommunalen Fra‐
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Es beeindruckt zunächst, dass fast 90 Prozent der Halleschen Bürger.innen der 
die Aussage  völlig oder  zumindest  eher  zutreffend  finden, dass Halle  eine be‐
deutende  Hochschulstadt  sei.  Einen  ähnlich  hohen  Zustimmungsgrad  –  drei 
Viertel der Befragten – findet die Aussage, dass Halle eine Stadt der Kunst und 
Kultur sei. (Harm/Jaeck 2013: 49f.) Insofern lässt sich konstatieren: Das in Ima‐
gekampagnen vermittelte Bild der Stadt findet durchaus ein starkes Echo in der 
Wahrnehmung der Bürger. Im Detail:  

 Die  positive  Bewertung  der  Bedeutung  Halles  als  Hochschulstandort  und 
Kulturstadt  ist schon seit den früheren Bürgerumfragen stabil bzw.  in den ver‐
gangenen  Jahren  stärker  geworden:  2005  stimmten  80  Prozent  der  Einschät‐
zung zu, Halle sei ein bedeutender Hochschulstandort; 67 Prozent teilten diese 
Meinung im Hinblick auf die Rolle als Kulturstadt. Im Jahr 2007 galt dies bereits 
für 86 bzw. 76 Prozent der Stadtbevölkerung. Auch die Bewertung der  städti‐
schen Zukunftsaussichten fällt zunehmend positiver aus: Schätzten diese 2005 
noch  25  Prozent  als  gut  ein,  so  waren  es  2007  bereits  30,5  Prozent.  (Peter‐
mann/Täfler 2006: 51; Petermann 2008: 55) 

 Diese  Tendenz  hat  sich  in  den  letzten  Jahren weiter  verstärkt.  So  gründet 
sich das Image der Stadt aus Bürgersicht vor allem auf Wissenschaft, Kunst und 
Kultur  (Harm/Jaeck  2013:  49f.).  88  Prozent  der  Befragten  stimmten  der  Be‐
schreibung Halles als bedeutende Wissenschafts‐ und Hochschulstadt zu – gut 
die Hälfte der Halleschen Bürger empfanden diese Bewertung als völlig, gut je‐
der vierte als eher zutreffend. Immerhin 74 Prozent sahen dies für die Rolle Hal‐
les als „Stadt der Kultur und Künste“ so. Zugleich ist der Anteil derer, die Halle 
positive Zukunftschancen attestieren, im Vergleich zu 2009 um 6 Prozentpunkte 
von 29,5 auf 35,8 Prozent gestiegen (Harm et al. 2010: 8; Harm/ Jaeck 2013: 10). 

Vermutet werden kann, dass sich die steigende Anerkennung der Stadt als Wis‐
senschafts‐ und Kulturstandort auch der  verstärkten Präsenz der Hochschulen 
und Kultureinrichtungen  in der Öffentlichkeit verdankt  (etwa Lange Nacht der 
Wissenschaft). Dagegen scheinen die Bürger zu einer konträren Einschätzung zu 
gelangen, was  die  daraus  resultierenden  Entwicklungspotenziale  für  Halle  be‐
trifft. Zwar erblicken mehr als drei Viertel der Bürger.innen in ihrer Stadt einen 
mehr  oder  weniger  bedeutenden  Hochschul‐,  Kunst‐  und  Kulturstandort.  Zu‐
gleich aber sehen gerade mal 38 Prozent als attraktiven Standort für neue Un‐
ternehmen;  lediglich  jeder  zehnte  Befragte  stimmt  dieser  Aussage  völlig  zu. 
Ebenso tendiert nur eine ähnlich geringe Zahl dazu, der Stadt gute Zukunftsaus‐
sichten zu attestieren oder in ihrer Bevölkerung leistungs‐ und erfolgsorientier‐
te Menschen zu sehen. (Ebd.) 

8.2.4. Zukunftsstadt-Wettbewerb 

Eine  intensive  Kooperation  zwischen  städtischen  und  Wissenschaftsakteuren 
ergab sich 2015, als das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 

                                                                                                                                                    

gen, wichtigen städtischen Veränderungen und der Zufriedenheit der Halleschen Bürger.innen 
erhält (http://www2.soziologie.uni‐halle.de/publikationen/graureiher.html, 26.4.2016). 
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den  Wettbewerb  „Zukunftsstadt“  ausschrieb.  Wesentlicher  Impulsgeber  war 
hierbei  das  Fraunhofer‐Institut  für Mikrostruktur  von Werkstoffen  und  Syste‐
men IMWS, was nur auf den ersten Blick verwundern mag: Die Fraunhofer‐Ge‐
sellschaft betreibt eine  Initiative  für die  „Stadt  von morgen“,  in der es darum 
geht, „die Zukunft der nachhaltigen, lebenswerten und wandlungsfähigen Stadt 
von morgen voraus zu denken und zu realisieren“.53  

Die Stadt Halle bewarb sich mit der Skizze „Halle.Neu.Stadt 2050: klimaneutral 
– vernetzt – integriert“ und durchlief die erste Auswahlrunde aus 168 Kommu‐
nen erfolgreich. Halle war damit eine von 52 Kommunen in der ersten Wettbe‐
werbsphase. Es folgte die Bewerbung für die zweite Phase, auch hier wieder er‐
folgreich. Zusammen mit 22 weiteren Städten stand Halle dann im Wettbewerb 
um die Teilnahme an der dritten Phase. (Science2public 2018, Stadt Halle 2018) 
Für  diese  wurden  sieben  Städte  ausgewählt.  Dabei  konnte  sich  Halle  nicht 
durchsetzen.54 

In der ersten Phase ab 2015 wurden Ideen gesammelt und Visionen entwickelt. 
Die  Ideenfindung  sollte  offen  und  nicht  reglementiert  erfolgen,  um  kreative 
Prozesse  zu  fördern.  Ideen  und  Visionen wurden  zunächst  unabhängig  davon 
gesammelt, ob, welche und wie diese umsetzbar erscheinen oder nicht. Fragen 
der Umsetzbarkeit  und  Konzeption  fanden  sich  in  der  zweiten Phase  ab  2016 
bearbeitet. Die eigentliche Realisierung ausgewählter und entwickelter Vorha‐
ben hätte schließlich in der dritten Phase erfolgen sollen. (Stadt Halle 2018)  

Die Ausgestaltung des Wettbewerbs zeichnet sich dadurch aus, dass neben Ver‐
waltungs‐  und  Planungsinstanzen  auch  Bürger,  Vereine  und  die Wissenschaft 
eingebunden  sind.  Projektbeteiligte  Wissenschafts‐  und  Hochschuleinrichtun‐
gen sind das erwähnte Fraunhofer‐Institut, die Martin‐Luther‐Universität Halle‐
Wittenberg (MLU), die Leopoldina – Nationale Akademie, die Kunsthochschule 
Burg  Giebichenstein,  das  Institut  für  Strukturpolitik  und Wirtschaftsförderung 
(isw),  science2public  – Gesellschaft  für Wissenschaftskommunikation  e.V.,  die 
Univations  GmbH  –  Institut  für  Wissens‐  und  Technologietransfer  sowie  das 
Zentrum für Sozialforschung Halle (ZSH). (Science2public 2017) 

Neben der Neustadt ist der Weinberg Campus55 zentraler Konzeptionsbestand‐
teil – beide sind unmittelbar benachbart. Die Grundidee bestand darin, die Neu‐
stadt als Wohn‐, Arbeits‐ sowie Bildungs‐ und Forschungsstadtteil zu etablieren. 
Für  letzteres spielte die Einbindung des Weinberg Campus eine zentrale Rolle: 
Die Neustadt  sollte  stärker  als  bislang mit  diesem  sowie dem Stadtteil Heide‐
Süd verknüpft werden. (Science2public 2017) 

Das Konzept der ersten Phase unterteilte sich in vier Labore: das Kommunikati‐
ons‐,  Gründungs‐,  Technologie‐  und  Soziallabor.  Die  Labore  integrierten  Bil‐
dungs‐  und Wissenschaftseinrichtungen  bzw. wurden  unter  deren  Beteiligung 
gestaltet. Das  in Halle‐Neustadt (am Tulpenbrunnen 4) temporär eingerichtete 
sog. Zukunftslabor diente einerseits als Arbeits‐ und Besprechungsort der Pro‐

                                                                     
53 https://www.morgenstadt.de/ (1.11.2018) 
54 https://www.wettbewerb‐zukunftsstadt.de/ (6.11.2018) 
55 s.o. 8.2.1. Stadträumliche Verdichtung: Der Weinberg Campus 
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jektbeteiligten. Anderseits war es Anlauf‐ und Treffpunkt für den Austausch mit 
den Anwohner.innen bzw. interessierten Bürgern. (Stadt Halle 2016: 6, 11)  

Die Leopoldina lobte 2015 den Wettbewerb „Wie wollen Hallenser im Jahr 2040 
gesund,  mobil  und  klug  in  ihrer  Stadt  leben?“  aus,  dessen  Einreichungen  zur 
Langen Nacht  der Wissenschaften  2015  vorgestellt wurden. Unter  den  einge‐
reichten  Konzepten  fanden  sich  auch  vergleichsweise  provokative,  wie  jene, 
den Stadtteil Neustadt  leerzuziehen und mit seinen Bewohnern den Leerstand 
in  anderen  Stadtteilen  auszugleichen.  Geschaffen  werden  könne  so  ein  The‐
menpark  Halle‐Neustadt,  der  eine  Mischung  aus  Denkmal  zu  industriellem 
Wohnungsbau und Naturpark bilden könne. (MZ‐web 27.6.2015)  

Das  Fraunhofer‐Institut  forschte  im  Rahmen  des  Zukunftsstadt‐Projekts  dazu, 
wie die energetische Gestaltung  in Halle‐Neustadt 2050 aussehen könnte. Da‐
bei  waren  die  Fragen  nicht  auf  schlichte  Energieeffizienz  begrenzt.  Vielmehr 
ging es darum, wie eine energieschonende, umweltgerechte und  soziale Neu‐
stadt aussehen kann. Das IMWS koppelte die Themen Energie, Bauen und Mo‐
bilität im sog. Technologielabor – eines der vier Teillabore. Nachgedacht wurde 
u.a. darüber, wie der Nahverkehr verbessert bzw. Anbindungen optimiert wer‐
den können. Zwar sei der Weinberg Campus an das Straßenbahn‐ und Busnetz 
angeschlossen,  dennoch  seien  die Wege  auf  dem weitläufigen Areal  oft weit. 
Denkbar wären hier Zubringer mit  kleinen Bussen, e‐Bikes oder autonom  fah‐
renden Autos (Norman Klüber vom Fraunhofer IMWS in MZ‐web 19.3.2016).  

Eine  andere  Idee  in  Richtung  klimaneutraler,  ökologischer  Verfahren  bestand 
darin, Mietern in der Neustadt Elektrofahrzeuge zur gemeinsamen Nutzung zur 
Verfügung stellen. Dies könnte in einer Kooperation zwischen Fraunhofer IMWS 
und einer halleschen Wohnungsbaugesellschaft vorangetrieben werden. Weite‐
re Themen, die im Technologielabor aufgeworfen und diskutiert wurden, betra‐
fen  die  energetische  Sanierung  von  Gebäuden  oder  das Wassermanagement 
der  Neustadt.  Letzteres  meint  vor  allem  die  ständig  laufenden  Pumpen  zur 
Grundwasserabsenkung, ohne die der Stadtteil nicht bewohnbar wäre. Zu die‐
sem Thema war auch das Institut für Hydrologie und Meteorologie der TU Dres‐
den in das Zukunftsstadtprojekt eingebunden. (MZ‐web 15.9.2015) 

Diese und zahlreiche weitere Themen und Visionen wurden kooperativ entwi‐
ckelt:  Zahlreiche Beteiligungsformate  bezogen  Schüler.innen  (Schul‐AGs),  Stu‐
dierende (Seminarreihe an der MLU), Bewohner.innen und generell interessier‐
te  Personen  ein.  Eine Online‐Bürgerumfrage  bot  die Möglichkeit,  über  entwi‐
ckelte  Thesen  abzustimmen,  Schwerpunkte  zu  setzen  und  neue  Ideen  einzu‐
bringen. (Stadt Halle 2016: 6, 20‐36) Aus den Einzelideen wurden fünf Visionen 
skizziert (Stadt Halle 2016: 42f.):  

 Neustadt wird Bildungshochburg: Die Schulen der Neustadt  sollen  „zu den 
am besten ausgestatteten Schulen der Stadt“ werden. Die Schulen bzw. die zu 
entwickelnden Campus fungieren als Lern‐, Begegnung‐ und Integrationsort. Als 
zentrales Vorhaben geht es dabei um die Entwicklung des Schulkomplexes Kas‐
tanienallee in der südlichen Neustadt, an dem sich verschiedene Generationen 
treffen und eine Schnittstelle zwischen Bewohnern bzw. Bürgern, Wissenschaft 
und Wirtschaft entstehen sollen.  
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 Innovationsquartier  für  nachhaltige  Mobilität:  Die  Neustadt  avanciert  zur 
multimodalen Verkehrsdrehscheibe. Dazu zählen der Ausbau des lokalen ÖPNV 
sowie die direkte Anbindung an die Region. Kostenloser Nahverkehr und Statio‐
nen, die verschiedene Mobilitätangebote kombinieren, sind ebenso Teil dieser 
Vision wie der Ausbau des Car‐Sharing oder Autonomes Quartiershuttle.  

 kreatives Quartier für partizipatives und engagiertes Leben: „Ein lebendiges 
Quartier stiftet interkulturelle Identität, fördert Teilhabe, Aneignung und Über‐
nahme von Verantwortung. Neustadt setzt zudem künstlerisch neue Maßstäbe. 
Kunstprojekte  und  Gemeinschaftsgärten  werden  Keimzellen/Auslöser  für  ge‐
meinsames  Handeln  zwischen  BewohnerInnen,  Wohnungsunternehmen  und 
Verwaltung.“ Konkret sollen Wandgestaltungen als Kommunikationsinstrument 
dienen,  indem  sie  Lebenswelten widerspiegeln, Geschichten  erzählen,  so  zum 
Austausch animieren und Identifikation fördern.  

 Makerspace:  2050  sind  die  Bewohner.innen  der  Neustadt,  so  die  Vision, 
Konsumenten und Produzenten zugleich. Wohn‐ und Arbeitsort werden weitge‐
hend nicht mehr getrennt, alle Bürger engagieren sich in irgendeiner Form (Ini‐
tiative, Verein, Projekt), und auch Unternehmen gestalten neben dem Arbeits‐ 
auch  den  Lebensraum  Neustadt.  Kollaboratives  Wirtschaften  und  regionale 
Wertschöpfung prägen die Unternehmen, Kreative und Start‐Ups. Die Neustadt 
ist  gründungsstark  und mit  den  Einrichtungen  des Weinbergcampus  vernetzt, 
was Innovationen fördert.  

 Inkubator  für neue Wohnformen und nachhaltige  Lebensstile: Hierbei  geht 
es um nachhaltiges und flexibles Wohnen im Innovationsquartier. „Die ... Groß‐
wohnsiedlung  bietet  in  Zukunft  eine  große  Vielfalt  an  individuellen,  familien‐ 
und altengerechten Wohnungstypen. Alle Gebäude sind barrierefrei und verfü‐
gen über Gemeinschaftsräume sowie individuell nutzbare und gestaltbare Frei‐
flächen und Gärten, Balkone, Anbauten.“ Gekennzeichnet durch Urbanität, aus‐
geprägtes Sozialleben und  lebendige Nachbarschaften wird Halle Neustadt  für 
Studierende,  Wissenschaftler.innen  und  internationale  Gäste  des  Weinberg 
Campus als Wohn‐ und Besuchsort attraktiver.  

Für das Thema der nachhaltigen Mobilität sollte ein gesonderter Antrag im Rah‐
men des BMBF‐Programms „Leitinitiative Zukunftsstadt“ gestellt werden – die‐
ses Thema sollte also kein Gegenstand der Bewerbung für die zweite Wettbe‐
werbsphase sein. Da das Thema „energetische Effizienz” in der ersten Phase zu‐
dem – nicht zuletzt wegen des bereits erreichten hohen Standards – keine gro‐
ße  Rolle  gespielt  hat,  rückte  der  Aspekt  der  Klimaneutralität  für  die  zwei‐
te Projektphase  in  den  Hintergrund.  Entsprechend wurde  die  Leitvision  ange‐
passt: „halle.neu.stadt 2050 vernetzt –  integriert – transformiert“ (zuvor: „hal‐
le.neu.stadt 2050: klimaneutral – vernetzt – integriert“). (Stadt Halle 2016a: 4)  

Die Ideen, Ziele und Aktivitäten der zweiten Phase teilten sich in drei Aktionsfel‐
der.  Im ersten Aktionsfeld „neu.stadt.campus – TeSD (Technologisch – Sozial – 
Digital)  –  Neustadt  wird  Bildungshochburg  und  Treffpunkt  von Mensch‐Wirt‐
schaft‐Wissenschaft“ sollte es vordergründig um die Entwicklung des Schulkom‐
plexes Kastanienallee zum Quartierscampus – technologisch‐sozial‐digital – ge‐
hen. Dafür sollte ein Pädagogisches Konzept für die Schulen des Campus Kasta‐
nienallee (Grundschule, Gemeinschaftsschule, Christian‐Wolff‐Gymnasium) ent‐
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wickelt werden. Angestrebt wurde die Förderung des Miteinanders von Kindern 
verschiedener Nationalitäten, Konfessionen und/oder sozialer Voraussetzungen 
incl. Öffnung der Schulen  ins Quartier  (Erwachsenenbildung, gesellschaftliches 
Engagement). Die Heranwachsenden sollten darin unterstützt werden, „ein to‐
leranter, selbstbewusster, verantwortungsvoller Mensch zu werden“ (Science2‐
public 2018e: 1). Zu den Instrumenten zählten die vorschulische Bildung, unter‐
stützende  Berufsorientierung,  Elternberatung,  Sprachunterricht,  gemeinsames 
Essen,  Feste und Wettbewerbe,  individualisierter Unterricht,  Therapieangebo‐
te.  Das  Konzept  „Makerspace“  sah  eine  offene  (Bildungs‐)Werkstatt  vor,  die 
den  Austausch  zwischen  Schülern,  Bürger.innen, Wissenschaft  und Wirtschaft 
sowie  Kompetenzen  im  naturwissenschaftlich‐technischen  Bereich  fördert. 
(Science2public 2018a; 2018d; 2018e)  

Hinsichtlich Konzeption, Planung und Beratung wurde die Wissenschaft im Akti‐
onsfeld 1 wie folgt eingebunden:  

 Machbarkeitsprüfung  der  Vision  „Neustadt wird  Bildungshochburg“  in  Be‐
zug auf ein realisierbares Angebots‐ und Umsetzungskonzept; 

 Initiierung und Ausbau von Kooperationen mit den Einrichtungen des Wein‐
berg Campus, um den Campus als einen Ort zu gestalten, an dem Wissen‐
schaft, Wirtschaft und berufliche Praxis verknüpft werden; 

 Entwicklung eines Konzepts für eine Außenstelle des Weinberg Campus auf 
dem Quartierscampus Kastanienallee in Zusammenarbeit mit Wissenschaft‐
ler.innen; 

 Entwicklung  eines  „Makerspace“  am  Weinberg  Campus,  die  den  Kontakt 
zwischen Wissenschaftler.innen, Bewohnern und Schülern ermöglicht; 

 Begleitung  der  Konzeptions‐  und  Planungsarbeiten  durch  einen,  auch mit 
Wissenschaftlern besetzten, Beirat. 

Überschrieben  mit  „frei.raum.mit.gestalten  –  Neustadt  wird  zum  kreativen 
Quartier für partizipatives und engagiertes Leben“ widmete sich das zweite Ak‐
tionsfeld neuartiger Beteiligungsformate für die Bürger.innen. Im Fokus standen 
dabei der interkulturelle Dialog zwischen Deutschen und Ausländern einerseits 
sowie  die  soziale  Integration  eher  beteiligungsferner  Bevölkerungsteile  (Mi‐
granten, einkommensschwache Familien/deren Kinder, Alleinerziehende …) an‐
dererseits.  Erarbeitet  werden  sollten  Handlungsempfehlungen  zur  kreativen 
Stadtentwicklung  in Großsiedlungen, die auch anderorts anwendbar sind.  (Sci‐
ence2public 2018b; 2018d) Auch  im zweiten Aktionsfeld wurden Hochschulen 
und Wissenschaft in die Konzeption, Planung und Beratung eingebunden: 

 Konzeptwerkstatt  des  Designhauses  der  Kunsthochschule  Burg  Giebichen‐
stein; 

 Erprobung von medialen Formaten zur besseren Erfahrbarkeit der Themen 
für die Bewohner.innen durch das Department Medien‐ und Kommunikati‐
onswissenschaften der Universität Halle; die Formate werden unter Beteili‐
gung des Departments sowie der Freiraumgalerie (auch hier sind zahlreiche 
Studierende  aktiv)  umgesetzt  und  u.a.  durch  Ulrich  Reimkasten  von  der 
Burg Giebichenstein Kunsthochschule Halle unterstützt; 
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 fachliche  Koordination  durch  science2public  –  Gesellschaft  für  Wissen‐
schaftskommunikation; 

 wissenschaftliche  Begleitung  durch  das  Zentrum  für  Sozialforschung  Halle 
(ZSH). 

Das dritte Aktionsfeld „Innovationsquartier – In Neustadt entsteht ein Inkubator 
für neues Wohnen und  lokale Ökonomie“ stellte darauf ab, die bislang weitge‐
hend monostrukturellen Wohnquartiere in Halle‐Neustadt funktional, architek‐
tonisch  und  sozial  heterogener  zu  gestalten  und  damit  die  Lebensqualität  zu 
steigern. Nicht zuletzt sollte die Attraktivität als Wohnstandort für Studierende 
und Wissenschaftler.innen  gesteigert  werden.  Dafür  sollten  gezielt  Bedingun‐
gen und Möglichkeiten zur  funktionalen Heterogenisierung über Ansiedlungen 
von  Händlern  und  Dienstleistungsanbietern  sowie  Gründer  und  sonstige  Ge‐
schäftspioniere ausgelotet werden. (Science2public 2018c; 2018d) 

Hochschulen  und  Forschungsinstitute  waren wie  folgt  in  die  Konzeption,  Pla‐
nung und Beratung des Aktionsfelds 3 eingebunden:  

 wissenschaftliche Analyse des Makerspace‐Ansatzes  und Prüfung  von des‐
sen Übertragbarkeit; 

 Ausgründungsförderung durch das Technologie‐ und Gründerzentrum (TGZ) 
auf dem Weinberg Campus; 

 studentischer  Ideenwettbewerb  „Wohnen,  Arbeiten  und  Leben  in  der  Zu‐
kunftsstadt halle.neu.stadt.2050“ (im Sommersemester 2017), an dem ver‐
schiedene Hochschulen beteiligt waren und dessen Abschluss eine Ergebnis‐
ausstellung sowie Preisverleihung incl. Ausstellung der Ergebnisse im techni‐
schen Rathaus der Stadt Halle im Dezember 2017 umfasste;56 

 Geschäftsideen‐Aufruf,  der  auf  die  Sammlung  von  Ideen  zum  „lebendigen 
Miteinander  von  Arbeit,  Wohnen  und  Leben“  in  der  Neustadt  und  dem 
Weinberg Campus zielte. Der Aufruf wurde im Frühjahr 2018 online gestellt; 
die eingereichten Ideen wurden in einer Konzeptwerkstatt mit Studierenden 
der Burg Giebichenstein weiterentwickelt (Science2public 2018c: 2);  

 generelle Unterstützung und Beratung durch Wissenschaftler.innen  in den 
Fachteams. 

Weitere Aktivitäten in der zweiten Phase mit Einbindung der Wissenschaft wa‐
ren (Auswahl): 

 Juni 2017, Filmnacht: Filme, die im Rahmen des sog. FilmLab durch Studie‐
rende  des  Masterstudiengangs  „Multimedia  und  Autorenschaft“  (MuK, 
MLU) entstanden sind, wurden präsentiert; 

 15.6.2017, Besuchstour zum Stand der  Ideen und Planungen der Zukunfts‐
stadt für Bürger.innen; dabei u.a. Schüleraktion „Plastikpiraten“, bei der un‐
ter Leitung der MLU‐Physik‐Didaktik und dem WissenschaftsCampus Pflan‐
zenbasierte  Bioökonomie  sowie  Greenpeace  Proben  zur  Plastikbelastung 
der Saale entnommen, untersucht und in Neustadt vorgestellt wurden; 

 16.6.2017, Fachforum „Morgenstadt – Zukunftsstadt“ im Fraunhofer IMWS; 

                                                                     
56 https://halle.neu.stadt‐2050.de/phase2/aktuelles/studentischer‐ideenwettbewerb (30.10. 
2018) 
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 Schülerumfrage an den Schulen des Campus Kastanienallee, um Informatio‐
nen  zu den Beziehungen unter den Schulen  zu erhalten,  sowie  zu Vorstel‐
lungen bezüglich der Gestaltung eines Gebäudes, das die Schulen miteinan‐
der verbinden soll; 

 Oktober 2017 bis Januar 2018, Projekt „Stadt. Raum. Wandel“ des Studien‐
gangs  Industriedesign  der  Burg  Giebichenstein,  der  sich  mit  Gestaltungs‐
Strategien für Städte im Umbruch am Beispiel Halle‐Neustadts befasste: 

„Wir werden Impulse der jüngsten Initiativen aus ‚halle.neu.stadt 2050‘ aufneh‐
men und in Kontakt mit lokalen Akteuren weiterdenken. Als Projektraum bezie‐
hen wir  in Halle‐Neustadt ein  Ladenlokal,  in dem und aus dem heraus wir die 
Vertiefungen in konkreten räumlich‐atmosphärisch‐kommunikativen Settings er‐
fahrbar und diskutierbar machen wollen.“ 

Neben Workshops und Präsentationen fanden auch studentische Expeditio‐
nen in Städte statt, die ebenso ausgeprägte Transformationsprozesse durch‐
laufen wie die Neustadt. Die Studierenden reisten nach Liverpool, Potsdam, 
Chemnitz, Gračanica (Kosovo) und ins Ruhrgebiet.57  

 ab  März  2018  Urban‐gardening‐Pojekt  „Garten  der  Kulturen“:  Neben  der 
Sekundarschule  „Heinrich Heine“ wurde und wird eine Brachfläche  für ein 
Garten‐, Bildungs‐ und Bürgerbeteiligungsprojekt genutzt. Die vom kommu‐
nalen Wohnungsunternehmen GWG kostenfrei zur Verfügung gestellte Flä‐
che  wird  durch  Schüler.innen  bewirtschaftet,  steht  darüber  hinaus  aber 
auch Bürger.innen offen, die sich beteiligen wollen. Wie groß das Interesse 
an letzterem ist und welche Ideen und Wünsche die Anwohner für den Gar‐
ten sowie für ihr Quartier bzw. die Neustadt haben, hat die Universität Halle 
(Institut für Soziologie unter Leitung von Reinhold Sackmann) im Rahmen ei‐
ner  Befragung  untersucht  (Frühjahr  2018).  Von  den  versendeten  Fragebö‐
gen kamen ca. 30 Prozent zurück – eine deutlich über dem Durchschnitt lie‐
gende Quote und somit Indiz einer hohen Partizipationsbereitschaft der Be‐
wohner.innen. (MZ‐web 13.3.2018) 

 April 2018 bis Frühjahr 2019, Land Art‐Projekt „Diversität und Vernetzung”: 
Mit der Frage, wie der Weinberg Campus mit der Neustadt verknüpft wer‐
den kann, befasst sich eine Freiluft‐Ausstellung, die Baumgruppen mit ver‐
schieden farbigen Ummantelungen zeigt. „Mit der Aktivität wird ein wissen‐
schaftsbezogenes Thema sozusagen in den Lebensraum und in die Natur ge‐
tragen“, meint der federführende Peter Wycisk vom MLU‐Fachbereich Hyd‐
ro‐  und  Umweltgeologie.  Die  Vernetzung  zwischen  den  Stadtteilen  wird 
durch  farbige  Textilbänder  an  Laternenmasten  symbolisiert.  „Sie  sollen 
mögliche Wege der Vernetzung zwischen dem Wissenschaftsstandort Wein‐
berg  Campus  und  dem  Wohnumfeld  von  Halle‐Neustadt  aufzeigen.“  Das 
Projekt  wurde mit  Unterstützung  des  Helmholtz‐Zentrums  für  Umweltfor‐
schung  (UFZ),  science2public  e.V.  und  dem  Fraunhofer  IMWS  umgesetzt. 
(MLU‐Pressestelle 2018)58  

                                                                     
57 http://campus.burg‐halle.de/id‐neuwerk/stadtraumwandel (28.10.2018) 
58  Informationen  bzw.  Dialog  zum  Projekt  auf  der  Projektseite  unter  https://halle.neu.stadt‐
2050.de/ sowie hallegestalten.de (28.10.2018) 
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Aktionsfeldübergreifend  spielte  eine  stärkere  Verzahnung  zwischen  der  Neu‐
stadt  und  dem  Weinbergcampus  eine  große  Rolle  im  Zukunftsstadtprojekt. 
Fraunhofer‐Direktor  Ralf  Wehrspon  sieht  diesbezüglich  auch  die  künftig  von 
Neustadt bis nach Leipzig verkehrende S‐Bahn als einen wichtigen Faktor. Am 
Fraunhofer  IMWS  pendelten  ca.  ein  Drittel  der  Beschäftigten  zwischen  Halle 
und Leipzig. Da  stelle  sich die  Frage, wie der Bahnhof genutzt werden könne. 
Vorstellbar wäre der  (Test‐)Betrieb eines autonom  fahrenden Busses, der den 
Bahnhof Neustadt mit dem Weinberg Campus verbindet. (MZ‐web 13.9.2017)  

Die Ergebnisse der zweiten Phase wurden auf einer Ergebniskonferenz im April 
2018 vorgestellt und die Konzepte aus den Aktionsfeldern auf  Ihre Kombinier‐ 
bzw. Vereinbarkeit hin geprüft. Dabei wurde Bildung als zentrales Querschnitts‐
thema identifiziert. (Steinhart/Matheis o.J.) 

Als  sog.  Ankerprojekt  innerhalb  des  Antrags  für  die  dritte  Phase  diente  der 
Schulcampus  Kastanienallee,  der  unter  dem Namen  „neu.stadt.campus“  reali‐
siert werden  sollte.  Dabei war  die Wissenschaft  – wie  in  den  bisherigen  zwei 
Phasen – an verschiedenen Punkten eingebunden. So sollten in Kooperation mit 
den Erziehungswissenschaften der Universität das pädagogische Konzept erar‐
beitet und das „Makerspace“‐Konzept in Zusammenarbeit mit dem Fraunhofer 
IMWS umgesetzt werden. Letzteres sollte die wissenschaftliche und technische 
Betreuung  des  „Makerspace“  übernehmen.  Am  neuen  Bildungscampus  (incl. 
„Makerspace“) war geplant, „unterschiedliche Werkstatt‐ und Forschungsberei‐
che,  audiovisuelle  Studios,  offene  Ateliers,  eine  Gründerschule  und  ein Quar‐
tiersraum miteinander“ zu vereinen. „Es sollen neue Räume im Ganztag für die 
Schulen, vielfältige Beratungsangebote und Trainings, niedrigschwellige Begeg‐
nungen sowie Versammlungsorte für Quartiersfeste und schulische Höhepunk‐
te für die gesamte Bevölkerung im Quartier entstehen.“ (science2public 2018h) 

8.3. Magdeburg 

Magdeburg  ist  Landeshauptstadt  und  zweitgrößte  Stadt  Sachsen‐Anhalts.  Der 
Strukturwandel seit 1990 hat auch dort deutliche Spuren hinterlassen. Infolge‐
dessen  veränderte  sich  das Wirtschaftsprofil  der  Stadt  in  den  1990er  Jahren 
stark:  „Die ehemalige Dominanz der Großbetriebe des Schwermaschinen‐ und 
Anlagenbaus hat sich in eine breite Branchenvielfalt ohne Schwerpunkt gewan‐
delt.“59  Dennoch  gehört  der  Maschinenbau,  neben  Umwelttechnologie  und 
Kreislaufwirtschaft, Logistik sowie Gesundheitswirtschaft, auch weiterhin zu den 
wichtigen Branchen der Stadt.60 

Entwicklungspotenziale bestehen beim Außenimage Magdeburgs. In Brandmey‐
ers Stadtmarken‐Monitor der 50 größten deutschen Städte belegt Magdeburg 
Platz 33 von 50 (zum Vergleich: Halle belegt Platz 42, Rostock 19, Erfurt 22 und 
Leipzig  Platz  13).  Vom  erreichten  Wert  her  liegt  Magdeburg  im  Mittelfeld. 

                                                                     
59  IBA‐Bewerbung der  Stadt Magdeburg,  in:  Slg. Bauhaus Dessau,  Bestand  IBA‐Büro, Ordner: 
Magdeburg, Grundlagen: „Bewerbung“, S. 2f. 
60 http://www.magdeburg.de/Start/Wirtschaft‐Arbeit/Schwerpunktbranchen (16.9.2013) 
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(Brandmeyer  2015:  9)  Erfasst  wird  in  diesem Monitor  die Wahrnehmung  der 
Städte durch einen  repräsentativen Bevölkerungsquerschnitt.  Es wird der Ruf, 
die  Anziehungskraft  und  die  Attraktivität  der  einbezogenen  Städte  ermittelt. 
(Ebd.: 2) Gegenstand sind also subjektive Einschätzungen, nicht objektive Leis‐
tungen oder Potenziale. 

Dagegen erhebt der Prognos‐Zukunftsatlas den Anspruch, objektive Daten aus‐
zuwerten. Folgt man seinen Ergebnissen, so verfügt Magdeburg über eine ver‐
gleichsweise geringe Innovationsfähigkeit.  In der Kategorie „Wettbewerb & In‐
novation“  belegt  es  Platz  320  von  402  Kreisen  und  kreisfreien  Städten  in 
Deutschland.  In  der  Gesamtwertung  wird  Platz  281  erreicht.  Damit  wird  der 
Stadt ein „ausgeglichener Chancen‐Risiko‐Mix“ hinsichtlich ihrer Zukunftsfähig‐
keit attestiert.61  

Die  insgesamt  ca. 18.650 Studierenden der beiden Magdeburger Hochschulen 
entsprechen etwa acht Prozent der Stadteinwohnerschaft (derzeit ca. 232.000). 
Die  Zahl  der  Hochschulangehörigen  incl. Mitarbeiter.innen  entspricht  elf  Pro‐
zent der Stadteinwohnerschaft. 

Übersicht 23: Angehörige der Hochschulen in Magdeburg (2014) 

 
Personal 
gesamt 

wiss. 
Personal 

Studie‐
rende 

HS‐Angehörige 
gesamt 

Hochschulangehörige 
pro 100 Einwohner 

OVGU  6.564  2.643  14.263  20.827 
11,1 

HS MD‐SDL*  555  356  4.378  4.933 

* nur Standort Magdeburg 

Quellen: StatBA (2015a, 2015c); eigene Berechnungen  

Unbekannt ist, wie viele der Mitarbeiter.innen und insbesondere der insgesamt 
18.650  Studierenden  tatsächlich  in  Magdeburg  wohnen.  Schätzungen  gehen 
von  etwa  17.000  Studierenden  aus  (Gerdes  2010:  15).  Eine  Bürgerbefragung 
lässt erkennen, dass die Studierenden  im Vergleich zu anderen Statusgruppen 
weniger  gern  in  der  Stadt  wohnen  (37  Prozent  beantworten  diese  Frage mit 
„teils/teils“  oder  „ungern“)  –  oder  positiv  gewendet:  Die  Wohnzufriedenheit 
nimmt in Magdeburg mit dem Alter zu (ebd.: 70). 

8.3.1. Stadträumliche Verdichtung: Wissenschaftsquartier62 

Universität  und  Stadt  agieren  gemeinsam  bei  der  Umsetzung  baulicher Maß‐
nahmen. Das zentrale Projekt hierbei war längere Zeit der Wissenschaftshafen, 
der über wechselnde Förderprojekte vorangetrieben wurde. Basis  ist ein alter, 
in  unmittelbarer  Nähe  des  Universitätscampus  gelegener  Handelshafen.  Der 
Wissenschaftshafen ist Kernstück und wesentlicher Promotor des weiträumiger 
angelegten Projekts, ein Wissenschaftsquartier zu entwickeln. Dessen Die Ent‐

                                                                     
61  Gesamtkarte  2013  (interaktiv)  des  Prognos‐Zukunftsatlas  2013,  http://www.prognos.com/ 
zukunftsatlas/13 (12.10. 2013) 
62 Mitautor: Uwe Grelak 
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wicklung  ist  der  städtebauliche  Kern  des  Versuchs,  Magdeburg  als  Wissen‐
schaftsstadt zu etablieren. Das langfristige Projekt, eine solches Wissenschafts‐
quartier  zu  entwickeln,  wurde  erneut  im  aktuellen  Stadtentwicklungsonzept 
festgeschrieben:  „Die  Entwicklung  des  Wissenschaftshafens  ist  ein  zentrales 
Projekt  der  Stadt.  Hier  soll  ein Wissenschaftsquartier  entstehen,  in  dem  For‐
schungseinrichtungen  und  technologieorientierte  Unternehmen  angesiedelt 
werden.“ (Landeshauptstadt Magdeburg 2013: 40) 

Der Umnutzungsprozess hatte bereits  in den 1990er  Jahren begonnen, war  in 
das  Programm  „Urban  21“  als  ein  Projekt  eingebunden  worden63  und  wurde 
schließlich  zum  IBA‐Thema.64  Zugleich  seien  „die  Begehrlichkeiten  auf  dieser 
Fläche“  in  Richtung Wohnungsbau  und  Büroimmobilien  sehr  groß  gewesen,65 
während die Stadt diesen Bereich einer anderen Nutzung zuführen wollte: 

„Wir haben gesagt, das  ist eigentlich die potenzielle Erweiterungsfläche für die 
Universität  und  für  die  wissenschaftlichen  Institute.  Es  sollten  da  attraktive 
Standorte  geschaffen  werden,  die  auch  international  wettbewerbsfähig  sind, 
und insofern hatte das Ganze auch eine Schutzfunktion, um diese Bereiche von 
konkurrierenden Nutzungen frei zu halten.“66 

Im  Verlaufe  der  IBA  Stadtumbau  (2002‒2010) wurde  der Wissenschaftshafen 
schließlich zum Schwerpunkt‐Projekt erklärt und eine gezielte Entwicklung der 
Flächen forciert.67  

In unmittelbarer Nähe zum Wissenschaftshafen befinden sich folgende Wissen‐
schaftseinrichtungen: 

 Otto‐von‐Guericke‐Universität Magdeburg 

 Fraunhofer Institut für Fabrikbetrieb‐ und Automatisierung (IFF) 

 Max‐Planck‐Institut für die Dynamik komplexer technischer Systeme 

 Experimentelle Fabrik der Otto‐von‐Guericke Universität 

 diverse Einrichtungen und Firmen  im Bereich anwendungsorientierter  For‐
schung und Beratung, z.B. RFID‐Technik, Entwicklung von Softwarelösungen 
(KGE 2009: 15). 

Auf dem Areal des Wissenschaftshafens befand sich ein alter Speicher, der  im 
Rahmen der IBA zur „Denkfabrik“ umgebaut wurde. Geplant war dabei „ein Mix 
aus Schulungszentrum, Kreativbüros, Freizeitangeboten (Fitness) und Wohnen“, 
wobei ein konkreter Mieter oder Interessent für das Gesamtprojekt oder Einzel‐

                                                                     
63  Im Rahmen  von  „Urban 21“ wurden  insgesamt 32,4 Millionen Euro  an Magdeburg  ausge‐
zahlt, von denen 15,7 Millionen Euro in das Projekt Handelshafen investiert wurden (Winkler 
2015: 88). 
64 Interview Liane Radike, Abteilungsleitern Vorbereitende Bauleitplanung Magdeburg, Lei‐
terin der IBA‐Stabsstelle, 3.7.2012 
65  Interview  Judith  MacKay,  amtierende  Sachgebietsleiterin  Landschafts‐  und  Freiraumpla‐
nung/ Metropolregion Magdeburg, Projektentwicklung Wissenschaftshafen, 3.7.2012 
66 ebd. 
67 Protokoll der Sitzung des IBA‐Lenkungsausschuss am 12. Dezember 2007 in Magdeburg, in: 
Slg. Bauhaus Dessau, Bestand IBA‐Büro, Loseblattsammlung, S. 7 
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flächen zu Beginn noch nicht feststand.68 Umgesetzt wurde schließlich ein Büro‐
gebäude mit Labornutzung für chemisch, physikalisch bzw. technisch arbeiten‐
de Unternehmen und Forschungseinrichtungen. Erhofft wurden Synergieeffekte 
durch eine gemeinschaftliche Nutzung von Seminar‐ und Tagungsräumen. (LM S 
2010d: 14f.) Eröffnet wurde die Denkfabrik  im Dezember 2007. Sie  ist mittler‐
weile  vollständig  ausgelastet,  verfügt  über  ein  Restaurant mit  Elbblickterasse, 
und kleine Unternehmen der FuE haben sich hier niedergelassen.69 

Vorbilder  für den Wissenschaftshafen  seien Projekte wie der Berliner Wissen‐
schaftsstandort  Adlershof  oder  die  North  Carolina  City  University  gewesen70 
(die beide allerdings deutlich größer sind). Magdeburg beteiligte sich mit dem 
Wissenschaftshafen am EU‐Austauschprojekt Restructuring Districts into Scien‐
ce  Quarters  (REDIS),  das  die  Entwicklung  von  Wissensquartieren  in  europäi‐
schen Städten fördern will (LM S 2010a: 12).71 Im Rahmen von REDIS wurde die 
Frage bearbeitet, „wie stadträumliche Qualitäten die Entfaltung wissensbasier‐
ter  Ökonomien  als  einer  Säule  zukunftsorientierter  städtischer  Wirtschaften 
fördern können“ (Stein 2010: 556). 

Eine Herausforderung stellte es dar, dass das Gelände des Wissenschaftshafens 
nur wenig mit dem Umfeld verknüpft war (und ist). In einer grundlegenden Re‐
cherche wurde  festgestellt, dass  „eine  fußläufige Verbindung mit den angren‐
zenden  Stadtgebieten  …  nur  an  wenigen  Kreuzungspunkten  möglich“  sei.  Es 
fehle bisher „eine attraktive fußläufige oder Radwegverbindung zwischen dem 
Universitätsgelände  und  dem  Hafenareal“.72  Die  Frage  der  Erreichbarkeit  sei 
„noch nicht gelöst“.73 Doch hänge die „positive Entwicklung an der Frage, wie 
die Menschen und wissenschaftlichen Einrichtungen in den Hafen ‚gelockt‘ wer‐
den können“.74  

Durch  die  städtebauliche  und  freiräumliche  Vernetzung  des Wissenschaftsha‐
fens mit dem Universitätscampus  soll  schließlich ein  „urbanes, modernes und 
zusammenhängendes Wissenschaftsquartier mit Anbindung an die Elbe“ entste‐
hen (Puchta 2011: 98). Auf dem Gesamtgelände – von dem der Wissenschafts‐
hafen nur einen Teil bildet – sind inzwischen verschiedene Einrichtungen ange‐
siedelt: 

                                                                     
68 Büro für urbane Projekte im Auftrag der Landeshauptstadt Magdeburg, 08.07.2005, in: Slg. 
Bauhaus  Dessau,  Bestand  IBA‐Büro,  Ordner:  Magdeburg,  Jahresakte  Feb. 2003  –  Dez. 2005: 
„Konzepte/Texte“, S. 3 
69 Interview Judith MacKay und Liane Radike, 3.7.2012 
70  Bericht  des  Evaluationsgesprächs  der  IBA‐Stadt Magdeburg  am  01. Oktober  2008,  in:  Slg. 
Bauhaus Dessau, Bestand IBA‐Büro, Ordner: Magdeburg, Grundlagen: „Ergebnisse Evaluation“, 
S. 1 
71 Andere teilnehmende Städte waren u.a. Newcastle (Großbritannien), Bialystok (Polen), Ams‐
terdam (Niederlande) und Halle (Saale) 
72 ebd., S. 2 
73 ebd., S. 4 
74 Bericht des Evaluationsgesprächs der IBA‐Stadt Magdeburg am 31. August 2005, in: Slg. Bau‐
haus  Dessau,  Bestand  IBA‐Büro,  Ordner:  Magdeburg,  Grundlagen:  „Ergebnisse  Evaluation“, 
S. 33 
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 das  Virtuelle  Entwicklungs‐  und  Trainingszentrum  der  Fraunhofer  Gesell‐
schaft (VDTC) als Erweiterung des IFF (Fraunhofer‐Institut für Fabrikbetrieb 
und ‐automatisierung), 

 das  Galileo‐Testfeld  im Wissenschaftshafen,  das  zusammen  vom  Fraunho‐
fer‐Institut  für  Fabrikbetrieb  und  ‐automatisierung  Magdeburg  und  der 
OVGU betrieben wird,  

 die Denkfabrik, die Forschungsinstituten und Entwicklungsfirmen Räumlich‐
keiten zur Verfügung stellt, 

 als  bisher  bedeutendste Ansiedlung das  Institut  für Automation und Kom‐
munikation  der  Otto‐von‐Guericke‐Universität  (vgl.  Europäische  Struktur‐
fonds 2010: 18), 

 das Elbeoffice südlich des VDTC, welches bislang von einem größeren Inge‐
nieurunternehmen bezogen wurde, sowie 

 museale Nutzung des nördlichen Areals, wozu die Gebäude und Anlagen so‐
wie technischen Einrichtungen des Hafens gehören (LM S 2010d: 18ff.). 

Seit mehreren Jahren  ist nun der Umbau von zwei alten Speichergebäuden zu 
einem Büro‐ und Forschungskomplex vorgesehen. Für die Steuerung der weite‐
ren Entwicklung des Wissenschaftshafens wurde 2011 ein Masterplan fertigge‐
stellt. Dessen Ziel war, eine architektonische Verknüpfung des Wissenschaftsha‐
fens mit  dem benachbarten Uni‐Campus  zum Wissenschaftsquartier  zu  konzi‐
pieren (Winden o.J.: 44). Die Stadt sei nun am Zuge, sich zu diesem Gebiet zu 
bekennen, die Planungen weiter umzusetzen.75  

Der  Stadtentwicklung war  in  Sachsen‐Anhalt  im  Rahmen  der  EU‐Regionalpro‐
gramme  besondere  Aufmerksamkeit  zuteil  geworden,  indem  sich  die  „Städti‐
sche Dimension“ im Operationellen Programm EFRE Sachsen‐Anhalt 2007–2013 
als  fondsübergreifendes  Querschnittsziel  verankert  fand.  Um  die  Effektivität 
dieser durch die EU mitfinanzierten Stadtentwicklungspolitik zu messen, wurde 
in fünf Modellstädten eine Evaluierung vorgenommen. Für die Fallstudie Mag‐
deburg stand dabei der Teilraum „Wissenschaftshafen“ im Fokus. Die Stadt hat‐
te  für das Projekt Wissenschaftshafen vier Teilziele definiert: die Stärkung des 
Wissenschaftsstandorts und die Bindung von Studierenden an den Standort, die 
Förderung von Urbanität, die Erarbeitung einer städtebaulichen Konzeption zur 
Umnutzung  des  ehemaligen  Hafengebietes  sowie  die  Verbesserung  der  Er‐
schließung (Metis 2015: 14f.). 

In der Evaluation fiel der Abgleich der übergeordneten Entwicklungsziele für die 
Gesamtstadt wie die Entwicklungsziele für den Teilraum „Wissensschaftshafen“ 
mit  den  erreichten  Ergebnissen  insgesamt  positiv  bis  zufriedenstellend  aus. 
Oder technischer formuliert:  Im Hinblick auf alle vier Zielsetzungen sind „erste 
Umsetzungsergebnisse sind bereits sichtbar“ (ebd.: 32): 

 So gelang es bis 2013, 13 wissenschaftliche Einrichtungen sowie Unterneh‐
men anzusiedeln. Allerdings blieb die Zahl der geschaffenen Arbeitplätze mit ca. 
400 ebenso wie die der Ausgründungen aus der Universität und Fachhochschu‐
le deutlich hinter den Erwartungen zurück, zumal beide Zahlen stagnieren bzw. 

                                                                     
75 Interview Judith MacKay und Liane Radike, 3.7.2012 
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wieder sinken. (Ebd.: 22). Bemängelt wird in diesem Kontext, dass für den Wis‐
senschaftshafen seitens der Stadt kein wissenschaftlicher Schwerpunkt  festge‐
legt wurde, sodass die Möglichkeiten zur Clusterbildung und zur gezielten Aus‐
wahl neuer Ansiedler deutlich eingeschränkt seien (ebd.: 32) – eine Mangelan‐
zeige, die wohl auch von einer etwas zu optimistischen Einschätzung der städti‐
schen Einflusspotenziale seitens der Evaluatoren zeugt. 

 Ebenso stagniere ein wesentliches Element der Entwicklung eines kreativen 
Stadtviertels:  die  Entwicklung  als Wohnort.  Als  Hindernis  für  die  Entwicklung 
von neuen Wohneinheiten durch den Umbau zweier Speicher erweist sich die 
Lärmbelästigung  durch  ein  Mühlenwerk.  Trotz  großer  Anstrengungen  seitens 
der Stadt, einen Ausgleich zwischen industrieller Nutzung und der Entwicklung 
des Quartiers Wissenschaftshafens zu ermöglichen, scheint eine Lösung für die‐
se  Problematik  gegenwärtig  nicht  in  Sicht  (vgl.  Harter  2014). Mit  der  ausblei‐
benden Erhöhung des Wohnungsbestandes stagniere zwangsläufig auch die An‐
siedlung wohnortnaher Infrastruktur (Metis 2015: 23).  

 Positiv  für  die  weitere  Entwicklung  sei  die  Fertigstellung  des Masterplans 
Wissenschaftshafen  im Jahr 2011 ebenso wie die Erhöhung der Erschließungs‐
anlagen sowie der zeitgemäß erschlossenen Ansiedlungsflächen gewesen, auch 
wenn beides seit 2011 stagniere (ebd.: 25). Während hier insbesondere die Sa‐
nierung einer Hubbrücke und die verbesserte Radweginfrastruktur deutlich po‐
sitiv auf die Einbindung des Hafens in die Stadt wirkten, setze das Fehlen von In‐
vestoren  einer  zügigen  Fortsetzung  seiner  Erschließung  deutliche  Grenzen 
(ebd.: 32).76 

Resümierend lässt sich festhalten, dass es gerade in jenen Handlungsfeldern ei‐
nen hohen Zielerreichungsgrad gab, bei denen die Stadt in Form von Vorleistun‐
gen involviert war. Geringer fällt hingegen der Erreichungsgrad bei jenen Zielen 
aus,  die  von externen Aspekten, mithin  schwer beeinflussbaren äußeren Rah‐
menbedingungen abhängig sind (ebd.: 35). Letzteres gilt freilich für alle Steue‐
rungsversuche. Da jedoch der zieladäquate Einsatz eigener Mittel erreicht wer‐
den konnte, muss jedenfalls das städtische Engagement für den Wissenschafts‐
hafen als gelungen gelten. 

8.3.2. Formalisierung der Kooperation zwischen Wissenschaft  
 und Stadt: Das Team Wissenschaft 

Dem Ziel, Magdeburg auch als Wissenschaftsstadt  zu etablieren,  verdankt  auf 
städtischer  Seite  das  „Team Wissenschaft“  seine  Existenz. Mit  diesem  ist  seit 
2009 innerhalb der Stadtverwaltung ein zentraler Ansprechpartner für die wis‐
senschaftlichen  Einrichtungen  der  Stadt  institutionalisiert.  Es  ist  direkt  dem 

                                                                     
76 Zu einem ganz ähnlichen Fazit kommt auch Winkler (2015: 92f): Die Entwicklung des südli‐
chen  Teils,  also  des Wissenschaftshafens,  zum  hochwertigen  Quartier  kann  als  geglückt  be‐
zeichnet werden. Hingegen  ist die museale Nutzung nicht zuletzt aufgrund des Fehlens eines 
grundlegenden  didaktischen  Konzeptes  noch  stark  ausbaufähig.  Die  Versuche,  ein  urbanes 
Quartier  zu  entwickeln,  stagnieren  aufgrund  der  Lärmbelästigung. Deutliche  Forschritte  sind 
hingegen bei der Etablierung des Handelshafens als Veranstaltungsort zu beobachten. 
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Oberbürgermeister zugeordnet und umfasst zwei Mitarbeiter.innen. Deren Ak‐
tivitäten  konzentrieren  sich  auf  drei  Aufgabenbereiche:  das Management  der 
Schnittstelle  Schule  –  Hochschule,  die  Veralltäglichung  der  Kooperation  zwi‐
schen Stadt und Hochschulen sowie die Entwicklung des Wissenschaftsquartiers 
als langfristiges Projekt. 

Mit zwei Hochschulen und fünf außeruniversitären Einrichtungen sind gute Vor‐
aussetzungen  gegeben,  wissenschaftsorientierte  Stadtentwicklungskonzepte 
auf  dem Weg  zu  bringen  und  umzusetzen.  Die  entsprechenden  Bemühungen 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

 Entwicklungsstrategie:  Die  Wissenschaft‐Stadt‐Beziehung  kann  als  strate‐
gisch verankert eingestuft werden. Als besonders herausgehobenes Beispiel ei‐
ner gemeinsamen Strategie von Stadt und Wissenschaft  ist die Bestrebung  zu 
nennen, Magdeburg als Wissenschaftsstadt zu etablieren. Die Rolle eines Kata‐
lysators kam – trotz verpassten Titelgewinns – der Teilnahme am Wettbewerb 
„Stadt der Wissenschaft“77 zu: Dieser führte zur Systematisierung und zum Aus‐
bau der strategischen Ansätze. So gewann bspw. erst dadurch eine bereits be‐
stehende Rahmenvereinbarung zwischen Stadt und Universität nachhaltige Re‐
levanz.  

Zugleich wurden die wissenschaftsstädtischen Ansätze auch organisatorisch 
unterfüttert durch den Aufbau des  „Team Wissenschaft“  als  zentralem städti‐
schen Ansprechpartner  für die wissenschaftlichen Einrichtungen. Diese Strate‐
gie – deren Eckpunkte etwa  im Integrierten Stadtentwicklungskonzept festhal‐
ten wurden  –  umfasst mindestens  drei  Ebenen:  (a)  die  Kommunikation  eines 
wissenschaftsstädtischen Selbstbildes innerhalb und außerhalb Magdeburgs, (b) 
den Aufbau  von  problembezogenen  Initiativen  und Netzwerken wiederum  in‐
nerhalb und außerhalb der Stadt, und (c) eine städtebauliche Entwicklungsstra‐
tegie.  

Während die Verankerung eines  Images als Wissenschaftsstadt durch ent‐
sprechende  Kampagnen  (Dachmarkenkampagne  „Ottostadt Magdeburg“)  und 
PUSH‐Aktiviäten  vorangetrieben  wird,  bearbeiten  die  Netzwerke  eine  große 
Bandbreite von Problemstellungen und bringen entsprechend vielfältige Akteu‐
re  zusammen.  Zu den  strategischen Zielen gehört  z.B. die Befriedigung  städti‐
scher Bildungsbedürfnisse (incl. der Heranführung Jugendlicher an die höheren 
Bildungseinrichtungen), die dauerhafte Bindung von Wissenschaftlern und Stu‐
dierenden, deren Mobilsierung zur Etablierung Magdeburgs als Stadt der Wis‐
senschaft, Bildung und Kultur (etwa im Rahmen der Dritten Mission) sowie die 
Erschließung ihrer wirtschaftlichen Potenziale (etwa durch Förderung von Aus‐
gründungen).  

Die Ansätze, die Entwicklung zur „Stadt der Wissenschaft“ städtebaulich vo‐
ranzutreiben,  wurden  auch  am  Vorhaben  zur  Entwicklung  eines  „Wissen‐
schaftshafens“ erkennbar. Während hier zur Zielerreichung weiterhin ein langer 
Atem  notwendig  ist,  gilt  die  räumliche  Verdichtung  von  Universität  und  For‐
schungsinstituten im Umfeld des Wissenschaftshafens als gelungen.  

                                                                     
77 s.o. 7. Der Wettbewerb „Stadt der Wissenschaft“ 
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 Kooperationsstrukturen:  Die  strategischen  Konzepte  sind  durch  Kooperati‐
onsstrukturen  ergänzt worden.  Die  Bemühungen  zur  Etablierung Magdeburgs 
als Wissenschaftsstadt  sind wesentlich  durch  die  Einrichtung  des  „Team Wis‐
senschaft“ als zentraler Ansprechpartner für die wissenschaftlichen Einrichtun‐
gen der Stadt institutionalisiert worden. Dieses übernimmt nicht nur stadtintern 
eine Koordinierungsaufgabe, sondern befähigt Stadt und Wissenschaftseinrich‐
tungen,  gemeinsam  gegenüber  Dritten  (Land,  Bund,  EU)  bessser  auftreten  zu 
können.  

Da das  „Team Wissenschaft“ mit  seiner  fortlaufenden Dokumentation der 
Kooperationen zwischen Stadt und Hochschulen oftmals verstreute Aktivitäten 
zusammenfasst,  ermöglicht  es  strategische  Entscheidungen  auf  Basis  realisti‐
scher Bestandsaufnahmen. Ergänzend zum „Team Wissenschaft“ ist mit der AG 
Wissenschaft,  die  sich  aus  den  Pressesprecher.innen  aller  wissenschaftlichen 
Einrichtungen der Stadt zusammensetzt, eine weitere Kooperationsschnittstelle 
geschaffen worden. Nennenswert sind überdies die von der Stadt unterstützten 
Kooperationen  zwischen  dem  naturwissenschaftlich  orientierten Werner‐von‐
Siemens‐Gymnasium in der Magdeburger Neustadt und den wissenschaftlichen 
Institutionen am und im Wissenschaftshafen.  

Bemerkenswert  ist auch die  internationale Kooperation mit anderen Hoch‐
schulstädten mit  ähnlicher  strategischer Ausrichtung. Gegenwärtig  (seit  2012) 
erfolgt  dies  im Rahmen des  „EUniverCities Network“,  in  dem  Städte  und  ihre 
Hochschulen  gemeinsam  als  Tandem  eintreten.  Mit  dem  Ziel,  Expertise  und 
Erfahrungen auszutauschen  sowie die Sichtbarkeit der Wissenschaftsstädte  zu 
verbessern,  arbeitet Magdeburg  unter  Führung  der  „Team Wissenschaft“ mit 
gegenwärtig 13 weiteren Stadt‐Hochschule‐Tandems zusammen. Dadurch wird 
zugleich die Bedeutung der Wissenschaftsstadtentwicklung nach  innen abgesi‐
chert und nach außen die Fördermittelakquise erleichtert. 

 Identifikation mit der Wissenschaft: Als Ergebnis der Strategien und Koope‐
rationen konnte dauerhaft eine besondere innerstädtische Aufmerksamkeit für 
die  ansässigen  Hochschul‐  und  Forschungseinrichtungen  organisiert  werden. 
Hierfür  beispielhaft  ist  die  öffentlichkeitswirksame  Initiierung  des  „Jahrs  der 
Wissenschaft“,  die  jährlich  stattfindende  „Lange Nacht der Wissenschaft“ und 
der  „RoboCup German Open“.  Ebenso  trägt  die  Teilnahme  der Universität  an 
der jährlichen „Meile der Demokratie“ zu einer positiven Identifikation mit den 
Wissenschaftseinrichtungen bei. Nicht zuletzt aufgrund dieser Aktivitäten ist ei‐
ne starke Identifikation der örtlichen Bevölkerung mit dem Wissenschaftsstand‐
ort zu verzeichnen. 

Insgesamt  lässt  sich  resümieren: Die  Stabilisierung des Verhältnisses  von Wis‐
senschaft und Stadt in Magdeburg ist nicht allein auf die gegebenen Rahmenbe‐
dingungen  zurückzuführen,  sondern  geht  maßgeblich  auf  das  von  Stadt  und 
Wissenschaftseinrichtungen  getragene  fortwährende  Bemühen  um  Förderun‐
gen zurück. In Magdeburg werden die Beziehungen zwischen Wissenschaft und 
Stadt aktiv und strategisch entwickelt. 
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8.3.3. „Stadt der Wissenschaft, Bildung und Kultur“:  
  Stadtentwicklung und Stadtentwicklungskonzepte 

Magdeburg gewann 2012 in einer Studie, welche im Auftrag der Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft die 50 größten deutschen Städte einem Vergleich un‐
terzog, das Dynamikranking (IW Consult 2012). Hier wurde erhoben, wie dyna‐
misch sich die Städte  in den vergangenen  fünf  Jahren  (2006–2011) entwickelt 
hatten.  Dieses  Ranking  bildete  vor  allem  Aufholeffekte  ab:  Es  gestaltet  sich 
deutlich einfacher, ausgehend etwa von einer hohen Arbeitslosigkeit eine präg‐
nante  prozentuale  Senkung  zu  erreichen  (ebd.:  9).  Insgesamt  ließ  sich  daher 
eine  ostdeutsche  Dominanz  beobachten  –  so  befanden  sich  sechs  der  acht 
Großstädte Ostdeutschlands unten den zehn dynamischsten Städten. Grund da‐
für  waren  die  deutlichen  Verbesserungen  bei  den  Wohlstands‐  und  Arbeits‐
marktdaten,  insbesondere bei der Frauenerwerbsquote und der Beschäftigung 
von älteren Menschen. 

Als Grund für die Spitzenposition Magdeburgs wurde vor allem die Überführung 
der  städtischen Entwicklungskomponenten  in eine Entwicklungsdynamik gese‐
hen. Voraussetzungen seien die günstige Lage an wichtigen Verkehrsachsen, die 
Funktion als Landeshauptstadt sowie die Tradition im Maschinenbau (ebd.: 10). 
Insgesamt sei ein erfolgreicher Strukturwandel zu beobachten, auch wenn der 
größte  regionale Arbeitgeber,  der Windkraftanlagenhersteller  Enercon,  vor  al‐
lem auf den Ressourcen des Großkombinats SKET aufbaut.  

Als weiterer dynamisierender  Faktor wurde das  zunehmende Kooperationsge‐
schehen  zwischen  den  Magdeburger  Wissenschaftseinrichtungen  im  Umfeld 
der Universität und Industrieunternehmen ausgemacht. So sei in den Neurowis‐
senschaften  ein weiteres  Kompetenzfeld  entstanden,  das  u.a.  in  Ausgründun‐
gen und Drittmitteleinwerbungen in den Bereichen Medizin und Medizintechnik 
wirksam werde. Sichtbar werde die städtische Dynamik vor allem in der positi‐
ven  Entwicklung  der  Arbeitslosenquote,  der  Jugendarbeitslosenquote,  der  Er‐
werbsbeteiligung der über 55jährigen sowie bei der Entwicklung der gemeind‐
lichen Steuerkraft, der Frauenbeschäftigungsrate und der Quote der ALG‐II‐Em‐
pfänger.  

Trotz dieser positiven Tendenzen wurden im Hinblick auf die Entwicklungsdyna‐
mik auch kritische Entwicklungen verzeichnet. Diese werden vor allem bei den 
demografischen  Kennzahlen  wie  Lebenserwartung  und  Altersquotient78  gese‐
hen.  Ebenfalls  ungünstig  entwickle  sich  im Vergleich mit  anderen Städten der 
Anteil der Beschäftigten mit einem Hochschulabschluss. So verbesserte sich die 
Akademikerquote von 2006 bis 2011 lediglich um 0,6 Prozentpunkte. 

Der  insgesamt  sehr  positiven  Einschätzung  der  Entwicklungsdynamik  stehen 
ambivalente Bewertungen des  erreichten Niveaus  gegenüber. Magdeburg  fin‐
det sich hier – wie die meisten ostdeutschen Städte − in der unteren Hälfte des 

                                                                     
78 Anteil der Bevölkerung  im Alter zwischen 20 und 60  Jahren  im Verhältnis  zur Bevölkerung 
über 60 Jahren 
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Vergleichs.79 Positiv auffällig ist das erreichte Niveau bei der Arbeitsplatzversor‐
gung und der Beschäftigung über 55jähriger. Zudem attestieren die lokalen Un‐
ternehmen der Stadtverwaltung einen guten Umgang mit den öffentlichen Fi‐
nanzen.  Schwierig  sei  hingegen  vor  allem  die  hohe  Schulabbrecherquote,  die 
geringe Einkommenssteuerkraft der Einwohner sowie der geringe – und sinken‐
de − Anteil der Einwohner zwischen 20 und 59 Jahren. Bei diesen drei Aspekten 
findet sich Magdeburg im unteren Zehntel der untersuchten Städte. 

Resümierend  charakterisierte  das  Ranking  Magdeburg  als  sehr  dynamische 
Stadt,  die  große  Fortschritte  bei  der  Arbeitsmarktentwicklung,  aber  auch 
Schwächen  beim Wohlstand  aufweist.  (INSM 2012)  Festzuhalten  sei,  dass  die 
Stärken als auch die Schwächen Magdeburgs direkte Bezüge zum Bildungs‐ und 
Wissenschaftssystem,  aber  auch  zur  demografischen  Entwicklung  aufweisen. 
Beide Aspekte – die wichtige Rolle wissensbezogener Einrichtungen und Aktivi‐
täten  sowie die  Folgen des demografischen Wandelns –  standen nicht nur  im 
Fokus dieses Rankings,  sondern prägen auch deutlich das  langfristig angelegte 
integrierte Stadtentwicklungskonzept (ISEK). 

Das  jüngste  ISEK  hat  Magdeburg  im  Jahr  2013  unter  dem  Titel  „Magdeburg 
2025“ vorgelegt (Landeshauptstadt Magdeburg). Zentrales Ziel des Konzepts sei 
die Entwicklung eines Leitbildes, dem eine Orientierungsfunktion  für das Han‐
deln von Politik und Verwaltung zukomme. Als pragmatischer Grund für die Er‐
stellung des Konzepts wird – neben der Orientierung an der „Leipzig Charta“ – 
die Beteiligung am Programm „Stadtumbau Ost“ angegeben (Landeshauptstadt 
Magdeburg 2013: 1)  

Unter  anderem ermöglicht  das  ISEK  einen  Einblick  in  das  erreichte,  vor  allem 
aber  das  angestrebte  Zusammenspiel  von  Wissenschaft,  Hochschulen  und 
Stadt.  Das  Leitbild  „Magdeburg  2025“  umfasst  insgesamt  acht  Leitziele.  Zwar 
rekurriert nur eines davon unter dem Titel „Stadt der Wissenschaft, Bildung und 
Kultur“  dezidiert  auf  die  ortansässigen Wissenschaftseinrichtungen.  Allerdings 
finden sich auch bei zwei weiteren Leitzielen einschlägige Bezugnahmen. Diese 
Leitziele sind: „Magdeburg als geschichtsträchtige, weltoffene Stadt an der El‐
be“ und „Magdeburg als regionales Zentrum“. 

Das Ziel der Entwicklung von Weltoffenheit und Toleranz Magdeburgs wird mit 
sowohl  ethischen  als  auch wirtschaftlichen Aspekte  begründet.  Dabei werden 
für letztere die zunehmende Bedeutung der Kreativität und eine dafür notwen‐
dige tolerante Atmosphäre angeführt. Die Entwicklung von Toleranz und Welt‐
offenheit  soll  wesentlich  durch  interkulturelle  Angebote  und  Prozesse  unter‐
stützt werden. Hier gelten u.a. die Mitgliedschaft  im europäischen Städtenetz‐
werk EUniverCities, die internationalen Kooperationen der Hochschulen mittels 
Studentenaustausch, Gastprofessuren oder Sommerakademien ebenso als Indi‐
kator wie als Katalysator solcher Prozesse (ebd.: 5). Im Hinblick auf die Versor‐
gung der Region wird auf Magdeburgs starke Rolle als Standort für Forschung, 
Bildung und Kultur hingewiesen (ebd.: 12). 

                                                                     
79 Lediglich die Landeshauptstädte Dresden und Erfurt haben inzwischen den Anschluss an das 
Mittelfeld gefunden. 
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Erwartbar  erfahren  die  Wissenschaftseinrichtungen  und  Hochschulen  unter 
dem Leitziel, Magdeburg zur Stadt der Wissenschaft zu entwickeln, die größte 
Beachtung.80 Etwas detaillierter werden die hier genannten Bausteine in einem 
kurzen  Kapitel  zu Wissenschaft  und  Forschung  beschrieben  (ebd.:  37‐40).  Die 
dort genannten Ziele, Aufgabenstellungen und Handlungsansätze können damit 
zugleich als Problemwahrnehmung bzw. Diagnose bestehender Defizite gedeu‐
tet werden.  

 Festgestellt wird zunächst, dass Magdeburg mit seinen beiden Hochschulen 
Studierenden aus dem  In‐ und Ausland attraktive Bildungsmöglichkeiten biete 
und  durch  die  verschiedenen wissenschaftlichen  Einrichtungen  ein  vielfältiger 
Forschungsstandort sei. Betont wird dabei, dass sowohl Studierenden als auch 
Wissenschaftlern die Aufgabe zukomme, zur Entwicklung der städtischen Kultur 
wie der Bildung der Einwohner beizutragen. Angesprochen sind damit Funktio‐
nen, die oftmals unter dem Begriff der Dritten Mission erfasst werden. (Ebd.: 39) 

 Für  die  Stadt  wird  festgehalten,  dass  Studierenden  und  Wissenschaftlern 
zielgerichtete  Angebote  in  Kultur  und  Freizeit  zu  unterbreiten  seien,  um  ihre 
Identifikaton mit der Landeshauptstadt zu  fördern. Zudem seien  ihnen Räume 
zur Verfügung zu stellen, die Möglichkeiten zur Entfaltung von Kreativität und 
damit der Bereicherung der städtischen Kultur schaffen. Als weitere Schritte zur 
Entwicklung Magdeburgs als lebendige Studenten‐ und Wissenschaftsstadt wer‐
den genannt: die Bereitstellung von Wohnraum, was das studentische Leben in 
der Stadt sichtbar mache, von sozialen Angeboten wie Kindergärten oder medi‐
zinischer Versorgung sowie die Anpassung der Öffnungszeiten sowie des ÖPNV 
an die Bedürfnisse von Studierenden und Wissenschaftlern. Insgesamt stelle die 
Bindung von Absolventen und Wissenschaftlern einen wichtigen Ansatz zur Sta‐
bilisierung der Bevölkerungszahlen und ‐struktur dar. Zugleich wird im Blick auf 
die  Chancen  der  Hochschulabsolventen  auf  das  Problem  des  bestehenden 
Lohngefälles zum alten Bundesgebiet hingewiesen. (Ebd.: 38f.) 

 Die Stadt trage durch den Ausbau neuer Stadtareale zur stärken Ausprägung 
Magdeburg als Wissenschaftstandort bei (ebd.: 8). Als zentrale Projekte werden 
vor allem die Entwicklung des Wissenschaftshafens und des angrenzenden Uni‐
versitätsgeländes  genannt.  Die  Universität,  die  Hochschulen  und  der Wissen‐
schaftshafen  werden  im  „Räumlichen  Leitbild“  als  räumliche  Entwicklungs‐
schwerpunkte  definiert  (ebd.:  13).  Der Wissenschaftshafen  selbst  diene  –  als 
Ort für Forschungseinrichtungen und technologieorientiere Unternehmen – der 
Entwicklung des umgebenden Wissenschaftquartiers. (Ebd.: 40, 94)  

 Eine  Verbesserung  der  Standortqualität  wird  durch  eine  intensivierte  Ko‐
operationskultur  erwartet, was  sowohl  die Wissenschaftseinrichtungen  unter‐

                                                                     
80 Im Vergleich zum Entwurf aus dem Jahr 2011 hat das Leitbild im Hinblick auf die Bedeutung 
von Wissenschaft und Kultur eine bemerkenswerte Präzisierung vorgenommen: Wurden beide 
2011  noch  unter  dem  gemeinsamen  Leitziel  „Magdeburg  –  Stadt  der Wissenschaft,  Bildung 
und  Kultur“  subsumiert,  so  treten  „Mageburg  –  Stadt  der Wissenschaft“  und  „Magdeburg  – 
Stadt der Bildung und Kultur“  als  eigenständige und detaillierter bestimmte  Leitziele  auf.  Im 
Gegenzug wurde die Bedeutung Magdeburg als regionales Zentrum und als Einheit eigenstän‐
diger  Identäten zu einem Leitziel  zusammengefasst. Hintergrund dieser  Schwerpunktverlage‐
rung dürfte nicht  zuletzt die Entscheidung  sein,  sich um den Titel  „Europäische Kulturhaupt‐
stadt“ 2025 zu bewerben.  
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einander als auch die Zusammenarbeit mit der Stadt betreffe.  In diesem Kon‐
text übernehme die Stadt eine Koordinierungsaufgabe. (Ebd.: 8) Durch ein koor‐
diniertes Auftreten solle zudem eine bessere Artikulation und Durchsetzung ge‐
meinsamer Interessen gegenüber Dritten – dem Land, dem Bund und der EU – 
ermöglicht werden (ebd.: 38). 

 Eine enge Kooperation zwischen Hochschulen und Wissenschaftseinrichtun‐
gen mit städtischen Akteuren solle Beiträge zur Verbesserung der Arbeitsmarkt‐ 
und Wirtschaftssituation leisten. Gerade im Bereich der Wirtschaft werden un‐
befriedigte Erwartungen und entsprechender Handlungsbedarf sichtbar: So sol‐
le die Ansiedlung von wissenschaftsorientierten Unternehmen und die Koope‐
ration  der  Wissenschaftseinrichtungen  mit  diesen  Firmen  neue  Arbeitsplätze 
generieren,  die  gerade  für  Absolventen  attraktive  Perspektiven  anbieten  und 
als  Haltefaktoren  wirken.  Der  Technologietransfer  aus  den Wissenschaftsein‐
richtungen erfülle bisher nicht die gesteckten Ziele. Entsprechend seien Unter‐
nehmensneu‐ bzw. ‐ausgründungen aus diesen Institutionen durch stärker pro‐
filierte Gründerzentren zu fördern. Eine bessere Arbeitskräftesicherung solle zu‐
dem  über  die  berufsbegleitende  Aus‐  und  Weiterbildungsangebote  generiert 
werden,  die  gemeinsam  von  Wirtschaft  und  den  Wissenschaftseinrichtungen 
entwickelt werden. Zudem sollen entsprechende Angebote Bildungsbedürfnisse 
der Bürgerschaft befriedigen und Kinder und  Jugendliche an die Wissenschaft 
heranführen. (Ebd.: 39) Magdeburg schließt hier an ein  identifiziertes Problem 
an: Es  liegt mit einem Anteil von 27,5 Prozent Schulabgängern mit Hochschul‐
reife weiterhin unter dem bundesdeutschen Durchschnitt. Dafür verfügt Mag‐
deburg  allerdings  über  eine  breite  Bevölkerungsschicht  mit  Mittlerer  Reife. 
(BBSR 2013: INKAR) 

 Als  zentrale  Aufgabe wird  auch  die  verstärkte  Nutzung  der  Bildungs‐  und 
Wissenschaftslandschaft zur internen und externen Vermittlung eines positiven 
Stadtimages definiert (ebd.: 8). Nach innen bedeute dies vor allem die Sensibili‐
sierung  der  Bürgerschaft  für  das  Selbstverständnis  als Wissenschaftsstandort, 
wie sie etwa durch Formate wie die Lange Nacht der Wissenschaft oder ein spe‐
zielles Studienangebot für Senioren erfolgt. Die Vermittlung Magdeburgs als na‐
tionaler und internationaler Wissenschaftsstandort nach außen solle durch ver‐
bessertes Marketing und Öffentlichkeitsarbeit erzeugt werden, etwa durch die 
Dachmarkenkampagne  „Ottostadt  Magdeburg“.  Dieses  Marketing  finde  nicht 
zuletzt im Hinblick auf die Rekrutierung von Studierenden und Wissenschaftlern 
statt.  Neben  der  stärkeren  Zusammenarbeit  mit  den Medien  –  etwa  bei  der 
Kommunikation von Spitzenleistungen – sollen Tagungen und Kongresse der er‐
höhten Sichtbarkeit dienen. Diese könnten jedoch nur bei guter Erreichbarkeit 
ihre volle Wirkung entfalten: Entsprechend drängt Magdeburg weiterhin und ver‐
stärkt auf die Anbindung an das Hochgeschwindigkeitsnetz der Bahn. (Ebd.: 39)  

Das Selbstverständnis als Wissenschaftsstadt  ist  inzwischen gut  verankert. Die 
Imagekampagnen Magdeburgs – ob nun primär an die eigene Bevölkerung oder 
nach außen adressiert – verzichten nie auf den Zusatz „Wissenschaftsstadt“. Für 
die  stadtinterne Kommunikation  erweist  sich die Verbindung des Namenspat‐
rons der Universität mit der Kampagne „Ottostadt“ als Glücksfall. Innerhalb der 
Stadt wird dieser Titel leicht als Verknüpfung zweier prominenter Magdeburger 
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–  des  römisch‐deutschen  Kaisers  Otto  I.  und  des  Erfinders  und Magdeburger 
Bürgermeisters Otto von Guericke – entziffert. Zugleich dürfte es kaum überra‐
schen, dass dieses Namensspiel außerhalb der Landeshauptstadt nur in Ausnah‐
mefällen verstanden wird.  

Inzwischen jedenfalls legt Magdeburg – vielleicht auch als Resultat von Schwarm‐
stadteffekten, durch die auswärtige Studierende in die Stadt kommen,81 und er‐
folgreiche Wettbewerbsteilnahmen  –  ein  deutlich  gestiegenes  Selbstbewusst‐
sein an den Tag. Dies zeigt nicht zuletzt das Vorhaben, sich um den Titel der Kul‐
turhauptstadt Europas 2025 zu bewerben. Auch im Rahmen dieser Bewerbung 
verweist Magdeburg auf die Wissenschaft  als wesentlichen  Identitätsbestand‐
teil.82 

Die  Verankerung  der  Bedeutung  von  Hochschulen  und  Wissenschaft  für  die 
Stadtentwicklung durch die  Teilnahme an den Wettbewerben wie  auch durch 
Imagekampagnen ist nicht zuletzt dann relevant, wenn es darum geht, das The‐
ma  gegen  konkurrierende  innerstädtische  Interessen  zu  verteidigen.  Erhöht 
wird damit nicht nur die Sichtbarkeit des wissensbasierten Ansatzes: Vor allem 
bindet  es  die  Stadt  an  diese  Strategie.  Dass  diese  langfristig  ausgerichtet  ist, 
wird insbesondere durch die hohe Kontinuität und die Mehrfachnutzung einzel‐
ner Bausteine der wissensbasierten Stadtentwicklung deutlich. 

 

                                                                     
81 vgl. oben 6.2. Schwarmstädte als Gegenpol der Peripherisierung: Die Sehnsucht nach Dichte 
82 http://www.magdeburg.de/Start/Kultur‐Sport/Kulturhauptstadt‐werden (30.5.2016) 
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9. Mittelstädte und ihre Hochschulen: 
Beispiele in Sachsen-Anhalt83 

Die Mehrzahl der 104 Städte in Sachsen‐Anhalt – rund drei Viertel – sind Klein‐
städte. Mehr als 20.000 Einwohner haben, neben den beiden Großkommunen 
Halle und Magdeburg, 23 Städte. Damit zählt rund ein Fünftel (22 %) der Städte 
des  Landes  zu  den  Mittelstädten.  Von  diesen  wiederum  sind  zwölf  zugleich 
(Teil‐)Standort einer öffentlichen Hochschule oder/und Forschungseinrichtung: 

 Dessau‐Roßlau, als drittes Oberzentrum des Landes neben Halle und Mag‐
deburg und mit  ca.  83.000  Einwohnern drittgrößte  Stadt  Sachsen‐Anhalts, 
ist Teilstandort der Hochschule Anhalt und Sitz des Umweltbundesamtes. 

 Die anderen Hochschulstandorte – Aschersleben, Bernburg, Köthen, Halber‐
stadt, Merseburg, Stendal und Wernigerode – haben Einwohnerzahlen von 
26.000 bis 40.000.  

 Einige Städte verfügen zwar nicht über Hochschulen, aber jeweils eine (Bad 
Lauchstädt,  Quedlinburg,  Schkopau)  bzw.  mehrere  (Wittenberg)  For‐
schungseinrichtungen. Diese  Städte  haben  Einwohnerzahlen  von  9.000  bis 
47.000. 

Aufgrund historischer bzw. dem jeweiligen Forschungsgegenstand geschuldeter 
Umstände sind  in Sachsen‐Anhalt auch drei dörfliche Gemeinden Sitzorte wis‐
senschaftlicher Einrichtungen:  

 Gatersleben beherbergt das Leibniz‐Institut für Pflanzenforschung.  

 Ebenso  befindet  sich  die  Außenstelle  Falkenberg  des  Helmholtz‐Zentrums 
für  Umweltforschung  Leipzig‐Halle  in  einer  dörflichen  Gemeinde  (mit  265 
Einwohnern).  

 Eine weitere dörfliche Gemeinde – Friedensau – verdankt ihre Existenz einer 
nichtstaatlichen Hochschule, der Theologischen Hochschule Friedensau, ei‐
ner Einrichtung der Gemeinschaft der Siebenten‐Tags‐Adventisten. 

Drei  der Mittelstädte mit  Hochschul‐  bzw.  Forschungseinrichtung(en)  werden 
im  folgenden näher betrachtet. Die Fallauswahl  soll das  institutionelle Muster 
des Hochschulnetzes  in Sachsen‐Anhalt abbilden. Deshalb enthält die Untersu‐
chungsgruppe  

 eine Sitzstadt einer Ein‐Standort‐Hochschule – Merseburg,  

 den Hauptstandort einer Zwei‐Standorte‐Hochschule – Wernigerode – und 

 den Nebenstandort einer Zwei‐Standorte‐Hochschule – Stendal. 

                                                                     
83 Dieses Kapitel ist eine Kurzdarstellung der Untersuchungergebnisse, die ausführlich in Hech‐
ler/Pasternack  (2018:  134–204) mitgeteilt  sind.  Dort  auch  in  den  Kapiteln  zu  den  einzelnen 
Städten die umfangreichen Quellennachweise zu den im folgenden zusammengeführten statis‐
tischen Angaben. 



 

207 

9.1. Kommunale Rahmenbedingungen 

Die  untersuchten  drei Mittelstädte  unterscheiden  sich  bei  den Rahmenbedin‐
gungen  nicht  tiefgreifend.  Alle  drei  sind  Mittelzentren,  bis  auf  Wernigerode 
auch  mit  oberzentralen  Teilfunktionen.  Die  Einwohnerzahlen  reichen  von 
33.000  bis  40.000.  Alle  schrumpfen  im  Trend  (Merseburg  und  Stendal  über‐
durchschnittlich). Zugleich haben mittlerweile alle  (wieder) einen  leicht positi‐
ven Wanderungsaldo, der allerdings nicht genügt, das unausgeglichene Verhält‐
nis von Geburten‐ und Sterberate zu kompensieren. 

Die Ökonomie der vier Mittelstädte wird durch kleine Unternehmen geprägt – 
zwischen  86  und  89  Prozent  der  örtlichen  Firmen  beschäftigen  zwischen  ein 
und  zehn Personen,  ca.  10 Prozent haben über  zehn bis  50 Beschäftigte.  Ent‐
sprechend  wenige  Unternehmen  erreichen  Beschäftigtenzahlen  um  die  500 
oder mehr. In Merseburg finden sich drei entsprechende Firmen und in Werni‐
gerode sowie Stendal und Umgebung gibt es vier. Die wesentlichen Rahmenbe‐
dingungen lassen sich wie folgt beschreiben: 

 Merseburg,  im südlichen Teil Sachsen‐Anhalts an der Saale gelegen,  ist vor 
allem durch Arbeitermilieus geprägt, die sich seit der Ansiedlung der Buna‐ und 
Leuna‐Werke herausgebildet haben. Die Chemieindustrie an den nahe gelege‐
nen  Standorten  Leuna  und  Schkopau  stellt  auch  heute  den  wirtschaftlichen 
Schwerpunkt der Region dar. Merseburg  ist Mittelzentrum und Kreisstadt des 
Saalekreises. 

 Wernigerode  ist wirtschaftlich stark durch den Tourismus geprägt. Weitere 
vertretene Branchen sind vor allem die Metall‐ und Elektroindustrie, darunter 
Automobilzulieferer, Pharmaunternehmen und Lebensmittelindustrie. 

 Stendal  ist die größte Stadt der Altmark, die zugleich mit 43 Einwohnern je 
Quadratkilometer die  geringste Besiedlungsdichte des Bundeslandes aufweist. 
Im Zuge der Transformation ab 1990 erlitt „die ohnehin strukturschwache, we‐
nig differenzierte und nur gering ausgebildete Industrie“ starke Einbrüche (MLV 
LSA 2010d: 14). Wirtschaftliche Schwerpunkte sind nun die Lebensmittelindust‐
rie und Branchen, die der Energieerzeugung dienen.84 Stendal ist Kreisstadt des 
Landkreises Stendal. 

Das BIP je Einwohner liegt in den drei Städten erwartungsgemäß deutlich unter‐
halb  des  bundesdeutschen  Schnitts,  in  den  Kreisen  Stendal  und Wernigerode 
erreicht es etwa 60 Prozent. Deutlich höher ist dass BIP/Einwohner hingegegen 
in Merseburg,  hier  erreicht  es mehr  als  achtzig Prozent des bundesdeutschen 
Durchschnittswertes. Auch die Kaufkraft  liegt  in allen drei Mittelstädten deut‐
lich unterhalb des bundesdeutschen Durchschnitts: Stendal unterschreitet die‐
sen  mit  gut  20  Prozentpunkten,  Merseburg  erreicht  mit  ca.  88  Prozent  den 
höchsten Wert der Fallstädte. Damit stehen den Einwohnern des Kreises Mer‐
seburg pro Kopf gut 2.000 Euro mehr im Jahr zur Verfügung als im Kreis Stendal. 

Die Erwerbsquote liegt in den drei Mittelstädten zwischen 82 Prozent im Kreis 
Stendal und 86 Prozent  in Merseburg. Mit diesen Differenzen gehen auch Un‐

                                                                     
84 http://www.stendal.de/de/standort_stendal.html (16.9.2013) 
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terschiede hinsichtlich der Arbeitslosen‐ und der SGB‐II‐Quote einher. Bei  letz‐
terer bestehen teils deutliche Differenzen zwischen den Städten: Wernigerode 
weist mit 4,5 Prozent ein Quote auf, die unter dem ostdeutschen Durchschnitt‐
wert von 5,3 Prozent liegt und den bundesdeutschen Durchschnittswert von 3,9 
Prozent nur geringfügig überschreitet. In Stendal hingegen liegt ist der Wert mit 
8,2 Prozent fast doppelt so hoch. Merseburg bewegt sich in der Mitte und liegt 
damit leicht unter dem Durchschnittswert Sachsen‐Anhalts. 

Auch der Wohnungsmarkt ist durch eine gewisse Ähnlichkeit gekennzeichnet: In 
allen drei Städten liegt der Mietspiegel bei Neuvermietungen mit etwas über 5 
Euro/qm  in  ähnlicher Höhe und weist  in  den  letzten drei  Jahren  eine  relative 
Stabilität auf.85 Dieser Mietpreis unterschreitet geringfügig das Niveau der bei‐
den größten Städte Sachsen‐Anhalts,  liegt aber  immerhin gut ein Drittel unter 
den Mietpreisen Leipzigs. Damit ist der Wohnraum in den drei Fallstädten sehr 
günstig. Da sich der Mietpreis aber – mit wenigen Ausnahmen wie Berlin oder 
Potsdam  –  insgesamt  in  Ostdeutschland  auf  niedrigem Niveau  hält,  resultiert 
daraus  kein  Wettbewerbsvorteil:  Es  gibt  dort  viele  weitere  Städte,  in  denen 
ebenso günstig gewohnt werden kann.  

Einen anderen Blick auf den Wohnungsmarkt erlaubt die Entwicklung des Leer‐
stands. Hier weisen die Städte durchaus Differenzen auf: In Stendal stand 2013 
mehr als jede sechste Wohnung leer. In Merseburg ist es nur noch fast jede elf‐
te,  in Wernigerode  jede  sechzehnte Wohnung.  Beachtenswert  ist  dabei,  dass 
der Wohnungsleerstand sich in Stendal und Merseburg seit 2001 deutlich redu‐
ziert hat – vornehmlich aufgrund des Rückbaus. In Wernigerode ist er – abwei‐
chend vom Trend – von 5,0 auf 6,1 Prozent gestiegen.  Insgesamt lässt sich er‐
kennen, dass der Wohungsmarkt alles andere als angespannt und eine gewisse 
Adaption an die Bevölkerungsentwicklung erfolgt ist.  

Die Versorgung mit Kindertagesbetreuung ist ebenfalls in allen drei Fallstädten 
gleichmäßig stark ausgebaut. Nahezu alle Kinder über drei Jahre gehen in eine 
Kindertagestätte. Ähnlich wie beim Wohnungsmarkt bewegen sich die Fallstäd‐
te hier im ostdeutschen Trend, können mithin regional keine Wettbewerbsvor‐
teile generieren. Überregional könnte dies jedoch im Zusammenspiel mit ande‐
ren positiven Faktoren geschehen.  

Die deutlichsten Unterschiede weisen die drei Fallstädte beim Faktor Infrastruk‐
tur und dabei hinsichtlich  ihrer Verkehrsanbindung und der Distanz zur nächs‐
ten Großstadt auf. Zunächst auffällig ist nur die Nähe Merseburgs zu Halle und 
Leipzig und die damit verbunden schnelle Erreichbarkeit zweier Großstädte so‐
wohl mit Auto  als  auch Bahn. Hingegen  stellen die  objektiv  großen Distanzen 
zum nächsten Oberzentrum oder zur nächsten Großstadt beim Autoverkehr für 
Stendal, das keine Autobahnanbindung hat, tendenziell Mobilitätsbarrieren dar. 
Allerdings kann dies punktuell durch die gute Zuganbindung kompensiert wer‐
den.  

                                                                     
85 Zwar sind diese Daten nicht  repräsentativ,  sondern basieren auf der Auswertung der über 
das Immobilienportal www.immowelt.de angebotenen und nachgefragten Wohnungen, aller‐
dings lässt sich so eine gewisse Tendenz erschließen (Datenabfrage: August 2017). 
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So ist Berlin von Stendal aus mit dem Fernverkehrszug in weniger als einer Stun‐
de erreichbar; die Fahrt mit dem Regionalzug nach Magdeburg dauert etwa 40 
Minuten. Als einzige der drei Fallstädte kann Wernigerode keine einige komfor‐
table  Fernverkehrsanbindung  vorweisen:  Eine  Autobahnanbindung  fehlt  wei‐
testgehend, es verkehren lediglich Regionalzüge.  

Insgesamt  sind  sowohl  die  –  zumindest  punktuelle  –  Verkehrsanbindung  als 
auch ihr Fehlen im Hinblick auf das Zusammenwirken von Wissenschaftseinrich‐
tungen  und  Stadt  ambivalent:  Komfortable  und  schnelle  Erreichbarkeit  erlau‐
ben die Rekrutierung von Hochschulangehörigen, die aufgrund ihrer Vorbehal‐
te,  den  Lebensmittelpunkt  in  eine  kleinere  Stadt  zu  verlegen,  sonst  nicht  er‐
reichbar wären. Dies gilt für Studierende wie für Lehrende oder Verwaltungsan‐
gehörige. Zudem steigert die leichte Erreichbarkeit das Einwerben externer Ver‐
anstaltungen und  ihrer Teilnehmer. Das – oftmals  tägliche – Ein‐ und Auspen‐
deln  erschwert  allerdings  zugleich  das  Engagement  vor  und  die  Identifikation 
mit dem Ort, etwa in der Kommunalpolitik.  

Allerdings  besteht  hier  keine  direkte  Determination.  Ein  externer  Wohnsitz 
schließt Engagement nicht grundsätzlich aus. Zudem sichert dieser gelegentlich 
die Einbindung  in größere Kommunikationsnetze ab, aus denen sich etwa For‐
schungskooperationen und damit regionale Wirkungen auf einer anderen Ebe‐
ne  ergeben  können.  Im  übrigen  stellen  Entfernungen  eine  Barriere  und  gute 
Verkehrsanbindungen eine Fluchtmöglichkeit nur dann dar, wenn es der Stadt 
oder Hochschule nicht gelingt, genug Attraktivität zu entfalten. Ansonsten ist ei‐
ne gute Anbindung eher ein Element der Attraktivitätssteigerung. Dieses muss 
aber  durch  weitere  Attraktionsfaktoren  ergänzt  sein:  erschwinglicher  Wohn‐
raum,  gute  Kita‐Versorgung,  Angebote  eine Mittelzentrums.  Sie  sind  zentrale 
Voraussetzungen dafür, dass man dort gut leben kann. 

Insgesamt  kommt man  angesichts  recht  ähnlicher  Daten  dahin,  dass  Stendal, 
Merseburg  und Wernigerode mit  ähnlichen  Problemlagen  zu  kämpfen  haben. 
Einen  ähnlichen  Befund  liefert  ein  Projekt  der  BertelsmannStiftung,  in  dem 
durch  die  Clusterung  von  neun  Indikatoren  neun  verschiedene Demografiety‐
pen identifiziert wurden.86 Die drei Mittelstädte gehören hier alle dem gleichen 
Demografietyp  an  –  den  stark  schrumpfenden  Kommunen  mit  Anpassungs‐
druck.  In  diese  Kategorie  fallen  viele  regionale  Versorgungs‐  und Wirtschafts‐
zentren mit  starkem Bevölkerungsrückgang,  einer  hohen  Zahl  alter Menschen 
bei  gleichzeitiger  Abwanderung  junger  Menschen.  Es  besteht  eine  niedrige 
Kaufkraft und hohe Einkommensarmut; die Kommunen leiden unter einer pre‐
kären Finanzsituation. 

                                                                     
86 http://www.wegweiser‐kommune.de/demographietypen (12.1.2018) 
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9.2. Wissenschaftliche Strukturen 

9.2.1. Die Hochschulen und ihre stadträumlichen Einbettungen 

In Merseburg  ist die 1992 gegründete Hochschule Merseburg (HoMe) angesie‐
delt. Diese  Fachhochschule bietet  Studiengänge  in  ingenieur‐ und wirtschafts‐
wissenschaftlichen sowie kulturellen und sozialen Bereichen an. Zieht die Hoch‐
schule  insbesondere  Studierende  aus  dem näheren  Einzugsgebiet  an,  so wird 
auch  aktiv  versucht,  auch  Studierende  aus  anderen  Regionen  zu  gewinnen. 
Hemmend  wirkt  diesbezüglich,  dass  die  Region  unter  einem  vergleichsweise 
schlechten Image leidet. 

Übersicht 24: Angehörige der Hochschule Merseburg (2014) 
Personal 
gesamt 

wissensch. 
Personal 

Studierende 
Hochschulangehörige 

gesamt 
Hochschulangehörige  
pro 100 Einwohner 

504  297  2.999  3.503  10,5 

Quellen: StatBA (2015a, 2015c); eigene Berechnungen 

Der  Hochschulcampus  ist  randstädtisch  gelegen,  was  vor  allem  historische 
Gründe hat: Die HoMe siedelt auf dem Gelände, auf dem bis 1993 die Techni‐
sche  Hochschule  Leuna‐Merseburg  „Carl  Schorlemmer“  (gegründet  1954)  be‐
stand.  

In Wernigerode befindet sich einer von zwei Standorten der Hochschule Harz. 
An  diesem Hauptstandort  der  Hochschule  sind  die  Fachbereiche Automatisie‐
rung und Informatik sowie Wirtschaftswissenschaften angesiedelt.  In Wernige‐
rode studieren auf einer geschlossenen Campusanlage  im Stadtteil Hasserode, 
etwa  zwei  Kilometer  von  Stadtzentrum  entfernt,  ca.  2.200  Studierende.  Etwa 
300 Beschäftigte der Hochschule arbeiten dort. Damit kommt auf 13 Einwohner 
der  Stadt  ein  Hochschulangehöriger  bzw.  die  Zahl  der  Hochschulangehörigen 
entspricht acht Prozent der Stadtbewohnerzahl. 

Übersicht 25: Angehörige der Hochschule Harz in Wernigerode (2014) 
Personal 
gesamt 

wissensch. 
Personal 

Studierende 
Hochschulangehörige 

gesamt 
Hochschulangehörige  
pro 100 Einwohner 

305  175  2.232  2.537  7,6 

Quellen: StatBA (2015a, 2015c); eigene Berechnungen  

In Stendal  befindet  sich  der  kleinere  Teil  der Hochschule Magdeburg‐Stendal, 
angesiedelt  auf  einem Campus  ca.  1,5 Kilometer  von der  Innenstadt entfernt, 
mithin 15 Minuten Fußweg vom Stadtzentrum. Dort  sind zwei Fachbereiche – 
Angewandte Humanwissenschaften und Wirtschaft – mit etwa 2.200 Studieren‐
den angesiedelt, während am Magdeburger Standort in fünf Fachbereichen gut 
doppelt so viele Personen ihr Studium absolvieren. Die etwa 2.200 Studierende 
entsprechen mehr sechs Prozent der 40.000 Einwohner Stendals. 
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Übersicht 26: Angehörige der Hochschule in Stendal (2014) 
Personal 
gesamt 

wissensch. 
Personal 

Studierende 
Hochschulangehörige 

gesamt 
Hochschulangehörige  
pro 100 Einwohner 

174  130  2.192  2.366  5,9 

Quellen: StaLA LSA (2015), StatBA (2015a, 2015c) 

Der Doppelstandort der Hochschule ist Resultat des Zusammenschlusses zweier 
zuvor eigenständiger Fachhochschulen, der im Jahr 2000 erfolgt war.87 In Sten‐
dal firmierte die ursprüngliche Einrichtung unter dem Titel „Fachhochschule Alt‐
mark  i.  Gr.“  und  war  eine  Neugründung  des  Jahres  1992.88  Der  Zusammen‐
schluss  mit  der  Fachhochschule  in  Magdeburg  beendete  den  provisorischen 
Charakter der Hochschule, wies aber Stendal zugleich den Status eines sekundä‐
ren Hochschulstandorts zu. Trotz der vergleichsweise geringen Größe kann die 
lokale  und  regionale  Bedeutung  der  Teil‐Hochschule  in  Stendal  kaum  über‐
schätzt werden: Sie befindet sich in einem Raum, in dem ansonsten keine wei‐
teren höheren Bildungseinrichtungen angesiedelt sind.  

9.2.2. An-Institute und außeruniversitäre  
  Forschungseinrichtungen 

Neben  der  Hochschule  gibt  es  in Wernigerode  weitere  wissenschaftliche  Ein‐
richtungen zum einen in Gestalt von fünf An‐Instituten der Hochschule Harz: 

 Die Harzer Hochschulgruppe e.V. – Institut für angewandte Forschung, Bera‐
tung  und Weiterbildung  offeriert Marktforschungsdienstleistungen,  Stand‐
ort‐  und  Imageanalysen,  Existenzgründercoachings  und  individuell  zuge‐
schnittene Weiterbildungen für Unternehmen und Behörden. 

 Das 2006 gegründete Institut HarzOptics forscht in der optischen Mess‐ und 
Nachrichtentechnik und bietet eine Vielzahl an Dienstleistungen aus der Be‐
leuchtungs‐ und Breitbandplanung an. 

 Das  Institut  für  Automatisierung  und  Informatik  GmbH  ist  ein  Forschungs‐ 
und Entwicklungsinstitut, das in den Bereichen Automatisierung, Informatik 
und Umwelttechnik tätig ist. 

 Das Europäische  Institut  für  Tagungswirtschaft wurde 2006  als  Institut  für 
spezielle  Forschungsthemen  und  Projektarbeiten  zum  Tagungs‐  und  Kon‐
gressmarkt gegründet. 

 Das Institut für Dienstleistungs‐ und Prozessmanagement (IfDP) führt insbe‐
sondere  Effizienzmessungen  in  Organisationen  sowie  Aufgaben‐,  Prozess‐ 
und Wertschöpfungsanalysen durch.89 

Zum anderen unterhält das Robert‐Koch‐Institut – Bundesinstitut für Infektions‐
krankheiten  und  nicht  übertragbare  Krankheiten,  Berlin,  eine  Außenstelle  in 

                                                                     
87 Der Wissenschaftsrat hatte sich gegen eine selbstständige Fortführung der Fachhochschule 
Altmark i.G. ausgesprochen und stattdessen den Zusammenschluss empfohlen. 
88 vgl. zur Gründungs‐ und Aufbaugeschichte Lewin (1998; 2000) 
89 https://www.hs‐harz.de/forschung/kompetenzzentrum/an‐institute/ (29.12.2015) 



 

212 

Wernigerode. Diese ging aus dem DDR‐Institut  für Experimentelle Epidemiolo‐
gie hervor. Dort arbeiten rund 80 Mitarbeiter.innen in den Fachgebieten Bakte‐
rielle Infektionen und Nosokomiale Infektionen.90  

In Merseburg wirkt das 2006 gegründete Europäische Romanik Zentrum, ein An‐
Institut der Universität Halle‐Wittenberg, das seinen Sitz in der Domklausur hat. 
Es  verfügt  über  eine  Bibliothek,  deren  Bestand  an  den  virtuellen  Katalog  der 
Universitätsbibliothek  Halle‐Wittenberg  angeschlossen  ist.91  Derzeit  werden 
vom  ERZ  regelmäßig  Abendveranstaltungen  und  Workshops  angeboten,  die 
„sehr  gut  besucht“ würden.  Über  die  Abendveranstaltungen werde  vor  allem 
ein lokales Publikum erreicht. An den Workshops nähmen hauptsächlich Studie‐
rende der MLU teil.92 

In  Stendal  arbeitet  als  An‐Institut  der  Hochschule Magdeburg‐Stendal  Kinder‐
Stärken e.V. Es ist eng mit dem Bereich Kindheitswissenschaften der Hochschu‐
le verbunden. 

9.2.3. Wissensschaftsaffine Einrichtungen  

In unterschiedlichem Maße verfügen die Städte auch über wissensschaftsaffine 
Einrichtungen. Diese sind gerade in mittelgroßen Städten von Bedeutung, da sie 
neben  den meist  vergleichsweise  kleinen Hochschulen  und  Forschungsinstitu‐
ten eine wichtige Ergänzung der lokalen Wissensinfrastruktur darstellen. 

In Merseburg sind dies 

 die Abteilung Merseburg des Landesarchivs Sachsen‐Anhalt, 1993 eingerich‐
tet: Das Verwaltungsarchivgut stammt aus der Zeit ab 1815 und reicht vom 
Regierungsbezirk Merseburg  in der preußischen Provinz  Sachsen über den 
DDR‐Bezirk  Halle  bis  in  die  Gegenwart.  Überdies  enthält  es  umfangreiche 
Wirtschaftsbestände aus dem Ballungsraum um Halle von der Industrialisie‐
rung bis zur DDR, desweiteren Archivgut der Parteien und Massenorganisa‐
tionen der DDR im Bezirk Halle;93 

 das Dom‐Museum (Dom und Merseburger Domschatz) mit Domstiftsbiblio‐
thek,94  

 das Kulturhistorische Museum  Schloss Merseburg  (Ur‐ und Frühgeschichte, 
mittelalterliche Pfalz‐ und Bistumsgeschichte, Kunst und Kultur  im Herzog‐
tum Sachsen‐Merseburg, Stadtgeschichte der Neuzeit), 

                                                                     
90 http://www.rki.de/DE/Content/Service/Presse/Pressemitteilungen/2003/24_03.html 
(29.12.2015) 
91  Interview Leonard Helten, Professor am Institut für Kunstgeschichte an der MLU Halle‐Wit‐
tenberg, Europäisches Romanik Zentrum Merseburg, 16.7.2012 
92 ebd. 
93 http://www.landesarchiv.sachsen‐anhalt.de/landesarchiv/standorte/merseburg/ (29.12. 
2015) 
94  vgl.  zur Geschichte  und Bestandsbeschreibung  http://fabian.sub.uni‐goettingen.de/fabian? 
Domstiftsbibliothek_(Merseburg) (6.8.2016) 
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 das Chemiemuseum, das von der Hochschule und dem Sachzeugen der Che‐
mischen  Industrie  e.V.  unterhalten  wird  und  auf  dem  Campus  der  Hoch‐
schule  untergebracht  ist.  Es  widmet  sich  der  Darstellung  der  Entwicklung 
der chemischen Industrie in Mitteldeutschland anhand von Originalanlagen, 
‐apparaten und ‐ausrüstungen. Seit 1996 werden dort die Projekte „Chemie 
zum Anfassen“ und „Technik begreifen“ realisiert;95  

 das vom Saalekreis getragene Carl‐von‐Basedow‐Klinikum als Akademisches 
Lehrkrankenhaus der Universität Halle‐Wittenberg. 

In Wernigerode befinden sich 

 einer der fünf Standorte des Landesarchivs Sachsen‐Anhalt, 1967 in Werni‐
gerode  begründet.  Die  Überlieferung  setzt  im  hohen  Mittelalter  ein  und 
reicht  vorwiegend  bis  in  das  frühe  19.  Jahrhundert.  Schwerpunkte  bilden 
das  Schriftgut,  dass  sich  auf  die  ‚nicht‐preußischen‘  Wurzeln  der  Provinz 
Sachsen bzw. des heutigen Landes Sachsen‐Anhalt bezieht. Hinzu treten die 
Überlieferung der preußischen Bergbauverwaltung des Oberbergamtes Hal‐
le und über 280 Adelsarchive;96 

 der Harzverein  für Geschichte  und Altertumskunde  e.V.,  dessen Geschäfts‐
stelle in Wernigerode ansässig ist;  

 die  Harzbücherei  als  wissenschaftliche  Regionalbibliothek  innerhalb  der 
Stadtbibliothek.97 

Stendal beherbergt 

 den  Fachbereich  Veterinärmedizin  des  Landesamts  für  Verbraucherschutz, 
seit 1954  in Stendal ansässig. Er  ist Untersuchungseinrichtung für Verbrau‐
cherschutz und Gesundheitsschutz von Mensch und Tier, Probleme der Tier‐
seuchenüberwachung und ‐bekämpfung sowie der amtlichen Lebensmittel‐
überwachung.  Darüber  hinaus  ist  der  Fachbereich  Fortbildungsstätte  für 
Mitarbeiter des öffentlichen Veterinärwesens und niedergelassene Tierärzte;98 

 das Winckelmann‐Museum, das an den Begründer der Klassischen Archäolo‐
gie  und  neueren  Kunstgeschichte  sowie  gebürtigen  Stendaler  Johann  Joa‐
chim  Winckelmann  (1717–1768)  erinnert.  Das  Museum  ist  auch  Sitz  der 
Winckelmann‐Gesellschaft mit 600 Mitgliedern  in 20 Ländern.99 Diese wie‐
derum  verantwortet mit  ihrer  Arbeitsstelle  in  Stendal  die Herausgabe  der 
Schriften Winckelmanns – seit 1988, damals noch als deutsch‐deutsches Ge‐
meinschaftsprojekt in Kooperation mit der FU Berlin und Unterstützung der 
Volkswagen‐Stiftung, und seit 1996 gemeinsam mit der Mainzer Akademie 
der Wissenschaften und der Literatur sowie der Erfurter Akademie gemein‐
nütziger Wissenschaften. Gefördert wird das Projekt  aus dem Akademien‐

                                                                     
95 http://www.deutsches‐chemie‐museum.de/index.php?id=26&no_cache=1 (29.12.2015) 
96 http://www.landesarchiv.sachsen‐anhalt.de/landesarchiv/standorte/wernigerode/ (29.12.2015) 
97  vgl.  zur Geschichte  und Bestandsbeschreibung  http://fabian.sub.uni‐goettingen.de/fabian? 
Harzbuecherei_(Wernigerode)  (6.8.2016) 
98 http://www.verbraucherschutz.sachsen‐anhalt.de/veterinaermedizin/  (29.12.2015);  vgl.  zur 
Geschichte: Landesamt für Verbraucherschutz o.J. [2007?] 
99 http://www.winckelmann‐gesellschaft.com/ (29.12.2015) 
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programm.100  Wesentliche  Grundlage  ist  die  Winckelmann‐Bibliothek,  die 
seit  Gründung  der  Winckelmann‐Gesellschaft  1940,  dann  auch  durch  die 
DDR‐Jahrzehnte hindurch aufgebaut und erweitert wurde (Bruer 2011: 243) 
sowie die Winckelmann‐Bibliografie verantwortet;101 

 das  Altmärkische  Museum,  das  Exponate  zur  Geschichte  und  Kulturge‐
schichte  der  Stadt  Stendal  und  der  Altmark,  die  von  der  Ur‐  und  Frühge‐
schichte bis zur Gegenwart reichen, zeigt.102 

9.3. Aktivitäten und Prozesse 

Die  an die Wissenschaft  adressierten  lokalen  Erwartungen bleiben  in  unseren 
Fallstädten nicht ohne Echo. Den Konfliktpotenzialen, die durch unterschiedli‐
che  Funktionslogiken, Organisationskulturen und  Zeithorizonte  von Hochschu‐
len,  Kommunen und Unternehmen bestehen, wird  häufig  pragmatisch  begeg‐
net. So werden spezielle Zuständigkeiten geschaffen – Beauftragte in den städ‐
tischen  Verwaltungen,  Wirtschaftsbeauftragte  und  Transferstellen  an  Hoch‐
schulen  –  oder  curriculare  Angebote  aufgelegt,  etwa  Schulung  unternehmeri‐
schen Denkens und Praxiskontakte bereits während des Studiums.  

9.3.1. Gemeinsamkeiten und Ähnlichkeiten in den Städten 

Nahezu  identische  Aktivitäten  der  Hochschulen,  die  sich  identifizieren  lassen, 
beziehen  sich auf  vier  Schwerpunkte: Vernetzung  von Wissenschaft und Wirt‐
schaft,  regionale  Fachkräfteversorgung;  Schülerarbeit  und  Erhöhung  der  Stu‐
dierneigung; Öffnung der Hochschulen für neue Zielgruppen; Dienstleistungsan‐
gebote, Service Learning und kulturelle Belebung des Sitzortes.  

Ökonomische Interaktionen 

Alle untersuchten Hochschulen verfügen mit Career Centern über zentrale An‐
sprechpartner für die Unternehmen der Region. Die Center docken an die Her‐
ausforderung  Abwanderung  an:  Die  Vermittlungen  von  Absolventen  an  Be‐
schäftiger der Region sollen Klebeeffekte erzeugen, die ein  längerfristiges Hal‐
ten von akademisierten Fachkräften unterstützen.  

Die  untersuchten  Hochschulen  verfügen  alle  über  Kompetenz‐  oder  Transfer‐
zentren, die ähnlich wie die Career Center zentrale Kommunikationsschnittstel‐
len darstellen. Was hier verstärkt zum Tragen kommen soll, ist der Ausbau von 
Wissens‐  und  Technologietransfer.  Durch  diese  Schnittstellen werden  sinnvoll 
Kräfte gebündelt und Organisationsfremde davon entlastet, die passenden An‐

                                                                     
100 http://www.akademienunion.de/forschungsprojekte/historisch‐kritische‐und‐kommentier 
te‐edition‐von‐jj‐winckelmanns‐werken/ (30.1.2016) 
101 http://www.dyabola.de/en/bases/detail/literaturdatenbank_127.htm (12.7.2016) 
102 http://museum.stendal.de/de/das_museum.html (29.12.2015) 
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sprechpartner in der jeweiligen Hochschule finden zu müssen. Hinzu tritt, dass 
regional wie überregional verfügbare wissenschaftliche Wissensbestände für re‐
gionale Akteure nutzbar gemacht werden. Besonders häufig  sind Maßnahmen 
im  Bereich  FuE‐Kooperationsprojekte.  Ergänzung  finden  diese  Kooperationen 
häufig  durch  fachspezifische  Beiratstätigkeiten  zwischen  Hochschule  und  ent‐
sprechenden Praxisvertretern.  

Ebenso verfügen alle untersuchten Hochschulen über Einrichtungen zur Unter‐
stützung  von Unternehmensgründungen,  die  zur  Innovations‐  und  Produktivi‐
tätssteigerung in Stadt und Region beitragen sollen. Die hochschulischen Ange‐
bote  reichen  hier  von  Informations‐  und  Beratungsangeboten  bis  hin  zu  voll 
ausgestatteten Arbeitsplätzen  und  Laboren  (ego‐INKUBATOREN/Gründerwerk‐
stätten).  

Übersicht 27: Hochschule Merseburg: Aktivitätsspektrum 

An der Hochschule Merseburg ist das gesamte Spektrum der Aktivitäten anzutreffen, 
die auf Zusammenarbeit mit und Unterstützung von lokaler und regionaler Wirtschaft 
zielen: Career Service, Mitwirkung im Merseburger Innovations‐ und Technologiezent‐
rum (MITZ), Technologietransfer und Gründungsförderung. Zu letzterer lassen sich auch 
objektivierte Daten anführen, die über die Qualität dieser Aktivitäten Auskunft geben: 

 So erreicht die HoMe im Gesamtranking der Gründungsförderung im „Gründungs‐
monitor 2013“ eine Platzierung auf Rang 27 (von 50) in der Gruppe „kleine Hochschu‐
len“ (weniger als 5.000 Studierende). Zum Vergleich: Die FH Brandenburg belegt Platz 
5, die FH Nordhausen Platz 34.  

 In der Kategorie Gründungssensibilisierung wurden 2,3 Punkte erreicht (Mittelwert 
der ersten 25 % der „kleinen Hochschulen“: 2,5), bei Gründungsunterstützung 2,4 
Punkte (Mittelwert der ersten 25 %: 2,6) und in der Kategorie Gründungsaktivitäten 1,5 
Punkte (Mittelwert der ersten 25 %: 2,4). (Grave/Hetze/Kanig 2013: 42) 

 

Schülerarbeit und nichtökonomische Interaktionen 

Intensiv sind die Aktivitäten im Bereich Schülerarbeit. Hier finden sich in Merse‐
burg vor allem zwei zentrale Angebote: 

 BEanING  Ferienakademie: Als  Teil  des  Projektes  „BEanING“  –  integratives, 
branchenorientiertes Bildungs‐ und Entwicklungskonzept für den Ingenieur‐
nachwuchs in Sachsen‐Anhalt – richtet sie sich mit altersgerecht aufbereite‐
ten  lebenswelt‐  und  handlungsnahen  Workshops  an  junge  Schüler.innen. 
Das Ziel ist, die Faszination für Naturwissenschaft und Technik zu fördern.103 

 Schülerlabor  „Chemie  zum  Anfassen“:  Dies  ist  eine  Initiative  des  Vereins 
„Sachzeugen  der  Chemischen  Industrie  e.V.“  und  der  Hochschule  Merse‐
burg. Sie wurde 1996 mit dem Ziel begründet, bei Kindern und Jugendlichen 
das  Interesse  an Naturwissenschaften  und  Technik  zu wecken  und  zu  för‐
dern  sowie  sie  darüber  hinaus  für  eine  Ausbildung  oder  ein  Studium  im 
MINT‐Bereich zu begeistern. Die Arbeit des Schülerlabors ist durch eine en‐

                                                                     
103 http://www.hs‐merseburg.de/beaning/ferienakademien/ (1.11.2015) 
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ge Zusammenarbeit der Hochschule Merseburg, der Schulen und der regio‐
nalen  Industrie  geprägt.  Nicht  zuletzt  dadurch  sind  die  unterschiedlichen 
Angebote so konzipiert, dass sie bedarfsgerecht die schulische Ausbildung in 
allen Sekundarstufen ergänzen können.104 

In  Wernigerode  erbringt  die  Hochschule  unter  dem  Titel  „Offener  Campus“ 
zahlreiche Angebote  für die Bürgerschaft der  Stadt und Region.  Sie unterhielt 
als erste Hochschule in Sachsen‐Anhalt eine Kinderhochschule. Viermal im Jahr 
setzt diese in ihrem Angebot darauf, bei Kindern von 8 bis 12 Jahren Interesse 
und Neugier für Wissenschaft und Technik zu wecken. Ganz im Sinne von PUSH 
(Public Understanding  of  Science  and Humanities) werden  hier wissenschaftli‐
che  Inhalte  verständlich  und  kindgerecht  formuliert.  Außerdem  erhalten  die 
teilnehmenden Kinder ein Zertifikat und einen Juniorstudentenausweis. Die Be‐
sucherzahlen von bis zu 500 Kindern pro Veranstaltung sprechen für den Erfolg 
dieses hochschulischen Angebotes für die Stadt Wernigerode.105 

Darüber  hinaus  hält  die  Hochschule  eine  Vielzahl  an  Bildungsangeboten  für 
Schüler höherer Schulklassen bereit:  

 Mit  ausgewählten  Schulen  der  Region  bestehen  Kooperationsverträge  zur 
intensiven Zusammenarbeit. Kooperationsschulen erhalten die Möglichkeit, 
besonders  leistungsstarke Schüler.innen der gymnasialen Oberstufe für ein 
Frühstudium an der Hochschule anzumelden. Die erzielten Ergebnisse wer‐
den bei Aufnahme eines Studiums an der Hochschule Harz  sowie an  jeder 
Hochschule Sachsen‐Anhalts anerkannt.  

 Im Schnupperstudium können Schülerinnen und Schüler der Region ein um‐
fangreiches Programm an Vorlesungen besuchen, um sich frühzeitig mit Stu‐
dieninhalten auseinanderzusetzen.  

 Einmal jährlich im August veranstaltet der Fachbereich Automatisierung und 
Informatik eine einwöchige Sommerschule für Technikinteressierte. Außer‐
dem bietet der Fachbereich  im Sommer eine weitere Besonderheit:  Im so‐
genannten  „Codecamp48“  treffen  sich  für  48 Stunden  technikbegeisterte 
Schüler.innen,  Studierende  sowie  Experten  der  IT‐Branche  und  Vertreter 
von Unternehmen im Waldhofbad der Stadt Wernigerode zu einem innova‐
tiven Programmier‐Marathon.106 

 Ein Alleinstellungsmerkmal der Hochschule stellt das Angebot „Fit 4 Abi and 
Study – keine Angst vor Mathe“ dar. Schülerinnen und Schüler der 12. Klas‐
se  haben  die  Möglichkeit,  sich  für  eine  Teilnahmegebühr  von  35 Euro  im 
Rahmen eines viertägigen Intensivkurses auf die Abiturprüfung in Mathema‐
tik  vorzubereiten und erhalten  gleichzeitig  Einblick  in  die mathematischen 
Erfordernisse für ein MINT‐Fach an der Hochschule Harz.107 

                                                                     
104 http://www.hs‐merseburg.de/schuelerlabor/chemie‐zum‐anfassen/ (1.11.2015) 
105 www.kinderhochschule.eu (20.6.2016) 
106 http://www.codecamp48.de/ (20.6.2016) 
107 https://www.hs‐harz.de/fit4abistudy/ (20.6.2016) 
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 Im Rahmen der „ego‐Existenzgründeroffensive“108 hält die Hochschule Harz 
auch  Angebote  für  Schüler  im  Bereich  Businessmanagement  vor.  In  einer 
Sommerakademie können sie mittels Workshops, Planspielen, Diskussions‐
runden und Referaten mehr über Existenzgründung erfahren.  

 Darüber  hinaus  runden  verschiedene  Formate  von  Tagen  der  offenen  Tür 
sowie Events  („Campusfieber“) die hochschulischen Aktivitäten ab, die auf 
die  Gewinnung  von  Studieninteressenten  und  der  Öffnung  für  neue  Ziel‐
gruppen setzen.  

Auch  in  Stendal  wird  eine  Kinderuniversität  angeboten,  hier  als  Kooperation 
zwischen Hochschule und Winckelmann‐Gesellschaft  .109 Der  sogenannte  Juni‐
or‐Campus der Hochschule  versteht  sich  als Weiterführung der Kinderuni und 
richtet sich entsprechend an etwas ältere Kinder bzw. Schüler.innen. 

Übersicht 28: Kommunalpolitisches Engagement von  
Hochschulangehörigen: Beispiel Wernigerode 

Eine zentrale Möglichkeit, die Berücksichtigung hochschulischer Anliegen in der Stadt 
abzusichern, ist das Engagement von Hochschulangehörigen in der kommunalen Politik. 
Dieses ergibt sich keineswegs von selbst aus der dichten Kommunikation in kleineren 
Städten. Das zeigt sich etwa in Wernigerode, wie der damalige Rektor der Hochschule 
Harz, Armin Willingmann, im Interview 2014 berichtete: 

„Bis 2009 gehörte dem Stadtrat kein Hochschulangehöriger an. 2009 haben das erste 
Mal Hochschullehrer für den Stadtrat kandidiert. So gab es seitdem schon zwei Hoch‐
schulvertreter (Linke und SPD) im Stadtrat. Wir haben immer dafür geworben, etwa im 
Akademischen Senat, dass es hilfreich wäre, wenn wir diese Einflussnahme auf die 
Stadtpolitik hätten, und wir würden das dann auch immer unterstützen. Aber mehr als 
diese Hinweise können Sie nicht machen, um so etwas zu organisieren. So läuft das ja in 
der Kommunalpolitik in der Provinz: Da kommen die Parteien auf einen zu und fragen, 
will hier nicht jemand kandidieren? Dann tauchen die Professorinnen und Professoren 
auf den Wahllisten auf und werden in der Regel auch gewählt. Bei der Kommunalwahl 
2014 sind aus den bisher zwei Professoren im Stadtrat dann vier geworden. Wenn man 
dann noch die anderen Hochschulangehörigen nimmt, sind es inzwischen sechs oder 
sieben. Da ist auch eine ganz andere Art der Integration in die Kommunalpolitik gewähr‐
leistet, als wir sie institutionell organisieren könnten. Wir können das jetzt viel stärker 
‚infiltrieren‘, allein dadurch, dass wir eben da sind.“ 

Die Erwartung, dass das Hochschulpersonal lokale zivilgesellschaftliche Strukturen zu 
beleben vermag, wird in kleineren Städten häufig nur am Rande bedient, da viele Pro‐
fessor.innen ihren Lebensmittelpunkt auch nach der Berufung außerhalb des Hoch‐
schulstandortes haben (was wiederum nicht selten mit der Unmöglichkeit zusammen‐
hängt, für den oder die Lebenspartner.in eine angemessene berufliche Beschäftigung 
zu finden). Mit dem Engagement in der Stadtpolitik werden die Hochschullehrer gegen‐
über der lokalen Öffentlichkeit deutlich sichtbarer. 

                                                                     
108 Das Förderprogramm des Landeswissenschaftsministeriums verfolgt das Ziel, eine innovati‐
ons‐ und gründungsorientierte Infrastruktur an den Hochschulen des Landes auszubauen, um 
eigene  Gründungsideen  praxisnah  zu  entwickeln  und  zu  erproben.  Es  richtet  sich  gezielt  an 
Studierende, wissenschaftliche Mitarbeiter.innen und Absolvent.innen mit Wohnsitz  in  Sach‐
sen‐Anhalt,  deren  Hochschulabschluss  nicht  länger  als  fünf  Jahre  zurückliegt;  vgl.  http:// 
www.mw.sachsen‐anhalt.de/themen/existenzgruendung (20.6. 2016). 
109 Einen Überblick zu Zielen, Schwierigkeiten und den bisher gehaltenen Veranstaltungen ge‐
ben Geene et al. (2011). 
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Jede der untersuchten Hochschulen hält ebenso Angebote für lebenslanges Ler‐
nen bereit. Zur Stärkung der Zivilgesellschaft wird hier  in Form von Generatio‐
nen‐Hochschulen oder Seniorenunis auf einen Generationendialog und die Le‐
bensqualitätssteigerung  der  Bürger  gesetzt.  In  Stendal wird  eine  Seniorenuni‐
versitätin Kooperation von Hochschule und dem ortsansässigen Winckelmann‐
Museum durchgeführt. 

Ebenfalls alle Hochschulen bieten besondere Dienstleistungen an – Expertisen, 
Service  Learning  oder  Community‐Service‐Aktivitäten.  Zumeist  in  den  Career 
Centern verankert, offerieren die Hochschulen Weiterbildungsangebote für Un‐
ternehmen und Veranstaltungs‐ und Tagungsmanagement an. Zu den institutio‐
nalisierten Aktivitäten zählen an allen untersuchten Hochschulen Eventformate, 
die eine Brücke zwischen Wissenschaft und Bürgerschaft schlagen wollen („Lan‐
ge Nacht der Wissenschaften“,  „Campusdays“ usw.).  Sie dienen als prägendes 
Element regionaler/städtischer Identitätsbildung. An allen Standorten sind auch 
Aktivitäten, die auf eine kulturelle Belebung der Sitzstädte zielen, zu verzeich‐
nen. 

9.3.2. Besonderheiten in einzelnen Städten 

Neben den Gemeinsamkeiten und Ähnlichkeiten lässt sich unter den umfeldbe‐
zogenen  Third‐Mission‐Aktivitäten  eine  Reihe  von  Besonderheiten  entdecken, 
die jeweils nur an einem oder zwei Orten bestehen. 

Manche lokalen Besonderheiten resultieren aus den Affinitäten der jeweils ver‐
tretenen  Fächer  zu  bestimmten  Aktivitätsbereichen,  so wenn  in Wernigerode 
engagierte Tourismusstudierende der Hochschule Harz ein regelmäßiges Forum 
rund um das Thema Reisen oder Seniorenreisen organisieren110 oder wenn die 
„Merseburger Kulturgespräche“ von Studierenden und Lehrenden des Fachbe‐
reichs Soziale Arbeit.Medien.Kultur organisiert werden.  

Auch ergeben sich  lokale Besonderheiten aus historisch begründeten Umstän‐
den, etwa wenn in Merseburg mit Hochschulunterstützung ein Chemiemuseum 
oder  im  Magdeburger  Guerickezentrum  der  Schülerprojektraum  „Guerickia‐
num“  betrieben  wird.  Die  Hochschule Merseburg  ist  in  vielfältiger Weise  am 
Wirken des Deutschen Chemiemuseums beteiligt: Der Vorstand des Förderver‐
eins „Sachzeugen der chemischen Industrie e.V.“ setzt sich vorwiegend aus Wis‐
senschaftler.innen  der  HoMe  zusammen.  Das  Museum  nutzt  Liegenschaften 
und Räumlichkeiten der Hochschule. Zudem trägt es, gemeinsam mit dem För‐
derverein und der Hochschule, seit 1996 die überaus erfolgreichen Schülerpro‐
jekt „Chemie zum Anfassen“ und „und „Technik begreifen“.111 

Schließlich gibt es  lokale Besonderheiten, die prinzipiell auch an allen anderen 
Orten umsetzbar wären: 

 In Merseburg übernimmt die Hochschulbibliothek auch Aufgaben einer öf‐
fentlichen Stadtbibliothek.  Ebenso  ist  dort die Mitwirkung am „Offenen Kanal 

                                                                     
110 www.hit‐wr.de/ (20.6.2016) 
111 http://www.deutsches‐chemie‐museum.de/index.php?id=26&no_cache=1 (29.12.2015) 
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Merseburg‐Querfurt“ lokale Auffälligkeit: Dieses Merseburger Bürgerfernsehen 
wird  in  Zusammenarbeit mit  der  Stadt  angeboten  und  ist  auch  Plattform  des 
Merseburger „Campus TV“. 

 Die „Merseburger Kulturgespräche“ sind ein von der Stadt in Zusammenar‐
beit mit der Hochschule Merseburg durchgeführtes Veranstaltungsformat, das 
als  individuelles  Engagement  entstand  und  sich mittlerweile  fest  im  Kulturka‐
lender  der  Stadt  etabliert  hat. Der  Studiengang Kultur‐  und Medienpädagogik 
der Hochschule Merseburg bereitet Jahr für Jahr die Kulturgespräche zu immer 
wechselnden  Themen  vor.  Ziel  ist  es,  Bürgern,  Gästen  und  Studierenden  der 
Stadt Merseburg ein Kommunikationsforum zu bieten, um eine breite Diskussi‐
onskultur und das gesellschaftliche Miteinander zu fördern. Zudem sind aus den 
vergangenen Kulturgesprächen diverse Initiativen und Vereine hervorgegangen, 
die das kulturelle Leben in der Stadt bereichern.112 

 Studierende des Fachbereichs Soziale Arbeit, Medien und Kultur der Hoch‐
schule Merseburg erarbeiteten das Konzept für das seit 2004 jährlich in Merse‐
burg stattfindende Filmfestival „DEFA‐Filmtage“, mit dem Ziel, das wiedereröff‐
nete Domstadtkino zu einem Ort erlebbarer Filmkunst zu machen  (vgl. Beyer/ 
Frei 2008). Seit 2011 wird von Studierenden desselben Fachbereichs der jährli‐
che BürgerCampus organisiert und ausgerichtet. Er versteht sich als Festival von 
und  für  Merseburger  Bürger.innen  und  bietet  Platz  für  die  Präsentation  von 
Studienergebnissen in Form von Kurzfilmen, Hörspielen und Ausstellungen, für 
Schülerbands und Theatergruppen, Vereine und ihre Aktionen. Zudem will das 
Festival den Merseburgern Stimme und Raum geben.113  

Übersicht 29: Aktivitäten der Hochschule Harz jenseits standardisierter 
hochschulischer Angebote für die Stadt- und Regionalentwicklung 

regionale Bedarfslagen  Ziele  Aktivitäten  

Zukunftsfähigkeit durch 
Bildung 

Weiterbildung und lebens‐
langes Lernen 

Fit for Abi and Study – Keine Angst 
vor Mathe 

Steigerung der  
Studierneigung 

PUSH  CodeCamp 48 

FuE/Innovationsförderung 
Weiterbildung und lebens‐
langes Lernen 

Wernigeröder Automatisierungs‐ 
und Informatiktage (WAIT) 

Unterstützung 
zivilgesellschaftlicher 
Akteure 

Service Learning 
studentischen Initiative HIT (Harzer 
Interessengemeinschaft der Touris‐
musstudierenden e.V.) 

Stärkung der Kultur‐
landschaft 

kulturelle Belebung der 
Sitzstadt 

Ausstellungen, Vernissagen in 
Rektoratsvilla 

Quellen: Homepage der Hochschule Harz: www.hs‐harz.de, Harzer Volksstimme 

 Zu den fest verankerten Aktivitäten der Hochschule Harz zählen die zahlrei‐
chen Angebote, die einen Beitrag zur kulturellen Belebung der Stadt und Region 
leisten. Die Rektoratsvilla am Campus Wernigerode bietet Raum für wechselnde 

                                                                     
112 http://www.merseburg.de/de/merseburger‐kulturgespraeche.html (1.11.2015) 
113 https://buergercampus.org/idee‐initiative/ (18.6.2015) 
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Vernissagen  und  Ausstellungen  von  regionalen  Künstlerinnen  und  Künstlern. 
Einmalig in Sachsen‐Anhalt ist die in der Hochschulbibliothek ansässige „Kunst‐
stiftung Karl Oppermann“.114 

In Stendal stellt der „Förderkreis für den Standort Stendal der Hochschule Mag‐
deburg‐Stendal“  eine  Auffälligkeit  dar.  Er  hat  seit  seiner  Gründung  bis  Mitte 
2012 die Hochschule mit etwa 250.000 Euro unterstützt. Fast die Hälfte des Gel‐
des floss dabei  in die Ausgestaltung und Ausstattung des Campus (Schulze o.J. 
[2012]:  4).  Der  Verein  unterstützt  die  Vermittlung  der  deutschen  Sprache  an 
ausländische  Studierende,  vergibt  Reisekostenzuschüsse  für  Auslandspraktika, 
fördert  die Werbung  für  den  Hochschulstandort  und  unterstützt  den  Aufbau 
von  Kooperationen  zwischen  Unternehmen,  sozialen  Einrichtungen  und  der 
Hochschule.  Eine  für  die  Stadt  nachhaltig  prägende  Aktivität  bestand  in  der 
Campus‐ und Gebäudefinanzierung, welche erst durch eine förderkreisinitiierte 
Spendenaktion möglich wurde, die eine temporäre Finanzierungslücke schloss. 
Eine kommunikative Schnittstelle der Hochschule zur Stadt, die vom Förderkreis 
geschaffen wurde, stellt ein Büro für regionale Zusammenarbeit dar. Ein Wirt‐
schafts‐ und Sozialbeirat fördert den Austausch zwischen Wissenschaftlern und 
Praxisvertretern.  

Übersicht 30: Stendal: Wirtschaftsbeirat und Sozialbeirat 

Die  Hochschule  Magdeburg‐Stendal  verfügt  am  Standort  Stendal  über  einen  Wirt‐
schafts‐115 und einen Sozialbeirat.116 Diese zielen auf einen Institutionalisierten, regel‐
mäßigen Austausch fachbezogener Themen zwischen Hochschulangehörigen und Pra‐
xisvertretern. Beide  Institutionen wurden vom „Förderkreis  für den Standort Stendal 
der  Hochschule  Magdeburg‐Stendal“  geschaffen.  Er  wiederum  bildet  den  Kern  der 
Kooperation  zwischen  Hochschule  und  Stadt,  die  damit  über  eine  stabilisierende 
Struktur verfügen – ohne jedoch die für kleinere Hochschulstädte typische Dominanz 
von informeller Koordination zu brechen. So konstatiert der Prorektor für den Standort 
Stendal: 

Der Förderkreis „ist der formale Anker. Aber aufgrund der Größe von Stadt und Hoch‐
schule  läuft  sehr  viel  informell. Wir  haben  allein  über  die Beiräte  schon Kontakt. Das 
läuft auf einer informellen Ebene, da braucht man sich gar nicht abzusprechen. Das hat 
sich einfach so entwickelt. Man trifft sich ja. […] Man begegnet sich häufig und tauscht 
sich bei diesen Gelegenheiten eben auch aus. Man muss dafür nicht groß Termine ma‐
chen.“117 

Damit wird  zugleich  der  Eindruck  der  Akteure  vermittelt,  die  Vernetzung  von Hoch‐
schule  und  Stadt  würde  sich  aufgrund  der  dichten  Kommunikation  innerhalb  einer 
kleineren Stadt gleichsam von alleine ergeben. Zweifellos erleichtert  räumliche Nähe 
die  Kontaktaufnahme  und  ‐pflege.  Dennoch  bedarf  beides  oftmals  des  kontinuierli‐
chen  persönlichen  Engagements. Mithin  kann  für  Stendal  begründet  angenommen 
werden, dass die 

                                                                     
114 https://www.hs‐harz.de/hochschule/offener‐campus/kunst‐und‐kultur/ausstellungen/ 
(20.6.2016) 
115 https://www.hs‐magdeburg.de/hochschule/fachbereiche/wirtschaft/leitung‐und‐gremien. 
html (20.6.2016) 
116 https://www.hs‐magdeburg.de/hochschule/fachbereiche/angewandte‐humanwissenschaf 
ten/leitung‐und‐gremien.html (20.6.2016) 
117  Interview Wolfgang Patzig, Prorektor  für Hochschulentwicklung und ‐marketing sowie 
für den Standort Stendal, 30.10.2014 
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Kooperation eine starke Veralltäglichung erfahren hat. Hintergrund dieser Normalität 
von informeller Kooperation ist nicht zuletzt die Entwicklungsgeschichte des Stendaler 
Hochschulstandorts, genauer: die bis in die frühen 2000er Jahre bestehende Gefahr ei‐
ner Standortschließung. Die Bedeutung der Gefährdung für die Genese enger Koopera‐
tion betont auch der Oberbürgermeister: 

„Der  enge  Kontakt  zwischen  Hochschule  und  Stadt  ist  aus  der  Geschichte  der 
Hochschule  entstanden.  Stendal,  das muss man  ja  immer  dazu  sagen,  hat  keine 
Hochschultradition.  Die  strukturpolitische  Entscheidung  der  Landesregierung  An‐
fang der 1990er Jahre, einen eigenständigen Standort zu etablieren, hat uns in die 
erfreuliche Situation gebracht, eine ehemals militärisch genutzte Liegenschaft zum 
Campus umbauen zu können und mit Wissenschaft auch Bildung in die Stadt hin‐
einbekommen  zu  haben.  Das  wollen  wir  hegen  und  pflegen. Wir  haben  massiv 
2001 und 2002 gegen Pläne gekämpft, diesen Standort wieder aufzugeben.  ‚Wir‘ 
bedeutet immer die gesamte Stadt und der Landkreis.“118 

Mit  dem  bereits  frühzeitig  aus  einer  Bürgerinitiative,  also  „von  unten“,119  entstan‐
denen Förderkreis wird zugleich ein zentrales Problem weitgehend informeller Koordi‐
nation  abgemildert:  die  starke  Personenabhängigkeit.  So  zeigt  sich  der  Prorektor 
überzeugt:  „Wenn  hier  ein  [Personal‐]Wechsel  erfolgt,  wird  es  keine  gravierenden 
Änderungen  geben“.120  Gestärkt wird  die  Verbindung  von  Stadt  und Hochschule  auf 
der persönlichen Ebene zudem durch den Umstand, dass inzwischen Absolventen der 
Stendaler Hochschulfachbereiche in der Stadtverwaltung, etwa als Kita‐Leiter.in, aktiv 
sind. 

Die gute Kooperationsstruktur – der Oberbürgermeister spricht von einer Symbiose – 
zeigt sich auch daran, dass die Initiative je nach Problemlage sowohl von der Stadt als 
auch  von  der  Hochschule  ausgehen  kann  –  „ein  relativ  lockeres  Geben  und  Neh‐
men“.121 Das  lässt  sich etwa an der Entstehungsgeschichte der Kinderuniversität und 
des Senioren‐Campus zeigen. Analog zur Entwicklung in Wernigerode ging die Initiative 
zur Einrichtung der Kinderuniversität von der Hochschule aus, während die Schaffung 
einer analogen Einrichtung für ältere Menschen von eben diesen eingefordert wurde. 
Kooperiert  wird  aber  auch  auf  der Mikroebene,  etwa  wenn  städtische  Projekte  für 
Kinder durch die Hochschule begleitet oder umgekehrt Zweitbetreuer für Abschlussar‐
beiten und Praktika in der Stadt oder bei regionalen Unternehmen vermittelt werden. 

9.4. Lokale Wahrnehmungen der Hochschulen 

Die Formate, in denen die Öffentlichkeit (unter anderem) über diese stadtbezo‐
gene  Aktivitäten  unterrichtet  wird,  sind  an  allen  Hochschulen  sehr  vielfältig: 
Hochschulwebseite  und Hochschulzeitung, Nutzung  von  Social‐Media‐Plattfor‐
men, Veranstaltungskalender,  Rektoratsbericht,  Jahrbuch. Hier  zeigen  sich die 
Wirkungen einer  in den  letzten  Jahren expandierten Öffentlichkeitsarbeit, mit 
der  sämtliche Hochschulen  versuchen  (müssen),  in  einer  harten  aufmerksam‐
keitsökonomischen Konkurrenz  zu bestehen. Hervorzuheben  ist unter den Be‐
richterstattungsformaten  vor  allem  der  jährlich  erscheinende  Forschungsbe‐

                                                                     
118 Interview Klaus Schmotz, Oberbürgermeister Stendal, 30.10.2014 
119 ebd. 
120 Interview Wolfgang Patzig, 30.10.2014 
121 Interview Klaus Schmotz, 30.10.2014 
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richt  der  Hochschule  Merseburg:  Er  erfüllt  die  Anforderungen  einer  niedrig‐
schwelligen Kommunikation mit der Umwelt vorbildlich.122  

Für zwei der Städte – Wernigerode und Stendal – haben wir Auswertungen der 
lokalen  Presse,  Hochschulzeitung,  kommunalen  Internetauftritte  und  strategi‐
schen Programmpapieren hinsichtlich  ihrer hochschulbezogenen Berichterstat‐
tung vorgenommen. Solche Tiefenrecherchen ermöglichen zunächst eine Über‐
prüfung und Ergänzung der Recherche nach Hochschule‐Stadt‐Interaktionen in 
anderen Medien.  So  dokumentiert  die  Tagespresse  oftmals  über  routinisierte 
Aktivitäten hinaus einmalige Ereignisse. Zugleich ermöglichen diese Recherchen 
Einschätzungen hinsichtlich  dreier  relevanter Aspekte:  öffentliche Wahrnehm‐
barkeit, Resonanz bei den Adressaten und vergleichende Einordnung des medi‐
alen Interesses.  

Insbesondere eine  regelmäßige Presseberichterstattung erhöht die öffentliche 
Wahrnehmbarkeit der stadt‐ und regionsbezogenen Aktivitäten der Hochschu‐
le. Zugleich indiziert eine fehlende Berichterstattung eine mangelnde Präsenz in 
der Öffentlichkeit. Darüber hinaus ermöglicht die Auswertung der Berichterstat‐
tung  die  Einschätzung  der  Resonanz  der  Zielgruppen:  In  den  Artikeln werden 
über die Nennung von Teilnehmerzahlen hinaus oftmals Eindrücke zu Reaktio‐
nen der Anwesenden vermittelt. Schließlich erlaubt eine solche Presseauswer‐
tung  eine  vergleichende  Bewertung  des medialen  und  öffentlichen  Interesses 
für die hochschulischen Aktivitäten, wenn dieses der Berichterstattung z.B. über 
diverse Vereinsaktivitäten gegenübergestellt wird.  

9.4.1. Wernigerode 

Lokalpresse 

Die  Erhebung  der  Hochschulaktivitäten wurde  durch  eine  exemplarische  Aus‐
wertung des Lokalteils der „Harzer Volkstimme“ für das Beispieljahr 2010 abge‐
glichen. Sie ergibt zusammengefasst: 

 Durchschnittlich  sieben eigenständige Beiträge pro Monat widmen sich  im 
Lokalteil der „Harzer Volkstimme“ dem Geschehen an der Hochschule. 

 Bei den Beiträgen zur Hochschule dominieren ausführliche Berichte zur Kin‐
derHochschule, zur GenerationenHochschule sowie zu Initiativen, die Hoch‐
schule  frühzeitig  für  talentierte Schüler zu öffnen. Auch gelegentliche Aus‐
stellungsaktivitäten  oder  Veranstaltungshinweise  werden  von  der  Presse 
publiziert.  

 Bemerkenswert  ist  der  Umstand,  dass  die  Hochschule  nur  sehr  selten  als 
wissenschaftliche Einrichtung beschrieben, sondern offenbar als eine weite‐
re ‚Schule‘ am Ort wahrgenommen wird. Die hochschultypischen Aspekte – 
Wissenschaft und akademische Lehre – hingegen finden vor allem auf einer 
monatlichen  Sonderseite  ihren  Niederschlag.  Diese  weist  einen  ähnlichen 

                                                                     
122 vgl. https://www.hs‐merseburg.de/forschen/forschungsberichte/ (18.3.2017) 
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Charakter wie Hochschuljournale oder Imagebroschüren auf, dokumentiert 
sie doch vornehmlich positive Entwicklungen an der Hochschule Harz. 

Die KinderHochschule und GenerationenHochschule finden in der Pressebericht‐
erstattung besondere Aufmerksamkeit. Solche Angebote  für Kinder und ältere 
Menschen gehören zwar  inzwischen zum festen Bestandteil der  lokalen Offer‐
ten fast aller Hochschulen. Doch zeigt in Wernigerode nicht nur die rege Beteili‐
gung der städtischen Bevölkerung, sondern auch die ausführliche Berichterstat‐
tung  zu  jeder  einzelnen  Veranstaltung,  dass  damit  eine  relevante  kulturelle 
Nachfrage bedient wird.  

So wird bereits  den Ankündigungen der Vorträge und der  Information  zu An‐
meldemöglichkeiten relativ großer Platz in der Lokalzeitung eingeräumt. Die Be‐
richterstattung  zu den Veranstaltungen  selbst  referiert über die  (großen) Teil‐
nehmerzahlen hinaus auch oftmals  in geraffter Form die  Inhalte der Vorträge. 
Deren zumeist populärwissenschaftliche Themen finden somit über die Teilneh‐
mer  hinaus  ein  erweitertes  Publikum.  Zugleich  scheint  der Umstand,  dass  die 
obligatorische  Anmeldung  für  die  Veranstaltungen  nur  im  Internet  erfolgen 
kann,  keine  wesentliche  Zugangsbarriere  darzustellen.  Während  die  Kinder‐
Hochschule  keine  inhaltlichen  Schwerpunktsetzungen  erkennen  lässt,  finden 
bei der GenerationenHochschule offenbar vor allem medizinische Themen eine 
besondere Resonanz.  

Damit scheinen sich – nicht nur in der medialen Betrachtung – die hochschuli‐
schen Aktivitäten vornehmlich an den Zielgruppen Senioren und Kinder auszu‐
richten. Da für die Stadt Wernigerode der Tourismus besonders wichtig ist, ge‐
lingt es außerdem dem Fachbereich Tourismus am ehesten, an die Öffentlich‐
keit  anzudocken.  Die  studentische  Initiative  „Harzer  Interessengemeinschaft 
der  TourismusstudentInnen“  initiiert  regelmäßig  Projekte  für  die  Bürgerschaft 
rund um das Thema Reisen und Tourismus. Daneben engagieren sich die Hoch‐
schule bzw. Studenten des Dienstleistungsmanagements bei der Erstellung di‐
verser  Studien  für  die  Öffentlichkeit  (Marktforschung,  Umfragen).  Auch  dem 
Fachbereich Automatisierung und Informatik gelingt es stetig, in der Presse auf 
sich aufmerksam zu machen, etwa durch die regelmäßige Ausrichtung der Som‐
merschule für die gymnasiale Oberstufe mit dem Ziel, Begeisterung für MINT zu 
erzeugen bzw. Studieninteressierte zu rekrutieren. 

Das Hochschulimage prägend haben sich darüberhinaus  regelmäßig wechseln‐
de Kunstausstellungen in der Rektoratsvilla sowie verschiedene kulturbeleben‐
de  Angebote,  wie  das  jährliche  Sommerfest  der  Hochschule,  etabliert.  Aller‐
dings stoßen diese Veranstaltungen zwar auf öffentliches und mediales Interes‐
se,  doch  die  Besucherzahlen  halten  sich  trotz  organisatorischer  Bemühungen 
der Hochschule  in Grenzen und werden von der Presse als teilweise rückläufig 
beschrieben.  

Umgekehrt lässt sich aber insgesamt in der Presseberichterstattung kaum eine 
nachhaltige Beziehung der Stadt zur Hochschule identifizieren. So sind im Man‐
telteil der „Harzer Volksstimme“ zwar Berichte über das Geschehen an den an‐
deren Hochschulen Sachsen‐Anhalts an der Tagesordnung – etwa Verweise auf 
Studentenrekord  in Halle, wissenschaftliche Profilierungen der OVGU oder  In‐
formationen über duales Studium. Doch diese werden im Lokalteil nicht in Ver‐
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bindung zur Entwicklung der Hochschule Harz gesetzt.  Ebenso wird  in der Be‐
richterstattung nicht erkennbar, dass über die wiederkehrenden Veranstaltun‐
gen wie die Generationen‐ oder Kinderhochschule hinaus Anknüpfungspunkte 
zwischen den Bürger.innen und der ansässigen Hochschule bestehen. 

Auch  Berichte  zu  städtischen  oder  regionalen  Aktivitäten  beziehen  die  Hoch‐
schule kaum ein. Damit bleiben Möglichkeiten, auf die Präsenz der Hochschule 
vor Ort und ihre Bedeutung zu verweisen, oftmals ungenutzt. So blieb etwa in 
einer  zwölfseitigen  Anzeigensonderveröffentlichung  zum  Standort  Landkreis 
Harz die Hochschule unerwähnt (Landkreis Harz 2010). Doch auch Kooperatio‐
nen zwischen wirtschaftlichen Akteuren und der Hochschule  finden wenig Be‐
achtung in der Lokalpresse. 

Insgesamt vermittelt die Berichterstattung  in der Lokalpresse einen folgender‐
weise bestimmten Eindruck: 

 Die Stadt scheint oftmals ohne ihre Hochschule und scheinbar losgelöst von 
dieser zu agieren, während diese mit einer Vielzahl an institutionalisierten Akti‐
vitäten  und  Projekten  in  die  Öffentlichkeit  ausstrahlt.  Mit  anderen  Worten: 
Wenn  die  Hochschule  in  in  ortsrelevanter Weise  aktiv  wird,  dann  findet  dies 
nachhaltigen Niederschlag in der Lokalpresse und ist damit in der Öffentlichkeit 
präsent.  

 Negative oder kritische Berichterstattung bezüglich der Hochschule konnte 
für das Falljahr 2010 nicht gefunden werden.  

 Das mediale Interesse ist – medientypisch – stark auf Ereignisse fokussiert, 
d.h. die Berichterstattung bleibt streng an Aktivitäten der Hochschule gebunden 
und wird zumeist erst durch diese ausgelöst. Die Hochschule muss also die me‐
diale Berücksichtigung selbst initiieren und tut dies angesichts der sieben eigen‐
ständigen  Beiträge  pro Monat  offenkundig  recht  erfolgreich.  Damit  kann  der 
Hochschule Harz neben der relativen Dichte der stadt‐ und regionenbezogenen 
Aktivitäten auch eine erfolgreiche Pressearbeit attestiert werden. 

 Trotz der relativen stabilen und durchweg positiven Präsenz der Hochschule 
in  der Regionalpresse  kann diese prinzipiell  nicht mit  der Aufmerksamkeit  für 
Sport, Tourismus oder Vereinsaktivitäten (etwa Schützenvereine) konkurrieren. 
Das wiederum  kann  kaum  überraschen,  berücksichtigt man  etwa  die  Vielzahl 
aktiver Vereine in diesen Bereichen oder auch die Interessenslage der einheimi‐
schen Bevölkerung, die sicherlich kaum prioritär über akademische Einrichtun‐
gen informiert werden möchte. 

So ist wohl davon auszugehen, dass die Aktivitäten der Hochschule Harz und da‐
mit ihre Präsenz am Ort dank der medialen Wahrnehmung auch von der städti‐
schen Öffentlichkeit hinreichend zur Kenntnis genommen werden und entspre‐
chend im lokalen Bewusstsein präsent sind. Der Umstand, dass die Verbindung 
von Stadt und Hochschule selbst nur selten Gegenstand der Presseberichte ist – 
mithin der Eindruck entsteht, dass den Angeboten der Hochschule an die städti‐
sche Öffentlichkeit keine ähnliche Aufmerksamkeit der Stadt für die Hochschule 
gegenübersteht  –,  verdankt  sich  dagegen  der  medialen  Ereignisorientierung. 
Unsichtbar  bleiben  dabei  relativ  intensive  informelle  Verbindungen  zwischen 
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Stadt und Hochschule, die nicht zuletzt auf persönliches Engagement einzelner 
Akteure zurückgehen. 

Öffentlichkeitsformate der Kommunalverwaltung 

Angesichts des starken regionalen Bezugs der Hochschule Harz sowohl hinsicht‐
lich ihres Selbstverständnisses als ihrer Aktivitäten kann eines überraschen: Die 
Außendarstellung  und  die  Publikationen  ihrer  (Haupt‐)Sitzstadt  Wernigerode 
lassen nur sehr bedingt ein systematisches Interesse der Stadt an der Bildungs‐
einrichtung erkennen. So findet sich im Internetauftritt der Stadt ein reichhalti‐
ges  Informationsangebot  etwa  zum  Tourismus,  zu  kulturellen  Einrichtungen 
oder Schulen und Kindertagesstätten. Ein eigenständiger Verweis auf die örtli‐
che Hochschule  indes  ist auf der Startseite  lediglich  in der Fußzeile der Seiten 
unter der Rubrik „Regionales“ angebracht.  

Immerhin: Ein sehr interessierter Seitennutzer kann auf einer Unterseite zu Bil‐
dungsangeboten  Hinweise  auf  der  Hochschule,  auf  ihr  Transferzentrum,  ihre 
Kinderhochschule und  ihre  Generationenhochschule  recherchieren.123  Aller‐
dings  lässt die Platzierung der Hochschule unter dieser Rubrik  erkennen, dass 
die Hochschule analog zur Volkshochschule als Teil der lokalen Bildungsangebo‐
te verstanden wird. Nun ist das zwar nicht ganz falsch. Aber es erscheint weder 
angemessen  prominent  –  die Menüpunkte  „Elternstadtrat“  oder  „Heiraten  in 
Wernigerode“ etwa sind leichter aufzufinden –, noch entspricht diese Rubrizie‐
rung  den  (nicht  nur  lokalen)  Funktionen  oder  dem  Selbstverständnis  einer 
Hochschule und ihrer Angehörigen. Man denke hier etwa an die Notwendigkeit 
der überregionalen Rekrutierung von Studierenden. 

Eine ergänzende Betrachtung der Verwaltungsberichte der Stadt aus den Jahren 
2007–2014,  laut Vorwort des Oberbürgermeisters mit den Geschäftsberichten 
eines Unternehmens gleichzusetzen, korrigiert das Bild ein wenig. Diese Berich‐
te  lassen  in  gewissem Kontrast  zu den eher  randständigen Verweisen auf  der 
städtischen  Homepage  eine  zumindest  punktuelle  Zusammenarbeit  mit  der 
Hochschule  erkennen.124  Dauerhafte  Kooperationen  finden  demnach  etwa  im 
Bereich der Öffentlichkeitsarbeit sowie zwischen den Gleichstellungsbeauftrag‐
ten der Stadt und der Hochschule statt. Letztere initiierten 2008 den Internatio‐
nal Women‘s Club Wernigerode,  in dem Frauen aus verschieden Ländern den 
kulturellen  Austausch  pflegen.  2014  wurde  der  Club  für  sein  herausragendes 
Engagement mit dem Integrationspreis des Landes Sachsen‐Anhalt ausgezeich‐
net. Daneben findet sich eine Reihe projektbezogener Kooperationen, etwa bei 
der  Erstellung  von  Machbarkeitsstudien  oder  der  Entwicklung  von  Software. 
(Wernigerode 2009: 14; 2010; 2014: 25) 

                                                                     
123 Dafür muss man sich durch folgende Menüpunkte klicken: „Stadt – Bürger“  „Bildung / Ki‐
tas & Schulen“  „Bildungsangebote“ (http://www.wernigerode.de/de/bildungsangebote.html, 
9.8.2014).  
124 Die Berichte  sind abrufbar unter http://www.wernigerode.de/de/verwaltungsbericht.html 
(19.3.2016). 
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ISEK 

Die  Integrierten  Stadtentwicklungskonzepte  (ISEK) Wernigerodes  nehmen  nur 
kursorisch auf die Hochschule Bezug und verhandeln diese zumeist als Rahmen‐
bedingung  der  städtischen  Entwicklung. Wernigerode  hatte  2001  im  Rahmen 
des  Bund‐Länder‐Programms  „Stadtumbau  Ost“  durch  ein  externes  Büro  ein 
Stadtentwicklungskonzept  erarbeiten  lassen  (Wallraf/Reichelt  2001),  das  im 
Jahr  2004  fortgeschrieben wurde  (Wallraf  et  al.  2004).  Dieses  Konzept  diente 
als „Leitlinie und Handlungsgrundlage für Entscheidungen in Politik und Verwal‐
tung bis zum Jahr 2010“.125 Eine weitere Fortschreibung des ISEK für die gesam‐
te Stadt erfolgte seitdem nicht mehr.126  

Zugeschnitten auf die Teilnahme am Bund‐Länder‐Programm „Stadtumbau Ost“ 
vereinen die ISEK der Jahre 2001 und 2004 Bestandsaufnahmen mit Handlungs‐
empfehlungen,  um  „die  Attraktivität  der  Stadt Wernigerode  als Wohnort mit 
hoher Lebensqualität nachhaltig zu stärken“ (Wallraf/Reichelt 2001: 129). 2001 
spielt  die Hochschule  selbst  – wie  in den  ISEK anderer  Städte  zu diesem Zeit‐
punkt auch – eine eher marginale Rolle. Sie wird als Bestandteil der Funktionen 
der Stadt als Bildungsstandort aufgeführt; auch in der historischen Darstellung 
wird  ihr Beitrag  zur Entwicklung Wernigerodes  zum Bildungsstandort erwähnt 
(Wallraf et al. 2001: 6, 9). Immerhin aber erscheint die Hochschule auch als Teil 
der Leitlinien künftiger Stadtentwicklung:  

„Das Leitbild der Stadtentwicklung von Wernigerode ruht auf drei Pfeilern:  

 Stadt  zukunftsfähiger  Industrie,  innovativer  Technikforschung  und  praxisna‐
her Hochschulbildung;  

 Stadt  des  Tourismus,  Denkmal  einzigartiger  Fachwerkarchitektur  und  Bau‐
kunst, Eingangstor zum Harz, Ort der naturverbundenen Erholung;  

 Stadt in privilegierter naturräumlicher Lage mit hoher Lebensqualität, attrakti‐

ven  Wohnmilieus,  weltoffener  Mentalität  und  vielfältiger  Kultur.“  (Ebd.:  9; 
Aufzählungsgliederung DH/PP).  

Sichtbar wird  hier,  dass  die  Hochschule  zumindest  punktuell  als  wesentlicher 
Bestandteil der Stadt betrachtet wird: „innovative Technikforschung und praxis‐
nahe Hochschulbildung“ werden im ersten der drei Pfeiler der Zukunft genannt. 
Etwas  inkonsistent  zu dieser prominenten Platzierung der Hochschule  im Leit‐
bild  ist dann aber die  summarische Selbstdarstellung  im gleichen Papier. Dort 
wird  die  Hochschule  unter  den  Begriff  „Bildungsort“  subsumiert,  was  jedoch 
kein  Alleinstellungsmerkmal  formuliert:  Immerhin  ist  jede  Kreisstadt  auch  Bil‐
dungsort, insofern es dort immer mindestens Grund‐ bzw. Mittelschulen, Gym‐
nasium,  Kreisvolkshochschule  und  Kreismusikschule  gibt.  Dagegen  hat  keines‐
wegs  jede  Kreisstadt  auch  eine  Hochschule  aufzuweisen,  so  dass  die  zusam‐
menfassende Selbstdarstellung ein angesichts der Größe Wernigerodes bemer‐
kenswertes Ausstattungsmerkmal aus der Wahrnehmung verschwinden lässt: 

                                                                     
125 http://www.wernigerode.de/de/stadtentwicklung_wr/stadtentwicklungskonzept‐20024644 
644.html (3.4.2013) 
126 2011 wurde für die Wernigeröder Altstadt im Rahmen ihrer Aufnahme in das Bund‐Länder‐
Programm „Aktive Stadt‐ und Ortsteilzentren“ ein Stadteilentwicklungskonzept vorgelegt (Rei‐
chelt et al. 2011). 
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„Die Stadt  ist Mittelzentrum und Vorrangstandort  für  landesbedeutsame groß‐
flächige Industrieanlagen. Wernigerode ist Sitz der Kreisverwaltung, Bildungsort, 
Tourismusziel,  Kulturstadt  und  Ansiedlungspunkt  bedeutsamer  Gesundheits‐, 
Betreuungs‐  und  Pflegeeinrichtungen.  Die  Stadt  verfügt  über  erhebliche  Han‐
dels‐  und  Dienstleistungskapazitäten.  Als  Industriestandort  hat  Wernigerode 
überregionale Bedeutung.“ (Ebd.: 19) 

Zudem  findet  eine  Thematisierung  der  Hochschule  zumeist  als  Element  der 
wirtschaftlichen Entwicklungspotenziale Beachtung und wird entsprechend nur 
unter dieser Fragestellung  im weiteren Bericht erwähnt  (ebd.: 24). Gegenüber 
dieser Verortung weist das ISEK des Jahres 2004 kaum nennenswerte Verschie‐
bungen auf. Die Hochschule erscheint hier erneut als Bestandteil der Bildung, 
welche wiederum – neben der Industrie und dem Tourismus – als einer von drei 
Grundpfeilern  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  verhandelt  wird.  Gleiches  gilt 
für  den  Stadtteilentwicklungsplan  2011  –  nicht  zuletzt,  weil  dieser  die  hoch‐
schulbezogenen Textblöcke der älteren ISEK reproduziert. 

Ein bemerkenswertes Detail ist der Umstand, dass das ISEK des Jahres 2001 ei‐
ne Erhebung unter etwa 600 Wernigeröder Haushalten zur Frage dokumentiert, 
welche Orte sie als besonders veränderungswürdig empfinden. Von elf Haushal‐
ten wird  hier  das  Gelände  der  ehemaligen  Papierfabrik  genannt  (Wallraf/Rei‐
chelt  2001:  16) Diese  Industriebrache befindet  sich damit  aus  Einwohnersicht 
unter den zehn Orten innerhalb der Stadt mit dem dringendsten Veränderungs‐
bedarf. Dieser Umstand  ist  insofern beachtenswert,  da das Areal  im weiteren 
Konzept keine Erwähnung findet, obwohl bereits  im Jahr 2002 auf diesem Ge‐
lände  die Grundsteinlegung  für  den Bau  des  Zentralgebäudes  der  Hochschule 
erfolgen  sollte.  Dieses  beherbergt  seit  2004  u.a.  das  Audimax  und  die  Hoch‐
schulbibliothek.127 Damit wurde offenkundig mittels des Hochschulbaus ein für 
die  Anwohnerschaft  relevantes  städtebauliches  Problem  gelöst.  Die  fehlende 
Erwähnung derartiger Großprojekte – immerhin wurde 17 Millionen Euro inves‐
tiert – zeigt aber auch, dass sich die ISEK nur bedingt als Informationsquelle hin‐
sichtlich des Verhältnisses von Stadt und Hochschule eignen. 

9.4.2. Stendal 

Berichterstattung in der Lokalpresse 

Ausgewertet wurde für das Beispieljahr 2010 die „Stendaler Volksstimme“. Dies 
ermöglicht  Einschätzungen  hinsichtlich  dreier  relevanter  Aspekte:  öffentliche 
Wahrnehmbarkeit der regionalen Aktivitäten, die Resonanz bei den Adressaten 
und eine vergleichende Einordnung des medialen Interesses. Eine regelmäßige 
Presseberichterstattung  indiziert mithin  die  öffentliche Wahrnehmbarkeit  der 
stadt‐ und regionsbezogenen Aktivitäten der Hochschule. Zugleich verweist ei‐
ne fehlende Berichterstattung auf eine mangelnde Präsenz in der Öffentlichkeit. 
Die Auswertung ergibt: 

                                                                     
127 http://www.medieninformatik.de/papierfabrik.html (12.3.2013) 
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 Durchschnittlich fünf eigenständige Beiträge pro Monat widmen sich im Lo‐
kalteil der „Volkstimme“ dem Geschehen am Standort Stendal. 

 Zwar dominieren bei den Beiträgen zur Hochschule Berichte zur Kinderuni‐
versität  sowie  zur weiteren  baulichen  Entwicklung  des  Campus.  Allerdings 
ist auch eine große Offenheit für alle anderen Aktivitäten zu verzeichnen – 
seien es öffentliche Vorlesungen, Forschungsprojekte oder die Kooperation 
mit regionalen Akteuren im Zuge der Ausbildung, etwa durch Praktika oder 
die Betreuung von Studienabschlussarbeiten. 

 Bemerkenswert  ist,  dass  die  Erfahrungen  von  Studierenden  in  der  Stadt 
selbst wie in der Ausbildung regelmäßig im Fokus des Interesses stehen. Da‐
bei  finden  insbesondere ausländische Studierende, die  zumeist Kurzvisiten 
oder Sprach‐ und Vorbereitungskurse in Stendal absolvieren, besonderes In‐
teresse. 

 Monatlich  enthält  der Mantelteil  der  „Stendaler  Volksstimme“  zudem  die 
Sonderseite  „Campus Magdeburg“,  die über  Ereignisse und  Entwicklungen 
an  den Hochschulen  der  Region  berichtet.  Da  diese  Sonderseite  – wie  ihr 
Name bereits verrät – nicht auf Stendal zugeschnitten ist, domieren wie in 
der Hochschulzeitschrift  „treffpunkt  campus“  Berichte  zur Otto‐von‐Gueri‐
cke‐Universität und der Hochschule am Standort Magdeburg. Berichte zum 
Standort Stendal sind hier – wenig überraschend – höchst selten. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Berichterstattung recht umfassend aus‐
fällt, mithin  stadt‐ und  regionenbezogene Aktivitäten oder  Erfahrungsberichte 
von  Studierenden  einen  hinreichenden  Nachrichtenwert  besitzen  und  die  Öf‐
fentlichkeit  entsprechend  gut  informiert  wird.  Erkennbar  werden  dabei  auch 
die regionale Bedeutung der Hochschule thematisiert, etwa bei Forschungspro‐
jekten, und Kooperationen zwischen Stadt und Hochschule.  

Hochschulzeitschrift  

Die zunehmende Aufmerksamkeit auch für die Kommunikation regionaler Akti‐
vitäten wird in der Zeitschrift „treffpunkt campus“ deutlich, die viermal jährlich 
von  der  Hochschule  Magdeburg‐Stendal  herausgegeben  wird.  Die  Zeitschrift 
räumt den regional relevanten Aktivitäten an beiden Standorten einen breiten 
Raum ein. Wenig überraschend sind im Vergleich zu den Aktivitäten am Haupt‐
standort Magdeburg die am Standort in der Altmark deutlich seltener zu finden. 
Dieses Ergebnis entspricht näherungsweise der geringeren Größe nicht nur des 
Stendaler Hochschulteils, sondern auch seines Standortes, also der Stadt Sten‐
dal selbst. 

Bemerkenswert  ist  jedoch, dass sich  im Zeitverlauf eine deutliche Tendenz zur 
verstärkten Berichterstattung der Stendaler Aktivitäten beobachten lässt. Dabei 
ist  davon  auszugehen,  dass  die  Zahl  der  Aktivitäten  ebenso  zugenommen hat 
wie das Interesse, diese öffentlichkeitswirksam zu kommunizieren: So fand zu‐
nächst nur die – höchst bemerkenswerte – Spendenaktion zur Finanzierung ei‐
nes vorgezogenen Baubeginns Resonanz in der Hochschulzeitschrift, während in 
den Jahren zuvor Stendal in der Berichterstattung praktisch keine Rolle spielte. 
Stellte von 2006 bis 2008 die Spendenaktion und der Hochschulbau das zentrale 
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Thema mit Stendal‐Bezug dar, so erhielt ab dem Jahr 2008 die Stendaler Kinder‐
universität eine herausgehobene Rolle. Auch die Veranstaltungen für Senioren, 
die 2012 einsetzten, wurden in diesem Kontext später immer wieder erwähnt. 
Daneben  fanden  auch  andere  kinderbezogene  Aktivitäten  ihren  Widerhall  in 
der Hochschulzeitschrift.  

Die genannten Aktivitäten verdanken sich nicht zuletzt dem Profil der dort an‐
gesiedelten  Fachbereiche.  Die  Berichte  zu  Forschungsaktivitäten  mit  regiona‐
lem Bezug am Standort Stendal weisen – auch dieses ist fachbereichsbedingt – 
einen  starken  Bezug  zu  Problemen  des  demografischen Wandels  auf.  Sie  rei‐
chen von der Erforschung schrumpfender Dörfer über die Frühpädagogik bis hin 
zu Fragen des Umgangs mit Demenz. Gelegentlich erschienen zudem Berichte 
zum Konjunkturteam Altmark, einem Projekt des Fachbereichs Wirtschaft, das 
sich der Bereitstellung von Daten zur wirtschaftlichen Entwicklung der Altmark 
widmet. 

Auffällig ist eine fachbereichsspezifische Unwucht: Abgesehen vom Konjunktur‐
team Altmark werden Aktivitäten aus den Fachbereich Wirtschaft nur am Ran‐
de  vermeldet,  während  es  von  2000  bis  2015  gut  20  Zeitschriftenbeiträge  zu 
Projekten  gab,  die  aus  dem  Fachbereich  Angewandte  Humanwissenschaften 
stammen. Dieser Umstand  ist  nicht nur darauf  zurückzuführen, dass  etwa die 
Kinderuniversität deutlich publikumswirksamer  ist,  denn gleiches  gilt  nicht  für 
solche  Aktivitäten  wie  die  Beteiligung  am  Flechtwerk  Demenz,  über  die  den‐
noch berichtet wird. Zu vermuten ist, dass die beiden Fachbreiche deutliche Un‐
terschiede  in der  regionalen Orientierung,  aber  auch hinsichtlich der  internen 
Öffentlichkeitsarbeit aufweisen.  

Bemerkenswert  ist  schließlich,  dass  in  der  Hochschulzeitschrift  übergreifend, 
wenn auch zumeist mit Schwerpunktsetzung auf das Büro für regionale Zusam‐
menarbeit, auf die regionale Vernetzung am Standort Stendal aufmerksam ge‐
macht wird  („Die Hochschule  spinnt  sich …“  2015).  Diese  zunehmende Doku‐
mentation  stadt‐  und  regionenbezogener Aktivitäten  in  Stendal  zeigt  eine  ge‐
stiegene Aufmerksamkeit der hochschulischen Pressearbeit für das Thema. Sie 
reflektiert aber noch nicht, ob dies auch von einer breiteren Öffentlichkeit vor 
Ort wahrgenommen wird. Hinweise darauf kann die Auswertung der Berichter‐
stattung in der regionalen Presse außerhalb der Hochschule geben.  

Städtische Homepage 

Der erste Weg zu Informationen über eine Stadt führt heute häufig, wenn nicht 
überwiegend  über  deren  Homepage.  Betrachtet man  den  Internetauftritt  der 
Hansestadt Stendal, so hat dieser in den letzten Jahren einen gewissen Wandel 
vollzogen. Noch  im Jahr 2013 präsentierte sich die Stadt – entsprechend  ihres 
Marketingkonzepts  –  zentral  als  die  Stadt  der  Backsteingotik,  als  Rolandstadt 
und Geburtsstadt Winckelmanns. Die Seite diente damit – neben ihrer Funktion 
als Informationsportal für die Bürgerschaft – der Profilierung Stendals als touris‐
tisches Ziel.  Zugleich machte die Seite prominent auf  ihre örtliche Hochschule 
aufmerksam.  Bereits  auf  der  Eingangsseite  fand  sich  unter  dem Titel  „Studie‐
ren? – Nur in der Hansestadt Stendal!“ ein Verweis auf ein umfassendes Infor‐
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mationsangebot zu den angebotenen Studiengängen an der Hochschule sowie 
zu Wohnmöglichkeiten, Behörden und Freizeitangebote in der Stadt. 128 

Durch die Neugestaltung der Homepage sind Informationen zu Tourismus oder 
zur Hochschule  keineswegs  verschwunden. Allerdings  hat  sie  ihre  prominente 
Platzierung  verloren.  Die  umfassenden  Informationen  zu  Studium  finden  sich 
zwar weiterhin, aber ein wenig versteckter – unter der Rubrik „Bildung & Frei‐
zeit“.129 Dort wiederum präsentiert  sich die  Stadt  vor  allem als  Studierenden‐
stadt, nicht als Wissenschaftsstandort. In deutlicher Konvergenz und Kooperati‐
on mit der Hochschule zielt die Darstellung mithin auf die kontinuierliche Rek‐
rutierung von Studienanfängern bzw. studentischen „Neubürger/innen“.130 

Positionspapier „Hochschulstandort Stendal – Unser  
Selbstverständnis“ 

Das 2001 beschlossene  ISEK zielte vor allem auf den Rückbau von  leerstehen‐
dem Wohnraum. Auch das fortgeschriebene, 2015 durch den Stadtrat beschlos‐
sene Stadtentwicklungskonzept enthält keine hochschulbezogenen Elemente.131 
Ersatzweise lässt sich ein 2014 vorgestelltes Papiers zum Selbstverständnis des 
Hochschulstandorts Stendal heranziehen (HS MDS 2014). 

Deutlich erkennbar ist darin die Bindung der regionalen Aktivitäten an die hoch‐
schulischen Kernaufgaben Forschung und Lehre. Daraus folgt auch, dass die re‐
gionsbezogenen Interaktionen durch das wissenschaftliche Profil bestimmt wer‐
den, d.h. insbesondere durch die beiden in Stendal ansässigen Fachbereiche An‐
gewandte Humanwissenschaften und Wirtschaft. Aufschlussreich ist dabei, dass 
diese Aktivitäten nicht nur mit dem Verweis auf die gesellschaftlichen Aufgaben 
einer Hochschule begründet werden. Vielmehr wird die  Intensivierung der  re‐
gionalen Verankerung auch explizit als Sicherungstrategie des Hochschulstand‐
ortes verstanden:  

„Mit dieser gemeinsamen Orientierung werden Hochschule, Landkreise, Städte 
und  Verbandsgemeinden  der  Altmark mit  weiteren  regionalen  Akteuren  noch 
stärker zusammenrücken als ‚gemeinsame Stimme‘ in der Altmark. Es wird von 
allseitigem Nutzen für die Region sein, und zudem der Hochschule nützen, Poli‐
tik und Stendaler Öffentlichkeit als Bündnispartner für unsere Anliegen und ge‐
gen die Sparpolitik der Landesregierung zu gewinnen.“ (Ebd.: 6) 

Entlang  der  Schwerpunkte  werden  folgende  Aktivitäten  genannt,  die  bereits 
jetzt die städtische und regionale Verankerung der Hochschule zeigen: 

 Akademische  Ausbildung:  Regionale  Relevanz  besäßen  vor  allen  die  For‐
schungs‐  und  Praxiskompetenzen  des  Kompetenzzentrums  Frühe  Bildung,  der 

                                                                     
128 http://www.stendal.de/ (30.10.2013) 
129 http://www.stendal.de/de/hochschulstadt‐stendal.html (20.8.2014) 
130 http://www.stendal.de/de/studieren__nur_in_stendal.html (20.1.2013) 
131 So Klaus Schmotz, Oberbürgermeister der Hansestadt Stendal im Interview, 30.10.2014. Auf 
den  Text  des  Stadtentwicklungskonzepts  der  Hansestadt  Stendal  kann  nicht  zurückgegriffen 
werden, da dieses – trotz mehrfacher Anfragen bei der Stadtverwaltung – den Autoren nicht 
vorliegt. 
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An‐Institute der Hochschule (KinderStärken,132 Mistel133 und InVite134) sowie des 
Konjunkturteam  Altmark135  und  der  Forschungsgruppe  SPiRIT.136  Die  Verstär‐
kung der regionalen Kooperationen soll zudem durch die zentrale Ansprechstel‐
le der Hochschule  in Stendal, dem Büro für regionale Zusammenarbeit, voran‐
getrieben werden. Als Ziel wird auch eine punktuelle räumliche Ergänzung der 
Hochschule  genannt,  etwa  durch  ein  Studentenwohnheim  oder  ein  studenti‐
sches  Kommunikationszentrum,  um  den  Campus  hin  zur  Altstadt  zu  öffnen. 
(Ebd.: 3) 

 Studierende:  Die  Studierenden  beleben  vor  allen  über  den  Verein  StuVe 
Stendal137  das  kulturelle  Angebot  in  Stendal.  Dazu  gehören  die  fet‐Bar  in  der 
Mensa, der jährliche Hochschulball und das jährliche Sommerfest. (Ebd.: 3) 

 Regionale  Verankerung:  Die  Hochschule möchte  entlang  ihrer  inhaltlichen 
Schwerpunkte an der  regionalen Entwicklung mitwirken. Diese Mitwirkung er‐
folge vor allem durch die Beteiligung an Projekten zu gesundheitlichen, demo‐
grafischen sowie kinder‐ und jungendbezogenen Fragen. (Ebd.: 4) 

 Bildungsauftrag:  Die  Hochschule  versteht  sich  als  Teil  der  Stendaler  Bil‐
dungslandschaft.  Entsprechend  sieht  sie die  Förderung und  Integration  junger 
Menschen aus der Region als  eine  „gesamtgesellschaftliche Gestaltungsaufga‐
be“,  die  in  Kooperationen  mit  regionalen  Partnern  bearbeitet  werden  soll. 
Grundlegend dafür sei eine Offenheit für alle Teile der Gesellschaft, wie sie et‐
wa  in den Angeboten für Kinder und Senioren sichtbar wird. Zudem sollen die 
Weiterbidungsangebote  an  den  Interessen  regionaler  Partner  in  der  Altmark 
ausgerichtet werden. (Ebd.: 4) 

 Offenheit  und  Internationalisierung:  Die  Hochschule  betont  ihre  wichtige 
Rolle  für  die  Förderung  eines  offenen  und  vorurteilsfreien  Zusammenlebens. 
Auch um dieses zu stärken, bemüht sich die Hochschule um die Erhöhung des 
Anteils internationaler Studierender, die bereits jetzt durch Aktivitäten wie Sti‐
pendien gefördert werden. Ebenso bedeutsam sei in diesem Kontext die Förde‐
rung der kulturellen Vielfalt, die durch Kooperation der Hochschule mit regiona‐
len Akteuren und eigene Aktivitäten erfolge. (Ebd.: 5) 

 Nachhaltige Zusammenarbeit: Die Hochschule strebt die Schaffung instituti‐
onalisierter Formen des Austauschs in der Stadt und Region an. Dazu zählen die 

                                                                     
132 Dessen Aktivitäten  zielen auf die Verbesserung der  Lebensbedingungen und die  Stärkung 
der  Kompetenzen  von  Kindern  in  Stendal  und Umgebung  auf  der  Grundlage  neuester  kind‐
heitswissenschaftlicher Erkenntnisse; vgl. http://www.kinderstaerken‐ev.de/ (20.5.2016). 
133  Magdeburger  Institut  für  Supervision,  Therapie,  Evaluation  und  Lehre  mit  Standorten  in 
Magdeburg und Stendal, vgl. http://www.spi‐research.eu/mistel‐post/home/ (20.5.2016) 
134 Institut für Versorgungsforschung, Intervention, Therapie und Evaluation, vgl. https://www 
2d.hs‐magdeburg.de/forschung/kompetenzzentren/an‐institute‐der‐hochschule.html (30.5.2016) 
135  ein  Projekt  des  Fachbereichs Wirtschaft  der Hochschule Magdeburg‐Stendal  (FH):  Studie‐
rende  beobachten  hier  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Altmark  im  Norden  Sachsen‐An‐
halts; vgl. http://www.sten dal.hs‐magdeburg.de/project/konjunktur/index.htm (20.5.2016) 
136 Sciene Projects in Radio and Information Technology, 2012 als Einrichtung des Instituts für 
Management und des Instituts für Elektrotechnik der Hochschule Magdeburg‐Stendal gegrün‐
det; vgl. http://spirit.hs‐magdeburg.de/spirit/ (20.5. 2016) 
137 vgl. http://www.stuve‐stendal.de/Studierdenenverein_Hochschule_Stendal_‐_StuVe_Stend 
al_e.V./StuVe_e.V..html (20.5.2016) 
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Altmark‐Konferenz  oder  das  Standortreffen,  auf  dem  Arbeitsgruppen  zu  The‐
men wie Demografie oder Diskriminierung eingerichtet werden. Darüber sollen 
bestehende  „Leuchtturm“‐Projekte wie  die  Kinderuniversität  oder  der  Senior‐
Campus besser herausgestellt und neue geschaffen werden. (Ebd.: 6) 

9.5. Zwischenresümee 

Die Schlaglichter, die hier auf die Wissenschafts‐Stadt‐Interaktionen dreier Mit‐
telstädte geworfen werden konnten, beziehen sich vornehmlich auf die ortsan‐
sässigen Hochschulen. Fallweise ergeben sich dabei auch Hinweise darauf, dass 
nichthochschulische Wissenschafts‐ bzw. wissenschaftsnahe Einrichtungen ein‐
bezogen sind, doch bleiben diese Hinweise vereinzelt.138 Dies verweist darauf, 
dass  die  außerhochschulischen  Institutionen  noch  eher  zufällig  lokal  wirksam 
werden.  Damit  werden  implizit  zugleich  unausgeschöpfte  Potenziale,  die  drei 
Mittelstädte an wissensgesellschaftliche Entwicklungen anzubinden, deutlich. 

Insgesamt dominieren bei den auf den jeweiligen sitzortbezogenen Hochschul‐
aktivitäten solche, die auf die wirtschaftliche Stabilität bzw. Dynamik gerichtet 
sind. Die Handlungsfelder „Innovation und Produktivitätssteigerung“ – dies sind 
vor allem FuE‐Projekte – sowie „regionale Fachkräfteversorgung“ werden dabei 
vorrangig  bedient.  Besonders  verbreitet  sind  Aktivitäten  zur  Gewinnung  von 
studierwilligen Schulabgängern, Weiterbildungsangebote, Career Service sowie 
Institutionen zur Unterstützung von Gründern und Transferstellen. Zum Teil zie‐
len  die  hochschulischen  Maßnahmen  auch  auf  Einnahmesteigerungen  der 
Hochschulen ab. Dies betrifft vor allem kostenpflichtige Weiterbildungsangebo‐
te, die entweder schon etabliert sind oder angestrebt werden, und Patentver‐
wertungen, FuE‐Projekte sowie Technologietransfer. 

Doch auch Hochschulaktivitäten, die auf die nichtökonomischen Voraussetzun‐
gen von lokalen Entwicklungen zielen, also auf Wirkungen in sozialen oder kul‐
turellen Bereichen abstellen, sind in relevantem Umfang gegeben. Als Maßnah‐
men kommen hier besonders häufig Seniorenuniversitäten sowie Bildungsange‐
bote  für  Schüler.innen  vor. Daneben  gibt  es  eine Vielzahl  von Aktivitäten,  die 
vereinzelt auftauchen und zeigen, dass hochschulische Beiträge weit über den 
Mainstream der häufig umgesetzten Handlungsoptionen hinausgehen können. 
Dabei handelt es sich z.B. um Service Learning für Studierende oder Kooperatio‐
nen mit der Stadt in der Daseinsvorsorge. 

An der Hochschule Merseburg ist die Third Mission Im Rahmen des Hochschul‐
entwicklungsplans 2015‒2025 als strategische Gestaltungsebene definiert wor‐
den (HoMe 2015: 8). An untersetzenden Aktivitäten mangelt es nicht. Dabei lie‐
gen die Schwerpunkte  in den Bereichen Weiterbildung und Transfer. Das Ver‐
ständnis,  dass man als  Fachhochschule  insbesondere die Praxisnähe der  Lehr‐ 
und Forschungsaktivitäten betonen müsse, ist auch infrastrukturell untersetzt. 

                                                                     
138 Das wird auch durch die ausführlicheren Ergebnisdarstellungen der zugrundeliegenden Un‐
tersuchung in Hechler/Pasternack (2018: 134‐186) bestätigt. 
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In Wernigerode  lassen  die  Kooperationen  zwischen  der  Stadt  und  der  Hoch‐
schule ein anlassbezogenes und pragmatisches Verhältnis zueinander erkennen. 
Eine  systematische  Zusammenarbeit  –  die  sich  etwa  in  der  Schaffung  fester 
Strukturen oder Ansprechpartner niederschlüge – ist jedoch nicht zu erkennen. 
Angesichts der dennoch gegebenen kontinuierlichen stadt‐ und regionsbezoge‐
nen Angebote der Hochschule sowie ihrer punktuellen Zusammenarbeit mit der 
Stadt lässt sich das Fehlen einer formalen Struktur nicht als unmittelbares Defi‐
zit deuten. Soll der Verzicht auf Formalstrukturen indes nicht zu wechselseitiger 
Ignoranz oder völliger Beliebigkeit führen, dann müssen diese durch informelle 
Koordination substituiert werden.  

Diese  Form  der Netzwerkbildung  kann  fallbezogen  sehr  flexibel  aktiviert wer‐
den und sichert oftmals den raschen Zugriff auf die Ressourcen der Partner. Al‐
lerdings ist es verfehlt, anzunehmen, dass sich in Mittelstädten mit ihrer gerin‐
gen  Einwohnerzahl  durch  die  alltägliche  Interaktion  derartige  Netzwerke  von 
selbst generieren. Auch hier müssen kontinuierlich Kontakte gesucht, verstetigt 
und ggf. erneuert werden – dies aktiv zu betreiben, ist auch dann nötig, wenn 
verschiedene Einrichtungen dafür Anlässe bieten. 

Für Stendal  lässt  sich  festhalten, dass bereits  seit Mitte der 1990er  Jahre eine 
intensive Kooperation zwischen Stadt und Hochschule besteht. Diese verdankt 
sich nicht  zuletzt dem Kampf um den Erhalt der Hochschule, mithin einer Kri‐
senerfahrung, und dem letztlich erfolgreichen Bestreben, mittels einer proakti‐
ven  Politik  eine  dauerhafte  Bestandssicherung  zu  erreichen.  Die  informelle 
Kommunikation vor Ort ist prägend für die Zusammenarbeit beider Seiten, fin‐
det aber  im Förderkreis eine  institutionelle Absicherung, die  insbesondere die 
Personenabhägigkeit reduziert.139 

                                                                     
139 Die Etablierung intensiver Kooperationsbeziehung aufgrund externer Bedrohung ist sicher‐
lich nicht spezifisch für Stendal. So gewann etwa Lübeck den Wettbewerb des Stifterverbandes 
„Stadt der Wissenschaft“ infolge der gemeinsam von Stadt und Hochschule abgewehrten Uni‐
versitätsschließung. 
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10. Hochschulen und Forschungsinstitute  
 und die IBA „Stadtumbau 2010“140 

Die  Internationale  Bauausstellung  „Stadtumbau  Sachsen‐Anhalt  2010“  (2002–
2010) war ein Experiment von bundesweiter Bedeutung, das auch in internatio‐
nalen Fachkreisen Beachtung gefunden hat: Die  IBA zielte darauf, der Heraus‐
forderung schrumpfender Städte zu begegnen, indem diese Städte selbst exem‐
plarische Antworten darauf entwickeln. Insgesamt 19 Städte hatten sich an der 
IBA  beteiligt.  15  dieser  Städte  entwickelten  dafür  lokale  Profile,  die  auf  Bil‐
dungsfragen  entweder  fokussiert  waren  oder  diese  explizit  einbezogen  (i.f. 
„IBA‐Bildungsstädte“). Davon waren 14 mittelgroße Städte.141 

Wenn Bildungsprozesse und ‐strukuren zum Gegenstand von Stadtentwicklung 
werden, dann liegt es nahe, dass auch die ortsansässigen Wissenschaftseinrich‐
tungen involviert sind. Am Beispiel der 14 IBA‐Bildungsstädte lässt sich prüfen, 
ob Stadtentwicklungsprozesse an solchen Orten besser gelingen, an denen auch 
Hochschulen oder Forschungsinstitute vorhanden sind.  

10.1. Beteiligungsverhalten der Hochschulen und  
  Forschungseinrichtungen 

In sechs der zehn Städte mit wissenschaftlichen Institutionen waren die ortsan‐
sässigen Einrichtungen in der einen oder anderen Weise in den IBA‐Prozess ih‐
res Sitzortes involviert: 

 Bernburg und Hochschule Anhalt: Für die Reorganisation des Stadtparks „Al‐
te Bibel“  am Saaleufer beschäftigten  sich  Studierende der Hochschule An‐
halt mit der Erarbeitung von Gestaltungskriterien (IBA‐Büro 2007: 120); 

 Dessau  und  Stiftung  Bauhaus  Dessau:  konzeptionelle  Unterstützung  der 
Stadt bei der Ausarbeitung des IBA‐Profils;142 

 Dessau,  Stiftung Bauhaus Dessau  und Hochschule Anhalt:  Entwicklung  des 
Wissensquartiers  vor  allem durch Umgestaltung  der  ehemaligen  Kaufhalle 
am Bauhaus zur „Wissenshalle“, d.h. eines gemeinsamen Bibliotheksgebäu‐
des der beiden Institutionen (Locke 2009; vgl. Steglich 2010: 616); 

 Köthen und Hochschule Anhalt: die Hochschule hatte die Verantwortung für 
die EDV der Europäischen Bibliothek für Homöopathie übernommen;143 

                                                                     
140 Mitautor: Uwe Grelak 
141 Die 15. IBA‐Bildungstadt war Wanzleben, eine Kleinstadt in der Börde. 
142  Interview Heike Brückner, Landschaftsarchitektin, Wissenschaftliche Mitarbeiterin der Stif‐
tung Bauhaus Dessau, von 2002 bis 2010 tätig  für die  IBA Stadtumbau,  insbesondere für das 
Umbauprojekt der Stadt Dessau‐Roßlau, 13.9.2012 
143 Bericht des Evaluationsgesprächs der  IBA‐Stadt Köthen am 09. Oktober 2006,  in: Slg. Bau‐
haus Dessau, Bestand IBA‐Büro, Ordner: Köthen, Grundlagen: „Ergebnisse Evaluation“, S. 29 
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 Merseburg und Hochschule Merseburg: zu IBA‐Beginn Beteiligung der Fach‐
hochschule an der IBA‐Profilentwicklung als zentraler Akteur. Mit stark aus‐
schlagenden Amplituden war die Hochschule dann auch operativ an der IBA 
beteiligt; 

 Stendal und Hochschule Magdeburg‐Stendal: Beteiligung an der Entwicklung 
der lokalen Bildungslandschaft, z.B. durch deren Kartierung und den Aufbau 
der Kinderuniversität (vgl. Geene et al. 2011), und Mitarbeit  in der IBA‐Pro‐
jektwerkstatt‐Arbeitsgruppe Technische Infrastruktur (Voigt 2010);  

 Wittenberg und Institut für Hochschulforschung (An‐Institut der MLU in der 
Stiftung  Leucorea):  konzeptionelle  Entwicklung  des  „Campus  Wittenberg“ 
(vgl. Pasternack/Müller 2005); 

 Wittenberg und Stiftung  Leucorea,  Institut  für Hochschulforschung,  Institut 
für  Deutsche  Sprache  und  Kultur,  Wittenberg‐Zentrum  für  Globale  Ethik: 
operative Beteiligung durch Mitwirkung am Campus Wittenberg.144 

Nicht  involviert  in die  jeweiligen örtlichen  IBA‐Prozesse waren die ortsansässi‐
gen Hochschulen bzw. Hochschulteile in vier der zehn IBA‐Hochschulstädte: 

 Aschersleben: Fachhochschule der Polizei, 

 Halberstadt: Hochschule Harz, Fachbereich Verwaltungswissenschaften, 

 Halle: Martin‐Luther‐Universität Halle‐Wittenberg, 

 Magdeburg: Otto‐von‐Guericke‐Universität. 

Vier der IBA‐Hochschulstädte kooperierten nicht nur mit ihrer eigenen, sondern 
auch mit einer nicht ortsansässigen sachsen‐anhaltischen Hochschule: 

 Bernburg und Universität Magdeburg: Für die ersten konzeptionellen Über‐
legungen zur Gestaltung seines Campus Technicus hatte sich Bernburg der 
Unterstützung durch die Magdeburger Professorin  für Allgemeine Didaktik 
und Theorie der Schule, Renate Girmes, versichert. 

 Köthen und Universität Magdeburg: gemeinsame Konzipierung eines (dann 
nicht zustandegekommenen) berufsbegleitenden Homöopathie‐Masterpro‐
gramms für Ärztinnen, Ärzte und andere approbierte Heilberufe;145 

 Merseburg  und  Universität  Halle:  Etablierung  des  Europäischen  Romanik‐
zentrums als An‐Institut der MLU (vgl. Frese 2010: 692); 

 Wittenberg und Hochschulen Harz und Merseburg: Planungen für eine (dann 
nicht zustandegekommene) Kulturakademie mit einem zweieinhalbjährigen 
Fernstudium mit dem Abschluss MBA in der Cranach‐Stiftung (vgl. Nitz 2007). 

Daneben organisierten sich eine der IBA‐Bildungsstädte ohne wissenschaftliche 
Institutionen  die  Unterstützung  einer  sachsen‐anhaltischen  Hochschulen  bei 
der Umsetzung ihres IBA‐Programms: In Weißenfels schloss im Rahmen der IBA‐

                                                                     
144 http://www.campus‐wittenberg.de/verein/partner+mit+bildungsangeboten/partner.html 
(14.9.2013) 
145  http://www.homoeopathie‐koethen.de/index.php?menuid=18  (23.1.2012);  vgl.  Heilmeyer 
(2010a: 656). Zu den Gründen des Scheiterns Karl‐Heinz Daehre: „Dass das nicht geklappt hat, 
war  am  Ende  der  Tatsache  geschuldet,  dass  es  nach  wie  vor  große  Unterschiede  zwischen 
Schulmedizin und Homöopathie gibt, und dass die Schulmedizin gegenüber der Homöopathie 
noch sehr reserviert ist.“ (in Akbar et al. 2014: 432)  
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Aktivitäten  das  Netzwerk  Ernährungsgewerbe  Sachsen‐Anhalt  Süd  mit  der 
Hochschule Anhalt, Standort Bernburg einen Kooperationsvertrag. Dieser regelt 
die Zusammenarbeit auf den Gebieten der Lebensmittelforschung, Produktent‐
wicklung und Zertifizierungen.146 

Somit  suchten  sieben  der  14  IBA‐Bildungs‐Städte  Kooperationen mit  sachsen‐
anhaltischen Hochschulen oder Forschungsinstituten. Beteiligt daran waren 13 
Einrichtungen  (wobei  Hochschulteile  jeweils  gesondert  gezählt  sind)  in  insge‐
samt 15 Einzelkooperationen. 

Überdies  unterstützte  das Magdeburger  Virtuelle  Entwicklungs‐  und  Trainings‐
zentrum (VDTC)  am Fraunhofer‐Institut  für Fabrikbetrieb und  ‐automatisierung 
(IFF)  das  IBA‐Büro:  Das  VDTC  erstellte  dreidimensionale,  computeranimierte 
und interaktive Visualisierungen des Stadtumbaus in Bernburg, Lutherstadt Eis‐
leben, Magdeburg sowie Staßfurt.147 

Schließlich gab es fünf Fälle,  in denen über Sachsen‐Anhalt hinaus mit wissen‐
schaftlichen Einrichtungen kooperiert wurde, wenn auch in vier Fällen letztlich 
ohne Erfolg: 

 In Halberstadt bestand die Absicht, die Stadt  zu einem Forschungsort  zum 
Thema städtischer Leere zu entwickeln. Dazu experimentierten 2007 und 2009 
Studierende der HTW Dresden und der TU Braunschweig in Halberstadt mit den 
Möglichkeiten der städtischen Leere. Im Dezember 2008 hatte ein Forschungs‐
kolloquium zum Thema „Dynamische Leere“ stattgefunden, dessen Kooperati‐
onspartner  die  Freie  Universität  Berlin  war.  (MLV  LSA  2010b:  27;  IBA‐Büro 
2009: 168) 

 Ursprünglich hatte die Stadt Merseburg beabsichtigt, ein Thema zu realisie‐
ren, welches  die  Rückkehr  der  Bewohner  von  den  Stadtrandsiedlungen  in  die 
Innenstadt  bewirken  sollte.  Für  eine  mögliche  Umsetzung,  „benötigen  Stadt 
und  IBA‐Büro  empirisch  gesicherte  Aussagen  über  den  Rückkehr‐Willen  von 
Stadtrandbewohnern“.148  Diese  lieferte  eine  Studie  des  Instituts  für  Stadtfor‐
schung und Strukturpolitik Berlin (IfS). Sie zeigte, dass die Zahl der Rückkehrwil‐
ligen zu gering sei (IfS 2004: 40), so dass die ursprüngliche Arbeitshypothese der 
Stadt nicht weiter verfolgt wurde.  

 In Halle‐Neustadt  –  einer  der  Schwerpunkte  des  halleschen  IBA‐„Doppel‐
stadt“‐Themas – wurden im Jahre 2005 Studierende aus der gesamten Republik 
und dem Ausland  zu einer  „Internationalen Sommerschule“ eingeladen. Diese 
sollte  konventionelle,  klassische  Formen  der  Wissensvermittlung  aufbrechen. 
Auszuloten seien die ästhetischen Möglichkeiten der Neustadt und ihre Bedeu‐
tung für Halle zu befragen. Die „Widersprüche und Korrespondenzen von bau‐ 

                                                                     
146 http://www.iba‐stadtumbau.de/index.php?fundament‐fuer‐die‐standortentwicklung‐gelegt 
(28.10.2011) 
147  http://www.iff.fraunhofer.de/de/geschaeftsbereiche/virtuell‐interaktives‐training/forschung/ 
urbane‐infrastrukturplanung/gelaendevisualisierung‐stadtvisualisierung.html#new (10.1.2013) 
148 Anlage IBA‐Büro v. 22. Juli 2007, in: Slg. Bauhaus Dessau, Bestand IBA‐Büro, Ordner: Merse‐
burg, Studie: „Aufgabenstellung“. Die Ausschreibung ist vom 22.7.2003 datiert, und das Thema 
der Untersuchung  lautete:  „Rückkehr  von Bewohnern aus  Stadtrandsiedlungen  in die  Innen‐
stadt“. 
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Übersicht 31: Kooperationen der IBA-Bildungsstädte mit  
wissenschaftlichen Einrichtungen (mit und ohne Erfolg) 

IBA‐Bildungsstädte 
Kooperierende Wissenschaftseinrichtung 

orstansässig  extern 

Aschersleben  –   

Bernburg  Hochschule Anhalt  Uni Magdeburg 

Bitterfeld‐Wolfen     

Dessau‐Roßlau 
Stiftung  Bauhaus   

Hochschule Anhalt   

Halberstadt  – 
HTW Dresden,  

TU Braunschweig, FU Berlin 

Halle (Saale)  –  Studentische Sommerschule 

Köthen  Hochschule Anhalt  Uni Magdeburg 

Lu. Wittenberg 

Inst. f. Hochschulforschung  HS Harz/HS Merseburg 

Stiftung Leucorea, Institut für Deut‐
sche Sprache und Kultur, Wittenberg‐

Zentrum für Globale Ethik 

BITS Iserlohn 

 

Magdeburg  –   

Merseburg  Hochschule  Merseburg 
Uni Halle‐Wittenberg 

IfS Berlin 

Naumburg     

Quedlinburg   
BTU Cottbus,  

Univ. of Lubbock/Texas 

Stendal  Hochsch. Magdeburg‐Stendal   

Weißenfels    Hochschule Anhalt 

Farblegende:  Konzeptionelle Mitarbeit am lokalen IBA‐Profil   Operative Mitarbeit bei der Umsetzung.    

lich‐räumlichen Qualitäten,  sozialen und  kulturellen Chancen  in Neu‐  und Alt‐
stadt“ sollen freigelegt und experimentell gestaltet werden. „Dafür sollten Stra‐
tegien,  Methoden  und Werkzeuge  erfunden,  diskutiert  und  ausprobiert  wer‐
den.“ (ISS 2005: 6) Die ISS blieb ohne Dokumentation ihrer Ergebnisse. 

 Die  Stadt  Quedlinburg  unternahm  Anläufe,  um  verstetigte  Kontakte  zu 
Hochschulen aufzubauen. Die Brandenburgische Technische Universität Cottbus 
schickt seit 2003 jedes Jahr Studenten des Master‐Studiengangs UNESCO‐Welt‐
erbestudien  zum Praktikum nach Quedlinburg. Die Stadt,  so die Hoffnung,  sei 
ein idealer Standort, „um eine Art akademischer Dienstleistungsplattform anzu‐
bieten,  auf  der  fachübergreifend  Lehre und  vielleicht  sogar  Forschung organi‐
siert werden“ (Spilker 2007: 211). Allerdings scheiterte die weitergehende Ko‐
operation mit der BTU „an der fehlenden Möglichkeit zur länderübergreifenden 
Zusammenarbeit  im Bereich der Kulturhoheit der Länder“.149 Eine Kooperation 
mit einer Außenstelle der Universität Lubbock in Texas, USA musste aus Finan‐

                                                                     
149 Bericht des Evaluationsgesprächs der  IBA‐Stadt Quedlinburg am 28. Oktober 2008,  in: Slg. 
Bauhaus Dessau, Bestand IBA‐Büro, Ordner: Quedlinburg: Grundlagen „Ergebnisse Evaluation“, 
S. 5 



 

238 

zierungsgründen abgebrochen werden,150 nachdem elf  Studierende ein halbes 
Jahr lang in Quedlinburg einen Deutschkurs absolviert hatten.151 

 In Wittenberg gab es (zum wiederholten Male) den Versuch, eine Hochschu‐
le  in  der  Stadt  anzusiedeln.  Die  private  „Unternehmer‐Hochschule“  BITS  Iser‐
lohn wollte  einen  Standort  eröffnen. Nachdem das  Vorhaben  vergleichsweise 
weit vorangeschritten war, wurde es zugunsten Berlins aufgegeben.152 

10.2. Kooperationsqualitäten: durchwachsene Befunde 

Verbindungen zwischen Wissenschaft und  IBA waren  in dreierlei Weise vorge‐
kommen:  

 Zum ersten beteiligten sich einige Hochschulen – meist: einzelne Hochschul‐
institute, mitunter einzelne Personen – an der Programmierung und/ oder 
Durchführung der lokalen IBA‐Aktivitäten. 

 Zum zweiten suchten einige der Städte die  IBA zu nutzen, um  in Koopera‐
tion  mit  den  ortsansässigen  Wissenschaftseinrichtungen  die  Hochschule 
bzw. Wissenschaft und ihre lokalen Wirkungen in der Stadt zu stärken. 

 Zum dritten bemühten sich einige der Städte darum, im Rahmen der IBA in 
Kontakt  zur Wissenschaft  zu  gelangen,  entweder  um  sie  in  ihren Mauern 
erstmals zu etablieren oder aber um externe wissenschaftliche Expertise für 
die eigene Stadtentwicklung zu organisieren. 

Eine quantitative Auswertung ergibt: 

 Insgesamt suchten acht der 15 IBA‐Bildungsstädte Kooperationen mit sach‐
sen‐anhaltischen  Hochschulen  oder  Forschungsinstituten.  Beteiligt  daran 
waren  13  Einrichtungen  (wobei  Hochschulteile  jeweils  gesondert  gezählt 
sind) in insgesamt 16 Einzelkooperationen. 

 In sechs von zehn Orten, die wissenschaftliche Einrichtungen beherbergen, 
waren die ortsansässigen Einrichtungen in der einen oder anderen Weise in 
den IBA‐Prozess ihres Sitzortes involviert. 

 Lediglich  in drei dieser  zehn Städte aber waren ortsansässige Hochschulen 
oder  Institute  an  der  konzeptionellen  Erarbeitung  des  jeweiligen  lokalen 
IBA‐Profils beteiligt (hinzu trat eine solche Beteiligung einer sachsen‐anhalti‐
schen Hochschule, die nicht in der betreffenden Stadt sitzt). 

 In  vier der  zehn  IBA‐Hochschulstädte waren die ortsansässigen Einrichtun‐
gen  weder  konzeptionell  noch  operativ  an  der  IBA  beteiligt,  darunter  die 
beiden größten Hochschulen MLU und OvGU in Halle und Magdeburg. 

                                                                     
150  ebd.,  S.  6;  http://www.iba‐stadtumbau.de/index.php?zielvereinbarungen‐20072008‐qued 
linburg  und  http://www.iba‐stadtumbau.de/index.php?ergebnis‐der‐evaluation‐2008‐quedlin 
burg (8.3. 2011) 
151  Interview  Katrin  Kaltschmidt,  Mitarbeiterin  Stadtsanierung/Welterbe  Quedlinburg,  IBA‐
Verantwortliche, 6.7.2012 
152 Freitag (2007); vgl. http://www.bits‐hochschule.de/de/berlin/ (14.9.2013) 
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 Schließlich gab es fünf Fälle,  in denen über Sachsen‐Anhalt hinaus mit wis‐
senschaftlichen  Einrichtungen  kooperiert  wurde,  wenn  auch  in  vier  Fällen 
letztlich ohne Erfolg. Dies  verweist darauf,  dass  es durchaus Bedarfe nach 
Wissenschaftskooperation gab, die über das Maß hinausgingen, welches mit 
sachsen‐anhaltischen Einrichtungen realisiert werden konnte. 

Übersicht 32: IBA-Bildungsstädte und Wissenschaftseinrichtungen:  
Kooperationsstatistik 

Eine Besonderheit der IBA Stadtumbau bestand darin, dass nicht jedes IBA‐Pro‐
fil  bzw.  ‐Projekt mit  einem Bauvorhaben verbunden war.153 Wo nichts  gebaut 
wurde,  bezog  sich  die  IBA‐Beteiligung  auf  die  Entwicklung  des  Stadtraums  im 
Kontext der demografischen Schrumpfung. Diese Projekte benötigten in beson‐
ders  intensiver Weise  konzeptionelles Wissen  und  kreative  Ideen.  Hier  lagen 
entsprechende  Beteiligungen  der  ortsansässigen  Wissenschaftseinrichtungen 
folglich auch besonders nahe. Tatsächlich aber kamen in den sieben Städten, in 
denen die  IBA‐Bildungsprojekte nicht mit  IBA‐Bauvorhaben  verbunden waren, 
nur in zwei Fällen konzeptionelle Beteiligungen örtlicher Hochschulen zustande 
(Merseburg und Stendal).  

Vor diesem Hintergrund erweist es sich als problematisch, eindeutige Antwor‐
ten  auf  unsere  Eingangsfragen  zu  geben: Gelingen  Stadtentwicklungsprozesse 
an solchen Orten besser, an denen auch Hochschulen oder Forschungsinstitute 
vorhanden  sind?  Sind die  Städte,  die über Hochschule(n) bzw.  Forschungsein‐
richtung(en) verfügen, im Vorteil gegenüber Nichthochschulstädten, weil sie auf 
wissenschaftliche Expertise vor Ort zurückgreifen können?  

Angesichts des Beteiligungsverhaltens der Wissenschaftseinrichtungen sind die 
Fallzahlen zu gering, um valide Aussagen dazu treffen zu können. In Wittenberg, 
Merseburg und Stendal hatten die Beiträge der örtlichen Wissenschaft unzwei‐

                                                                     
153 Zu beachten ist hierbei: Die Abschlussberichterstattungen zur IBA behandeln auch Baupro‐
jekte, die nicht im Rahmen der IBA aufgelegt und realisiert wurden, sondern bereits zuvor ge‐
startet oder parallel,  jedoch von der  IBA unabhängig umgesetzt worden waren,  sich aber  in‐
haltlich in das IBA‐Profil einfügten. (Vgl. z.B. MLV LSA 2010a; 2010k; 2010f) 
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felhaft dazu geführt, die IBA‐Profile entscheidend zu qualifizieren. In den insge‐
samt  sechs  von  zehn  IBA‐Bildungsstädten,  in  denen  sich  ansässige  Wissen‐
schaftseinrichtungen  an  der  operativen  Umsetzung  der  IBA‐Projekte  beteiligt 
hatten, waren deren Beiträge sehr durchwachsen. Sie hätten überwiegend ggf. 
auch extern organisiert werden können, so wie dies anderen IBA‐Bildungsstäd‐
ten gelang, die auf keine Unterstützung einer örtlichen Forschungseinrichtung 
rechnen konnten. 

Jenseits  dieser  allgemeinen  Feststellung  offenbaren  die  beobachtbar  gewese‐
nen  Stadt‐Hochschule‐Kooperationen,  dass  die  diesbezüglichen  Kooperations‐
potenziale innerhalb der IBA noch keineswegs ausgereizt werden konnten: 

 Typische Arbeitsformen der Hochschulen waren vergleichsweise selten zum 
Einsatz  gekommen:  Studien,  Lehrveranstaltungen,  Lehrforschungsprojekte 
oder Abschlussarbeiten sind seitens der ortsansässigen Hochschulen im IBA‐
Kontext kaum durchgeführt worden.  

 Die meisten Hochschulbeteiligungen waren eher  isolierte Initiativen einzel‐
ner  Institute oder Hochschullehrer.innen statt Beteiligungen der  jeweiligen 
Hochschule als solcher. 

 Wo  eine  Stadt  und  eine  Hochschule  zusammenkamen,  handelte  es  sich 
mehrheitlich  um  strikt  punktuelle,  einzelprojektbezogene  Kooperationen. 
Fragt man dagegen nach der Beteiligung der Hochschulen an der konzeptio‐
nellen  Entwicklung  des  IBA‐Profils  der  je  eigenen  Stadt,  so  ist  die  Bilanz 
nüchterner: Solche Beteiligungen waren in den hier untersuchten 15 IBA‐Bil‐
dungsstädten nur in vier Fällen zustande gekommen.  

Dieses  Gesamtbild mag  durchaus  erstaunen:  Zum  einen  hatten  die  15  Städte 
sämtlich Bildungsthemen in ihr IBA‐Profil integriert, also Themen, deren Umset‐
zung die Beteiligung von Hochschulen sehr nahe  legte. Zum anderen wird den 
Hochschulen unterstellt werden können, dass in ihnen konzeptionelle Fertigkei‐
ten  in  besonderer  Dichte  versammelt  sind.  Diese  aber waren  entweder  nicht 
abgerufen oder nicht angeboten worden – oder beides.  

Diese während der IBA beobachtbar gewesene geringe Kontaktdichte setzt sich 
auch fort, wenn die IBA‐Nachfolgeeinrichtung Kompetenzzentrum Stadtumbau 
Sachsen‐Anhalt mit drei wissenschaftlichen Partnern aus Berlin und Sachsen ko‐
operiert, aber bislang keine verstetigten Kontakte innerhalb der Wissenschafts‐
landschaft  Sachsen‐Anhalts  bestehen.154  Inhaltliche  Anknüpfungspunkte  be‐
stünden aber durchaus. Das  zeigen einerseits die Publikationen der  Experten‐
plattform „Demographischer Wandel in Sachsen‐Anhalt“, in der die einschlägig 
arbeitenden Wissenschaftler.innen Sachsen‐Anhalts vereinigt sind,155 und ande‐
rerseits die Arbeitsthemen des Kompetenzzentrums.156 

 

                                                                     
154 vgl. http://www.kompetenzzentrum‐stadtumbau.de/ (27.1.2014) 
155 vgl. Grelak/Pasternack  (2011), Friedrich/Pasternack  (2012), Pasternack/Maue  (2013), Köh‐
ler/Maue/Pasternack (2014) sowie http://expertenplattform‐dw.de/ 
156 http://www.kompetenzzentrum‐stadtumbau.de/index.php/themen/identitaet (3.2.2014) 
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11. Das Grundproblem:  
Zweckfreiheit vs. Nützlichkeit 

Die Ökonomisierungstendenzen  im Wissenschaftsbetrieb  haben  den  Blick  des 
wissenschaftlichen Personals  für forschungsfremde Verzweckung erheblich ge‐
schärft. Insbesondere das Ansinnen, der wissenschaftlichen Arbeit nichtwissen‐
schaftliche Prämissen zugrunde zu legen, stößt mit guten Gründen auf erhebli‐
chen Widerstand.  Dies  betrifft mit  ebenso  guten Gründen  auch  Anliegen,  die 
‚an sich‘ als positiv bewertet werden, seien es Nachhaltigkeit, soziale Gerechtig‐
keit oder eben lokales Wirksamwerden.  

Die Erwartung an Hochschulen, Leistungen auch für  ihre Sitzstadt oder ‐region 
zu erbringen,  lässt sich wissenschaftsbetriebsintern  leicht als ein Versuch deu‐
ten, eine weitere Funktionalisierung der Wissenschaft ins Werk zu setzen – und 
dies mit einer gleichsam besonders perfiden Begründung, indem eine Art mora‐
lischer Erpressung eingesetzt werde: Denn wie ließen sich die Ansinnen abwei‐
sen, der die Wissenschaft  alimentierenden Gesellschaft  etwas  zurückzugeben, 
das  ihr  unmittelbar  nützt,  und  das  unmittelbare  Umfeld  der  Hochschule  an 
dem, was die Hochschule treibt,  in verständiger Weise teilhaben haben zu las‐
sen, ohne der Ignoranz oder Arroganz geziehen zu werden?  

Hier stellt sich die Frage, wie ein angemessener Ausgleich zwischen dem Axiom 
der  Zweckfreiheit  und  dem  der  gesellschaftlichen  Relevanz  von Wissenschaft 
gefunden werden kann. 

11.1. Zweckfreie Nützlichkeit 

Hochschulen, um die es hier im wesentlichen gehen musste, sind wissenschaft‐
liche Einrichtungen. Sie betreiben erkenntnisorientierte Forschung und realisie‐
ren akademische  Lehre. Beides  ist  grundsätzlich  translokal,  denn  in  kognitiver 
Hinsicht  gibt  es  keine  lokale  oder  regionale Wissenschaft. Wo  sie  als Wissen‐
schaft  regionalisiert  wäre,  dort  wäre  sie  künstlich  eingeschränkt  –  bis  dahin, 
dass ihre Wissenschaftlichkeit infrage stünde. Zwar können Wissenschaftler.in‐
nen,  Institute  und  Hochschulen  durchaus  lokale  oder  regionale  Funktionen 
wahrnehmen,  doch dafür  bedürfen  sie  des  Kontakts  zu den  Fronten des Wis‐
sens – und diese verlaufen nicht regional.  

Unter anderem daraus ist das Postulat der Zweckfreiheit abgeleitet worden. Be‐
zug  genommen wird dabei  häufig  auf Wilhelm  von Humboldts  staatstheoreti‐
sche  Einordnung  des  Universitätswesens.  Der  Staat,  so  Humboldt,  dürfe  von 
den Universitäten nichts  fordern,  „was  sich unmittelbar und geradezu auf  ihn 
bezieht“, sondern müsse „die innere Ueberzeugung hegen“, dass, „wenn sie ih‐
ren Endzweck erreichen, sie auch seine Zwecke und zwar von einem viel höhe‐
ren Gesichtspunkte aus erfüllen, von einem, von dem sich viel mehr zusammen‐
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fassen lässt und ganz andere Kräfte und Hebel angebracht werden können, als 
er in Bewegung zu setzen vermag“ (Humboldt 1993 [1810]: 260).  

Ähnlich wurde aber auch schon weit früher formuliert, so etwa von Philipp Me‐
lanchthon (1989 [1523]: 215): „Je besser der Zustand ist, in dem sich ein Staats‐
wesen  befindet,  desto  großzügiger  verhält  es  sich  gegenüber  denen,  die  den 
Künsten und Wissenschaften nacheifern“, ermögliche es ihnen Muße, indem es 
„uns  von  niedrigen  Arbeiten  freistellt,  damit  wir  uns  ganz  unseren  heiligen 
Pflichten widmen können“. Strukturell und rechtlich abgesichert wurde dies im 
Mittelalter und der frühen Neuzeit durch Privilegien und eine eigene Verfasst‐
heit der Universitäten: 

„Professoren  und  Studenten  unterstehen  einem  eigenen,  nicht  dem  Stadtge‐
richt. Die Häuser der Professoren sind von Einquartierungen befreit. Für das Stu‐
dium gibt es ein eigenes Marktrecht. Die Universität erhält ein Schankrecht und 
ein Apothekerprivileg. Das  alles  dient  ähnlich wie  Steuerbefreiungen  der wirt‐
schaftlichen Absicherung“. (Ellwein 1997: 32f.) 

Die  Privilegierung  der  Universitäten  resultierte  nicht  zuletzt  aus  der  Absiche‐
rung der Attraktivität des  jeweiligen Standortes, um auswärtige Lehrende und 
Studierende  anzuziehen.  Denn  das  Wissen  um  die  Anwesenheitseffekte  von 
Hochschulen ist seit jeher bekannt: „Studenten bringen Geld in die Universitäts‐
stadt. Das will man gerne im Land behalten“ (ebd.: 29).  

Verweise auf eine gesamtgesellschaftliche Nützlichkeit der Wissenschaften da‐
gegen fanden sich in den ersten Jahrhunderten der europäischen Universitäten 
oftmals  nur  am  Rande  und  spielten  in  den wissenschaftspolitischen  Entschei‐
dungen nur eine begrenzte Rolle. Bei Humboldt dann  ist allerdings aufschluss‐
reich, dass er die Wissenschaft nicht nur als „ungezwungenes und absichtsloses 
Zusammenwirken“ charakterisiert hat (Humboldt 1993 [1810]: 256f.). Mehrfach 
bringt er  vielmehr nichtwissenschaftliche Zwecke  in Anschlag, um die Berliner 
Universitätsgründung zu motivieren: Allein Universitäten könnten dem Land, in 
dem  sie  sich  befinden,  „Einfluß  auch  über  seine  Gränzen  hinaus  zusichern“ 
(Humboldt 1993a [1809]: 30). Der Vorteil, der von Staats wegen der Universität 
eingeräumt werde, müsse sich „dann auch im Resultat ausweisen“.  

Humboldt betont, „nur die Wissenschaft, die aus dem Innern stammt und  in’s 
Innere  gepflanzt  werden  kann,  bildet  auch  den  Charakter  um“  –  um  dies  so‐
gleich an einen Staatszweck zu binden: Dem Staat sei es nicht „um Wissen und 
Reden,  sondern um Charakter und Handeln  zu  thun“  (Humboldt 1993  [1810]: 
257f.) – also, wenn man es in die heutige Reformsprache übersetzen wollte: um 
Kompetenzen und Praxiswirksamkeit. Humboldt hatte jedenfalls keine Universi‐
tät  konzipiert,  deren  ‚Absichtslosigkeit‘,  d.h.  Entlastetsein  von  unmittelbaren 
Zwecken, unnütz sein soll. 

Bei genauer Lektüre erweist  sich die  sog. Zweckfreiheit bei Humboldt als eine 
Differenzierung von Zweckhorizonten: Die Universität stehe  in „engerer Bezie‐
hung auf das praktische Leben und die Bedürfnisse des Staates“, weil „sie sich 
immer  praktischen  Geschäften  für  ihn,  der  Leitung  der  Jugend,  unterzieht“ 
(ebd.:  260,  263).  Wie  oben  schon  zitiert,  müsse  sich  der  Staat  aber  von  der 
Überzeugung leiten lassen, dass die Universitäten „von einem viel höheren Ge‐
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sichtspunkte“  den  Zwecken  des  Staates  dienen,  indem  sie  ihre  eigenen  errei‐
chen (Humboldt 1993 [1810]: 260). 

Anders  als  häufig  kolportiert  –  „Die  Universität  bildet  nicht mehr  nur  für  die 
Wissenschaft aus“,  lautet eine heutzutage  immer wieder als Erkenntnis vorge‐
tragene Aussage, die offenbar von der Annahme ausgeht, die Universitäten hät‐
ten  jemals  in  ihrer  Geschichte  nur  für  die  Wissenschaft  ausgebildet  –:  Auch 
Humboldt strebte keineswegs eine Universität an, deren überwiegende Anzahl 
ihrer  Absolventen  ein  lebenslanges  Gelehrtendasein  fristet  –  weshalb  auch 
„Theorie und Praxis beym Unterricht nie  so  geschieden  seyn darf“  (Humboldt 
1993a  [1809]: 31).  Statt komplette akademische Absolventenjahrgänge  in den 
Professorenberuf  zu  zwingen,  hatte  auch  Humboldt  lebensnahe  Optionen  im 
Blick: Die Studenten sollten, indem sie sich ‚zweckfrei‘ bilden, hernach für Tätig‐
keiten als preußischer Staatsbeamter,  als Richter,  Lehrer an höheren Schulen, 
daneben auch als Arzt1 oder Pfarrer2 gerüstet sein. 

Sowohl  mit  ihrer  (Aus‐)Bildungsfunktion  als  auch  mit  der  Wissensproduktion 
bedient die Wissenschaft jedenfalls mindestens mittelbare Zwecke, die sich auf 
alles  beziehen,  was  sie  im  Sinne  einer  gesellschaftlichen  Vorratssicherung  er‐
bringt, ohne dass dafür bereits zwingend ein aktueller Bedarf formuliert wäre: 
„der Zweck der Zweckfreiheit  ist, der Gesellschaft richtig, nämlich kritisch die‐
nen zu können; der Zweck der Zweckfreiheit ist nicht, ihr nicht dienen zu müs‐
sen“ (von Hentig 1970: 18). 

11.2. Die Programmkonkurrenz: Qualitätsorientierung vs. 
  Relevanzorientierung 

Seit  der Hochschulexpansion der  zweiten Hälfte  des  20.  Jahrhunderts  besteht 
ein prägender Dauerkonflikt. Dieser bezieht sich auf die unterschiedlichen Modi 
der Wissensproduktion: Das  Verhältnis  von  freier Grundlagenforschung  einer‐
seits und anwendungsorientierter Forschung andererseits durchzieht zahlreiche 
Konflikt‐ und Konkurrenzanordnungen in der Wissenschaftspolitik. Im Kern geht 
es dabei  immer um eine Frage:  In welcher Weise und in welchem Umfang soll 
das Bedürfnis bedient werden, die öffentlichen Mittel mit dem Nachweis eines 
return  on  investment  zu  verknüpfen?  Beziehungsweise  umgekehrt: Wie  stark 
muss Wissenschaft vor einer Funktionalisierung für außerwissenschaftliche An‐
liegen geschützt werden, um wissenschaftlich erfolgreich sein zu können? 

Insbesondere  in der Öffentlichkeit und der Politik besteht die Erwartung, dass 
die Forschung einen unmittelbaren und konkreten Nutzen abwerfen soll. Es be‐
steht die Vorstellung, eine Konzentration der Fördermittel auf bereits vorhan‐

                                                                     
1 vgl. seine Erwähnungen der Berliner Medizinischen Anstalten und auch der „Thier‐Arzeney‐
Schule“, welche  in die  zu gründende Universität  integriert werden sollten: Humboldt  (1993a 
[1809]: 32, 34, 37; 1993b [1809]: 114) 
2 vgl. seinen Vorschlag, neben Breslau auch an den anderen Universitäten katholisch‐theologi‐
sche  Lehrstühle  zu  schaffen,  auf dass  „die Catholiken  sich nach und nach  ...  auf Protestanti‐
schen Universitäten zu studiren gewöhnten“ (Humboldt 1993a [1809]: 32) 
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dene  Forschungsstärken,  vor  allem  solche mit  Transferpotenzial, würde  einen 
greifbareren Nutzen abwerfen als die nachfrageorientierte Förderung nach dem 
traditionell geltenden responsive mode.  

Das Modell der sog. Forschungskette formuliert dies idealisierend: Sie zeichnet 
ein  Kontinuum  von  der  zweckfreien  Grundlagenforschung  über  die  anwen‐
dungsorientierte  Forschung bis  hin  zur  unmittelbar  an  ein  praktisches  (außer‐
wissenschaftliches) Problem gebundenen Entwicklung und Beratung. Eine For‐
schungsstufe baue auf der anderen auf und transformiere das zunächst zweck‐
ungebundene Wissen  fortschreitend  in  zweckgebundenes.  Diese  ‚Forschungs‐
kette‘ informiert aber zumindest auch über den Umstand, dass der Innovations‐
entwicklung  und  Beratung  über  kurz  oder  lang  der  kreative  Atem  ausginge, 
wenn  die  permanenten  Impulse  der  Grundlagen‐  oder  Vorlaufforschung  ver‐
siegten. 

Zugespitzt lassen sich die innewohnenden Spannungen als Konkurrenz von Re‐
levanzorientierung  (vertreten  von  Politik,  Wirtschaft  und  Öffentlichkeit)  und 
Qualitätsorientierung  (vertreten  von  der  Wissenschaft)  fassen  (Braun  1997: 
314): „Der Konflikt zwischen Wissenschaft und Politik besteht im wesentlichen 

aus  den  Versuchen 
der  Wissenschafts‐
vertreter,  das  Selek‐
tivitätskriterium  auf 
die Qualität der Wis‐
senschaft  einzu‐
schränken,  während 
die  politischen  Ak‐
teure versuchen, die 
Mittel  in erster Linie 
nach  Problemge‐
sichtspunkten zu ver‐
geben.“ (Ebd.: 386) 

Zugleich  aber  reden 
weder  die  Vertreter 
der  einen  Seite  der 
praktischen  Irrele‐
vanz das Wort, noch 
sind  die  Vertreter 
der  anderen  Seite 

prinzipiell desinteressiert an wissenschaftlicher Qualität. Auch ist weder das ei‐
ne noch das andere Anliegen  für sich genommen unberechtigt. Vielmehr han‐
delt es sich um einen „gesellschaftlich funktionalen Antagonismus“, indem zwei 
essentielle  Erfordernisse  bedient werden,  die  einander  jedoch widersprechen 
(Schimank  2006:  203):  Ein  Optimum  könne  dann  entstehen,  wenn  sich  beide 
Seiten  in  Schach  halten  und  sowohl  Qualitäts‐  als  auch  Relevanzorientierung 
zum Zuge kommen (Braun 1997: 390). 

Das Relevanzprogramm versucht, das Wissenschaftssystem zum Beispiel an das 
Innovationssystem zu koppeln, indem die wissenschaftliche Wissensproduktion 

Übersicht 33: Qualitätsprogramm vs.  
Relevanzprogramm 

 

Grundlagenforschung

Angewandte Forschung

Entwicklung / Innova�on
Beratung incl. Poli�kberatung
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für  außerwissenschaftliche  Anwendungen  instrumentalisiert wird.  Dazu  sollen 
strukturelle Kopplungen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft, in einem weite‐
ren  Innovationsverständnis  auch  zwischen Wissenschaft  und  weiteren  gesell‐
schaftlichen  Subsystemen wie  Politik  oder  Bildungswesen  hergestellt werden. 
Die  Innovation  hat  hierbei  einen  beträchtlichen  Vorzug  gegenüber  der  For‐
schung: Sie ist außerwissenschaftlich vergleichsweise gut kommunizierbar, und 
ihr Nutzen erschließt sich dem Laienpublikum häufig unmittelbar.  

Konkret heißt das: Über ein  Innovationsprojekt  lässt  sich ein Vertrag abschlie‐
ßen, der Erfolg wenn auch nicht garantiert, so doch zumindest Erfolgssicherheit 
suggeriert. Forschung dagegen ist extrem erfolgsunsicher und zielungenau, wo‐
raus  sich  ihre  notwendige  „eklatante  Ineffizienz“  ergibt:  Wissenschaft  entwi‐
ckelt  sich  in Gestalt  „verschwenderischer Produktion  von Forschungsergebnis‐
sen“ (Schimank 2007: 236). Ein Großteil davon hat vor allem zum Ergebnis, dass 
Ergebnisse  an  anderer  Stelle  zu  suchen  sind,  insofern  Forschungshypothesen 
nicht bestätigt werden konnten. Anders indes geht es nicht.  

Zugleich  kennen moderne Gesellschaften  keinen  quantitativen  Sättigungsgrad 
für Forschungsergebnisse, sondern verfügen über immer noch steigerungsfähi‐
ge Absorptionskapazitäten für Forschungsaktivitäten und ‐resultate. Deshalb ist 
niemals genau definierbar, was Untergrenzen, Optimum oder Obergrenzen des 
Umfangs der (öffentlich unterhaltenen) Forschung sind. Nähern kann man sich 
dem  allenfalls  über  Vergleiche  mit  anderen  Ländern.  Im  übrigen  aber  ist  die 
Selbstausstattung  einer  Gesellschaft  mit  Forschung  Gegenstand  von  fortwäh‐
renden Aushandlungsprozessen. 

„Notwendige  eklatante  Ineffizienz“  stellt  zudem  einen Aspekt  dar,  der  außer‐
halb  der  Wissenschaft  höchst  schwierig  zu  kommunizieren  ist.  Forschungsres‐
sourcen bereitzustellen stellt sich den politischen Akteuren vor diesem Hinter‐
grund  vor  allem  als  Unsicherheitsfinanzierung  dar.  Erschwerend  wirkt  dabei, 
dass  die  Ergebnisse  von  Forschung  nur  vergleichsweise  langfristig  zustande 
kommen.  Deren  formal misslichste  Eigenschaft  ist,  dass  sie  üblicherweise  die 
zeitlichen Horizonte politischer Planungsperioden überschreiten. All das macht 
es  in der allgemeinen Politikfeldkonkurrenz  zu einer anspruchsvollen Aufgabe, 
z.B. die Ausstattungsanliegen der Grundlagenforschung durchzusetzen. 

Mitchell  G.  Ash  hat  dagegen  für  das  Verhältnis  von Wissenschaft  und  Politik 
vorgeschlagen,  sie  als  „Ressourcen  für  einander“  zu  begreifen.3  In  dieser  Per‐
spektive wird das Verhältnis nicht als eines verstanden, das allein durch einseiti‐
ge  Indienstnahme  und  widerwillige  Unterordnung  der  Wissenschaft  gekenn‐
zeichnet sei. Vielmehr gehe die Initiative durchaus auch von Seiten der Wissen‐
schaftler.innen aus,  indem diese Allianzen mit externen Unterstützungsinstan‐
zen schließen. Wissenschaftliche Entwicklung sei in diesem Sinne die „Um‐ oder 
Neugestaltung von Ressourcenensembles“, in denen sich Wissenschaft und Po‐
litik  als  gegenseitig mobilisierbar  erweisen. Wissenschaftliche  Autonomie  und 
politische Vernetzung seien hierbei keineswegs  inkompatibel,  sondern die aus 
der  Trennung  der  beiden  Funktionssysteme Wissenschaft  und  Politik  erwach‐

                                                                     
3 eine Deutung, die für das Verhältnis beider in nichtdemokratischen Gesellschaften entwickelt 
wurde, aber durchaus gesellschaftssystemübergreifende Geltung beanspruchen kann 
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sende Arbeitsteilung könne zugleich das Erreichen der jeweils anderen Zwecke 
begünstigen. (Ash 2002: 32f.) 

11.3. Gesellschaft und Wissenschaft  

Kein gesellschaftliches Subsystem existiert zu dem Zweck, sich selbst zu repro‐
duzieren, sondern um einen je spezifischen Output produzieren, der von ande‐
ren Subsystemen als Input benutzt wird – wozu es sich jedoch nach seiner eige‐
nen Logik selbst reproduzieren muss (vgl. Parsons 1960: 17). Auch das Wissen‐
schaftssystem ist ebenso auf Leistungen anderer gesellschaftlicher Teilsysteme 
angewiesen,  wie  wissenschaftliche  Erkenntnisse  in  anderen  Teilsystemen  der 
Gesellschaft Verwendung  finden. Mit dieser vordergründig  trivial anmutenden 
Doppelaussage  ist  der wesentliche  funktionale  Zusammenhang  zwischen Wis‐
senschaft und (sonstiger) Gesellschaft formuliert: 

 Die Abhängigkeit des Wissenschaftssystems von Leistungen anderer Teilsys‐
teme besteht vor allem hinsichtlich der Ressourcen, die primär aus der Politik 
und der Wirtschaft stammen. Daneben sorgt das präakademische Bildungssys‐
tem für Nachwuchs, sichert und reguliert das Rechtssystem die Leistungserstel‐
lung des Wissenschaftssystems, stellen die Medien Bezüge des Laienpublikums 
zur wissenschaftlichen Arbeit  her und  tragen damit  im Gelingensfall  zu  seiner 
Legitimität bei. (Vgl. Schimank 2012: 119) 

 In der Gesellschaft  lassen sich vier Formen  identifizieren,  in denen wissen‐
schaftliche Erkenntnisse in anderen Teilsystemen der Gesellschaft Verwendung 
findet: als Orientierungswissen, als Rezeptwissen, als technische Artefakte und 
über  das  wissenschaftlich  geschulte  Personal.  Inhaltlich  besteht  sowohl  die 
Möglichkeit, dass sich die Wissenschaft zu sehr von gesellschaftlichen Erwartun‐
gen  zurückzieht,  als  auch  die  einer  Begrenzung  der  Autonomie  des  Wissen‐
schaftssystems durch  die Gesellschaft.  Die Gründe  solcher  Limitierungen  kön‐
nen  gesellschaftliche  Nutzenerwartungen,  negative  Folgen  wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und die Ressourcenabhängigkeit sein. Hier drohe vor allem eine zu 
starke  Vergesellschaftung  der Wissenschaft  durch Ökonomisierung  und  Politi‐
sierung. (Vgl. ebd.) 

Dabei  lässt  sich  das  heutige  Verhältnis  von Wissenschaft  und Gesellschaft  als 
Folge des Erfolgs der Wissenschaft mit ambivalenten Auswirkungen kennzeich‐
nen.  Die Universitäten  als wesentliche  Säulen  des Wissenschaftssystems wer‐
den „gleichzeitig  zum Nutznießer und Opfer  ihrer  zentraleren Rolle  in der Ge‐
sellschaft“ (Reichert 2013: 78). Zu beobachten ist eine parallele Belagerung der 
Hochschulen durch die Gesellschaft und der Gesellschaft durch die Hochschulen 
(Frank/Meyer 2007:  290). Diese  Spannungen bilden  sich  in den widerspruchs‐
vollen Prozeduren der Wissenschaft selbst ab. Wissenschaft  

 bildet  und  qualifiziert,  betreibt  also  sowohl  Persönlichkeitsentwicklung  als 
auch Ausbildung;  

 forscht und innoviert, widmet sich also sowohl der Aufklärung von Gründen 
als auch dem, was man mit diesem Wissen praktisch anfangen kann;  
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 weist  Praxisrelevanzen  ab,  indem  sie  die  Autonomie  der  Theorie  verficht, 
und theoretisiert zugleich die Praxis – sie irritiert und orientiert;  

 verteidigt Fächergrenzen und überschreitet sie, indem ebenso Hyperspezia‐
lisierung wie Hyperinterdisziplinarisierung betrieben werden; 

 relativiert Gewissheiten und bekräftigt  sie,  indem sie dem eigenen Wissen 
den höchsten Grad an Erkenntniskraft zuschreibt, was aber genau deshalb, 
weil dieses Wissen sich an der Forschungsfront bewegt, auch mit der höchs‐
ten Wahrscheinlichkeit an Korrekturbedarf verbunden ist;  

 steigert Gewissheiten um den Preis, zugleich die Zahl der Ungewissheiten zu 
vervielfältigen.  

Zu der Frage, wie eine solche Wissenschaft auf die Forderung nach gesellschaft‐
lichen  Relevanzen  reagieren  könne,  gibt  es  gegenläufige  Positionen.  Peter 
Weingart  (2008:  23f.)  bekundet,  dass  eine  inhaltliche  Antwort  auf  die  Frage, 
welche  Wissenschaft  gesellschaftlich  relevant  ist,  gar  nicht  gegeben  werden 
könne: Dazu gebe es zu viele mögliche Antworten, und die Wissenschaft ihrer‐
seits schaffe ständig neue Relevanzen. „Keine Antwort würde sozial und zeitlich 
stabil sein können.“ 

Immerhin möglich  ist aber eine gleichsam permissive Antwort: Da die Wissen‐
schafts‐  und  Technologieentwicklung  eines  Landes  als Motor  der  Innovations‐
kraft  gelte  und  da  Innovation  mit  gesellschaftlichem  Wohlstand  identifiziert 
werde, könne man jedenfalls der Forschung, die innovativ ist, auch schlicht un‐
terstellen, gesellschaftlich relevant zu sein (ebd.: 23). Hinsichtlich der institutio‐
nellen Struktur und der Verfahren sei jedoch nicht angebbar, wie Relevanz etwa 
in Gestalt von Innovativität gewährleistet werden könne. Denn es sei nicht be‐
kannt, wie Innovation hergestellt werden kann. Die Schlussfolgerung lautet: 

„In derartigen Situationen der Unsicherheit  empfiehlt  es  sich,  nach dem soge‐
nannten  ‚precautionary principle‘ zu verfahren: Vielfalt der Forschung erhalten 
und  dafür  günstige  Rahmenbedingungen  schaffen.  Das  heißt:  die  Gesellschaft 
offen  für Veränderungen halten und die Wissenschaft  in  ihrer Vielfalt  fördern. 
Zugegeben: keine sehr originelle Antwort.“ (Ebd.) 

11.4. Wissenschaft und außerwissenschaftliche Praxis 

Empirisch waren  immer  schon Elemente  lokalen und  regionalen Wirksamwer‐
dens der Wissenschaft in außerwissenschaftlichen Kontexten zu entdecken – al‐
so ebenso das, was wir als Anwesenheitseffekte benannt haben, wie das, was 
heute Third Mission genannt wird. So war das Zusammenspiel verschiedener In‐
teressen an der Unterhaltung einer Universität bereits  im Mittelalter sichtbar: 
Man bemühte sich „um eine Kooperation zwischen den Fürsten, der Kirche und 
kirchlichen Einrichtungen sowie der ins Auge gefaßten Universitätsstadt, die aus 
allgemeinen wie  aus  ökonomischen  Gründen  interessiert  sein mußte  und  für 
deren  Bürger  sich  die  Universität  als  Ziel  frommer  Stiftungen  anbot“  (Ellwein 
1997: 31). Darüber hinaus gab es professionsbedingte Überschneidungen, etwa 
wenn in der Neuzeit die Theologieprofessoren zugleich Pfarrer oder zumindest 
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Prediger in der Universitätsstadt oder wenn die Professoren der Juristischen Fa‐
kultät zugleich in der Spruchpraxis vor Ort tätig waren (ebd.: 56ff.).  

Im Zuge der Universitätserneuerungen nach 1800 wurde einerseits die errunge‐
ne Autonomie  durch  ein  Bündnis mit  dem Bildungsbürgertum  stabilisiert,  das 
vor allem von den der allgemeineren Bildung zugewandten Wissenschaften ab‐
gesichert wurde: Geschichte, Archäologie und Germanistik fanden mit ihren Bü‐
chern ein großes Echo im Bürgertum: „Viele Professoren schrieben von vorher‐
ein nicht nur für Studenten und Kollegen, sondern eben auch für diese Klientel. 
Viele waren tonangebend in der politischen Publizistik. Die Universität erschloß 
sich  so  eine Wirkungsmöglichkeit,  die  weit  über  die  eigenen  Hörsäle  hinaus‐
reichte.“ (Ebd.: 125) Andererseits wurden über das Staatsexamen das Verhält‐
nis zum Staat und eine klare Berufsorientierung formalisiert. 

Hier  deutete  sich  bereits  an,  dass Hochschulen  verschiedene  gesellschaftliche 
Funktionen  integrieren. Das Hochschulsystem bildet  ebenso den Adapter  zwi‐
schen Bildungs‐ und Wissenschaftssystem, wie es wesentlich zur Kopplung von 
kultureller und ökonomischer Reproduktion der Gesellschaft beiträgt. Mithin ist 
die  Integration  von  vier  Funktionen  zu bewerkstelligen:  gesellschaftlich unter‐
stützte  individuelle  Selbstermächtigung  (Bildung),  wissensgeleitete  Erzeugung 
von  Erklärungen  und  Deutungen  (Wissenschaft),  sinngebundene  Orientierung 
(Kultur) sowie ressourcengebundene Bedürfnisbefriedigung (Ökonomie).  

In den Sozial‐ und Geisteswissenschaften des 20. Jahrhunderts dann bildete sich 
über verschiedene Stränge eine Tradition gesellschaftlich intervenierender Wis‐
senschaft:  

 So  war  nach  dem  Kriegsende  die  Politikwissenschaft  aus  den  Vereinigten 
Staaten  nach  Deutschland  importiert  worden  –  als  ‚Demokratiewissen‐
schaft‘  und  Teil  der  Reeducation,  also  für  explizit  außerwissenschaftliche 
Zwecke.  

 In  den 60er  und 70er  Jahren protegierten  Studentenbewegung und Hoch‐
schulreform  eine  „reflexive  Praxisorientierung“  der  Sozialwissenschaften. 
Die  westdeutsche  Hochschuldemokratisierungsbewegung  vertrat  einen 
„doppelten Gesellschaftsbezug“ der Hochschullehre: Dieser beinhaltete pa‐
rallellaufend eine Orientierung der Ausbildung an den komplexen Problem‐
lagen  der  Berufsrealität  und  die  Reflexion  der  Lehrinhalte  auf  ihr  gesell‐
schaftliches Veränderungspotenzial hin. (Oehler 1986: 71) 

 Die dominierende Perspektive hat sich zwischenzeitlich geändert, aber das 
so  thematisierte  Problem  nicht:  In  neuerer  Zeit  arbeiten  sich  die  (Sozial‐ 
incl. Wirtschafts‐)Wissenschaften daran ab, wie sich wissenschaftliche Poli‐
tikberatung leisten lasse, ohne in politisierte Wissenschaft abzudriften oder 
als  Legitimationsfassadenmaler  –  „Es  ist  alles  entschieden,  jetzt  brauchen 
wir Beratung“ (Kaube 2014) – benutzt zu werden.  

 Zugleich  ist  unter  Sozialwissenschaftlern  immer  wieder  eine  Unzufrieden‐
heit zu beobachten, die sich im Leiden an Beratungsunterzucker äußert: Ob‐
gleich man doch sehr viel mehr über die Gesellschaft als die Praktiker wisse, 
werde man von diesen nicht genügend gefragt, zu Gutachten gebeten und 
in einschlägige Kommissionen berufen. 
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Mit der Hochschulexpansion  in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts setzte 
eine  verstärkte  Betonung  von  Regionalentwicklungsfunktionen  und  Nützlich‐
keitsorientierungen der Hochschulen und der Wissenschaft ein. Zunächst wurde 
noch  –  vor  allem  in  den  1960er/70er  Jahren  –  auf  Anwesenheitseffekte  ver‐
traut. Es folgte die Verallgemeinerung von wissenschaftlicher Bildung und For‐
schung,  d.h.  beide wurden  zu  den  dominanten Weltzugängen  –  und  zugleich 
teuer. Beides zusammen führt zur politischen Radikalisierung der Regional‐ und 
Nützlichkeitsorientierung: Nun waren und sind Aktivitätseffekte gefordert. 

Die jüngsten Entwicklungen sind mit dem Signum „Wissen(schaft)sgeselllschaft“ 
versehen, zunächst eine zeitdiagnostische Selbstbeschreibung der Gesellschaft, 
die aber in einer Hinsicht etwas Zutreffendes zum Ausdruck bringt: die Zentrali‐
tät  der Rolle wissenschaftliches Wissen  als  (a)  risikobewusstes Wissen mit  (b) 
den höchsten Gewissheitsgraden  (incl. der Gewissheiten über Risiken).  Im Zu‐
sammenhang  mit  globalen  Gefährdungslagen  führt  dies  zum  Konzept  einer 
„transformativen Wissenschaft“  (Schneidewind/Singer‐Brodowski  2014).  Diese 
wiederum  lässt  sich  zuspitzen  zur  Forderung  danach,  die  Third  Mission  der 
Hochschulen zu  ihrer First Mission zu machen  (Schneidewind 2016). Demnach 
wäre dann nicht mehr die Third Mission ein Appendix von Forschung und Lehre, 
sondern verbürgte sie das Prinzip der Lösungsorientierung von Forschung und 
Lehre. 

Dagegen gibt es Widerstände verschiedener Art. Die These der funktionalen Dif‐
ferenzierung  von  gesellschaftlichen  Subsystemen  in modernen  Gesellschaften 
etwa geht von einer zentralen Annahme aus: Die Spezialisierung gesellschaftli‐
cher  Teilbereiche  steigere  die  gesamtgesellschaftliche  Komplexitätsbearbei‐
tungskapazität überproportional. Dazu, so das Anschlussargument, müssten die 
einzelnen  Subsysteme  nach  ihren  je  eigenen  Rationalitätskriterien  operieren 
können. Die Wissenschaft zum Beispiel entfalte ein Programm, das der Leitun‐
terscheidung „wahr/unwahr“ folgt und so auf Kenntnisgewinn und erklärungs‐
kräftige  Wissenskonstruktionen  zielt.  Werden  Hochschulen  als  Einrichtungen 
der Forschung und der wissenschaftlichen Ausbildung daran gehindert,  indem 
ihnen  die  Berücksichtigung  systemfremder  Leitunterscheidungen  angesonnen 
wird,  dann  würden  Komplexitätsbearbeitungskapazitäten  verschenkt.  Daran 
knüpft die kritische Bewertung externer Ansprüche an Hochschulen an.  

So wird  in der Fokussierung auf gesellschaftliche Relevanz eine Entdifferenzie‐
rung von Wissenschaft und Nicht‐Wissenschaft und damit einhergehende Über‐
forderung der Wissenschaft gesehen. Das komme einem Aufgeben der Selbst‐
beschränkung der Wissenschaft auf Wahrheit und Erkenntnisgewinn gleich (vgl. 
Strohschneider 2014). Die Ergebnisoffenheit der Forschung würde durch einen 
„Solutionismus“ ersetzt, der letztlich Wissenschaft nur auf ihre Nützlichkeit hin 
beurteile und aufgrund der Vernachlässigung nicht problemlösungsorientierter 
Forschung partiell innovationsfeindlich sei (vgl. ebd.: 179f.). 

Fazit: Es ist durchaus so, dass sich die Wissenschaft fortwährend auch Zumutun‐
gen erwehren muss, die Nutzensimperative transportieren, welche – ergäbe sie 
sich ihnen – ihre spezifische Leistungsfähigkeit untergraben würde. Die Ökono‐
misierung  ist hier die bekannteste Zumutung (soweit mit dem Begriff nicht  le‐
diglich das Ansinnen denunziert wird, öffentliche Mittel angemessen und nach‐



 

252 

vollziehbar zu verausgaben). Politisierung, d.h. die Erwartung, politische Absich‐
ten in der Organisation des Forschungsprozesses und bei der Formulierung der 
Forschungsergebnisse  zu berücksichtigen,  ist eine andere Zumutung. Die Kriti‐
ken  daran  beziehen  sich  immer  auf  eine  Funktionalisierung  der Wissenschaft 
für außerwissenschaftliche Zwecke,  indem von Wissenschaftlern verlangt wer‐
de,  sich  nicht  allein  von  der  wissenschaftlichen  Rationalität  leiten  zu  lassen, 
sondern  sich  auch  (oder  ausschließlich)  ökonomisch  oder  politisch  rational  zu 
verhalten. 

Die Frage, die hier letztlich steht, ist: Wie können Wissenschaft und Hochschul‐
bildung gesellschaftlich nützlich  sein, ohne  illegitim  funktionalisiert  zu werden 
oder sich opportunistisch zu verstricken? Wissenschaft und Praxis  folgen nicht 
nur unterschiedlichen Operationslogiken. Sie unterscheiden sich auch institutio‐
nell  hinsichtlich  ihrer  Struktur‐  und  Arbeitsbedingungen,  Arbeits‐  und  Hand‐
lungsweisen  sowie  den  Wissensbeständen.  Diese  Grenzziehung  kann  nicht  – 
oder nur destruktiv, d.h. unter Verlust von Leistungsfähigkeit – beseitigt werden.  

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach angemessenen Transferprakti‐
ken,  also  der  Relationierung  von  wissenschaftlichem  und  praktischen Wissen 
sowie deren Überführung ineinander. Die Frage ist aber, wie oben gezeigt, nicht 
gänzlich neu, und Hochschulen und Wissenschaft haben auch in der Vergangen‐
heit bereits produktive Antworten darauf gefunden. Heute mag die Antwort da‐
rin  liegen, Grundlagen‐  und  angewandte  Forschung  danach  zu  unterscheiden, 
dass erstere allein forschungsdefinierte und letztere von Wissenschaft und Pra‐
xis  koproduzierte  Forschungsfragestellungen  bearbeitet.  Die  Wissenschaften 
entkommen jedenfalls ihrer Gesellschaftsbezogenheit nur schwer, und wenn sie 
es dennoch versuchen, manövrieren sie sich leicht in die Irrelevanz. 
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12. Abgleich und Verdichtung: 
  Die empirischen Befunde im Lichte  
  der Theorie-Angebote 

Im folgenden werden die empirischen Befunde im Lichte der Theorie‐Angebote 
verdichtet  und  kommentiert.  Ausgehend  von den eingangs  dargestellten  The‐
sen  der  Regional‐,  Stadt‐  und Wissenschaftsforschung wird  zunächst  die Wis‐
senschaft im Kontext ihrer unmittelbaren Umwelten – Region und Stadt – ver‐
handelt (nachfolgend 12.1.), um sodann speziell auf die in dieser Studie im Zen‐
trum stehenden mittelgroßen Städte einzugehen (12.2.). 

12.1. Wissenschaft und ihre direkten Umwelten:  
  Region und Stadt 

Hochschulen zielen mit ihren Aktivitäten in Lehre, Forschung und Third Mission 
auf unterschiedliche räumliche Ebenen. Genau dies zu mobilisieren, darauf zielt 
ein  Teil  der  Erwartungen  an  die  Hochschulen:  Sie  sollen  als  Netzwerkknoten 
Brücken schlagen zwischen überregionalen Ressourcen einerseits und der regi‐
onalen  und  lokalen  Nachfrage  andererseits.  Innerhalb  eines  solchen  Erwar‐
tungshorizonts kommt es zu einer weitreichenden Verschiebung der Rolle von 
Hochschulen im lokalen und regionalen Umfeld: Von den Hochschulen werden 
nicht mehr  nur  Anwesenheitseffekte,  sondern  auch  explizite  Aktivitätseffekte 
erwartet. 

12.1.1. Erwartungsverschiebungen 

Einstmals konnten die Hochschulen soziale und ökonomische Umweltbedingun‐
gen voraussetzen (und entsprechend vernachlässigen), die eine Nachfrage nach 
ihren spezifischen Leistungen in Forschung und Lehre beständig reproduzieren. 
Lange Zeit  beschränkten  sich die  lokalen und  regionalen Erwartungen weitge‐
hend auf die Versorgung mit Bildungsangeboten sowie die Stimulation der loka‐
len Wirtschaft  durch Nachfrageeffekte.  Diese  konnten  durch  die  schiere  Exis‐
tenz von Hochschulen als erfüllt betrachtet werden.  

Heute dagegen sehen sich Hochschulen zunehmend mit einer weitergehenden 
Herausforderung  konfrontiert:  Sie  müssen  selbst  wesentlich  zur  (Re‐)Produk‐
tion jener Umweltbedingungen beitragen, die sie unentbehrlich machen. Diese 
Verschiebung markiert  einen Übergang  von  einem passiven  zu  einem  aktiven 
Hochschulregionalismus: Die  schlichten Anwesenheitseffekte  der Hochschulen 
sollen  um Aktivitätseffekte  ergänzt werden.  Die wichtigsten  Erwartungen,  die 
sich diesbezüglich  an die Hochschulen  richten, betreffen  vor  allem drei Berei‐
che: Sie sollen 
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 die Sicherung des akademischen Fachkräftenachwuchses für Stadt und Regi‐
on gewährleisten,  

 Impulse zur Entwicklung regionaler Innovationsstrukturen geben und  

 Beiträge zur Bewältigung nichtökonomischer lokaler Herausforderungen lie‐
fern. 

Damit sind auch die herkömmlichen Berechnungen bloßer regionaler Anwesen‐
heitseffekte allein nicht mehr hinreichend überzeugend, um sich als Hochschule 
regional  zu  legitimieren:  Konsum  und Mietzahlungen  der  Hochschulangehöri‐
gen,  Dienstleistungsnachfrage  der  Hochschule,  Einkommens‐  und  Lohnsteuer‐
zahlungen der Hochschulbeschäftigten (15 Prozent verbleiben bei der Wohnort‐
gemeinde) werden zur Kenntnis genommen, beeindrucken aber nur typischer‐
weise nur mäßig. 

Auf  der  konzeptionellen  Ebene  findet  das  Unterstützung:  Die  dominierende 
Perspektive  verschiebt  sich  vom  innerstaatlichen  regionalen  Ausgleich  zum 
Wettbewerb der Regionen (Burs 2013: 103). Die postmodernen Diagnosen zur 
Wissensproduktion – wie „Wissensgesellschaft“, „Triple Helix“ oder „Modus 2“ 
–  konstatieren und  fordern  zugleich eine  verstärkte Öffnung der Hochschulen 
hin zu anderen gesellschaftlichen Akteuren. Dies könne nur durch Netzwerkbil‐
dung  erfolgen  – mithin  einer  Strukturform  jenseits  der  klassischen  Kooperati‐
onsmodelle von Markt und Hierarchie. Zugleich gelingt es den Hochschulen und 
der Wissenschaft nur noch bedingt,  Legitimität  für  ihre  traditionelle  Selbstbe‐
schreibung  zu  organisieren:  Gemäß  dieser  können  sie  ihre  gesellschaftliche 
Funktion optimal allein  in Distanz  zur Gesellschaft erfüllen. An  ihre Stelle  sind 
Modelle  einer  vielfach  mit  der  Gesellschaft  verwobenen  Wissensproduktion 
und Organisationsgestaltung getreten. Dies impliziert – spannungsreich – zwei‐
erlei: die Steigerung sowohl der gesellschaftlichen Bedeutung der Wissenschaft 
für ihre Umwelt als auch ihrer Abhängigkeit von dieser Umwelt.  

Epidemisch  ist  hier  „Wissensgesellschaft“  geworden.  Sie wurde  zu  einem  der 
zentralen  Schlagworte  zur Beschreibung der Gegenwartsgesellschaft. Markiert 
wird damit eine „Lebensform“, in der Wissen „zum Organisationsprinzip und zur 
Problemquelle“ der Gesellschaft wird (Stehr 2001: 10). Es muss an dieser Stelle 
nicht interessieren, inwieweit diese Beschreibung exklusiv ist, mit anderen Ge‐
sellschaftsbildern konkurriert oder aber diese ergänzt. Die Beschreibung reprä‐
sentiert jedenfalls eine bestimmte Perspektive, die auf Wissen als zentraler Vor‐
aussetzung der  allgemeinen Wohlfahrt  und  gesellschaftlichen  Entwicklung  ab‐
stellt – und zwar auf wissenschaftliches statt  traditionales oder religiöses Wis‐
sen. Mit dieser Betrachtungs‐ und Entwicklungsperspektive verbinden sich  so‐
wohl Gestaltungshoffnungen als auch praktische Konzepte. Häufig zielen diese 
auf Beiträge zum regionalen Wirtschaftswachstum. 

12.1.2. Regionale Problemlagen und Problemwahrnehmungen 

Am  Beginn  strategischer  Bemühungen  stehen  Problemdefinitionen.  Der  Um‐
stand, dass alle unsere Fallstädte demografisch stark herausgefordert sind, be‐
gründet Notwendigkeiten, die andernorts so noch nicht durchgehend bestehen 
–  gleichwohl  auch andernorts  erwartet werden dürfen:  „Aufgrund der Gebur‐
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tendefizite ist davon auszugehen, dass in Zukunft mehr als die Hälfte der euro‐
päischen  Städte  …  Schrumpfungsprozesse  erfahren  wird“  (Wiechmann  2015: 
33). Die bestehenden regionalen und lokalen Problemlagen  lassen sich in zwei 
Gruppen fassen, die insgesamt fünf Herausforderungen enthalten:  

 Stadt‐  und  Regionalentwicklung:  Das  wesentliche  Entwicklungsziel  in  den 
demografisch  herausgeforderten  Städten  und Regionen  kann mit  der  Soli‐
darpaktformulierung  „selbsttragende  Entwicklung“  gefasst  werden.  Diese 
hat zwei zentrale Voraussetzungen: wirtschaftliche Stabilität bzw. Dynamik 
und soziale Stabilität. 

 Demografische Schrumpfung: Sie vollzieht sich über die dominanten Ausprä‐
gungen der Komponenten Fertilität, Mobilität und Mortalität: geringe Ferti‐
lität, Abwanderungsmobilität und Alterung der Bevölkerung.  

Die Annahme,  lokal aktive Hochschulen würden  in den regionalen und  lokalen 
Wirkungen  des  demografischen  Wandels  zentrale  Herausforderungen  sehen 
und  ihre  Handlungsprogramme  entsprechend  ausrichten,  ließ  sich  in  unserer 
Untersuchung  in  Teilen bestätigen, wenn auch nicht programmatisch: Diesbe‐
zügliche strategische Verankerungen sind nur bedingt zu identifizieren. Zugleich 
finden viele Aktivitäten statt, die Beiträge zur Bearbeitung von regionalen und 
lokalen Herausforderungen leisten, ohne als solche deklariert zu werden. In ein 
entsprechendes  Selbstverständnis  der  Hochschulen,  etwa  als  regionale  Prob‐
lembearbeiter, münden diese durchaus  zahlreichen Aktivitäten –  fragmentiert 
und nur vereinzelt strategisch verankert – insofern bislang kaum. 

Werden  die  Ergebnisse  unserer  Auswertung  von  68  Studien,  Gutachten  und 
Evaluationen  zum Aufbau Ost  zusammengeschaltet mit  den  strategischen  Pa‐
pieren  zur  Stadtentwicklung  unserer  sachsen‐anhaltischen  Fallstädte,  so  lässt 
sich zusammenfassend festhalten: 

 Inhaltlich dominieren ökonomische Betrachtungsweisen. Der Handlungsbe‐
reich,  Beiträge  zur  Bewältigung  nichtökonomischer  Herausforderungen  zu  lie‐
fern, ist dagegen wenig ausgearbeitet. 

 Unabhängig von lokalen und regionalen Differenzen wird den Hochschulen 
durchgehend eine zentrale Funktion für die Stadt‐ und Regionalentwicklung zu‐
gesprochen. Insbesondere in den Bereichen Beschäftigung, Innovation, Bildung 
und soziale Integration wird von den Hochschulen erwartet, dass sie lokale und 
regionale  Effekte  generieren.  Allerdings  sind  die  Beschreibungen  dessen,  was 
einerseits  erwartet  und  andererseits  angereizt  sowie  unterstützt werden  soll, 
häufig wenig konkret. 

 Aussagen mit stark verallgemeinernder Aussagekraft – wie die Empfehlung, 
Kooperationen  und  Netzwerkstrukturen  zu  fördern  –  überwiegen  gegenüber 
der Benennung konkreter Maßnahmen und Wirkungszusammenhänge deutlich. 
Konkrete Empfehlungen, die sich mit der Entwicklung einzelner Städte beschäf‐
tigen  und  einen  weiteren  Blick  sowie  weiter  reichende  Maßnahmenkataloge 
bieten, stellen Ausnahmen dar. Und dort, wo Handlungsempfehlungen formu‐
liert werden, wird  in der vergleichenden Betrachtung deutlich, dass sich diese 
stark ähneln.  
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 Nur punktuell nehmen die Papiere Bezug auf tatsächliche lokale Entwicklun‐
gen,  Problemlagen  und  Herausforderungen.  Ein  Großteil  der  einzelnen  Texte 
wäre auch umstandslos  in die Konzepte der  jeweils anderen Städte kopierbar. 
Indem Stadt‐ und Regionalentwicklungskonzepte vielerorts Allgemeinplätze be‐
mühen, erreichen sie nur bedingt das, was sie eigentlich leisten sollen, nämlich 
umsetzungsfähige Konzepte mit zieladäquaten Instrumentarien zu sein. Die He‐
rausforderungen des demografischen Wandels werden unabhängig davon the‐
matisiert oder nicht  thematisiert, wie stark die  jeweilige Stadt und Region de‐
mografisch herausgefordert sind. 

 Thematisch beziehen sich Überlegungen hinsichtlich der Effekte von Hoch‐
schulen auf die Stadt meist auf die Lehre und Ausbildung, Vermittlung von Ab‐
solventen sowie Kooperationen mit Unternehmen bzw. anderen lokalen Akteu‐
ren.  Dabei  wird  überwiegend  ein  Bezug  zur  Fachkräfteversorgung  und  (wirt‐
schaftlichen) Innovationsfähigkeit hergestellt.  

12.1.3. Limitationen in den Hochschulen 

Es gibt einige Gründe dafür, dass regionales und lokales Engagement der Hoch‐
schulen häufig geringer ausgeprägt  ist, als dies von Akteuren vor Ort erwartet 
wird. Diese Gründe zu ignorieren, würde sie nicht beseitigen.  

Zum ersten ist die teils geringe Ausprägung regionalen Engagements durch das 
Reputationssystem  der Wissenschaft  verursacht: Mit  regionalem  Engagement 
lässt  sich  regionales Renommee erwerben.  In der wissenschaftlichen Gemein‐
schaft  gilt  jedoch  nur  überregionale  Reputation,  und  dementsprechend  sind 
auch alle wichtigen innerwissenschaftlichen Anreizsysteme ausgerichtet.  

Zweitens stehen Organisationsspezifika der Hochschulen einem verstärkten re‐
gionalen Engagement entgegen:  

 Da Hochschulen  um  ihrer  Expertise willen  existieren,  stellt  das Wissen  ihr 
wichtigstes Produktionsmittel dar. Dieses befindet sich  in der Hand der Exper‐
ten. Die wesentliche sachliche Bedingung, um die Expertentätigkeit ausüben zu 
können,  ist  hohe  individuelle  Autonomie  der  Wissenschaftler.innen  (Gross‐
mann/Pellert/Gotwald 1997). Dadurch besteht eine nur geringe Durchgriffsfähig‐
keit von Leitungsebenen auf die Arbeitsebene. 

 Professoren und Professorinnen sind besonders virtuos bei der Obstruktion 
empfundener  Zumutungen,  d.h.  externen Anforderungen,  die  als  unvereinbar 
mit den eigenen Werthaltungen betrachtet werden (Teichler 1999: 38).  

 Wissenschaftler.innen sind nicht nur gegenüber der jeweiligen Hochschullei‐
tung relativ autonom. Ihre Professionsangehörigkeit verpflichtet sie auch weit‐
gehend darauf, im Konfliktfall die wissenschaftlichen Standards gegenüber den 
Interessen  der  eigenen Hochschule  zu  privilegieren.  Daraus  folgt  eine  höhere 
Loyalität der Wissenschaftler.innen gegenüber ihrer jeweiligen Fachcommunity 
als gegenüber ihrer Hochschule. 

 Gremiengebundene  Entscheidungsfindungen  sichern  die  Autonomie  der 
Hochschule,  sind  aber  auch  schwerfällig.  Daher  ist  lineares  Entscheiden  an 
Hochschulen selten und organisierte Anarchie der Normalfall. 
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 Die Legitimität, welche Hochschulen benötigen, um ihr Überleben zu sichern, 
organisieren  sie  über  Formalstrukturen.  Diese  symbolisieren  gegenüber  der 
Umwelt  Rationalität,  stellen  Konformität mit  Umwelterwartungen  her  und  si‐
chern so den Erhalt von Ressourcen. Diese nach außen gerichteten Formalstruk‐
turen sind jedoch oftmals nur lose mit der internen Aktivitätsstruktur, dem tat‐
sächlichen Organisationshandeln, gekoppelt.  

 Administrative  Planungsprozesse  verlaufen  in  den  seltensten  Fällen  allein 
rational,  sondern  viel  stärker  in  unkoordinierten  kleinen  Schritten  (Braybroo‐
ke/Lindblom  1963).  Dieses  Prinzip  inkrementeller  Steuerung  –  „muddling‐
through“, d.h. sich durchwursteln (Lindblom 1959) – ist auch durchaus sinnvoll, 
da es Konsensbildung ermöglicht.  

Eine Moralisierung dieser Umstände  ist  unangebracht,  da  diese  zugleich  auch 
die Funktionsfähigkeit der Hochschulen sicherstellen. Das hochschulspezifische 
Organisationshandeln gewährt häufig erst die notwendige Flexibilität, um inter‐
ne  Konflikte  zu  verbergen,  zu  (einander  oftmals  widersprechenden)  externen 
Anforderungen auf Distanz gehen zu können und sich dadurch mitunter vor zer‐
störerischem Eifer zu schützen (Meyer/Rowan 2009; Krücken/Röbken 2009). 

Zum  dritten  ist  die  teils  geringe  Ausprägung  lokalen  und  regionalen  Engage‐
ments in mangelnden finanziellen Förderungen bzw., so diese zu erlangen sind, 
damit verbundenem hohen bürokratischen Aufwand begründet: Anreizstruktu‐
ren,  die  darauf  zielen,  Hochschul‐  und  Regionalentwicklung  systematisch  und 
nachhaltig  aneinander  zu  koppeln,  sind  bislang  unterentwickelt,  und  entspre‐
chende Aktivitäten werden kaum in Ressourcenvergabesystemen wie der Leis‐
tungsorientierten Mittelvergabe (LOM) berücksichtigt (vgl. Koglin et al. 2013). 

Viertens  sind  die  Hochschulen  und  ihr  wissenschaftliches  Personal  überbean‐
sprucht  durch  einen  reformerischen  „Overkill  durch  Parallelaktionen“  (Pellert 
2002:  25f.).  Seit  den 1960er  Jahren  sind die westdeutschen Hochschulen,  seit 
Beginn der 90er  Jahre alle deutschen Hochschulen einer Dauerbeanspruchung 
durch  immer  neue  Hochschulreformen  ausgesetzt.  Die  Taktung  weiterer  Re‐
formansinnen wurde und wird beständig kürzer. Seit Ende der 90er Jahre lassen 
sich die Reformvorhaben nicht mehr angemessen auf der Zeitachse unterbrin‐
gen. Seither besteht die Situation einer vielfachen Überlappung von einzelnen 
Hochschulreformen: Während  eine  Reform  noch  nicht  umgesetzt  oder  abge‐
schlossen ist, werden die Hochschulen bereits von einer oder mehreren weite‐
ren Reformen ereilt.4  

12.1.4. Wissenschaft und Stadt: 
Wechselseitige Chancensteigerung 

Erscheinen auf die Sitzregion und ‐stadt bezogene Aktivitäten der Hochschulen 
zunächst vor allem als zusätzliche Aufgabe, so können damit doch auch organi‐
sationale Gewinne generiert werden. Beispielsweise kann die Regionaloption an 
die Seite oder an die Stelle einer Exzellenzorientierung treten: 

                                                                     
4 detaillierter siehe Pasternack (2014) 
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 Nur für eine Minderheit der Hochschulen besteht aufgrund ihrer Leistungs‐
stärke  die  Chance,  in  ihrer  Gesamtheit  auf  eine  vorrangig  überregionale 
bzw. internationale Orientierung setzen zu können.  

 Für einen sehr viel größeren Teil der Hochschulen dagegen besteht ggf. die 
Möglichkeit, einzelne – mancherorts bereits vorhandene – exzellente Fach‐
gebiete zu stabilisieren oder/und zu entwickeln.  

 Es  liegt dann nahe, dass der Exzellenzorientierung  in Teilbereichen die Re‐
gionaloption zumindest gleichberechtigt zur Seite tritt. Dies gilt insbesonde‐
re  für die Fachhochschulen, zumal diese ohnehin vornehmlich  im Blick auf 
ihre regionale Funktion errichtet worden sind.  

Grundsätzlich muss  jede Diskursformation, die keine positiven Modelle für die 
große  Zahl  der  ‚Differenzierungsverlierer‘  anbietet,  unvollständig  und  instabil 
sein. Eine verstärkte  Integration von Hochschulen  in die regionale oder städti‐
sche  Entwicklung  markiert  daher  weniger  das  Gegenmodell  der  exzellenten 
Hochschule in einer prosperierenden Region, sondern ihr komplementäres Leit‐
bild. 

Die Hochschulen selbst können damit  Legitimationsgewinne einfahren, die  für 
einen  größeren  Teil  der  Hochschulen  bzw.  ihrer  Fachbereiche  auf  dem Wege 
von Exzellenzwettbewerben nicht zu erlangen sind.  Insbesondere Hochschulen 
in peripheren Regionen fällt es leichter, die eigene Unentbehrlichkeit nicht nur 
zu behaupten, sondern auch zu plausibilisieren, wenn sie auch auf ihre Sitzstadt 
und ‐region bezogen agieren. Eher erfolgsunwahrscheinlich dürfte dagegen ei‐
nes sein: mit der Begründung, vor allem die überregionale Rolle der jeweiligen 
Hochschule entwickeln zu wollen, ihrem lokalen Wirksamwerden keine größere 
Aufmerksamkeit  zu widmen und  zugleich das bisherige Verfehlen der eigenen 
planetarischen  Bedeutsamkeit  damit  zu  begründen,  dass  die  Ausstattung  und 
die Kontexte lediglich einer Hochschule regionaler Bedeutsamkeit entsprächen. 

Berechtigte  Forderungen  nach  angemessener  Hochschulausstattung  könnten 
zudem mit lokal und regional relevanten Leistungszusagen verbunden werden, 
die  auch  hochschulfernen  Gesprächspartnern,  etwa  in  der  Politik,  vermitteln, 
dass die überwiesenen Gelder mit hoher Wahrscheinlichkeit auch  regional er‐
wünschte Effekte zeitigen werden. Insoweit ist es für die überwiegende Zahl der 
Hochschulen naheliegend, ihre jeweiligen Sitzorte und ‐regionen zu stärken, um 
den  Resonanzboden  ihres Wirkens  zu  erhöhen,  ihren  Sitzort  für  Studierende 
und Mitarbeiter.innen zu attraktivieren und letztlich auch die eigene Legitimati‐
onsbasis zu stärken. 

Eine Aufforderung zur Selbstregionalisierung ist all das aber nicht: In kognitiver 
Hinsicht gibt es  in der Tat keine regionale Wissenschaft. Regionale Funktionen 
können sie gleichwohl wahrnehmen, doch bedürfen sie dafür des Kontakts  zu 
den Fronten des Wissens – und diese verlaufen nicht  regional. Die  lokale und 
regionale Wirksamkeit  von Wissenschaftseinrichtungen  ist dann am aussichts‐
reichsten,  wenn  diese  ihre  Stadt  und  Region  an  die  überregionalen  Kontakt‐
schleifen der Wissensproduktion und  ‐verteilung  anschließen. Dazu wiederum 
sind die Hochschulen und Forschungsinstitute wie keine anderen  Institutionen 
in ihren Städten und Regionen in der Lage. 
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Die Hochschulen zählen zu den Agenturen der Wissensgesellschaft, die im Ver‐
gleich  institutionell sehr stabil sind – da öffentlich finanziert und von den Län‐
dern  unterhalten.  Sie  verbürgen  überdies,  da  sie  Einrichtungen  der  Wissen‐
schaft  und  Hochqualifikation  sind,  Innovation  und  Zukunftsfähigkeit.  Für  eine 
zunehmend  wissensbasierte  Ökonomie  haben  Hochschulen  auf  Grund  ihrer 
Funktionen – Bereitstellung von Fachkräften und von Innovationswissen – eine 
besondere  Bedeutung.  Anders  als  sonstige  Akteure  sind  Hochschulen  zudem 
prädestiniert dafür, Entwicklungen nicht einfach geschehen zu lassen, sondern 
einen wissensgestützten strategischen Umgang damit zu entwickeln. 

Wesentliche Funktionen, die Wissenschaftseinrichtungen  für  ihren Nahbereich 
wahrnehmen (können), sind die Speicher‐ und die Antennenfunktion (vgl. Fritsch 
et al. 2008): 

 Sie nehmen die Funktion eines Wissensreservoirs wahr. Dabei werden nicht 
nur die eigenen Forschungsergebnisse gespeichert, sondern auch von anderen 
erzeugtes Wissen. Speichermedien sind  (Online‐)Archive, Datenbanken, Biblio‐
theken, Sammlungen und dergleichen – vor allem aber die Wissenschaftler.in‐
nen selbst und die Institutionen, Kooperationen und Netzwerke, in denen diese 
tätig sind. Letztere sind überdies die überindividuellen Speichermedien des sog. 
impliziten Wissens, das nicht schriftlich festgehalten ist. 

 Die Antennen‐ oder Radarfunktion ergibt sich aus der Absorption externen, 
nicht in der Region erzeugten Wissens, das anderen lokalen Akteuren verfügbar 
gemacht  wird.  Wissenschaftler.innen  leisten  fortwährend  ein  Screening  rele‐
vanter überregionaler Entwicklungen, die sie dann ggf. auch lokal einspeisen. 

Hochschulen fungieren in ihren Sitzstädten als zentrale Agenturen einer Kultur 
der Neugierde, Forschung und Innovation. Sie tragen nicht nur zur wirtschaftli‐
chen Stabilisierung bei, sondern auch zu sozialer Stabilität und zum kulturellen 
Leben. Dies  geschieht  etwa –  gleichsam absichtslos  –  über  die Heterogenisie‐
rung der Bevölkerungsstruktur, indem an Hochschulen junge Menschen studie‐
ren und überwiegend hochqualifizierte Menschen arbeiten, die dann zu einem 
größeren Teil auch in der Stadt wohnen. Hochschulen bieten für Städte die bes‐
ten Chancen, junge Menschen in einer biografisch stark aufnahme‐ und präge‐
fähigen  Phase  für  sich  zu  gewinnen  und  an  sich  zu  binden.  Indem  sich  diese 
räumlich in den städtischen Quartieren verteilen, wird der Abbau von Kontakt‐
hürden zwischen Milieus gefördert und kulturelle Offenheit gestärkt. Das kann 
auch dazu beitragen, eine Willkommenskultur auszuprägen, die wiederum Zu‐
zugs‐ und Integrationshürden senkt. An Hochschulen gekoppelte städtebauliche 
Projekte, wie die Entstehung nutzungsgemischter Campus‐Standorte auf Brach‐
flächen  oder  die Wiederbelebung  leerstehender  Gebäude  in  Innenstadtlagen, 
können  die  sozialräumliche  Entwicklung  in  solchen  Städten  prägen,  die  unter 
Schrumpfungsbedingungen vor Anpassungsherausforderungen stehen. 

Indem  Bedingungen  geschaffen  werden,  mit  denen  Studierende  und  dann 
Hochschulabsolventen an die Stadt gebunden werden, lassen sich zentrale Vor‐
aussetzungen erzeugen, um lokale wissensbasierte Entwicklungen wahrscheinli‐
cher zu machen. Zwar können dafür keine Erfolgsgarantien abgegeben werden, 
doch wenn eine Stadt schon daran scheitert, von jedem Hochschulabsolventen‐
jahrgang einen relevanten Anteil an sich zu binden, dann fehlen bereits wesent‐
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liche  Grundvoraussetzungen  für  eine wissensbasierte  Stadtentwicklung.  Diffe‐
renzen zwischen größeren und kleineren Städten ergeben sich dann allerdings 
bei der Intensität solcher wissensbasierten Entwicklungen, wie sich z.B. an den 
Merkmalen Heterogenität und Innovationsneigung zeigt. 

Sowohl Städte als auch Hochschulen sind in ähnlicher Weise durch Heterogeni‐
tät gekennzeichnet. Deren wichtigstes Merkmal ist die Mischung von Konformi‐
tät und Nichtkonformität. Innovation ist zunächst immer das Noch‐nicht‐Mehr‐
heitsfähige, also Nonkonforme. Sobald etwas mehrheitsfähig ist, handelt es sich 
um Mainstream. Der erstarrt  irgendwann zur Orthodoxie – und  ist  spätestens 
dann reif für die Ablösung durch erneute Innovation.5 Dieser Kreislauf benötigt 
die permanente Zufuhr kognitiver Energien – und den können Hochschulen si‐
cherstellen, indem sie interessierte und interessante Menschen in die Stadt zie‐
hen.  

Vor allem größere Städte und Hochschulen sind sich hier  in einem Punkt sehr 
ähnlich, der Synchronisationen  ihrer Entwicklung  fördern kann: Beide sind po‐
tenzielle  Inkubatoren von  (sozialer und wirtschaftlicher)  Innovation. Die Hoch‐
schulen sind dies, weil sie (auch) Zonen darstellen,  in denen frei von unmittel‐
barem Handlungsdruck nachgedacht und ausprobiert werden kann. Städte sind 
solche Inkubatoren, weil sie im Unterschied zu sämtlichen sonstigen Siedlungs‐
formen  ihren Bewohnern Möglichkeiten bieten,  sich  sozialer Kontrolle  zu ent‐
ziehen:  Sie  bieten  Freiräume und  geschützte  Zonen  für  das  bisher  noch  nicht 
Gedachte und Ausprobierte, für scheinbar Abwegiges und noch Unreifes. Jegli‐
che Innovation benötigt wiederum Risikotoleranz, und Städte bieten ein fehler‐
freundliches Umfeld. Schließlich können Hochschulen und Städte mit gegensei‐
tig sich ergänzenden Vorteilen aufwarten: Hochschulen bieten Zeitsouveränität, 
Städte  bieten  Raumsouveränität.  Die  gemeinsame Nutzung  beider  erhöht  die 
Wahrscheinlichkeit, dass innovierende Zufälle eintreten. 

Die wechselseitige Inkubationswirkung von Städten und Hochschulen lässt sich 
unter  der  Formel  zusammenfassen,  dass  beide  zwar  „voneinander  ganz  ge‐
trennte, extrem verschiedenartige Systeme“ darstellen, jedoch beide die Eigen‐
art  teilen,  „Vergesellschaftungen von  füreinander Fremden“  zu  sein  (Stichweh 
2012:  21).  Diese  Fremdheit  resultiert  bei  den  Hochschulen  aus  der Migration 
und dem regelmäßigen Austausch ihrer Angehörigen, in den Städten ist sie das 
Ergebnis der Größenordnung.6 Deshalb ist die Unterscheidung von großen und 

                                                                     
5 Die genannten Begriffe – mit Ausnahme der Innovation, dem die soziale Akzeptanz gleichsam 
eingeschrieben  ist  –  können  durchaus  auch  problematische  Sachverhalte  benennen.  So  be‐
zeichnen  etwa  Heterogenität,  (Non‐)Konformität  oder  fehlende  soziale  Kontrolle  auch  Pro‐
blemlagen, zu denen dann wiederum die Kooperation von Hochschulen und Städten als Lösung 
angerufen wird. Hier aber geht es  immer um erwünschte Abweichung, wenn man so will: ei‐
nen kanalisierten Nonkonformismus (also nicht um kreative Kriminalität oder originellen Kon‐
sum harter Drogen, sondern um die Überbietung sozial akzeptierter Zielvorstellungen). Diese 
soziale Erwünschtheit wurzelt mithin in einer starken Konformität etwa hinsichtlich bestimm‐
ter Lebensentwürfe, etwa der Wertschätzung von Bildung und Erwerbsarbeit. 
6 Dieser Aspekt wurde vielfach  in der Stadtsoziologie wiederholt, etwa wenn Max Weber die 
Stadt definiert als „eine Ortschaft, also eine Siedlung in dicht aneinandergrenzenden Häusern, 
welche eine  so umfangreiche  zusammenhängende Ansiedlung darstellen, daß die  sonst dem 
Nachbarverband spezifische, persönliche gegenseitige Bekanntschaft der Einwohner miteinan‐
der fehlt“ (Weber 1922: 561).  Jedoch ist Stadt nur dann die soziale Form, in der Unbekannte 
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nichtgroßen Städten zentral: Erstere werden von metropolitanen Stadtkonzep‐
ten  adressiert,  für  die  in  letzteren  typischerweise  die  Resonanzbedingungen 
fehlen (ohne dass dies dort immer bewusst wäre). 

12.2. Wissenschaft in mittelgroßen Städten 

12.2.1. Theorieangebote und Praxisanforderungen 

Auffällig ist, dass die Wissensgesellschaft typischerweise exklusiv mit Metropo‐
len und hochverdichteten Räumen assoziiert wird. Metropolen sind Großstädte, 
die magnetisierend Kräfte, Aufmerksamkeiten, Aktivitäten, Entscheidungen und 
Leistungsangeboten eines weiten Umlands auf sich konzentrieren, eine Vielfalt 
von Informationen verfügbar machen und nationale wie internationale Zentrali‐
tät in politischer, ökonomischer und (hoch‐) kultureller Hinsicht aufweisen. Da‐
mit  bestehen  dort  Bedingungen  hinsichtlich  der  Größe,  Dichte,  Heterogenität 
und  Anziehungskraft,  die  nicht  umstandslos  andernorts  kopierbar  sind  –  und 
nichtmetropolitane Orte werden auch nicht dadurch  zu  ihrem Gegenteil,  dass 
man sie zum Bestandteil von „Metropolregionen“ erklärt. 

Mit abnehmender Einwohnerzahl von Städten fallen die Ausprägungsgrade von 
Heterogenität, Diversität, Toleranz, Dichte und Offenheit tendenziell ab. Damit 
verbunden  sinkt  die Wahrscheinlichkeit,  auf  Unbekanntes,  Unerwartetes,  Un‐
gleiches und Unfertiges – die Basis noch nicht gedachter und ausprobierter Al‐
ternativoptionen  –  zu  treffen.  Es  sinkt  folglich  die  Innovationswahrscheinlich‐
keit,  soweit  sie  vorrangig  auf  Milieueffekten  gründet.  Mit  zunehmender  Ein‐
wohnerzahl  hingegen  steigt  meist  die  Bevölkerungs‐,  Kontakt‐  und  Institutio‐
nendichte. Damit einhergehend sinkt einerseits der Grad (individuell empfunde‐
ner)  sozialer  Kontrolle.  Andererseits  wächst  die  Fehlertoleranz  durch  zuneh‐
mende Alternativoptionen: Das Umfeld der Stadt wird umso fehlerfreundlicher, 
je mehr Entscheidungen – durch die anwachsende Zahl an bereitstehenden Al‐
ternativen – unter  verhältnismäßig  geringem Ressourcenverlust  revidiert wer‐
den können. 

Auch andere  in der Literatur vorfindliche Konzepte  für  lokale Wissensentwick‐
lungen  sind  typischerweise  für  bzw.  anhand  von Metropolen  entwickelt  wor‐
den. Die Konzepte zu Knowledge City, Wissensmilieus, Kreativer Stadt usw. ge‐
hen  fraglos von großstädtischen Kontexten aus, wenn sie den Zusammenhang 
von Wissen und Stadtentwicklung thematisieren. Dennoch ist eines zu beobach‐
ten:  Ebenso, wie  auffallend  viele Hochschulen  nach  Exzellenz  streben, wollen 
erklecklich viele Orte kreative Stadt sein. Hochschulen in mittelgroßen Städten 
schließen  in  ihren  Selbstbeschreibungen mitunter daran an,  ohne den  fehlen‐
den großstädtischen Kontext angemessen zu berücksichtigen.  

                                                                                                                                                    

miteinander leben, „wenn sie auffälliger, das heißt zugänglicher und folgenreicher als andere 
soziale Formen Leerstellen einrichtet, die sichtbar und erlebbar noch nicht definiert sind, aber 
noch definiert werden können“ (Baecker 2008: 6). 
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Dies wird dadurch noch bedeutsamer werden, dass der demografische Wandel 
raumbezogen zu einer deutlichen Fragmentierung führt. Die Prozesse verlaufen 
regional  selektiv  und mit  unterschiedlicher  Intensität.  Daraus  ergibt  sich  eine 
Polarisierung  in  demografische  Schrumpfungsgebiete  einerseits  und  Wachs‐
tumszonen  bzw.  ‐inseln  andererseits.  Die  Bevölkerungsentwicklungen  korres‐
pondieren mit  den  jeweiligen wirtschaftlichen  Situationen.  In  der  Perspektive 
der  Regionalentwicklung  ergeben  sich  so  Prosperitätszonen  bzw.  ‐inseln  –  er‐
kennbar nicht nur an wirtschaftlichen Leistungsdaten, sondern etwa auch dem 
Schwarmstadtphänomen – und Stagnations‐ bzw. Abschwungkorridore.  

Als Reaktion darauf erfolgt unter anderem eine Demografisierung der raumbe‐
zogenen Zielsetzungen der Hochschulen. Sie stellt sowohl das Ergebnis als auch 
eine Gegenmaßnahme in Reaktion auf die räumliche Polarisierung dar. Konfron‐
tiert  mit  einer  schrumpfenden  und  alternden  Bevölkerung  sehen  sich  Hoch‐
schulen als stabile staatliche Infrastruktur entsprechenden Erwartungen ausge‐
setzt:  Sie  sollen  zur  Sicherung  der  öffentlichen Daseinsvorsorge  und  Stärkung 
der Zivilgesellschaft beitragen sowie der Abwanderung der jüngeren Menschen 
entgegenwirken. 

Hier  bedarf  die  dichotomische  Gegenüberstellung  von  passivem  und  aktivem 
Hochschulregionalismus einiger Einschränkungen:  

 Kritiker können zunächst – und das oftmals mit einiger Berechtigung – da‐
rauf verweisen, dass der Übergang vom passiven zum aktiven Hochschulregio‐
nalismus und die daran gekoppelte Erweiterung der Erwartungen lediglich eine 
Erhöhung  der  Aufgaben‐  und  Legitimationslasten  der Hochschulen markiert  – 
und damit ihr Funktionieren unter prekären Bedingungen weiteren Belastungen 
aussetzt. Eine solche Wahrnehmung kann und sollte nicht leichtfertig zur Seite 
geschoben werden,  sondern  beständig  als  Korrektiv  für  überbordende  Erwar‐
tungen mitgeführt werden. 

 Andererseits muss festgehalten werden, dass mit der Verschiebung oder Er‐
weiterung  der  an  die  Hochschulen  geknüpften  Erwartungshaltungen  keines‐
wegs  die Momente  des  passiven  Hochschulregionalismus  obsolet werden.  Im 
Gegenteil: Wenn es eine Reaktion auf den demografischen Wandels ist, die In‐
frastrukturen wieder  verstärkt  in  das  Feld  der  Sichtbarkeit  einzurücken,  dann 
bedeutet  dies  auch,  dass  deren  fundamentale  Aspekte  eine  verstärkte Wert‐
schätzung erfahren.  

 Dieses  betrifft  nicht  nur  die  regionale  Versorgung mit  Bildungsangeboten 
oder  die Nachfragegenerierung durch die Hochschulen und  ihre Angehörigen. 
Während die Formel von der kreativen Klasse primär auf die Kreativwirtschaft 
abstellt, muss eine erweiterte oder vielmehr durch die demografische Proble‐
matisierung veränderte Perspektive auch die Bedeutung des öffentlichen Diens‐
tes als Träger einer demokratischen, zivilgesellschaftlichen Kultur herausheben. 
Dazu  gehören  nicht  nur  qualifizierte  Angehörige  von  Ämtern  und  Behörden, 
sondern auch von Bildungseinrichtungen wie Schulen oder Hochschulen.  

Die Debatten um die ‚kreative Stadt‘ haben in einer Hinsicht auch unmittelbar 
hochschulfreundliche Wirkungen, die sich nicht nur groß‐, sondern ebenso mit‐
telstädtische Hochschulen zunutze machen können: Sie rücken Hochschulen als 
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Ausbilder der kreativen Klasse und Kerne kreativer Milieus vermehrt in den Fo‐
kus der Stadtentwicklungspolitik. Zwar hat das Konzept der kreativen Stadt bis‐
lang wenig  praktische Wirkungen  hinsichtlich  der  Entstehung  oder  Erzeugung 
kreativer  Städte  gezeigt  –  diese  entstehen  jenseits  des  Konzepts.  Doch  für 
Hochschulen  hat  es  eine  wichtige  Funktion  entwickeln  können:  Durch  dieses 
Konzept kam es zu einer deutlichen Sensibilisierung für die kulturelle Produkti‐
vität von Hochschulen. (Vgl. Siebel 2008: 277‐281) 

In  unseren  Fallstädten  wird  der  heutzutage  epidemische  Kreativitätsdiskurs 
weitgehend  vermieden.  Eine  Ausnahme  bildet  Halle  (Saale),  das  bemüht  ist, 
sich – seinem kulturstädtischen Selbstverständnis entsprechend – zur kreativen 
Stadt zu entwickeln. Es zeugt von realistischen Selbstbildern der anderen Städ‐
te, wenn sie das Ringen um ihre Bildungsausstattung nicht mit Konzepten wie 
Creative City, Knowledge City oder Wissensmilieus kurzschließen. Da diese wie 
auch andere einschlägige Konzepte metropolitan geprägt sind, kann sich jedoch 
auch Halle nicht zu deren unmittelbaren Adressaten zählen. Die Konzeptanwen‐
dungen  sind unter nichtmetropolitanen Umsetzungsbedingungen kaum zu ko‐
pieren.  

So sind in einer empirisch‐historischen Auswertung von diversen Entwicklungen 
kreativer Zentren vier wesentliche Rahmenbedingungen für deren erfolgreiches 
Entstehen  identifiziert  worden:  eine  kritische  Stadtgröße,  eine  grundsätzliche 
Offenheit  für Außenseiter und Fremde, eine krisenhafte Situation und schließ‐
lich mobilisierbares Kapital (Hall 1998). Von diesen vier Bedingungen war in Hal‐
le  (Saale)  lange Zeit nur eine gegeben, doch  selbst diese hat  sich mittlerweile 
z.T. verflüchtigt: die krisenhafte Situation. 

Hier  kollidiert  unsere  Empirie  mit  gängigen  wissenschaftsgesellschaftlichen 
Stadtkonzeptionen. Mittelgroße Städte sind keine Miniaturen von Metropolen. 
Sowohl  die  Heterogenität  als  auch  die  Redundanz  sozialer  Beziehungen  sind 
größenabhängig,  ebenso  die  Bereitstellung  verschiedener  benötigter  Ressour‐
cen.  Immerhin  aber  sind  es  unter  von  den Nichtmetropolen  die mittelgroßen 
Städte, also die Kleineren Großstädte und die Mittelstädte, die zumindest Teil‐
aspekte wissensgesellschaftlicher Entwicklungsvoraussetzungen haben. 

Um dem Widerspruch von metropolitanen Konzepten und nichtmetropolitanen 
Umsetzungsbedingungen zu begegnen, müssen die Unterschiede zwischen Me‐
tropolen und mittelgroßen Städten sowie die Wirkungen der unterschiedlichen 
Ortsbedingungen herausgearbeitet werden. Damit lässt sich ein Beitrag zur Aus‐
prägung realistischer Erwartungshaltungen auch der Hochschulen leisten: Wel‐
che Resonanzbedingungen finden Hochschulen an  ihren  jeweiligen Standorten 
vor, um innerhalb der Stadtentwicklung eine prägende Rolle spielen zu können? 

12.2.2. Stadtgröße und -charakteristik als ermöglichende und  
  limitierende Rahmenbedingungen 

Die Resonanzfähigkeit einer Stadt  für  Irritationen – wie sie von ortsansässigen 
Hochschulen und Forschungsinstituten ausgehen können oder  sollen –  sind  in 
hohem Maße  von  der  Dichte,  Heterogenität,  dem Alltagserleben  der  Einwoh‐
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nerschaft und ihren spezifischen Vorstellungsbildern bestimmt. Diese wiederum 
korrelieren in der Regel wesentlich mit der jeweiligen Stadtgröße.  

Mittelstädte und Kleinere Großstädte wurden hier zusammengefasst zu „mittel‐
großen Städten“, d.h. solchen, die zwischen 20.000 und unter 500.000 Einwoh‐
ner haben. Damit rückten wir solche Ansiedlungen in den Fokus, die typischer‐
weise nicht  im Blick  sind, wenn Großtheorien und  ‐konzepte  zum Zusammen‐
hang von Wissensgesellschaft und Stadtentwicklung formuliert werden.  

Mittelstädte  halten  kaum  die  städtische  Infrastruktur  vor  und  verfügen  auch 
höchstens ansatzweise über die Kulturangebote, die in solchen Stadtkonzepten 
als  unverzichtbar  für wissensgesellschaftlich  basierte  Stadtentwicklung  gelten. 
Es fällt den Mittelstädten im Unterschied zu größeren Städten schwer, gut aus‐
gebildete Wissensarbeiter anzuziehen und/oder zu halten. Die Gewinnung von 
Studierenden erscheint daher als einzige erfolgversprechende Variante der Re‐
krutierung – zumal notwendige Investitionen in Lebensqualität und deren Kom‐
munikation  nach  außen  angesichts  knapper Mittel  nur  bedingt  erfolgverspre‐
chend ist. Darüber hinaus kann die Präsenz Studierender dazu dienen, das Stig‐
ma der Peripherisierung abzuwehren und damit zumindest  im eigenen Hinter‐
land die ausgebildete Bevölkerung zu binden.  

Aber auch die Kleineren Großstädte sind nicht umstandslos durch die Wissens‐
stadtkonzepte  adressiert.  Aufgrund  des  fehlenden  metropolitanen  Kontextes 
sollten die hier untersuchten Städte in den offerierten Konzepten zur wissens‐
gesellschaftlichen  Stadtentwicklung  keine  vermeintliche  Blaupause  erkennen, 
sondern eher Inspirationen für solche Maßnahmen entdecken, die an die je ei‐
gene Stadtsituation angepasst sind. 

Zwar ist die Entwicklung zu einer kreativen Stadt oder die Ausbildung eines kre‐
ativen Milieus auch in mittelgroßen Städten nicht prinzipiell ausgeschlossen, al‐
lerdings  sind  die  Kontexte  dafür  in  Metropolen  wesentlich  günstiger.  Hinter‐
grund derartiger Entwicklungen ist die Herausbildung von Netzwerken, die ins‐
besondere  ökonomische  Akteure  sowie  Hochschul‐  und Wissenschaftseinrich‐
tungen umfassen. Ein für Kreative attraktives Umfeld, das sich z.T. auch in mit‐
telgroßen Städten findet, kann gewiss derartige Netzwerkbildungen fördern. Al‐
lerdings können auch so die größenbedingten Limitierungen – insbesondere die 
begrenzte Zahl potenzieller Akteure – nicht aufgehoben werden. 

Wo Hochschulen gar in Städten und Regionen sitzen, die demografisch heraus‐
gefordert sind, sind die Hochschulwirkungen noch viel elementarer. Dort inter‐
venieren die Einrichtungen schon durch ihre bloße Anwesenheit in die Schrum‐
pfungsprozesse, indem sie verödungshemmend wirken und eine jüngere Klien‐
tel  in der Region halten bzw. von außen anziehen, und  indem sie dazu beitra‐
gen,  die  Resonanzfähigkeit  ihrer  Städte  für  wissensbasierte  Entwicklungen  zu 
erzeugen bzw. zu erhalten.  

Hochschulen ziehen mit ihren Bildungsangeboten zukünftige Absolventen in ih‐
re  Region,  die  im  Beschäftigungssystem  jetzt  und  in  den  kommenden  Jahren 
verstärkt nachgefragt werden. Es wird  jedoch nicht nur ein Beitrag  zur Schlie‐
ßung der Fachkräftelücke geleistet. Vielmehr gelingt durch den Zuzug wie den 
Verbleib  von  Studienanfängern  ein  Beitrag  zur  Verjüngung  der  Bevölkerung. 
Ebenso  leisten  Hochschulen  einen  Beitrag  zur  geschlechtsspezifischen  Gleich‐
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verteilung  innerhalb  der  regionalen  Bevölkerung.  Ein  Studium  nehmen  heute 
mehrheitlich  junge  Frauen  auf.  In  demografisch  herausgeforderten  Regionen 
wirken die Hochschulen daher dem Trend entgegen, dass vor allem junge und 
gut  gebildete  Frauen  abwandern  und  eher  junge Männer mit  vergleichsweise 
niedrigerem Bildungsniveau zurückbleiben. 

Dies sollte nicht zuletzt berücksichtigt werden, wenn es um die Ressourcenaus‐
stattungen  der  Hochschulen  unter  Schrumpfungsbedingungen  geht: Wer  auf‐
grund seines Studiums schon da ist, kann eher dafür gewonnen werden, seine 
Lebenschancen in der Region zu suchen und zu finden.  

Auch  die  Voraussetzungen  und  Mechanismen  der  Wissensdiffusion  werden 
stark  durch  sozialräumliche  Charakteristika  beeinflusst.  Hier  wird  indes  eine 
Ambivalenz wirksam: 

 Einerseits kann der Umstand, dass mittelgroße Städte vergleichsweise über‐
sichtliche Strukturen und kurze Wege aufweisen, der Wissensdiffusion  för‐
derlich  sein. Geringe physische Distanz – und hier  sind mittelgroße Städte 
gegenüber größeren im Vorteil – fördert Gelegenheitsstrukturen, d.h. Kom‐
munikationsanlässe.  

 Andererseits muss dieser Stadtortvorteil auch umgehend relativiert werden: 
Nähe  kann  ebenso  zu  Lock‐In‐Effekten  führen.  Durch  die  Dominanz  grup‐
pen‐  oder milieuinterner  Kommunikation  können  Impulse  von  außen  u.U. 
weniger wahrgenommen bzw. verarbeitet werden. 

Damit  räumliche Nähe  zur Wissensgenerierung  genutzt  und diese  in  Innovati‐
onsprozesse  überführbar wird,  spielt  auch Distanz  eine wesentliche  Rolle:  Sie 
erzeugt  Anlässe  für  Lernprozesse.  Hohe  relationale  Distanzen  können  durch 
Fremdheitserfahrungen das  Lernen anregen. Geringe  relationale Distanzen er‐
möglichen es, Bezüge und Vergleiche herzustellen. Beides zusammen stellt das 
Potenzial  für  Neues,  Lernprozesse  und  Innovationen  dar.  Ein  für Wissensent‐
wicklungen und Innovationen besonders förderliches Verhältnis von Nähe und 
Distanz  ist  zwar  nicht  bestimmbar. Doch muss  vermutet werden,  dass mittel‐
große Städte eher herausgefordert sind, das Pendel zwischen Nähe und Distanz 
nicht zu sehr in Richtung ersterer schwenken zu lassen als andersherum.  

Unter  den  mittelgroßen  Städten  gibt  es  beträchtliche  Unterschiede,  die  sich 
zum  Teil  auf  die  Stadtgrößendifferenzen  zurückführen  lassen,  zumal  mit  der 
vergleichsweise geringeren Größe der Städte auch die der Hochschulen korres‐
pondiert.  Doch  erklärt  dies  nicht  alles. Weitere  Bestimmungsfaktoren  für  die 
wissensgesellschaftliche Platzierung der Städte sind 

 historischer Art: insbesondere gewachsene wirtschaftliche Branchenstruktu‐
ren und traditionelle Ausstattung mit öffentlichen und Kultureinrichtungen; 

 geografisch und infrastrukturell bedingt: Lagegunst und Verkehrsanbindung; 

 administrativer Art: Mittel‐ oder Oberzentrum; 

 demografisch  induziert:  schrumpfende, nichtschrumpfende oder expandie‐
rende Stadt bzw. schrumpfendes oder nichtschrumpfendes regionales Um‐
feld; 

 die aktuellen wirtschaftlichen Entwicklungen: dynamisch, stabil oder zurück‐
gehend; 



 

266 

 politischer Art: Landesentwicklungsplanung, Förderprogrammschwerpunkte 
und das Maß ihrer Nutzung, lokalpolitische Entwicklungsfoki sowie 

 bestimmt durch die wissenschaftliche Ausstattung: keine, eine oder mehre‐
re  Hochschulen,  Vorhandensein  von  Forschungsinstituten  und  Profile  der 
Einrichtungen. 

Im Rahmen des Wettbewerbs „Stadt der Wissenschaft“ war das Ziel des auslo‐
benden Stifterverbands, strategische Netzwerkbildungen zwischen den zentra‐
len Akteuren der Stadt und der ortsansässigen Wissenschaft anzureizen: Städte 
sollten  sich  dadurch  nicht  länger  als  bloße Wissenschaftsstandorte  begreifen, 
sondern sich aktiv als Wissenschaftsstädte gestalten. Die Bewerbungen und die 
Aktivitäten ließen dann vier grundsätzliche Ansätze erkennen: 

 einen  Eventansatz,  der  die  Durchführung  von  wissenschaftsbezogenen 
Events in den Mittelpunkt rückte und kurzfristig eine große Zahl von Akteu‐
ren band; 

 ein Imageansatz – die Arbeit am Image als Wissenschaftsstadt –, der mittel‐
fristig eine überschaubare Gruppe von Akteuren zur Redefinition des städti‐
schen Selbstverständnisses und des Stadtmarketings vereinte; 

 ein Clusteransatz zielte auf die Schaffung inhaltlicher Cluster durch langfris‐
tige Orientierung unter  Einbeziehung  zahlreicher Akteure, wobei die  Stadt 
in Kooperation mit den Wissenschaftsakteuren ein spezifisches Standortpro‐
fil zu etablieren suchte; 

 der bauliche Ansatz  – also Maßnahmen, die eine bessere Verzahnung von 
Wissenschaft und Stadt ermöglichen – unter Einbeziehung einer kleinen An‐
zahl  von  Partnern  auf  die  Schaffung  von  Orten  zielte,  an  denen  Wissen‐
schaft erfahrbar werde –  z.B.  touristisch oder als Nukleus  für die Entwick‐
lung eines kreativen Quartiers. (Lisowski et al. 2011: 28f.) 

Sichtbar  wurde  an  allen  untersuchten  Standorten  ein Mosaik  von  Aktivitäten 
und Vernetzungsformen, die in verschiedener Ausprägung fast überall drei die‐
ser Muster umfassen: Event, Image, baulicher Ansatz. 

Kritikpunkte gab es hier aber daran, wie auf Seiten der Städte Motivation gene‐
riert  wurde  –  über  Marketingerwägungen,  das  Werben  für  Mitnahmeeffekte 
und dergleichen. In Mainz („Stadt der Wissenschaft 2011“) etwa sei das Projekt 
auf  Stadtimageförderung  reduziert  worden.  Vieles  von  dem,  was  dort  in  die 
zweimal 150 Seiten starken Halbjahresprogramme aufgenommen worden war, 
hatte  es  seit  langem  in Mainz  gegeben,  etwa die  Kinder‐Universität  oder  den 
Wissenschaftsmarkt im Sommer. (Schug 2012)  

Andererseits wäre ein  Jahresprogramm zur „Stadt der Wissenschaft“ auch un‐
vollständig gewesen, wenn inhaltlich passende Aktivitäten im Jahresverlauf nur 
deshalb nicht  im Programm aufgetaucht wären, weil man nicht erst  jetzt, son‐
dern schon früher darauf gekommen war. Auch waren die Gewinnerstädte ge‐
nau  deshalb  ausgewählt  worden,  weil  sie  bereits  auf  wissenschaftsstädtische 
Aktivitäten verweisen konnten. Und schließlich war das Preisgeld von 250.000 
Euro nicht so üppig, um auf bereits Etabliertes verzichten zu können. Immerhin 
hatten die „Stadt der Wissenschaft“‐Siegerstädte Bremen und Bremerhaven 1,5 
Millionen, Dresden etwa eine Million, Braunschweig 1,5 und Jena 1,3 Millionen 
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Euro  im Rahmen  ihres  einjährigen  Status  als Wissenschaftsstadt  aufgewendet 
(Rahms 2007). 

Insgesamt lässt sich bei einem Großteil der Teilnehmerstädte des Wettbewerbs, 
die kontinuierlich – bis heute – an  ihrer Etablierung als Wissenschaftsstadt ar‐
beiten, eine hohe Isomorphie feststellen, auch wenn es durchaus unterschiedli‐
che Schwerpunktsetzungen gibt. Die Städte beobachten sich wechselseitig,  in‐
spirieren  sich  dadurch  und  lernen  voneinander  –  „geklaute  Ideen“  ist  nur  die 
unfreundliche Umschreibung für diesen Sachverhalt, „Best Practice nutzen“ die 
freundlichere.  In Bremen entstand z.B. 2006 als Ort der Wissenschaftspädago‐
gik und ‐kommunikation das „Haus der Wissenschaft“, und ähnliche Einrichtun‐
gen  etablierten  wenig  später  auch  Braunschweig  und  Oldenburg,  aber  auch 
Städte, die sich an diesem Wettbewerb nicht beteiligt hatten, etwa Potsdam. 

Zu den Voraussetzungen, Handlungsansätzen bzw. ‐empfehlungen, die im Falle 
ihrer Anwendung bzw. Beachtung  zu  Erfolgsfaktoren werden  können, werden 
gezählt:7 

• die  Existenz  und  Umsetzung  von  Leitbildern  oder  mindestens  einzelnen 
Strategien (DdMS/ILS/IRS 2012: 8), wobei sich die Bevölkerung und Akteure 
mit diesen  identifizieren und zudem bei deren Umsetzung eine  Integration 
breiter Gruppen erfolgen sollte (BMVBS/BBSR 2008: 71); 

• die Existenz und Aktivität von Machern und lokalen Eliten (ebd.); 

• die Existenz personaler und organisationaler Strukturen, um regionale Ziel‐
setzungen konzipieren und umsetzen zu können, d.h. aktive innerregionale 
Netzwerke auf formeller und informeller Ebene sowie das überdurchschnitt‐
liche  Engagement  von  insbesondere  politischen  Führungspersönlichkeiten 
(ebd.: 50, 71); 

• die  Unterstützung  durch  überlokale  und  ‐regionale  Ebenen  (DdMS/ILS/IRS 
2012: 8); 

• wirtschaftlich  eine  hohe  Diversifizierung  und  ein  großer  Anteil  von  KMU, 
wodurch die lokale Ökonomie aufgrund einer reduzierten Abhängigkeit von 
Entscheidungen  einzelner  Großbetriebe  robuster  gegenüber  Krisen  ist; 
gleichwohl  blieben  Firmenzentralen,  so  vorhanden,  für  die  Regionen  von 
großer Bedeutung (BMVBS/BBSR 2008: 50, 29); 

• Hochschulen  und  Forschungseinrichtungen  als  Basis  eines  Innovationssys‐
tems sowohl durch Grundlagenforschung als auch als Partner für Unterneh‐
men im Bereich der angewandten Forschung (ebd.: 31); 

• regional spezifische Entscheidungs‐ und Steuerungsstrukturen sowie die Ex‐
istenz spezifischer Milieus, um die aktive Nutzung vorhandener Standortvor‐
teile des ländlich geprägten Raums gegenüber Ballungsräumen – große Flä‐
chenverfügbarkeit, relativ niedrige Standortkosten, attraktives Wohnumfeld 
– zu ermöglichen (ebd.: 51); 

                                                                     
7 Nachfolgend eine Auswahl, die im hiesigen Kontext aufschlussreich ist. Weitere in den beiden 
Quellen aufgelistete Punkte  sind hier ausgelassen, wenn sie  sehr allgemein bzw. nicht  spezi‐
fisch für mittelgroße Städte sind. 
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• die  Erzeugung  weiterer  Wachstumsvoraussetzungen  wie  guter  Infra‐  und 
Servicestruktur, schneller und flexibler Verwaltungs‐ und Genehmigungsver‐
fahren,  Unterstützung  von  Neu‐  und  Ausgründungen,  Standortmarketing 
zur  aktiven  Gestaltung  des  Eigen‐  und  Fremdimages,  attraktive  Bildungs‐
strukturen sowie familienfreundliche Strukturen (vgl. ebd.: 71ff.). 
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13. Governance der 
Stadt-Wissenschaft-Kooperationen 

Hochschulen und ortsansässige Wissenschaft gelten gerade in problembehafte‐
ten Regionen als wichtige Teile der nötigen Problemlösungen. Diese Hoffnung 
verdankt  sich aber nicht  selten eher der Annahme einer gewissen Kontrollier‐
barkeit, die daraus folgt, dass es sich um staatliche Einrichtungen handelt, und 
der Unerreichbarkeit  von Alternativen – etwa Tourismus oder Ansiedlung  von 
Unternehmen etc. –, als bereits vorhandenen realen Effekten. 

Ein besonderes Interesse der Wissenschaft(seinrichtungen) für ihren jeweiligen 
Sitzort  ist  keineswegs  zwangsläufig  zu  erwarten.  Deren  unaufgebbare  Einbin‐
dung in ein globales Wissenschaftsnetz ist das institutionelle Korrelat zur Orien‐
tierung  der  in  den  Institutionen  stattfindenden  Forschung  und  Lehre  an  den 
Fronten  des  Wissens.  Träger  dieser  Prozesse  sind  die  Wissenschaftler.innen, 
und deren Loyalität gilt vor allem ihrer jeweiligen Fachcommunity: Die Fachkol‐
legen verteilen überlokale Reputation, Aktivitäten für die Hochschule oder de‐
ren Sitzort bringen überwiegend  lokale Reputation.  Infolgedessen kann weder 
ein konstantes Engagement der Mitglieder für die Institution selbst noch für de‐
ren Sitzort vorausgesetzt werden. (Vgl. Grossmann/Pellert/Gotwald 1997) 

So  wie  ein  besonderes  Interesse  einer  Hochschulen  für  ihren  Sitzort  nicht 
zwangsläufig  zu erwarten  ist,  lässt  es  sich  auch  kaum erzwingen. Dem stehen 
die  fehlenden  Möglichkeiten  gegenseitiger  Steuerung  von  Hochschule  und 
Stadt, die mangelnde Durchgriffsfähigkeit der Hochschulleitungen auf die Wis‐
senschaftler.innen sowie deren lokal ungebundene Orientierung am (globalen) 
Wissenschaftssystem entgegen. Als wenig zielführend erweist sich die Reaktion, 
die  beiden  potenziellen  Partner  als  Organisationen  konzipieren  zu wollen.  An 
den Hochschulen  kann  sich die Organisationswerdung  allenfalls  auf  die Hoch‐
schulleitung  und  die  dieser  zuarbeitenden  Verwaltung  beziehen.  Das  wissen‐
schaftliche  Personal  dagegen  verfügt  über  wirksame  Techniken  des  Auswei‐
chens, muss also für lokal relevante Aktivitäten intrinsisch motiviert werden. 

Die Stadt indes hat keine ‚Mitglieder‘, die sich auf Ziele verpflichten lassen, wie 
bereits  durch  die  Mehrdeutigkeit  der  alltäglichen  Verwendung  des  Begriffs 
„Stadt“ deutlich wird: Wahlweise ist damit die Stadtverwaltung, das Gemeinwe‐
sen, die städtische Gesellschaft, die gebaute Stadt oder das Zusammenspiel die‐
ser Komponenten gemeint (vgl. Ziegenbein 2007: 171). Erklärt wird die geringe 
Steuerbarkeit  von  Städten  zumeist  mit  ihrer  hohen  Komplexität.  Ein  solches 
Verständnis dominiert heute die Stadtplanung,  in der  inzwischen auch Vorläu‐
figkeit, Experimentalcharakter, Patchworks vieler kleiner Projekte und revidier‐
bare kleine Schritte ihren Platz haben (Harth 2012). 

Kommunale  Selbstverwaltung  und  Hochschulautonomie  sind  zwar  je  für  sich 
leistungsfähige  Konzepte.  Doch  wo  sie  aufeinandertreffen,  dort  schützen  sie 
auch vor Ansprüchen der jeweils anderen Seite. Es lässt sich die Hypothese ab‐
leiten: Da sich Städte und Hochschulen nicht durch Steuerung im Sinne punkt‐
genauen Eingriffshandelns aufeinander beziehen  lassen,  kommt alternativ nur 
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infrage, entweder allein auf spontane Selbstorganisation zu vertrauen  (und zu 
warten) oder Wege jenseits von klassischer Steuerung zu finden. Will man nicht 
allein auf spontane Selbstorganisation vertrauen, stellt sich die Frage nach We‐
gen  jenseits direkt  intervenierender,  auf quasi‐mechanischen Kausalitätsfiktio‐
nen aufbauender Steuerung. 

Sollen unter den geschilderten Bedingungen Gelegenheitsstrukturen für poten‐
ziell  produktive  wechselseitige  Verstärkungen  der  Hochschul‐/Wissenschafts‐ 
und  Stadtentwicklung  entstehen,  müssen  die  entsprechenden  Rahmenbedin‐
gungen verbessert werden. Die Gestaltung günstiger Kontexte  zielt darauf ab, 
solche  Gelegenheitsstrukturen  zu  schaffen,  in  denen  potenzielle  Partner  die 
Chance  haben,  ihre  gemeinsamen  Interessen  zu  entdecken  und  wahrzuneh‐
men.  Dabei  sind  wissensbezogene  Such‐  und  Findeprozeduren  grundsätzlich 
nicht  planbar;  Gelegenheiten  werden  genutzt  oder  auch  nicht.  Plan‐  und  ge‐
staltbar  sind  somit  lediglich  Arrangements  und  Kontexte,  welche  die  Wahr‐
scheinlichkeit von Kontakten, Kopplungen und letztendlich Kooperationen erhö‐
hen.  Dafür  hat  im  Grundsatz  jede  Stadt  Möglichkeiten,  sei  sie  groß‐,  mittel‐ 
oder kleinstädtisch. 

13.1. Kommunikation 

In der stadtbezogenen Hochschulkommunikation  ist eine widersprüchliche An‐
ordnung  zu beobachten: Die Hochschulleitungen  sehen  sich heutzutage genö‐
tigt, über den nahräumlichen Nutzen  ihrer Hochschule zu reden,  indem sie ei‐
nen  Regionalisierungstalk  entfalten.  Dieser  ist  inzwischen weitgehend  routini‐
siert. Ihm lässt sich auch immerhin die Wirkung zuschreiben, dass er dem The‐
ma  Aufmerksamkeit  und  schleichende  Akzeptanz  verschafft.  Doch  liegt  ihm, 
statt eines Einklangs, meist eine doppelte Differenz von talk & action zu Grun‐
de,  wie  sie  allgemein  für  Organisationen  beschrieben  wurde  (vgl.  Brunsson 
1992): 

 Kennzeichnend  ist, dass  formelhaft über die wechselseitige Bedeutung der 
Hochschule und der Stadt gesprochen wird, die so aber meist gar nicht Bestand‐
teil der institutionellen Policy ist. Einige mittlerweile standardisierte Aktivitäten, 
die es überall  gibt – Lange Nacht der Wissenschaften, Kinderuni,  Seniorenuni, 
Transferstelle  –,  lassen  sich  dabei  dann  illustrierend  benennen. Doch  darüber 
hinaus bleibt dieser Talk im ungefähren, denn die Hochschulen und ihre Leitun‐
gen sind typischerweise nicht umfassend aussagefähig zu den tatsächlich statt‐
findenden Aktivitäten.  

 Ersatzweise werden nachträgliche Rationalisierungen unternommen: Ohne‐
hin Passiertes wird  in der  institutionellen Rhetorik  zum  intentional Angestreb‐
ten umgeformt. Anknüpfungspunkte dafür gibt es viele, da praktisch alle Hoch‐
schulen heute in ihrem Handeln selbst dann, wenn sie es gar nicht als ihre Auf‐
gabe ansehen, über zahlreiche lokal relevante und vorzeigbare Aktivitäten ver‐
fügen, die über das Standardprogramm hinausgehen. Da diese aber zum großen 
Teil  an  individuelles  Engagement  gebunden bzw.  auf  Institutsebene  verankert 
sind und eine systematisierte Kenntnis darüber typischerweise nicht besteht, ist 
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auch hier die konkrete – also auf Themen und Projekte bezogene – Kommunika‐
tionsfähigkeit nur gering ausgeprägt. 

So  zu  kommunizieren,  wie  es  auf  Basis  der  verfügbaren  Informationen  halt 
möglich  ist,  ist aus Organisationssicht rational. Es wäre  jedenfalls unklug, über 
das, was ohnehin bereits geschieht, nicht auch zu reden, statt es in seiner Sicht‐
barkeit zu stärken. Gerade für Hochschulen in demografisch und wirtschaftlich 
herausgeforderten Räumen ist es zudem hilfreich, sich viel stärker als das, was 
sie  dort  ganz  wesentlich  sind,  auch  kommunikativ  inszenieren:  als  eines  der 
wichtigsten Verödungshemmnisse, das bspw. eine jüngere Klientel in der Regi‐
on hält bzw. von außen anzieht.  

Überzeugungskräftiger aber  ist es, die entsprechende Kommunikation aus der 
formelhaften  Routine  zu  befreien  und  sie  strategisch  in  die  Hochschulaußen‐
kommunikation  einzubauen.  Ein  inhaltlicher  Mehrwert  entsteht  daraus  dann 
auch:  Es  werden  einerseits  Leerstellen,  die  durch  Aktivitäten  gefüllt  werden 
sollten,  erkennbar  und  andererseits  Anknüpfungspunkte  schon  stattfindender 
Aktivitäten, um diese Leerstellen füllen zu können. 

13.1.1. Schnittstellenkommunikation 

Kommunikation  zwischen Hochschulen/Wissenschaft  und  lokalen Akteuren  ist 
Schnittstellenkommunikation. Lokale Akteure haben spezifische Wissens‐, Koo‐
perations‐  und  Innovationsbedarfe,  die  sich  von  denen  innerhalb  der Wissen‐
schaft unterscheiden. Es  ist daher auch eine spezifische Kommunikationsfähig‐
keit der Wissenschaft vonnöten. Das wiederum gilt in mehrerlei Hinsicht: 

 Häufig agiert die Wissenschaft, wenn es um ihr nächstes Umfeld geht, kom‐
munikativ nicht sehr glücklich. Sie neigt dazu, vornehmlich auf die planetarische 
Bedeutung ihrer Aktivitäten zu verweisen. Das verleitet außerhalb der Wissen‐
schaft – etwa in der Landespolitik – dazu, den Umkehrschluss zu ziehen: regio‐
nal also offenbar nicht so bedeutsam. Dagegen kann vorhandenes Engagement, 
das als solches Teil der Hochschulaußenkommunikation ist, gezielt zur Legitima‐
tionsgewinnung  eingesetzt,  z.B.  auch  als  Argument  in  Finanzierungsdebatten 
eingeführt werden. 

 Eine Nutzung der bereits laufenden Aktivitäten für Stadt und Region zur Fes‐
tigung der hochschulischen Organisationsposition  kann besser  gelingen, wenn 
die lokal bezogenen Aktivitäten auch strategisch kommuniziert werden. Vorteil‐
haft dafür sind eine systematisierte Erfassung dieser Aktivitäten und ihre Über‐
führung in ein kohärentes Kommunikationsformat, bspw. in Gestalt einer jährli‐
chen Third‐Mission‐Bilanz  (vgl. Henke/Pasternack/Schmid 2017: 221‐246). Bei‐
des zusammen kann die  lokal bezogenen Aktivitäten ganzheitlich dokumentie‐
ren, diesbezügliche Entwicklungen im Zeitverlauf sichtbar machen und die Akti‐
vitäten nach außen kommunizierbarer gestalten. Im Anschluss daran ließen sich 
diese Aktivitäten auch  in Leistungsbewertungssysteme  integrieren, was vor al‐
lem den Hochschulen zugute käme, die sich besonders um lokale Wirksamkeit 
bemühen und dafür Ressourcen einsetzen. 
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 Dazu bedarf es der Kommunikationsfähigkeit mit den lokalen Akteuren hin‐
sichtlich deren spezifischer Wissens‐, Kooperations‐ und  Innovationsbedürfnis‐
se.  Forschungsergebnisse  sind  nicht  immer  umstandslos  ‚lesbar‘,  d.h.  durch 
Praktiker in ihrer Relevanz für konkrete Problemlösungen einzuschätzen. Daher 
sind  Übersetzungsleistungen  zwischen  unterschiedlichen  Rationalitäten  zu  er‐
bringen, z.B. solche zwischen der wissenschaftlichen Rationalität, die kognitive 
Geltungsansprüche  für  Aussagen  –  Entdeckungen,  Erklärungen,  Deutungen  – 
durchzusetzen sucht, und der Verwaltungsrationalität mit ihrer Orientierung an 
Regelkonformität  und  Ressourcenverfügbarkeit,  d.h.  mit  dem  Ziel,  bürokrati‐
sche  Anschlussfähigkeit  zu  früherem Verwaltungshandeln  herzustellen  und  zu 
künftigem Verwaltungshandeln zu ermöglichen.  

Die Schnittstellenkommunikation wird zum einen mit hoher Wahrscheinlichkeit 
erfolgreicher  sein, wenn  die  gängigen  Vorurteile  gegenüber  der Wissenschaft 
berücksichtigt und sie nicht mit den gängigen Vorurteilen gegenüber der Nicht‐
wissenschaft beantwortet werden. Zum anderen bedarf es, um die Hochschul‐
kommunikation  mit  lokalen  Akteuren  zu  entwickeln,  solcher  Formate,  die  an 
Kommunikationsgewohnheiten  der  Adressaten  anschließen.  Denn  welche  Ex‐
pertise sie zu welchem Zweck nutzen, bestimmen die Nachfrager, nicht die An‐
bieter (Ronge 1996: 137f.). Immer disponiert die Empfängerseite über den An‐
schluss  an  Kommunikationsangebote  sowie  die  dafür mobilisierten  Strategien 
und Motive. Anschlussfähig zu argumentieren und zu präsentieren heißt für die 
wissenschaftlichen Einrichtungen zum Beispiel: 

 Reden über das, was bereits geschieht: Selbst dort, wo sie es gar nicht als ih‐
re  Aufgabe  ansehen,  verfügen  die Wissenschaftseinrichtungen  in  ihrem  Han‐
deln über  durchaus  zahlreiche  lokale Anknüpfungspunkte und  vorzeigbare  Er‐
gebnisse mit lokaler Relevanz. Diese herauszustellen, da sie ja nun einmal vor‐
handen sind, ist ein erster und nahe liegender Schritt. 

 Qualitativ und quantitativ argumentieren: Wissenschaftsvertreter.innen ar‐
gumentieren professionstypisch vorzugsweise inhaltlich. Doch lässt sich qualita‐
tives Argumentieren auch immer quantitativ ergänzen: mit Zahlen zu Studieren‐
den,  Drittmitteln,  außerwissenschaftlichen  Kooperationen,  Ausstattungen  im 
Vergleich zu anderen und Studienerfolgsquoten. Qualitative Argumente  lassen 
sich durch quantitative Informationen besser verstärken (wie auch umgekehrt), 
als qualitative durch weitere qualitative Argumente verstärkt werden können. 

 Selbstdefinition als zentraler Teil  regionaler Wissensinfrastrukturen: Die of‐
fensive Selbsteinordnung in lokale Wissensinfrastrukturen hat in einer wissens‐
gesellschaftlichen  Perspektive  eine  unmittelbare  Plausibilität.  Sie  steigert  die 
Wahrnehmung  der Wissenschaftseinrichtungen  als  Teil  eines  Netzes,  das  Zu‐
kunftsfähigkeit  verbürgt,  indem  es  für  Innovation  und  Problembearbeitung 
steht.8  

Sobald lokale nichtwissenschaftliche Akteure in Kooperationsarrangements ein‐
bezogen werden, geht es  für die beteiligten Wissenschaftler.innen nicht mehr 
nur um interdisziplinäre, sondern um sog. transdisziplinäre – präziser: transaka‐

                                                                     
8 vgl. auch unten 13.4.2. Aufsuchende Lokalarbeit: Wissensmanagement 
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demische  –  Kommunikation:  Wissenschaftliches  Wissen  ist  in  außerwissen‐
schaftliche Anwendungskontexte zu übersetzen. Es geht um die Frage: Wie lässt 
sich empirisches und Erklärungswissen (was passiert und warum?) transformie‐
ren in Handlungs‐ und Beratungswissen (was und wie kann es getan werden?)? 
Hier sind reichlich Kommunikationsfallen aufgestellt: 

 So bedeutet Transfer in außerwissenschaftliche Anwendungskontexte Redu‐
zierung von wissenschaftlicher Komplexität (bei meist gleichzeitiger Steigerung 
der Komplexität des Settings). Forscher.innen aber neigen dazu, ihre Ergebnisse 
nicht ‚simplifiziert‘ dargestellt sehen zu wollen. Indem die Wissenschaft auf Dif‐
ferenzierung,  Horizontüberschreitung, multikausale  Erklärungen,  die  Einbezie‐
hung von Paradoxien, Dilemmata, Zielkonflikten, Alternativen sowie Optionali‐
täten und damit  auf Nachhaltigkeit  aus  ist,  stößt  sie  aber  notwendig  auch  an 
Grenzen der schnellen Konsumierbarkeit. 

 Wissenschaftler.innen sind es gewohnt, den Aspekt der Wahrheitsfähigkeit 
von Aussagen und nicht ihre Praxisrelevanz in den Vordergrund zu rücken. Da‐
gegen erwarten Akteure der Praxis anwendungsrelevante Informationen, trans‐
ferfähige Konzepte, Handlungs‐ sowie Beratungswissen, und die allgemeine Öf‐
fentlichkeit muss mit einem Wissen angesprochen werden, das zu Botschaften 
verdichtet und  zugespitzt  ist.  Selbst dort, wo Wissenschaftler Praxisrelevantes 
herausstellen, erreicht dies die Praktiker häufig nicht, weil die Informationsan‐
gebotsformate der Wissenschaft nur eingeschränkt passfähig mit den nachge‐
fragten bzw. rezipierbaren Formaten der Anwender sind. Der Informationsfluss 
zwischen  beiden  ist  durch  wissenschaftskommunikative  Übersetzungsleistun‐
gen zu gestallten. 

 Wissenschaftler.innen agieren, wenn sie beratend tätig werden, häufig pro‐
fessionstypisch:  Sie  gehen  davon  aus,  dass  die  Problemwahrnehmungen  der 
Praxisakteure noch nicht komplex genug seien. Daher müssten deren Problem‐
horizonte überschritten und erweitert werden – es bedürfe einer angemessen 
komplexen Kontextualisierung. Aus Sicht der Beratenen ist dann aber die Hand‐
habbarkeit der daraus folgenden Beratungsleistung nicht selten unzulänglich. 

 Forscher.innen befürchten häufig entweder eine unzuträgliche Verstrickung 
der  Wissenschaft  in  forschungsfremde  Verzweckung  oder  aber  weitgehende 
Einflusslosigkeit  bei  Aufrechterhaltung  der  wissenschaftlichen  Standards.  Hier 
steht latent die Frage im Raum, ob tatsächlich praktischer Einfluss nur um den 
Preis  der  opportunistischen  Verstrickung  zu  haben  ist  bzw.  wissenschaftliche 
Seriosität allein unter Inkaufnahme der Einflusslosigkeit. 

 Wissenschaftskommunikation muss  externe  Erwartungen  integrieren,  weil 
sie  andernfalls  nicht  anschlussfähig  ist.  Dieses  Kommunizieren  über  Wissen‐
schaft  darf  jedoch  eines  nicht  heißen:  den Beobachtungen  und Analysen wis‐
senschaftsexterne Prämissen zugrunde zu legen. Denn dies würde in eine dop‐
pelte  Irrelevanz  führen:  Einerseits wäre  dann  die  Erkenntnisproduktion  durch 
nichtwissenschaftliche Vorannahmen kontaminiert, welche Intuitionen, Fallaus‐
wahl oder Deutungen anleiteten und derart zu gleichsam verunreinigten Ergeb‐
nissen führten. Andererseits könnte auch die Optimierung praktischen Entschei‐
dungshandelns –  im Sinne eines höheren Maßes an Vernunftbasiertheit – mit 
solcherart verunreinigtem Wissen nicht gelingen. 
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 Wissenschaft,  die  nicht  nach  ihren  eigenen  Rationalitätskriterien  operiert, 
wäre insofern nicht einmal praktisch nützlich: Auch Praxisakteuren ist nicht ge‐
holfen,  wenn  die  im  Alltagsbetrieb  identifizierten  Probleme  lediglich  wissen‐
schaftlich reformuliert und bestätigt werden. Vielmehr lassen sich die Potenzia‐
le von Forschung erst dann ausschöpfen, wenn die Problemhorizonte der Prak‐
tiker.innen  erweitert,  voranalytische  Urteile  durch  wissenschaftlich  gestützte 
und reflektierte Urteile ersetzt, geläufige Sicherheiten aufgebrochen und neue 
Differenzierungen eingeführt werden, also kurz: die Komplexität des Problem‐
bewusstseins gesteigert wird. Wissenschaftliche Objektivität ist dabei vor allem 
die Vermeidung partikularer Perspektivenverengungen. 

 Es  besteht  in  der  Regel  eine  zeitliche  Entkopplung  zwischen  Wissen  und 
Wissensbedarfen: Praktiker benötigen Wissen nicht deshalb, weil es gerade an‐
geboten wird, sondern dann, wenn praktische Probleme zu lösen sind. Das kann 
vor,  während  oder  nach  der  Erzeugung  des  einschlägigen  Forschungswissens 
sein.  Hier  muss  also  eine  Überbrückung  der  zeitlichen  Entkopplung  zwischen 
Wissensproduktion  und  Wissensbedarfen  durch  zugriffsfähige  überzeitliche 
Wissensspeicherung organisiert werden. 

 Der bei den außerwissenschaftlichen Adressaten anfallende Nutzen des In‐
formiert‐Seins über wissenschaftlich begründetes Wissen muss größer sein als 
die (zeitlichen) Kosten des Sich‐Informierens. 

Um die Chance auf Expertise‐Nutzung  zu gewinnen, müssen  jedenfalls die Ex‐
pert.innen  solche  Kommunikationsangebote  unterbreiten,  an  die  eine  Praxis 
anschließen  kann.  Dazu  sind  Übersetzungsleistungen  nötig,  denn  die  Praxis 
kommuniziert  nicht  wissenschaftlich,  sondern  praktisch.  Übersetzungen  jegli‐
cher Art wiederum sind nie völlig verlustfrei zu haben; es kann zu Sinnverschie‐
bungen,  Neudeutungen  und  Rekontextualisierungen  kommen  (was  wiederum 
auch Gewinne sein können). Allerdings liegt die alternative Option zum Transfer 
mit Übersetzungsverlusten nicht im Transfer ohne Übersetzungsverluste – son‐
dern  wäre  der  Nichttransfer  des Wissens,  das  zwar  vor  der  ‚Verschmutzung‘ 
durch Praxiserfordernisse gerettet wurde, aber damit dann auch nichts zur Ent‐
wicklung der Praxis beitragen kann. 

13.1.2. Instrumente der Abstimmung 

Die Evaluation des Wettbewerbs  „Stadt der Wissenschaft“ nannte als positive 
Elemente, die dazu betrügen, zu einer Stadt der Wissenschaft zu werden:  

 Stadtratsbeschluss und Entwicklungspläne,  

 feste Ansprechpartner und Wissenschaftsbüros,  

 neue Aufgabenschwerpunkte von Stadtmarketing und Wirtschaftsförderung,  

 Analyse der Standortpräferenzen von Hochqualifizierten,  

 Netzwerkbildung,  

 Wissenschaftskommunikation und ‐veranstaltungen.  

Es ginge um die Sichtbarmachung von Wissenschaft nach innen und außen. Al‐
lerdings bedürfe dies politischer Rückendeckung, entsprechender zeitlicher und 
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finanzieller Ressouren sowie einer stabilen Strategie. Das sei bei erst langfristig 
sichtbar werdenden Erfolgen oftmals schwer zu organisieren. Gerade mittelgro‐
ßen Städten gelinge die Organisation von Ressourcen, die Aufrechterhaltung ei‐
ner  wissenschaftlichen  Schwerpunktsetzung  und  dynamischer  Netzwerkarbeit 
oft nicht. Probleme gebe es bei der Interaktion von Wissenschaftseinrichtungen 
und  Stadt,  da  beide  unterschiedlichen  Steuerungslogiken  gehorchten.  (Hohn/ 
Meyer 2010). 

Einige  der  genannten  Abstimmungsinstrumente,  so  ließ  sich  auch  in  unseren 
Fallstädten identifizieren, werden regelmäßig eingesetzt, wenn eine Governan‐
ce lokaler Wissenskooperationen etabliert werden soll. Neben Kooperationsver‐
trägen und  regelmäßigen Treffen auf  Leitungsebene von Stadt und Hochschu‐
le(n)  sind  das  Lenkungsausschüsse,  jährlich  aktualisierte  Maßnahmenpläne, 
Stabstellen „Wissenschaft“  in Stadtverwaltungen sowie verpflichtende Bericht‐
erstattungen an das jeweilige Stadtparlament, daneben Netzwerke mit Koordi‐
nationsstellen.9 Diese Instrumente zielen darauf, Kommunikationen zu struktu‐
rieren und auf Dauer zu stellen. 

Eine  zusammenfassende  Inaugenscheinnahme  der  Funktionsweise  dieser  In‐
strumente gelangt zu folgenden Bewertungen: 

 Kooperationsverträge sind Rahmung. Für sich genommen bewirken sie i.d.R. 
nichts. Sie entfalten Wirkung zumeist nur, wenn sie der institutionellen Ab‐
sicherung  bereits  existierender  Zusammenarbeit  auf  der  Mikroebene  die‐
nen, nicht aber deren Ausgangspunkt bilden. 

 Regelmäßige Treffen auf Leitungsebene – Oberbürgermeisterin und Rektor – 
hängen von der Vorbereitung durch Stäbe und substanzieller Untersetzung 
ab, etwa durch Maßnahmenpläne. 

 Lenkungsausschüsse  funktionieren  am  ehesten  da, wo  (und wenn)  sie  die 
zentralen Kooperationsinteressenten vereinen.  

 Jährlich  aktualisierte Maßnahmenpläne  zeichnen  sich  häufig  dadurch  aus, 
dass die Aktualisierung zum größten Teil im Kopieren des Vorjahresplanes in 
eine neue Datei  besteht.  Positiv  ließe  sich  sagen: Die Absichten haben er‐
folgreich ihre Geltung verteidigen können. 

 Häufig wird aber auch das Anliegen formuliert, möglichst viele Akteure ein‐
zubinden. Hier kann sich ein Zielkonflikt ergeben, wenn, wie ebenfalls häu‐
fig,  die  Absicht  besteht,  vorrangig  innovative  Lösungen  zu  entwickeln:  Je 
mehr Akteure integriert werden, desto zahlreicher und intensiver sind auch 
Partikularinteressen repräsentiert und versuchen, sich Geltung zu verschaf‐
fen. Der  dann  notwendige Ausgleich  zwischen  den  verschiedenen  Interes‐
sen erzeugt meist eine Orientierung auf das Mehrheitsfähige, also das, was 
typischerweise gerade nicht innovativ ist. 

 Stabstellen „Wissenschaft“  in Stadtverwaltungen funktionieren – da Städte 
in Bezug auf wissenschaftliche Einrichtungen kaum über Steuerungsmecha‐
nismen verfügen – nur als Dienstleister, und dies wiederum nur, wenn sie 

                                                                     
9 zu letzteren s.u. 13.4.1. Netzwerke und Kooperationsplattformen 
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auch  tatsächliche Dienste  leisten  können,  d.h.  Ressourcen  (materielle  und 
immaterielle) organisieren können. 

 Verpflichtende Berichterstattungen an das  jeweilige Stadtparlament erzeu‐
gen Druck auf die Verwaltung (nicht aber die wissenschaftlichen Einrichtun‐
gen), etwas Vorzeigbares berichten  zu können, also  zuvor etwas  zu unter‐
nehmen. 

13.2. Kooperationen 

Lokale Kooperationen gelingen nicht allein deshalb, weil das jeweilige Koopera‐
tionsanliegen  klug  begründet  ist  und  als  sinnvoll  und  überzeugend  erscheint. 
Kooperationen  erscheinen  zwar  als  besonders  geeignete  Ressource,  weil  sie, 
ohne (zunächst) ein Mehr an Mitteln zu benötigen, einen größeren Nutzeffekt 
versprechen. Sie zielen auf die Zusammenführung von Ressourcen, seien es fi‐
nanzielle,  intellektuelle,  legitimatorische  oder  vorhandene  Sachausstattungen. 
Sie sind eine Chance, entweder aus unterkritischen Größenordnungen kritische 
zu  formen  –  d.h.  solche,  mit  denen  Kettenreaktionen  in  Gang  kommen,  die 
dann ohne weitere Energiezufuhr von außen ablaufen, sog. selbstverstärkende 
Prozesse – oder aus bereits bedeutenden Teilen sehr bedeutsame zu machen. 
In mittelgroßen Städten geht es häufig um die Umformung unterkritischer Grö‐
ßenordnungen zu kritischen. Doch zugleich haben Kooperationen anspruchsvol‐
le  Interaktionsvoraussetzungen. Damit ergeben sich auch Risiken der Koopera‐
tion. 

13.2.1. Reibungswiderstände, Risiken und deren Bearbeitung 

Zunächst kann  zwischen Hochschulen und Forschungsinstituten einerseits und 
ihren  Sitzorten  andererseits  keine  natürliche  Interessenkonvergenz  vorausge‐
setzt werden: Städte bilden für Wissenschaftseinrichtungen primär Umwelt. Ein 
direktes wechselseitiges Steigerungsverhältnis ist daher nicht zu vermuten. Po‐
sitive Entwicklungen einer der beiden Parteien können bei der anderen sowohl 
positive  als  auch  negative  Effekte  zeitigen.  So  können  das  Wachstum  einer 
Hochschule durch Entkopplung von der regionalen Nachfrage erzeugt oder die 
Aufwertung  der  Stadt  infolge  erhöhter  Kosten  für  die  Hochschulangehörigen 
negativ wirksam werden. Die Wirkungen aufeinander sind letztlich immer indi‐
rekt.  

Städte und Hochschulen sind lediglich lose gekoppelt, und strukturelle Kopplun‐
gen ergeben  sich – meist punktuell, weil  temporär –  allenfalls  im  Zusammen‐
hang des Flächenmanagements. Stattdessen sind eigensinnige Handlungsratio‐
nalitäten in Rechnung zu stellen. Daher können Anstrengungen, ein produktives 
Kooperationsverhältnis  zwischen  Stadt  und  Hochschulen  zu  generieren,  nicht 
auf  Automatismen  setzen,  sondern müssen  zunächst  konsensual  Schnittmen‐
gen erzeugen. 
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Die Städte haben ein Interesse an selbsttragender Entwicklung. Die jeweils an‐
sässigen Hochschulen haben ein  Interesse an organisationaler  – was mitunter 
heißt (etwa für einzelne Fachbereiche oder Studiengänge): überlebensrelevan‐
ter – Stabilität. Beides lässt sich durchaus zusammenführen, erfolgversprechend 
allerdings  nur  auf  der Basis  realistischer  Einschätzungen. Dabei  sollt man  sich 
von manchen Mythen, die zwischen Hochschulen und ihrer unmittelbaren Um‐
welt lebendig sind, verabschieden, etwa:  

 „Transferstellen  bewirken  umstandslos  Wissenstransfer  zwischen  Hoch‐
schule und Wirtschaft“ – tatsächlich sind sie strukturell überfordert, die dis‐
ziplinäre Vielfalt der wissenschaftlichen Angebote mit der Vielfalt an Bran‐
chen und Problemstellungen zu synchronisieren (vgl. Rosner 2005: 231). 

 „Forschungsdatenbanken werden  für  Kontaktanbahnungen  genutzt“  –  das 
setzte Zeitressourcen voraus, die kaum ein Akteur aufzubringen vermag, zu‐
mal die Usability die Datenbanken häufig recht suboptimal ist. 

 „Gründungen aus Hochschulen generieren Arbeitsplätze“ – tatsächlich blei‐
ben  die meisten Gründungen  auf  die Gründer  beschränkt  (vgl.  Sternberg/ 
Vorderwülbecke/Brixy 2014: 6). 

 „KMUs können ein Wunschprofil von Hochschulabsolventen beschreiben“ – 
sobald sie es versuchen, werden Spezialisten beschrieben, die zugleich Ge‐
neralisten  sind, wahlweise  auch umgekehrt,  d.h.  es werden unerreichbare 
Maximalisten gewünscht. 

 „Studiengänge können berufsbefähigend sein“ – tatsächlich können sie be‐
rufsfeldbefähigend sein, und selbst in den eindeutig auf einen Beruf ausge‐
richteten Studienprogrammen, wie Lehramt oder Medizin, wird eine zweite 
postakademische  Ausbildungsphase  für  nötig  erachtet,  um  Berufsfähigkeit 
zu erlangen. 

 „Praxisorientierung  im  Studium  erzeugt  Berufsbefähigung“  –  tatsächlich 
wissen Praktiker, „daß Praxis blind macht. Sie suchen nicht nach Leuten, die 
ihre Blindheit teilen“ (Baecker 1999: 64). 

 „Kooperationen sind dann besonders erfolgreich, wenn alle relevanten Ak‐
teure eingebunden werden“ –  tatsächlich wird damit  faktisch ausgeschlos‐
sen,  innovative  Lösungen  zu  entwickeln,  denn  je  mehr  Akteure  integriert 
werden, desto zahlreicher und intensiver sind auch Partikularinteressen re‐
präsentiert und versuchen, sich Geltung zu verschaffen: Der dann notwendi‐
ge  Ausgleich  zwischen  den  verschiedenen  Interessen  erzeugt  meist  eine 
Orientierung auf das Mehrheitsfähige, also das, was typischerweise gerade 
nicht innovativ ist. 

Statt unrealistischen Annahmen anzuhängen, verschafft es mehr Handlungssou‐
veränität,  darauf  eingestimmt  zu  sein,  dass  Zielkonflikte  zu  prozessieren  sind. 
Für die Gestaltung von Hochschule‐Stadt‐Kooperationen betrifft das solche, die 
(1)  innerwissenschaftlich  bzw.  in  Partikularinteressen  der  Hochschulen  veran‐
kert sind, (2) die aus Kontextbedingungen der Hochschulen resultieren und (3) 
die Kooperationsumstände von Stadt und Hochschule(n) betreffen. Im Detail: 

(1)  innerwissenschaftliche  bzw.  in Partikularinteressen der Hochschulen  veran‐
kerte Zielkonflikte:  
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 Reputationsstreben vs. Reputationschancen: Die lokale Ausrichtung von Ak‐
tivitäten  kollidiert mit  den  individuellen  Bestrebungen  der Wissenschaftler.in‐
nen, am überregional ausgerichteten Reputationssystem der Wissenschaft teil‐
zuhaben: Lokale Aktivitäten versprechen in der Regel auch nur lokale Reputati‐
onsgewinne.  

 Organisation vs. Motivation: Als Ebenen, auf denen innerhochschulische Wi‐
derstände  gegen  lokal  bezogenes  Engagement  entstehen  können,  lassen  sich 
die Motivationsebene und die Organisationsebene unterscheiden. Auf der Mo‐
tivationsebene  können  Widerstände  aus  der  Überbeanspruchung  des  Perso‐
nals, der Reformmüdigkeit an den Hochschulen, dem Verdacht, Forschung und 
Lehre  sollten  (erneut)  für  außerwissenschaftliche Zwecke  funktionalisiert wer‐
den, und dem Reputationssystem der Wissenschaft resultieren. Auf der Organi‐
sationsebene  spielen  Organisationsspezifika  der  Hochschulen,  mangelnde  fi‐
nanzielle Förderungen, bürokratische Begleiterscheinungen und die Funktions‐
weise interner Anreizsysteme eine Rolle. 

 Forschung  vs.  Innovation:  Die Wirkungen  räumlicher  Nähe  in  Innovations‐
prozessen sind vor allem die Förderung des Übergangs von Invention zu Innova‐
tion durch tacit knowledge, die Bedeutung persönlicher Netzwerke für die Wei‐
tergabe  nichtkodierten  Wissens,  innovative  Milieus  und  Unternehmensgrün‐
dungen. Sie können nicht umstandslos auf Forschungsprozesse übertragen wer‐
den. Denn räumliche Nähe begründet für sich genommen keine kognitive Nähe, 
doch Interessen sind in der Wissenschaft vorrangig kognitiv bestimmt.  

 Ähnlichkeit  vs.  Unähnlichkeit  als  Kooperationsvoraussetzungen:  Einer  vor‐
dergründigen Plausibilität folgend, könnte man annehmen, dass Ähnlichkeit Ko‐
operation  wahrscheinlicher,  Unähnlichkeit  Kooperation  unwahrscheinlicher 
macht.  Indes setzt Kooperation Differenz voraus: Zusammenführen  lassen sich 
Potenziale, die Schnittstellen haben, sich aufeinander beziehen lassen und sich 
gegenseitig  ergänzen,  nicht  jedoch  überwiegend  Gleichgeartetes.  Denn  umso 
ähnlicher sich z.B. wissenschaftliche Einheiten sind, desto stärker sind sie auch 
Konkurrenten – um Fördermittel, Leistungsträger, Nachwuchs sowie die Durch‐
setzung ihrer wissenschaftlichen Deutungen.  

 Kooperation mit großen und/oder überregionalen Unternehmen vs. Koope‐
rationen mit KMU vor Ort: Die Zusammenarbeit mit großen überregionalen Un‐
ternehmen, die häufig nicht vor Ort sind, hat für Hochschulen ein größeres Re‐
putationspotenzial  als  die  Kooperation  mit  unbekannten  KMUs,  die  sich  am 
Sitzort befinden. 

 Wettbewerb vs. Kooperation zwischen einzelnen Hochschulen: Das Interesse 
einer Hochschule an der Exklusivität  ihrer Praxiskontakte steht der politischen 
Forderung entgegen, stärker mit anderen Hochschulen zu kooperieren. Ebenso 
ist  die häufig  zu beobachtende Strategie  von Politik und Geldgebern,  zugleich 
auf Konkurrenzverstärkung und Kooperationsbereitschaft aktiver Einrichtungen 
zu setzen, durchaus widersprüchlich. 

(2)  aus Kontextbedingungen der Hochschulen resultierende Zielkonflikte: 

 Unterfinanzierung  vs.  zusätzliche  Aufgaben:  Wo  Hochschulen  nicht  ausfi‐
nanziert sind, steht dies der Wahrnehmung zusätzlicher Aufgaben für die Sitz‐
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stadt entgegen. Hier können aber Angebote zur Finanzierung der Anbahnungs‐
kosten von Kooperationen hilfreich sein. Die Aussicht darauf kann dazu führen, 
dass Kooperationspotenziale identifiziert werden, da ein Anreiz besteht. Anders 
gesagt: Wenn trotz in Aussicht gestellter Mittel bereits eine Beutegemeinschaft 
nicht zustande kommt, dann wird es in dem betreffenden Forschungs‐ oder In‐
novationsfeld  mit  höchster Wahrscheinlichkeit  keine  lokalen  Kooperationspo‐
tenziale geben. 

 Projektförderung vs. Nachhaltigkeit: Projektförderung regionsbezogener Ak‐
tivitäten  über  Förderprogramme  steht  der  Dauerhaftigkeit  dieser  Aktivitäten 
häufig  entgegen.  Befristete  und  insbesondere  Kurzzeitverträge  führen  dazu, 
dass Mitarbeiter.innen Gelegenheiten suchen und wahrnehmen, auf unbefriste‐
te Stellen zu gelangen. Entsprechend hoch  ist die Fluktuation  in projektförmig 
organisierten  Kooperationszusammenhängen.  Das  führt  zu  fortwährenden 
Know‐How‐Verlusten, dem Wechsel  von Ansprechpartnern und dem Erforder‐
nis  des mühsamen Neuaufbaus  von  Kontakten  – was wegen  der  besonderen 
Bedeutung persönlicher Kontakte gerade bei Kooperationen in der Stadt beson‐
ders nachteilig ist. 

 Hochschule  in  die  Innenstadt  vs.  randstädtisch  gelegener  Standort:  Infolge 
einer  räumlichen  Trennung  von  Campus  und  Innenstadtgebieten  fehlt  es  oft‐
mals  an  Studierenden  innerhalb  des  Stadtbildes.  Hochschulen mit  städtischer 
Randlage werden in der Bevölkerung nur gering wahrgenommen. Einer Verlage‐
rung von Hochschuleinrichtungen  in  innerstädtische Liegenschaften stehen  je‐
doch häufig die bisherigen Investitionen in randstädtische Standorte entgegen, , 
ebenso etwaige Erweiterungsbedarfe der Hochschule. Auch lässt sich ein inner‐
städtischer  Fokus  für  aktives  Studierendenleben  nicht  von  außen  vorgeben, 
sondern muss von den Studierenden entwickelt und gelebt werden. 

(3)  Zielkonflikte,  die  Kooperationsumstände  von  Stadt  und  Hochschule(n)  be‐
treffen: 

 Beidseitiger  Kooperationsnutzen:  Projekte und  Themen müssen  jeweils  für 
alle  Kooperationspartner  Relevanz  entwickeln  können,  d.h.  der  gegenseitige 
Vorteil der Zusammenarbeit muss für alle Beteiligten offensichtlich sein.  

 Kooperation  bei  Interessengegensätzen:  Unterscheiden  lassen  sich  zwei 
Gruppen von Kooperationsproblemen: zum einen solche, die aus Informations‐ 
und Orientierungsdefiziten resultieren, zum anderen auf Interessengegensätzen 
beruhende. Dass Kooperationsprobleme schon dann gelöst werden, wenn sich 
alle  ‚an  einen  Tisch  setzen’,  ist  nur  in  ersteren  Fällen wahrscheinlich.  Besteht 
hingegen  das  Problem  „aus  Interessengegensätzen,  ist  Kooperation  nur  dann 
wahrscheinlich, wenn Verhandlungssysteme aufgebaut werden können,  in de‐
nen  Gewinne,  Verluste  und  Kompensationen  miteinander  getauscht  werden 
können“. (Bernt 2005: 114‐117) 

 Partizipation  vs.  Innovation:  Leicht  können  sich  Zielkonflikte  ergeben  zwi‐
schen dem Anliegen, möglichst viele Akteure einzubinden, und der häufigen Ab‐
sicht, vorrangig innovative Lösungen zu entwickeln: Je mehr Akteure integriert 
werden, desto zahlreicher und intensiver sind auch Partikularinteressen reprä‐
sentiert und versuchen, sich Geltung zu verschaffen. Der dann notwendige Aus‐
gleich zwischen den verschiedenen Interessen erzeugt eher eine Orientierung 
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Übersicht 34: Zielkonflikte zwischen konkurrierenden  
Anforderungen an Hochschulen  

Innerwissenschaftliche  bzw.  in  Partikularinteressen der  Hochschulen
verankterte Zielkonflikte 

vs.

vs. 

vs. 

vs. 

vs. 

Reputationsstreben  Reputationschancen 

Organisation  Motivation 

Forschung  Innovation 

Ähnlichkeit als Kooperations‐

voraussetzungen

Unähnlichkeit als Kooperations‐

voraussetzungen

Kooperation mit großen und/oder 

überregionalen Unternehmen 
Kooperationen mit KMU vor Ort 

Wettbewerb zwischen Hochschulen  Kooperation zwischen Hochschulen 
 

Aus Kontextbedingungen der Hochschulen resultierende Zielkonflikte

Zielkonflikte, die Kooperationsumstände von Stadt und Hochschule(n) betreffen

vs.

vs.

Erzielung von häufig auf der Tagesord‐

nung stehenden Einsparungen   

Wahrnehmung zusätzlicher Aufgaben 

für die Region durch die Hochschulen

Projektförderung regionsbezogener 

Aktivitäten über Förderprogramme

Nachhaltigkeit dieser Aktivitäten incl. 

ihrer dauerhaften Institutionalisierung 

erwünschte Konzentration

der Hochschulen

bisherige Investitionen in randstädtisch

vs. 

vs. 

vs. 

vs. 

vs. 

Beidseitiger Kooperati onsnutzen  Kooperationsnutzen nicht sichtbar 

Gelingende Kooperation bei 

Interessengegensätzen

Kooperationsprobleme durch 

Interessengegensätze

Partizipation  Innovation 

FuE‐Orientierung 
Lokale Angebots‐Nachfrage‐

Differenzen 

Heranbildung von Spezialisten  Heranbildung von Generalisten 

Gründungsförderung 
Personalvermittlung in Angestellten‐

beschäftigungen

gelegene Standorte 
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auf  das Mehrheitsfähige,  also  das, was  typischerweise  gerade  nicht  innovativ 
ist. Denn Innovation ist immer das Noch‐nicht‐Mehrheitsfähige – ist die Innova‐
tion mehrheitsfähig  geworden,  ist  sie Mainstream  (bevor  sie  dereinst  ggf.  zur 
Orthodoxie erstarrt). 

 FuE‐Orientierung vs. lokale Angebots‐Nachfrage‐Differenzen: Der häufig vor‐
getragenen Forderung, die Hochschulen sollten sich im Bereich FuE entlang des 
vor  Ort  gegebenen  wirtschaftlichen  Bedarfs  ausrichten,  steht  entgegen,  dass 
einseitige Ausrichtung die Hochschulen in Abhängigkeiten führen kann. Ebenso 
wie die Wirtschaftsunternehmen  können die Hochschulen  bei  zu  enger Ange‐
bots‐Nachfrage‐Kopplung  in  den  Sog  konjunktureller  Schwankungen  geraten. 
Überdies planen Hochschulen, die eher  langfristig  Entscheidungs‐  und Umset‐
zungsprozesse  gestalten,  in  anderen  Zeitdimensionen  als  Unternehmen,  die 
schnell auf externe Herausforderungen reagieren müssen. 

 Spezialisten vs. Generalisten: Die  regional häufig erwünschte Heranbildung 
von Spezialisten passt nicht umstandslos zu der ebenso notwendigen Heranbil‐
dung  von  Generalisten  –  beides  im  Hinblick  auf  die  Bedarfe  der  Beschäftiger 
von Hochschulabsolventen. 

 Gründungsförderung  vs. Personalvermittlung: Das politisch protegierte An‐
liegen der Gründung neuer Unternehmen steht dem Anliegen vorhandener Un‐
ternehmen entgegen, Fachkräfte mit Interesse am Angestelltenstatus zu gewin‐
nen. 

Die in den Fallstudien herausgearbeiteten Risiken des Kooperierens fasst Über‐
sicht 35 stichwortartig zusammen. 

Übersicht 35: Risiken des Kooperierens 

Ressourcen‐
aspekte 

 Kooperationskosten übersteigen die Kooperationsgewinne 
 Transaktionskostensteigerung und Verhinderung zeitnaher  
Entscheidungen durch erhöhten Abstimmungsbedarf 

 hohe Ein‐ und Ausstiegskosten sowie Autonomieverlust (Lock‐in‐Effekt)  

 nicht ausreichende Personalressourcen 
 schlechte Anreizstrukturen 

Akteurs‐
beziehungen 
& Inter‐
aktions‐
gestaltung 

 kein gemeinsames Problembewusstsein, keine gemeinsamen  
Zieldefinitionen 

 Konkurrenzsorgen 
 persönliche Spannungen 
 Interessengegensätze und unklare Lösungsroutinen dafür 
 mangelnde Transparenz von Einzelkontakten 

Koope‐
rations‐
organisation 

 zu wenig Zeit für Kooperationsaufbau 
 Dysfunktionalität durch hohe Zahl der Teilnehmer:  
Sprengung des Koordinationspotenzials 

 hoher Kommunikationsaufwand zum Erhalt der Kooperation 

 Versagen der zentralen Organisation in der Koordinations‐ und  
Integrationsleistung 

 mangelnder Informationsfluss 

 unklare Entscheidungsgrundlagen 
 Terminfindungsprobleme 

 fehlende (Zwischen‐)Resümees und Erfolge 
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Im Kontrast dazu wird aber auch deutlich, dass es  inzwischen ein Standardre‐
pertoire an stadtbezogenen Aktivitäten gibt. Dieses ist mittlerweile an sehr vie‐
len  Hochschulen  bundesweit  etabliert,  d.h.  hier  folgen  diejenigen  in  unseren 
Fallbeispielen  wohl  auch  allgemeinen  Trends.  Zu  diesem  Standardrepertoire 
zählen 

 Technologie‐Transfer‐Zentrum 

 Career Center 

 Existenzgründer‐Unterstützung 

 strukturierte Weiterbildungsangebote 

 Kinderuni 

 Seniorenuniversität 

 Lange Nacht der Wissenschaften 

Ebenso gehört  zu diesem Standardrepertoire  inzwischen die  strukturell  veran‐
kerte Kooperation der Hochschulen mit den lokalen Schulen, insbesondere mit 
den Gymnasien vor Ort. Hintergrund dieser Aktivitäten  ist ein doppelter:  Zum 
einen suchen Hochschulen die eigene Nachwuchsrekrutierung abzusichern, in 

Übersicht 36: Lokale Herausforderungen und Beispiele hochschulischer 
Aktivitäten für die Stadtentwicklung  

Herausforder‐
ungen für Stadt‐
entwicklung 

Handlungsfelder  Bedarfslagen  Zieldefinition 
hochschulische  
Aktivitäten: 
Beispiele 

Soziale  
Stabilität 

Erhöhung der 
Bildungschancen 

zukunftsfähige 
Gestaltung der 
schulischen Bil‐
dungslandschaft 

Übergang Schu‐
le – Hochschule 
erleichtern 

Kinderuni 

Kooperation mit 
Schulen 

Lebensqualitäts‐
steigerung für  
Senioren 

Generationen‐
dialog 

Weiterbildung 
und lebens‐
langes Lernen 

Seniorenuni 

Stärkung der 
Zivilgesellschaft 

Einbindung unter‐
schiedlicher 
Milieus 

PUSH 
Lange Nacht der 
Wissenschaften 

Öffentliche 
Infrastrukturen 
und 
Daseinsvorsorge 

Belebung der 
Städte 

kulturelle 
Belebung der 
Sitzstadt 

Stadtteilbelebung 
durch kulturelle 
Interventionen 

Sicherung der 
medizinischen 
Versorgung 

Wissenstransfer 
Kompetenzzen‐
trum Gesundheit 

Ökonomische  
Stabilität und 
Dynamik 

Innovation und 
Produktivitäts‐
steigerung 

FuE/Innovations‐
förderung 

Gründungs‐
förderung 

Informationen und 
Beratung 

Regionale  
Fachkräfte‐
versorgung 

Akademische 
Fachkräfte‐
versorgung 

Absolventen‐
vermittlung 

Career Center 

Steigerung der 
Erwerbstätigen‐
quote 

Weiterbildung  
kostenpflichtige 
Weiterbildungs‐
angebote 
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dem Schüler.innen  frühzeitig  für  ein Studium begeistert  sowie bei besonderer 
Begabung  gefördert  werden.  Zum  anderen  stärkt  es  die  lokale  und  regionale 
Einbindung der Hochschule und so deren Legitimation, wenn diese aktiv daran 
mitarbeitet, die örtlichen Bildungspotenziale möglichst umfassend  zu erschlie‐
ßen. 

13.2.2. Strategische Erfolgsfaktoren 

Für  jegliche  Kooperationen  zwischen Wissenschaftseinrichtungen  und  lokalen 
Partnern muss  immer  auf  der Grundlage  der  jeweiligen  städtischen  Situation, 
der  Interessenlagen  und  der  einsetzbaren  Ressourcen  entschieden  werden, 
welche Schwerpunkte gesetzt werden sollen und können. Dafür ließen sich eini‐
ge strategische Erfolgsfaktoren identifizieren. Diese sollten in die jeweilige insti‐
tutionelle  Policy  –  der  wissenschaftlichen  Einrichtungen wie  der  Stadtverwal‐
tungen  –  eingebaut  werden.  Sie  lassen  sich  in  drei  Gruppen  sortieren  –  (1) 
Wechselseitigkeit, (2) Voraussetzungen klären und (3) Prozessgestaltung: 

(1) Wechselseitigkeit:  

 Inhaltliche Anknüpfungspunkte: Elementare inhaltliche Voraussetzung jegli‐
cher Kooperation  ist, dass  inhaltliche Anknüpfungspunkte zwischen Hochschu‐
len und  den Partnern bestehen und erkannt werden. Die Offenlegung der  je‐
weiligen Eigeninteressen ist hier hilfreich. 

 Wechselseitige  Resonanzfähigkeit:  Um  seitens  der  wissenschaftlichen  Ein‐
richtungen Ideen für die Stadt zu entwickeln, bedarf es eines Problembewusst‐
seins  für  die  lokalen Gegebenheiten.  Ist  dieses  entwickelt, muss  es  auf  Reso‐
nanz  in der Stadt  treffen. Das heißt: Auch die  lokalen Akteure müssen  für die 
Problemlagen und Handlungsbedarfe der eigenen Stadt und die Möglichkeiten, 
darauf mit Hilfe der Wissenschaft reagieren zu können, sensibilisiert sein. 

 Beidseitiger Nutzen: Im Anschluss daran muss die Einsicht in den je eigenen 
Nutzen der Kooperation bestehen bzw. erzeugt werden. Ideal sind Positivsum‐
menspiele, bei denen sich Nutzen für alle Beteiligten ergibt, also sog. Win‐Win‐
Situationen erzeugt werden.  

 Kooperationskosten und Kooperationsnutzen: Immer dann, wenn die Koope‐
rationskosten  die  (pronostizierten)  Kooperationsgewinne  übersteigen,  ist  jede 
Initiative gefährdet. Aufgrund der wissenschaftsseitig  vorrangig kognitiven Ko‐
operationsmotive werden z.B. Entfernungswiderstände gegen fachliche Koope‐
rationen eher schwach wirksam. Mobilitätskosten z.B., die bei Zusammenarbeit 
mit externen Partnern entstehen, werden inkaufgenommen, wenn ein höherer 
Kooperationsnutzen prognostiziert wird – und die potenziellen lokalen Partner 
sind dann nicht mehr gefragt. 

(2) Voraussetzungen klären:  

 Ressourcen:  Elementare  formale  Voraussetzung  jeglicher  Kooperation  ist, 
dass  angemessene,  d.h.  aufgabenadäquate  Ressourcen  zur  Verfügung  stehen 
bzw. organisiert werden können: personelle, sächliche und – vor allem zur Um‐
setzung konkreter Projekte – finanzielle. 
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 Akteurssystem  ermitteln:  Ratsam  ist  es,  Kooperationsanbahnungen mit  ei‐
ner Diagnose des Akteurssystems, innerhalb dessen die Ziele umgesetzt werden 
sollen, zu verbinden: Wer sind die relevanten Personen, die den Kooperations‐
erfolg  maßgeblich  beeinflussen  und  ihn  damit  relevant  entweder  behindern 
oder  unterstützen  können?  Dann  lässt  sich  z.B.  abschätzen,  woher  Einwände 
und Widerstände zu erwarten sind, und es kann dementsprechend agiert und 
vorgebeugt werden. 

(3) Prozessgestaltung: 

 Verbindlichkeit:  Verbindliche  Vereinbarungen  über  Ziele  und  Inhalte  der 
Partnerschaft  sowie  verbindliche  Absprachen  über  zu  erbringende  Leistungen 
dürfen  nicht  der  operativen  Umsetzung  überlassen  bleiben,  sondern  stellen 
strategische Weichenstellungen dar. 

 Synchronisation und Kontinuität: Es bedarf einer Synchronisierung von Zeit‐
vorstellungen und Planungshorizonten der Partner, da diese unterschiedlichen 
Funktionslogiken und Zeitregimen folgen. Damit werden zugleich die Vorausset‐
zungen für Kontinuität geschaffen, welche die Kooperationseffizienz steigert: Es 
müssen  nicht  fortlaufend  neue  Partner  gesucht  und  gewonnen  werden.  Die 
Kontinuität ist organisatorisch abzusichern, da sie nicht zwingend im Selbstlauf 
entsteht  und  häufig  personengebunden  ist.  Die  organisatorische  Absicherung 
wiederum gelingt  leichter, wenn Kontinuität  ein Bestandteil  der  strategischen 
Zieldefinition ist.  

 Vermeidung  von  Dysfunktionalitäten  und  Kooperationsbürokratie:  Beide 
wirken als Kooperationskiller. Zu vermeiden sind grobe Dysfunktionalitäten, et‐
wa Überbeanspruchungen  oder  Konformitätsdruck,  der  dem Ausprobieren  in‐
novativer  Ideen entgegensteht. Ebenso haben Institutionalisierungen von Koo‐
perationen  immer dann höhere Erfolgschancen, wenn Kooperationsbürokratie 
vermieden wird. 

 Motivation: Die motivierte Mitarbeit  von Wissenschaftler.innen an  lokalen 
Kooperationen wird wahrscheinlicher, wenn sie diese nicht als zusätzliche Auf‐
gabe, sondern als Möglichkeitsraum zur Entfaltung von Forschungs‐ und Lehrin‐
teressen – als eine besondere Art der wissenschaftlichen Tätigkeit – erfahren. 

 Dezentralität  als  Ressource:  Die  Dezentralität  der  Hochschule  und  der 
Durchführung lokal relevanter Hochschulaktivitäten sollte als Potenzial und Mo‐
tivationsressource  anerkannt  werden.  Eine  künstliche  Zentralisierung  bei  der 
Hochschulleitung würde ohnehin an administrative Grenzen stoßen. Förderlich 
kann es dagegen sein, wenn die Leitungsebene  Initiativen  fakultäts‐ und  fach‐
übergreifend  dort  anreizt  und  koordiniert,  wo  es  entsprechende  Unterstüt‐
zungswünsche gibt. Daneben lassen sich die dezentralen Aktivitäten auch in die 
Gestaltung  einer  institutionellen  Policy  integrieren  und  in  eine  strategische 
Hochschulkommunikation einbetten. 

 Zentralität als Ressource: Die grundsätzliche Dezentralität muss abgesichert 
sein  durch  Etablierung  definitiver  Ansprechpartner  für  Wissenschaftsthemen 
auf  Seiten  der  Stadt,  Netzwerkstrukturen  zwischen  Stadt, Wissenschaft, Wirt‐
schaft und möglichst  auch Kultur,  zentral  bereitgestellte  Formate der Wissen‐
schaftskommunikation,  ggf.  einen  strategischen  Entwicklungsplan  und  mög‐
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lichst auch die Absicherung der wissensbasierten Stadtentwicklung über forma‐
le Stadtratsbeschlüsse. 

 Realismus und Sichtbarkeit von Erfolgen: Kooperationsprozesse und ‐akteu‐
re  dürfen  nicht  überfordert werden,  die  gegebenen  Ressourcenbegrenzungen 
sind zu berücksichtigen, und  in zumindest einigen Bereichen sollen auch mög‐
lichst  schnell  sichtbar werdende  Erfolge  erreicht werden.  Letztere  können  zu‐
dem die Mitwirkungsbereitschaft zunächst zögerlicher Partner fördern. 

Speziell zur Etablierung einer Wissenschaftsstadt formuliert der „Lübecker Kata‐
log“ der Gewinner des Titels „Stadt der Wissenschaft“ (2005‒2012) drei zentra‐
le Themen‐ und Handlungsfelder und benennt für diese zentrale Umsetzungsas‐
pekte (Übersicht 37). Erkennbar wird dabei, dass sich das derart systematisierte 
Erfahrungswissen weitgehend mit den Ergebnissen der Evaluation des Wettbe‐
werbs deckt (Lisowski et al. 2011; Hohn/Meyer 2010): Zunächst sei eine Sensibi‐
lität  für  die  unterschiedlichen  Steuerungslogiken  von  Hochschulen,  Wissen‐
schaftseinrichtungen und Stadtverwaltung notwendig. Entwickelt werden sollte 
eine realistische Einschätzung der zeitlichen und finanziellen Ressourcen, derer 
eine  langfristige  Etablierung  einer  Kooperationskultur  bedarf.  Bedeutsam  sei 
auch die Berücksichtigung der Standortpräferenzen von Wissensträgern im Hin‐
blick  auf  ihr  Lebens‐  und  Arbeitsumfeld.  Als  Kern  wissensbasierter  Stadtent‐
wicklung wird deren politische Absicherung identifiziert. 

Hinsichtlich der Erfolgschancen von Netzwerken können die oben herausgear‐
beiteten Details so zusammengefasst werden: Diese Chancen steigen insbeson‐
dere dann, wenn das jeweilige Netzwerk  

 einen eindeutigen Zweck verfolgt, 

 in sich heterogene Partizipanten integriert, 

 aber nicht  so  stark von Partikularinteressen geprägt  ist, dass nur Minimal‐
konsense statt innovative Ideen zustandekommen, 

 hierarchielos,  d.h.  horizontal  angelegt  ist  und  es  zugleich  über  eine  leis‐
tungsfähige Netzwerksteuerung verfügt, 

 eine unterbrechungsfreie Ansprechbarkeit sicherstellt, 

 sich des kommunikativen Geschicks und Handelns von Multiplikatoren be‐
dient, 

 eine  relativ hohe Dichte hat,  also wenig weiße Flecken bzw. abgekoppelte 
oder vernachlässigte Bereiche in sich hat, 

 einen guten internen Informationsfluss zu realisieren vermag und 

 im Zeitverlauf stabil ist. 
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Übersicht 37: „Lübecker Katalog“: Etablierung einer Wissenschaftsstadt – 
Kurzfassung 

Handlungs‐
feld 

Kategorie  Details 

Wissenschaft 
als Wert‐
schöpfungs‐
treiber und 
Transforma‐
tor einer 
nachhaltigen 
Entwicklung 

Voraus‐
setzungen 

kritische Masse von wissenschaftlichen oder wissenschaftsbezo‐
genen Einrichtungen 

Kommunalverwaltung und Wirtschaft vor Ort erkennen die 
Bedeutung der Wissenschaft als regionaler Werttreiber 

Maß‐
nahmen 

Netzwerke zwischen Stadt, Wissenschaft, Wirtschaft als dauer‐
hafte Organisationsstrukturen – diese dürfen nicht lose im Raum 
schweben, sondern benötigen institutionelle Verankerung in der 
Verwaltung oder zumindest deren klare Unterstützung 

zur Verstetigung Vereinbarung langfristiger Ziele und Kommuni‐
kation ihres Nutzens 

Einbeziehung der Wirtschaft über Berücksichtigung wirtschafts‐
relevanter Themen (z.B. Gewinnung und Bindung von Fach‐ und 
Führungskräften) 

Kommuni‐
kation 

wissenschaftsbasierte Qualitäten des Standorts 

Abstimmung von Stadtentwicklung und Stadtmarketing 

besondere 
Heraus‐
forderung 

Übergang von Initialphase (allgemeine Begeisterung und Auf‐
bruchsstimmung) in Verstetigungsphase 

Wissenschaft 
als Zukunfts‐
motor für 
neue  
Urbanität 

Begründung 
wissensbasierte Stadtentwicklung nötigt dazu und ermöglicht 
zugleich, die Stadt urbaner zu machen: Angehörige der Wissens‐
milieus bevorzugen urbane Räume 

Maß‐
nahmen 

Öffnung von Netzwerken und Formaten für die entsprechenden 
Personengruppen 

durch bauliche Lösungen Orte und Räume schaffen, um die 
Sichtbarkeit der Wissenschaft in der Stadt zu erhöhen 

Foren schaffen: Dialog zwischen wissenschaftlichen Disziplinen, 
Hochschulen und Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Zivilge‐
sellschaft so etablieren, dass daraus greifbare Veränderungen für 
die Stadtentwicklung resultieren 

unterschiedliche Handlungslogiken von Politik, Verwaltung, 
Wissenschaft und Wirtschaft berücksichtigen und zusammen‐
zuführen 

Bürger‐
beteiligung 

Maß‐
nahmen 

Gruppen und Multiplikatoren identifizieren, die die wissensbe‐
zogenen Themen in die Stadt tragen, aber auch jene aufnehmen, 
die aus Bürgersicht Nutzen für Stadt und Region bieten 

Modus 
Bürger müssen sich in den Interaktionen ernst genommen fühlen 
und zugleich deren Effekte erleben können 

Quelle: „Lübecker Katalog“ (2012); eigene Verdichtung und Darstellung 
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13.3. Modell lokalen Hochschulhandelns10  

Für strukturell unterfinanzierte Hochschulen stellt es eine Herausforderung dar, 
neben ihren Aufgaben in Lehre und Forschung zusätzliche Aktivitäten zu entfal‐
ten. Dennoch steuern sie bereits heute vielfältige Beiträge zur Entwicklung ihrer 
Sitzstädte bei. Hinsichtlich systematisierter Planung, Umsetzung und Dokumen‐
tation sind die Potenziale allerdings noch unausgeschöpft.  

Eine Systematisierung hochschulischer Aktivitäten ist dann vorteilhaft, wenn Ef‐
fekte,  die  Hochschulen  durch  ihre  schlichte  Existenz  erzeugen  –  also  typische 
Anwesenheitseffekte, etwa Konsum der Hochschulangehörigen –, durch eigen‐
ständige  Beiträge  zur  Entwicklung  ihrer  Sitzstadt  ergänzt werden  sollen.  Zwar 
leisten Hochschulen bereits heute einschlägige Beiträge. Doch sind sie sich des‐
sen häufig nicht oder nur eingeschränkt bewusst, und zugleich finden solche Ak‐
tivitäten  in  den  bisherigen  Leistungsbewertungssystemen  kaum  Berücksichti‐
gung.  Letzteres  stellt  für  diejenigen  Hochschulen,  die  in  dieser  Hinsicht  aktiv 
sind, eine Schwierigkeit dar: Entsprechende Ressourcenverwendungen – deren 
Nutzung für diesen Zweck immer auch ihr Fehlen für andere Zwecke bedeutet – 
werden nur bedingt gewürdigt.  

Um Aktivitäten zielgerichteter ausbauen, ihre Effekte den Aktivitäten zuordnen 
und nach außen besser kommunizieren zu können, bietet sich daher ein syste‐
matisiertes Vorgehen an. Dazu lässt sich das aus zahlreichen fachlichen Zusam‐
menhängen bekannte Modell des Handlungskreises nutzen, indem es zu einem 
Modell  lokal  bezogenen  Hochschulhandelns  umgeformt wird:  Ausgehend  von 
gegebenen Rahmenbedingungen werden  lösungsbedürftige Probleme und be‐
arbeitbare  Ziele definiert,  ein Handlungsprogramm entworfen und umgesetzt, 
Effekte erzielt und ausgewertet, um schließlich rückkoppelnd die Rahmenbedin‐
gungen, die Handlungsprogrammierung und die Programmumsetzungen weiter 
zu verbessern. 

Diese Abfolge ist idealtypisch gedacht und nicht als Eins‐zu‐Eins‐Abbildung von 
Realprozessen zu verstehen: Das Leben fügt sich typischerweise nicht  linearen 
Modellierungen.  Stattdessen  werden  prozessbegleitend  Interessendifferenzen 
wirksam und müssen verhandelt werden oder können sich durch Veränderun‐
gen in benachbarten Handlungsfeldern korrigierte Schwerpunktsetzungen erge‐
ben.  Dies  kann  Zielkorrekturen  und  Programmrevisionen  einschließen,  wenn 
sich im Vollzug einzelne Aspekte als nicht umsetzbar erweisen oder sich die Prä‐
ferenzen  maßgeblicher  Akteure  verändern.  Die  Phasen  des  Handlungskreises 
sind  insofern analytische Abstraktionen. Nicht nur überlappen sie sich zeitlich, 
sondern sind durch feedbackgesteuerte Rückkopplungsschleifen auch komplex 
miteinander  verflochten  und  zu  verflechten.  Das  gilt  es  zu  berücksichtigen. 
(Übersicht 38) 

 

 

                                                                     
10 Mitautor: Justus Henke 
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Übersicht 38: Modell lokalen Hochschulhandelns  
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13.3.1. Rahmenbedingungen: Voraussetzungen und Ressourcen 

Zunächst sind die Rahmenbedingungen zu bestimmen, eine Bestandsaufnahme 
durchzuführen,  unausgeschöpfte  Potenziale  auszumachen  und  Ressourcen  zu 
berücksichtigen. 

Rahmenbedingungen beachten:  Aktivitätsoptionen und  ‐effekte werden durch 
kulturelle, wirtschaftliche,  administrativ‐politische  und  infrastrukturelle  Bedin‐
gungen geprägt. Diese sollten auf potenzielle Implikationen für mögliche Aktivi‐
täten hin gerastert werden. Rechtliche Vorgaben – etwa Hochschulgesetze oder 
das Kommunalrecht – sind zu beachten. So lässt sich Realisierbares vom Nicht‐
machbaren unterscheiden und lassen sich Potenziale und Grenzen ausloten. 

Bestandsaufnahme  durchführen:  Jede  Hochschule  leistet  bereits  einschlägige 
Beiträge, und dies  teilweise,  ohne  sich darüber wirklich bewusst  zu  sein.  Eine 
Bestandsaufnahme dessen, was bereits geleistet wird, ist eine notwendige Vor‐
aussetzung zur Weiterentwicklung und etwaigen Ergänzung der Aktivitäten. 

Dabei sollte reflektiert werden, welche konkreten Beiträge damit für die Stadt 
geleistet werden.  Beispielsweise  dockt  ein  Career  Center  an  die Herausforde‐
rung Abwanderung an, da Vermittlungen von Absolventen an Beschäftiger der 
Region Klebeeffekte erzeugen können, die ein  längerfristiges Halten von Fach‐
kräften  unterstützen.  Oder  Angebote wie  Kindercampus  oder  Seniorenakade‐
mie fördern die soziale Stabilität, indem sie die Bildungsinfrastruktur der Region 
ergänzen.  

Erfolge und Nichterfolge verstehen: Die Bestandsaufnahme kann zur kritischen 
Reflexion verhelfen. Dabei stellt sich die Frage, ob die bestehenden Aktivitäten 
erfolgreich  sind. Als wichtigste Bewertungskriterien  können  (a) Nachfrage,  (b) 
Zufriedenheit und (c) Tragfähigkeit herangezogen werden: 

 Eine Maßnahme muss durch die Nutznießerinnen bzw. Kooperationspartner 
auch nachgefragt und genutzt werden, um Erfolg zu haben.  

 Die Umsetzung sollte qualitativ hochwertig sein und damit hohe Zufrieden‐
heit der Beteiligten erzeugen.  

 Tragfähigkeit meint, dass die Maßnahme ausfinanziert sein sollte. Damit ge‐
lungene Modellprojekte  nicht  nach  Auslaufen  einmaliger  Förderungen  ab‐
rupt enden, müssen frühzeitig Anschlussfinanzierungen organisiert werden. 

Unausgeschöpfte  Potenziale  ausmachen:  Besteht  ein  Überblick  darüber,  was 
man tut, wo man besonders erfolgreich  ist und wie gut die Aktivitäten  in Ent‐
wicklungsstrategien integriert sind, so stellt sich die Frage, wo potenzielle Hand‐
lungsansätze noch nicht oder nicht  in gewünschtem Ausmaß verfolgt werden. 
Hier sind die vorangegangenen Schritte eine hilfreiche Grundlage: 

 Zunächst  lässt  sich  prüfen,  welche  lokalen  Herausforderungen  noch  nicht 
bearbeitet werden, obgleich es Potenziale dafür gibt.  Ferner  ist  festzustel‐
len,  ob  die  profilbildenden  Fächerschwerpunkte  der  Hochschule  auch  bei 
diesen Aktivitäten bereits als Aktivposten erkennbar sind.  

 Dem  schließt  sich  eine Diskussion  darüber  an,  inwiefern weniger  profilbil‐
dende Fächer Potenziale  für  hochschulische Beiträge aufweisen,  die  ihnen 
auch neue Entwicklungsperspektiven verschaffen könnten.  
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 Weitere  Einschätzungen  über  unausgeschöpfte  Potenziale  der  Hochschule 
verschafft der Blick über den Tellerrand. So kann geschaut werden, wo an‐
dere Hochschulen bereits  neue Wege  gegangen  sind und erfolgreich  agie‐
ren. 

 Gesellschaftliche  Trends  wie  die  Orientierung  auf  erneuerbare  Energien 
oder  regionale  Produkte  stellen  Potenziale  gerade  für  herausgeforderte 
Städte  und  Regionen  dar  –  und  bieten  zugleich  zahlreiche  Anknüpfungs‐
punkte für aktive Mitgestaltung durch die Hochschulen. 

Ressourcen  identifizieren  und  einplanen:  Ressourcen  sind  zur  Umsetzung  von 
Maßnahmen erforderlich und bestimmen, je nach Verfügbarkeit, deren Umset‐
zungsart, ‐umfang und ‐dauer. Ebenso können Ressourcenausstattungen auf Lü‐
cken in der Ressourcenverfügbarkeit hinweisen und damit Ausgangspunkt dies‐
bezüglicher Problem‐ bzw. Zieldefinitionen während der Programmierungspha‐
se sein: 

 Eine zentrale Ressource besteht  in den eigenen Stärken – auch weil deren 
Identifizierung die Grundlage dafür ist, weniger profilierte Bereiche, Herausfor‐
derungen und Bedarfslagen zu erkennen und das Engagement daran auszurich‐
ten. Stärken im Lehrbereich lassen sich dort finden, wo Studiengänge besonders 
stark nachgefragt sind und wo nachweislich gute Lehrleistungen erbracht wer‐
den.  Im Bereich der Forschung  lässt  sich die Frage danach stellen,  in welchen 
Bereichen besondere Forschungsleistungen für die Region erbracht werden.  

 Zugleich  sollte  hochschulisches  Engagement  nicht  nur  auf  die  bereits  vor‐
handenen Stärken setzen. Die stärkere  Integration  in die Bedarfslagen vor Ort 
eröffnet auch denjenigen Fachbereichen Chancen, die sich bisher bei den her‐
kömmlichen  Leistungsindikatoren  nicht  besonders  profilieren  konnten.  Sofern 
sich die Angehörigen dieser Fachbereiche dafür motivieren  lassen,  können  sie 
potenziell wichtige Leistungsträger der Third Mission einer Hochschule werden 
und so zur Stabilisierung der Hochschule selbst beitragen. 

 Sollen Aktivitäten ergriffen werden, wird deren Umsetzung und Ausgestal‐
tung zumeist von den mobilisierbaren Finanzen abhängen. Regionales Wirksam‐
werden hochschulischer Aktivitäten ist häufig darauf angewiesen, dass über die 
hochschulische  Grundausstattung  bzw.  Haushaltsmittel  hinausgehende  Finan‐
zierungsquellen erschlossen werden. Wo wirtschaftsstarke Großakteure fehlen, 
erfordern  privatwirtschaftliche  (Ko‐)Finanzierungen  vergleichsweise  hohe  An‐
bahnungskosten oder sind gar nicht möglich.  

 Für  eine  sorgfältige  Analyse  der  Förderoptionen  sind  einerseits  zahlreiche 
fach‐  und  themenbezogene  Spezifika  zu  beachten,  andererseits  müssen  stets 
vergleichbare Rechercheroutinen durchlaufen werden. Daher empfiehlt es sich, 
eine systematische Suche dadurch zu erleichtern, dass an den Hochschulen Leit‐
fäden oder Recherchetools angeboten werden. Diese können die einschlägigen 
Forschungstöpfe –  sortiert nach  Fächereignung und weiteren  inhaltlichen und 
formalen Kriterien – derart aufbereiten, dass die Suchenden mit überschauba‐
ren  Ressourcenaufwand  agieren  können.  Letzteres  kann  als Motivator wirken 
und so die Hemmschwelle der Wissenschaftler.innen senken, für eigene Vorha‐
ben  (neue)  Finanzierungsoptionen  zu  erschließen.  Erhöhte  Erfolgsaussichten 
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und Motivation dürften die in Erstellung und Pflege der Leitfäden und Recher‐
chetools investierten Ressourcen schnell refinanziert haben.   

 Die Verfügbarkeit von Personal hängt bei lokal fokussierten Hochschulaktivi‐
täten auch mit motivierenden Faktoren zusammen, da entsprechende Aktivitä‐
ten häufig über die klassischen (Pflicht‐)Aufgaben  in Forschung und Lehre hin‐
ausgehen. Hier sind drei wichtige Kriterien zu beachten: Transparenz, Mitspra‐
che und Anerkennung. Zu ersterem zählt ein offener Kommunikationsstil, etwa 
in  der  Anbahnungsphase  von Projekten oder  bei  der Gestaltung  von  Entwick‐
lungsstrategien. Ein angemessenes Maß an Mitsprache und Mitgestaltungsmög‐
lichkeiten ist für Aktivitäten, die über die Pflichtaufgaben hinausgehen, existen‐
ziell und erfolgsbestimmend. Top‐down‐Strategien wirken schon wegen der ho‐
hen Relevanz von persönlicher Motivation und Engagement aktivitätshemmend.  

 Weiter  ist  zu  prüfen,  inwieweit  die  verfügbaren  Ausstattungen  –  etwa  in 
technischer oder räumlicher Hinsicht – die Realisierung angestrebter Maßnah‐
men erlauben. Ist dies nicht der Fall, ist über entsprechende Anpassungen bzw. 
darüber, ob die Planungen fortgesetzt werden, zu entscheiden. 

 Schließlich müssen  Organisationsstrukturen  und  ‐kulturen  derart  gestaltet 
sein,  dass Aktivitäten  in  den  fokussierten Handlungsfeldern  grundsätzlich  um‐
setzbar sind. Im Prinzip sollten Hochschulen die entsprechenden Voraussetzun‐
gen erfüllen. Besonders für Hochschule‐Stadt‐Kooperationen ist aber im Einzel‐
fall  zu  prüfen,  ob  organisationale  Inkompatibilitäten  die  Zusammenarbeit  be‐
hindern können. 

13.3.2. Programmierung: Problem- und Zieldefinitionen,  
  Handlungsprogramm 

In der Programmierungsphase wird an die spezifischen lokalen Herausforderun‐
gen, Handlungsfelder und Bedarfslagen angedockt,  indem Probleme und Ziele 
definiert und Kooperationsmöglichkeiten identifiziert werden.  

Problem‐ und Zieldefinitionen: Aufbauend auf den identifizierten Voraussetzun‐
gen und verfügbaren oder  zu erschließenden Ressourcen sind konkrete, drän‐
gende  und  daher  lösungsbedürftige  Probleme  auszumachen  und  mit  Zielen 
bzw. Lösungsansätzen zu verbinden: 

 Zu prüfen ist, in welchen gesellschaftlichen Bereichen hochschulische Unter‐
stützungsleistungen  besonders  gefragt  sind.  Zur  Sortierung  lokaler  Problemla‐
gen  können Handlungsfelder  herangezogen  und den Bedarfslagen  zugeordnet 
werden (Übersicht 39). Ein konkretes Problem kann etwa darin bestehen, dass 
einem  ansässigen  FuE‐Unternehmen  geeignete  Bewerber  für  offene  Stellen 
fehlen. Als Ziel wäre zu definieren, die vakanten Stellen mit bedarfsgerechtem 
Fachpersonal besetzen zu können.  

 Da  es  sich  bei  solchen  Problemen  zumeist  nicht  um  temporäre  Ereignisse 
oder Einzelfälle handelt,  sind mittel‐  bis  langfristige  Lösungswege gefragt. Um 
diese  systematisch  und  zielgerichtet  zu  beschreiten,  sollten  Konzepte,  Strate‐
gien  oder  Handlungsleitlinien  in  Kooperation  mit  lokalen  Akteuren  möglichst 
transparent ausgearbeitet, gestaltungsoffen diskutiert und verabschiedet werden.  
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 Um die Erfolgsaussichten zu erhöhen, sind die Risiken potenzieller Aktivitä‐
ten abzuschätzen und bei der Programmierung zu berücksichtigen. Viele Risiken 
entfalten  sich  durch  Umsetzungshürden  von Maßnahmen  und  können  mini‐
miert werden.  Typische Risiken bestehen  in mangelnder Kostendeckung,  ge‐
ringer Nachfrage bzw. Resonanz bei der Zielgruppe bzw. in der Stadt oder in ei‐
nem unausgewogenen Kosten‐Nutzen‐Verhältnis. 

Übersicht 39: Exemplarische Ableitung hochschulischer Aktivitäten aus  
lokalen Handlungserfordernissen  

Lokale Entwicklung  Hochschulbeiträge zur lokalen Entwicklung 

Heraus‐
forderung 

Hand‐
lungsfeld 

Bedarfslagen  Zieldefinition 
Maßnahmen zur 
Zielerreichung 

1  2  3  4  5 

Alterung 
der 
Bevöl‐
kerung 

Lebens‐
qualitäts‐
steige‐
rung für  
Senioren 

Gestaltung von 
Übergängen aus 
dem Berufsleben 
in den Ruhestand 

Erfahrungs‐
sicherung und 
generationenüber‐
greifender Wissen‐
stransfer 

 entsprechende Ausrichtung 
des Praktikumsgeschehens  

 curriculare Angebote, die 
auf Betriebsnachfolge  
vorbereiten 

Generationen‐
dialog 

Seniorenbildung 

 Seniorenuniversität 
 Studienmöglichkeiten für 

Senioren im Rahmen des 
Normalangebots 

Absicherung des 
medizinischen/ 
pflegerischen 
Bedarfs 

Gesundheit 

 Supramaximalversorgung 
für multimorbide Patienten 
durch Universitätsklinika 

 Forschung und Beratung zu 
einschlägigen Themen 

 

Handlungsprogramm  formulieren:  Zu  berücksichtigen  ist,  dass  auf  Grund  der 
gegebenen Ressourcenbegrenzungen grundsätzlich keine wie auch immer gear‐
tete Vollständigkeit der Problembearbeitung zu erreichen  ist. Daher bedarf es 
einer  Zielhierarchie,  in  der  Prioritäten  und  Posterioritäten  festgelegt  werden. 
Diese lassen sich dann in einen Stufenplan überführen:  

 Auf  Stufe  1  sind  die  Prioritäten,  d.h.  die Unverzichtbarkeiten  umzusetzen. 
Die Handlungsanweisung für die Definition dieser Prioritäten kann auch lau‐
ten: Zunächst sind die störendsten Hemmnisse zu identifizieren und ist ein 
Bearbeitungsmodus für diese zu bestimmen.  

 Auf  Stufe  2 werden  solche  Initiativen  eingeleitet,  die  zwar  nicht  prioritär, 
aber  dringend wünschenswert  sind,  über  die  Einvernehmlichkeit  zwischen 
den  Partnern  besteht  und  für  die  Problemlösungsressourcen  vorhanden 
sind.  

 Auf Stufe 3 lassen sich dann Maßnahmen umsetzen, die zunächst noch kon‐
fliktbehaftet waren, für die also erst ein Konsens unter den Beteiligten ge‐
funden werden musste. 

Derart  kann eine  systemische  Integration  erfolgen: Die Umsetzung  von Hand‐
lungsansätzen  hängt  zum  großen  Teil  vom  Engagement  der  beteiligten  Hoch‐
schulakteure ab. Das heißt  jedoch nicht, dass dieses allein einzelnen Personen 
überlassen werden sollte. Die systemische Integration zielt darauf ab, das Enga‐
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gement  zum  Teil  einer  kohärenten  Entwicklungsstrategie  zu machen.  Dies  ist 
deshalb  wichtig,  weil  uneffektive  Überlappungen  von  und  Konkurrenzen  zwi‐
schen Aktivitäten vermieden werden sollten. Stellt sich heraus, dass es weitere 
Einzelaktivitäten  gibt,  ist  zu  überlegen,  wie  sie  in  eine  Entwicklungsstrategie 
eingebunden werden. Dadurch erhöht sich die Sichtbarkeit der Aktivitäten ins‐
gesamt. 

Werden  die Maßnahmen  und  Instrumente  im  Rahmen  strategisch  angelegter 
Stufenpläne  systematisiert,  so  sind  solche  Pläne  nicht  als  planwirtschaftliches 
Bewirtschaftungsinstrument misszuverstehen.  Sie  ermöglichen  vielmehr, wäh‐
rend der Implementationsphase festzustellen, wo man stehen wollte, wo man – 
in der Regel: im Unterschied dazu – steht und welche Umfeldbedingungen sich 
ggf. verändert haben:  

 Planungen  sind  die  Voraussetzung  dafür,  ungerichtetes  oder  allein  intuitiv 
geleitetes Handeln vermeiden und statt dessen reflektiert handeln zu kön‐
nen. 

 Strategiepläne  sollen kein  sklavisch bindendes Handlungskorsett  sein,  son‐
dern sind vor allem dann sinnvoll, wenn sie es ermöglichen, von ihnen kon‐
trolliert  abweichen  zu  können  –  die  Betonung  liegt  dabei  auf  kontrolliert. 
Hat eine Hochschule keinen Plan, fehlt selbst die Grundlage für die kontrol‐
lierte Abweichung.  

 Gibt es hingegen einen Plan, von dem fallweise, z.B. zur Sicherung überwie‐
gender Zustimmung, abgewichen wird, dann besteht die Chance, auch auf 
Umwegen zum Ziel zu gelangen, soweit das  jeweilige Ziel über die Zeit hin 
seine Geltung festigen kann.  

 Daneben stabilisieren Strategiepläne die  zugrundeliegenden Problemwahr‐
nehmungen. Ebenso fördern sie die institutionelle Außendarstellung, indem 
diese systematisiert werden kann und Anknüpfungspunkte  für externe Ak‐
teure geschaffen werden. 

 Zudem schaffen Planungen eine Rationalitätsfassade, die extern Legitimität 
generieren und intern insofern funktional sein kann, als sie die Akteure zum 
Handeln  nötigt.  Das  Ergebnis  inkrementeller  Steuerung mag  zwar  von  der 
ursprünglichen Planung abweichen, kann aber immer noch deren Grundsät‐
ze zur Geltung bringen. 

Vor allem aber müssen die  Inhalte der Handlungsprogramme konkret sein, da 
sie nur dann  tatsächliche Handlungen veranlassen, nicht unverbindlich wirken 
und nur  so  im Zeitverlauf  (Teil‐)Erledigungen bzw. ausstehende  Schritte nach‐
vollziehbar oder aber nötige Programmänderungen sichtbar werden (Übersicht 
40).  

Kooperationsmöglichkeiten  ausloten:  Kooperationen  stellen  eine  zentrale Res‐
source  für  Hochschulaktivitäten  zur  Bearbeitung  lokaler  Herausforderungen 
dar. Hier ist zu prüfen, welche Akteure – Unternehmen, Forschungseinrichtun‐
gen, Verbände, Vereine –  für ein bestimmtes Anliegen  in Frage kommen bzw. 
inwieweit bereits bestehende Kooperationen genutzt werden können. Welche 
Kooperationspartner  die  richtigen  sind,  ist  danach  zu bewerten, welche Prob‐
lemlagen bearbeitet und welche Zielstellungen erreicht werden sollen, ferner 
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Übersicht 40: Maßnahmenbeschreibung in einem Handlungsprogramm 
zur Steigerung der Verbindlichkeit 

Kategorie  Benennung  Kategorie 
Benennung/ 
Erläuterung 

Handlungsfeld  ...  Beitrag zum Ziel  ... 

Maßnahme  ...  Maßnahmenerläuterung  ... 

Verantwortlich  ...  Mitwirkende  ... 

Ressourcenvolumen  ...  Ressourcenquelle  ... 

Prioritätsstufe  ...  Zeitliches Umsetzungsziel  ... 

 

danach, welche Ressourcen  für Maßnahmen  in entsprechenden Handlungsfel‐
dern benötigt und beim Partner zur Verfügung stehen: 

 Hierfür  ist  es  notwendig,  darüber  im  Bilde  zu  sein,  welche  Einrichtungen, 
Unternehmen, Verbände und Vereine der Zivilgesellschaft prägende Akteure in 
der  Stadt  sind.  Dabei  kann  auf  Basis  der  Analyse  der  eigenen  Stärken  und 
Schwächen bereits systematisch nach passenden potenziellen Partnern gesucht 
werden.  Schließlich  lässt  sich  die  Suche  nach  Kooperationspartnern  nach  den 
Handlungsansätzen  strukturieren,  für  die  man  Umsetzungsstrategien  entwi‐
ckeln möchte.  

 Es  sind  zudem  Formen  zur  Vernetzung  der  Akteure  zu  schaffen. Gremien, 
Kooperationsvereinbarungen und regelmäßige Treffen schaffen Gelegenheiten, 
Ideen weiterzuentwickeln, sich über die eigenen Ziele zu verständigen und Vor‐
aussetzungen für Win‐Win‐Situationen zu schaffen. 

13.3.3. Implementation: strategisch handeln und mit  
  Abweichungen rechnen 

Hier  ist  nun  das  entwickelte Handlungsprogramm umzusetzen  –  und  zugleich 
darf nicht erwartet werden, dass sich ihm die Realität widerstandslos ergibt. In‐
teressendifferenzen  werden  wirksam  und  müssen  verhandelt  werden.  Durch 
Veränderungen  in  benachbarten  Handlungsfeldern  können  sich  korrigierte 
Schwerpunktsetzungen ergeben. Zielkorrekturen und Programmrevisionen kön‐
nen nötig werden, wenn sich  im Vollzug einzelne Aspekte als nicht umsetzbar 
erweisen oder sich die Präferenzen maßgeblicher Akteure verändern. Damit ist 
pragmatisch, aber mit  im Grundsatz ununterbrochener Aufmerksamkeit umzu‐
gehen. Sich dabei das Set des verfügbaren Instrumentariums vor Augen zu hal‐
ten und es  fortwährend zu ergänzen, stärkt die eigene Handlungssouveränität 
(Übersicht 41). 

Dokumentation: Für die spätere Auswertung, die Entwicklung von Routinen für 
vergleichbare künftige Aktivitäten und eine offensive Außenkommunikation ist 
es hilfreich, die Aktivitäten zu dokumentieren: 

 Dies ist kaum allein von zentraler Stelle aus zu bewerkstelligen, was zum ei‐
nen in der komplexen Hochschulorganisationsstruktur und zum anderen in der 
Menge hochschulischer Aktivitäten begründet ist. Entsprechende Dokumenta‐ 
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Übersicht 41: Hochschulische lokale Aktivitäten: Ziele und  
Umsetzungsinstrumente 
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Kompetenz‐/Transfer‐
zentren 

          ✓  ✓  ✓           

Netzwerkarbeit  ✓    ✓  ✓  ✓            ✓   

Beiräte        ✓  ✓            ✓   

Onlineplattform      ✓                   

Informationen und 
Beratung 

✓          ✓             

Veranstaltungs‐ 
management 

✓  ✓            ✓  ✓      ✓ 

kostenpflichtige Weiter‐/ 
Bildungsangebote 

  ✓      ✓              ✓ 

Vorträge/Vorlesungen  ✓  ✓            ✓         

Workshops/Experimente  ✓  ✓            ✓         

Forschungsmärkte/ 
Messen 

    ✓    ✓               

Service Learning                  ✓  ✓     

Kulturangebote                  ✓  ✓     

Events/Feste  ✓              ✓  ✓       

Arbeitsplätze und Labore          ✓  ✓             

Wettbewerbe          ✓               

Dienst‐ und Ent‐
wicklungsleistungen 

        ✓  ✓            ✓ 

 

tionen auf Fachbereichs‐ oder Institutsebene umzusetzen, scheint daher realis‐
tischer. Von zentraler Stelle muss allerdings das Dokumentationsanliegen kom‐
muniziert  und  motivationsfördernd  begründet  werden.  Zudem  empfiehlt  es 
sich, einheitliche Dokumentationsvorlagen zur Verfügung zu stellen.  

 Zweck der Dokumentation ist es, ein möglichst umfassendes Bild der an der 
Hochschule stattfindenden Aktivitäten zu erhalten, mit dem deren zentrale Stel‐
len dann operieren  können. Daher  sind die  auf  Fakultäts‐  oder  Institutsebene 
erstellten  Dokumentationen  an  einer  Stelle  zusammenzuführen.  Im  Ergebnis 
werden  die  Hochschule  und  ihre  Leitung  umfassend  auskunftsfähig  zu  den 
stadtbezogenen Aktivitäten, und die Transferstelle z.B. kann auf die Informatio‐
nen zurückgreifen. 
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Ergebnisse  –  Effekte  wahrnehmen  und  kommunizieren:  Hochschulaktivitäten 
haben Effekte. Diese Feststellung scheint zunächst trivial, erlangt aber – sowohl 
für die hochschulische Innen‐ als auch Außenkommunikation – vor allem dann 
Bedeutung, wenn ein konkreter Maßnahmen‐Wirkungs‐Bezug ad hoc nicht her‐
gestellt  werden  kann.  Letzteres  stellt  in  der  Hochschulpraxis  keine  Seltenheit 
dar, da sich lokale Effekte von Hochschulaktivitäten häufig nicht als unmittelba‐
rer  Ursache‐Wirkungs‐Zusammenhang  identifizieren  lassen.  Die  Verbindung 
zwischen  oder  Zuschreibung  von  Aktivitäten  zu  Effekten  unterliegt  einer  Viel‐
zahl  von  Einflüssen,  die  sich  unter  differenzierten  Rahmenbedingungen  stadt‐
spezifisch unterscheiden: 

 Grundsätzlich erzeugen Hochschulen in ihren jeweiligen Sitzregionen Anwe‐
senheitseffekte, zu denen etwa Nachfrageeffekte oder Einflüsse auf die Bevöl‐
kerungsstruktur zählen. Im hier vorgestellten Handlungskreismodell geht es ex‐
plizit um Aktivitätseffekte. Um die Gesamtheit hochschulbezogener Wirkungen 
auf Städte abschätzen zu können, müssen die Anwesenheitseffekte jedoch mit‐
gedacht werden. 

 Die  Unterscheidung  zwischen  mittelbaren  und  unmittelbaren  Effekten 
macht deutlich, dass eine Wirkung nicht unmittelbar durch eine bestimmte Akti‐
vität hervorgerufen sein muss. Mittelbare oder Umweg‐Effekte sind vergleichs‐
weise  schwer  empirisch  zu  belegen;  hinsichtlich  der  zugrundeliegenden  Wir‐
kungszusammenhänge  kann  teils  nur  plausibilitätsgestützt  argumentiert  wer‐
den. Angesichts dieser Schwierigkeit fällt es – etwa gegenüber Dritten wie Poli‐
tik oder Fördermittelgebern – häufig leichter, auf die unmittelbaren Effekte der 
Hochschultätigkeit  zu  verweisen  und  den  weniger  greifbaren,  empirisch 
schwammigen Bereich der mittelbaren Effekte zu vernachlässigen.  

 Allerdings  bleibt  so  ein wesentlicher  Teil  hochschulischer  Einflüsse  auf  die 
Sitzstadt unbeachtet. Daher ist das Artikulieren von empirisch bislang wenig be‐
legbaren  mittelbaren  Zusammenhangsannahmen  dem  gänzlichen  Weglassen 
vorzuziehen.  Zu  Verbindungen  zwischen  Aktivitäten  und  Effekten  kann  hier 
plausibilitätsgestützt  und  mit  exemplarischen  Belegen  argumentiert  werden. 
Mittelbare  Effekte  der  Hochschultätigkeit  bestehen  etwa  in  der  gesellschaftli‐
chen  Integration heterogener werdender Bevölkerungsstrukturen,  indem Akti‐
vitäten auf die Förderung von Weltoffenheit und Toleranz zielen.  

 Die Identifizierung und Kommunikation von Erfolgen setzt ein Mindestmaß 
an  maßnahmenspezifischem  Monitoring  bzw.  Dokumentationsanstrengungen 
voraus, die gleichzeitig essenziell  für die Auswertungsphase sind. Bewertungs‐
kriterien zur Erfolgsmessung stellen insbesondere Nachfrage, Zufriedenheit und 
Tragfähigkeit dar. 

13.3.4. Auswertung: Neuprogrammierung vorbereiten 

Die Auswertungsphase bildet die Basis künftiger Planungen. Hier  ist  vom kon‐
kreten Fall abstrahierendes Wissen festzuhalten und einer systematischen Ver‐
wertung zugänglich zu machen. Die während der Auswertungsphase dokumen‐
tierten  Erkenntnisse  dienen  der  Verbesserung  von Voraussetzungen  und Rah‐
menbedingungen,  der  (Re)Programmierung  und  Präzisierung  zu  implementie‐
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render  Aktivitäten.  Folgende  Gliederungspunkte  helfen,  die  Auswertung  zu 
strukturieren:  

 förderliche  und  hemmende  Faktoren: Hierzu  zählen  etwa  (der Mangel  an) 
Entscheidungshoheiten,  (geringe) Offenheit  gegenüber  kultureller Heterogeni‐
tät,  strukturelle  (In‐)Kompatibilitäten  und  Bürokratie  oder  (mangelnde)  Res‐
sourcenausstattung. 

 Im Laufe eines Problembearbeitungsprozesses treten plausibilitätsgestützte 
Annahmen  oder  empirische  Belege  für  Korrelationen  bzw.  Kausalitäten  zwi‐
schen Ursachen und Wirkungen zu Tage, die es  für Reprogrammierungen und 
Präzisierungen auszuwerten gilt.  

 Kausalfiktionen und Mythen speisen sich meist aus unzureichendem Wissen 
über Wirkungszusammenhänge oder angestrebte Wirkungen, die faktisch nicht 
eintreten  bzw.  eingetreten  sind,  unabhängig  davon  aber  in  der  (Außen‐)Kom‐
munikation weiterhin angeführt werden. Ein Beispiel dafür stellt die Annahme 
dar, Transferstellen würden als „Übersetzer“ und Kooperationsmotor zwischen 
kleinen  und  mittelständischen  Unternehmen  und  Hochschulen  agieren.  Dies 
kann im Einzelfall gelingen, stellt im allgemeinen aber eine strukturelle Überfor‐
derungen der Einrichtungen dar.  

 Viele Aktivitäten  sind  kopplungsfähig,  d.h.  sie produzieren nicht  gleichsam 
automatisch Zielkonflikte. Einige Aktivitäten bzw. konkrete Maßnahmen lassen 
sich  relativ  reibungslos miteinander  kombinieren und können  sich  gegenseitig 
stärken. Bei  anderen wiederum können durch differente  Interessenlagen Ziel‐
konflikte entstehen. Diese speisen sich beispielsweise aus der Zugehörigkeit zu 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen, die je eigenen Funktionslogiken 
unterliegen. Gegensätze bestehen etwa zwischen Konkurrenz und Kooperation. 
Sind potenzielle Zielkonflikte identifiziert, kann im Rahmen eines Konfliktmana‐
gements nachjustiert werden.  

 Good‐Practice‐Beispiele zielen in besonderem Maße darauf, den durchlaufe‐
nen Problembearbeitungsprozess so aufzuarbeiten und zu kommunizieren, dass 
er künftig bei vergleichbaren Prozessen als Blaupause genutzt werden kann. Al‐
lerdings  sollte  dieses  Vorgehen  nicht  als  Kopiervorgang  verstanden  werden. 
Vielmehr sind jeweilige Übertragbarkeiten unter veränderten Voraussetzungen 
und Rahmenbedingungen zu prüfen.  

 Die Entscheidung  für und die Umsetzung von bestimmten Maßnahmen  ist 
jeweils mit Vor‐  und  Nachteilen  verbunden. Werden  diese  gegenübergestellt, 
gewichtet und bewertet, lässt sich herausfinden, ob die umgesetzte Handlungs‐
option, gemessen an den angestrebten Effekten, zielführend war oder Alterna‐
tiven zu prüfen sind.   

 Unausgeschöpfte Potenziale hinsichtlich nachgefragter bzw. leistbarer hoch‐
schulischer Beiträge zur Regionalentwicklung können die Basis neuer Program‐
mierungen von Hochschulaktivitäten sein, die auf regionale Wirksamkeit zielen. 
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13.4. Kooperationsinstrumente 

In  der  einschlägigen  Forschung wurden  sowohl  Stadt‐  als  auch Hochschulent‐
wicklung  als  besonders  planungsresistente  Handlungsfelder  herausgearbeitet. 
Bei  der  Kopplung  von  Stadt‐  und  Hochschulentwicklung  handelt  es  sich  dann 
um  einen  Zusammenhang,  der  im  ersten  Zugriff  durch  Planungsresistenz  im 
Quadrat  gekennzeichnet  erscheint.  Hier  zu  synchronisieren,  ist  durchaus  eine 
Herausforderung.  

Als Alternative zur planungsgebundenen Intervention gilt das Konzept der Kon‐
textsteuerung. Die Gestaltung günstiger Kontexte für die Wissenschaft‐Stadt‐In‐
teraktion soll darauf zielen, Fühlungskontakte zu erleichtern. Damit werden Ge‐
legenheitsstrukturen  für  potenziell  produktive,  wechselseitige  Verstärkungen 
der Hochschul‐ und Stadtentwicklung geschaffen, also die entsprechenden Rah‐
menbedingungen  verbessert.  Innerhalb  dieser  haben  potenzielle  Partner  zum 
einen  die  Chance,  Interessenüberlappungen  und  ‐schnittstellen  zu  entdecken. 
Zum anderen sollten diese qua  förderlicher Kontexte  in erleichterter Weise  in 
gemeinsames Handeln überführt werden können. 

13.4.1. Netzwerke und Kooperationsplattformen 

Da Städte in Bezug auf die wissenschaftlichen Einrichtungen kaum über Steue‐
rungsmechanismen  verfügen, muss  die  Etablierung  produktiver  Kooperations‐
verhältnisse konsensual erfolgen. Hierfür erscheint – trotz aller auch kritischen 
Faktoren und Erfahrungen – die Bildung von Netzwerken als am ehesten erfolg‐
versprechender Weg, Stabilität von Kooperationen zu erzeugen. Es steht nach 
Lage der Dinge kein vergleichbar leistungsfähiges Instrument zur Verfügung, um 
über punktuelle Aktivitäten hinaus zu kontinuierlichen und zielorientierten Ko‐
operationen zu gelangen. Ebenso wird lokale (bzw. regionale) Netzwerkbildung 
häufig als Operationsmodus empfohlen, um konkurrierende Interessen zu mar‐
ginalisieren und stattdessen vorhandene Interessenüberlappungen produktiv zu 
machen.  Zugleich  sind  die  praktischen  Netzwerkerfahrungen  durchaus  wider‐
sprüchlich: 

 Akteursnetzwerke  funktionieren  nur,  wenn  sie  stabil  und  erreichbar  sind. 
Ohne  ein  Netzwerkmanagement  fehlen  Verantwortlichkeiten  und  bleibt  die 
Netzwerkstruktur häufig unklar. Ohne eine dauerhaft ansprechbare Koordinie‐
rungsstelle besteht das Risiko, dass Kontakte nicht zustandekommen, weil Re‐
aktionen zu lange auf sich warten lassen oder gar unterbleiben.  

 Zugleich  kann  Netzwerkstabilisierung  mit  Hilfe  eigens  dazu  eingerichteter 
Stellen oder Agenturen, wenn organisatorisch unzureichend durchdacht, in Ko‐
operationsbürokratie ausarten. So kann der Aufbau von Kooperationsbeziehun‐
gen,  insbesondere  deren  vertragliche/juristische  Absicherung,  und  der  erwei‐
terte Abstimmungsbedarf zur Berücksichtigung und Ausbalancierung partikula‐
rer  Interessen  die  Transaktionskosten  in  die  Höhe  treiben,  zeitnahe  Entschei‐
dungen verhindern und Unsicherheit bei den verschiedenen Beteiligten produ‐
zieren. 
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 Der  Diversifikationsgrad  oder  die  Zahl  der  Kooperationsteilnehmer  kann 
dysfunktional  werden  und  das  Koordinationspotenzial  sprengen.  Ebenso  aber 
ist auch die Nichteinbindung einzelner relevanter Akteure potenziell problema‐
tisch. Die Aufrechterhaltung von Kooperationen bewirkt einen hohen Kommu‐
nikationsaufwand  und  geht  mit  permanenten  Terminfindungsproblemen  ein‐
her. Nötig, wenn auch selten vorhanden, sind klare Lösungsroutinen zum Ma‐
nagement von Interessengegensätzen. 

 Die Netzwerkhoffnungen sind meist größer als ihre Einlösung, aber das lässt 
sich auch positiv als Utopieüberschuss bewerten. Zentraler Erfolgsfaktor ist das 
Vorhandensein  engagierter  Netzwerkpromotoren  (incl.  der  Folge  des  Zusam‐
menbruchs  von Netzwerken, wenn einzelne dieser Promotoren plötzlich nicht 
mehr  zur  Verfügung  stehen).  Das  Netzwerkmanagement  ist  nur  dann  stark, 
wenn es die Anliegen des Netzwerks mit Geld als hilfreichem Gleitmittel  jeder 
Kooperation untersetzen kann. 

 Jenseits dieser Faktoren ist freilich immer wieder auch auf die konzeptionellen 
Ausgangspunkte von Wissensproduktion in Netzwerken hinzuweisen: Das Netz‐
werkkonzept ist zunächst und vor allem ein Gegenentwurf zum Top‐Down‐Steu‐
erungskonzept.  Letzteres  sucht  durch  Anweisung  oder  Managementhandeln 
punktgenau zu intervenieren, um Veränderungen auszulösen und Effekte zu er‐

zeugen. Netzwerke 
hingegen  sind  ne‐
ben der Systemati‐
sierung  von  Ko‐
operationshandeln 
auch  auf  die  Nut‐
zung  von  Zufällen 
und  Gelegenheits‐
fenstern angelegt.  

Angesichts  dieser 
Differenzen  ist  ei‐
ne  weithin  übliche 
Praxis  schon  kon‐
zeptionell  durch‐
aus  abwegig,  näm‐
lich Netzwerke vor‐
rangig  als  Steue‐
rungsinstrumente 
installieren zu wol‐
len.  Damit  würde 
ein  wesentlicher 
produktiver Aspekt 

von Netzwerkbildung ignoriert: die Erhöhung der Wahrscheinlichkeit, dass sich 
im Zusammenspiel von sozialen Kontakten und Umweltkonstellationen innova‐
tive Zufälle ereignen. Diese Momente des glücklichen Zusammentreffens lassen 
sich nicht kopieren. Man kann allenfalls Kontexte beseitigen, die hinderlich da‐
für sind, innovierenden Zufällen den Raum zu geben, sich zu ereignen. 

Übersicht 42: Zusammenspiel von Hochschulen  
und lokalen Partnern 
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Hier können Kooperationsplattformen (KPF) den geeigneten Rahmen bilden: 

 Diese bestehen aus Wissenschaftseinrichtungen – Universitäten, Fachhoch‐
schulen sowie außeruniversitäre Forschungseinrichtungen – und je nach An‐
liegen Wirtschaftsakteuren,  öffentlichen  Stellen  (also  z.B.  Stadtverwaltun‐
gen) oder gemeinnützigen Akteuren.  

 Übergeordnete Ziele einer KPF sind die dauerhafte Bündelung komplemen‐
tärer Funktionen  in der Hochschul‐ und Forschungslandschaft, die Herstel‐
lung kritischer Massen und Qualitäten im Wissenschaftssystem sowie deren 
strukturelle Zusammenführung mit außerakademischen Partnern.  

 Die im Hinblick auf diese Ziele unterhaltenden Aktivitäten variieren, umfas‐
sen  im  wesentlichen  aber  Forschungsarbeiten,  Studien‐  und  Weiterbil‐
dungsangebote  (dual und berufsbegleitend), Beratungs‐ und Entwicklungs‐
maßnahmen sowie die Kooperation mit Dritten.  

 Die Kooperationen innerhalb der Plattformen sind verbindlich und rechtlich 
abgesichert  geregelt;  die Mitglieder  der  Plattformen  agieren  grundsätzlich 
gleichberechtigt.  

 KPF  integrieren  vornehmlich  lokale und  regionale Potenziale,  können aber 
mit Blick auf überregionale Einbindungen und Internationalisierung auch da‐
rüber hinausgehen.11 

Wo  solche  Plattformen  (unter  welchem  Namen  auch  immer)  entstehen,  ge‐
schieht  das  typischerweise  aufgrund  zusätzlicher  Finanzierung,  welche  die 
Transaktionskosten  der  Kooperation  abdeckt.  Wo  diese  zusätzliche  Finanzie‐
rung fehlt, bleiben die KPF‐Aktivitäten entweder auf Sparflamme oder die KPF 
schläft wieder  ein.  Hier muss man  sich  vergegenwärtigen,  dass  KPF  nicht  da‐
durch entstehen und stabilisiert werden, dass ihre Errichtung z.B. in Zielverein‐
barungen geschrieben wird, sondern weil es (a) ein fachliches Interesse bei ko‐
operationswilligen Partnern gibt und (b) dieses Interesse durch die Finanzierung 
der kooperationsbedingten Mehrkosten stabilisiert wird. 

Die Hochschulen unserer Fallstädte erweisen sich  in solchen Kooperationsrah‐
mungen z.T. als zentrale Schaltknoten, z.T. als mitwirkende Akteure. Sie sind es, 
die in demografisch herausgeforderten und wirtschaftlich leistungsgedämpften 
Städten als wissenschaftliche Problembearbeiter  auftreten  können und dieses 
Potenzial auch in zunehmenden Maße erkennen und erschließen. Durch die In‐
tegration  in  lokale  Entscheidungsstrukturen,  sei  es  in  institutionalisierter oder 
projektbezogener Zusammenarbeit mit Stadtverwaltungen, Unternehmen oder 
Vereinen,  nehmen  sie  aktiv  Einfluss  auf  die  lokale  Entwicklung.  Übersicht  43 
zeigt die unterschiedlichen Hochschulakteure und ordnet ihnen jeweils illustrie‐
rend typische Aktivitätsformen zu.  

                                                                     
11  Basis  dieser  Aufzählung  ist  eine  zusammenschaltende  Auswertung  von  Wissenschaftsrat 
(2010 und 2013). 
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Übersicht 43: Akteurskreise der Hochschulen und exemplarische 
Aktivitäten 

 

Übersicht  44  gruppiert  die  lokalen  und  regionalen  Interaktionspartner  der 
Hochschulen. 

 

Übersicht 44: Interaktionspartner der Hochschulen 

13.4.2. Aufsuchende Lokalarbeit: Wissensmanagement 
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Schalter,  dessen Bedienung der  spezifischen  Leistungsfähigkeit  von Hochschu‐
len und Forschungsinstituten am ehesten entspräche?  
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Wissenschaftseinrichtungen haben ihre Kernkompetenzen in der Aufbereitung, 
Erzeugung,  Verwaltung  und  Vermittlung  von Wissen.  Insofern  liegt  hier  eines 
nahe: Das Instrument, mit dem sie ihre lokalen Kontexte durch Nutzung eigener 
Kompetenzen  gestalten  und  systematisieren  können,  ist  der  Aufbau  und  das 
Betreiben  eines  lokal  bzw.  regional  vernetzten Wissensmanagements.  Neben 
den  diesbezüglichen  Kompetenzen  spricht  dafür  zweierlei:  Zum  einen  ent‐
spricht eine offensive Selbsteinordnung in lokale (bzw. regionale) Wissensinfra‐
strukturen  dem  Selbstverständnis  von  Hochschulen  und  Forschungsinstituten 
als Wissensproduzenten und ‐distributoren am ehesten. Zum anderen hat eine 
solche Selbsteinordung  in einer wissensgesellschaftlichen Perspektive eine un‐
mittelbare  Plausibilität:  Sie  steigert  die  Wahrnehmung  der  Wissenschaftsein‐
richtungen als Teil eines Netzes, das Zukunftsfähigkeit verbürgt, indem es für In‐
novation und Problembearbeitung steht. Andersherum: Wenn zur Bearbeitung 
lokaler Problemlagen gescheite Einordnungen zunächst unsortierter Informatio‐
nen benötigt werden, sollte es die Wissenschaft beunruhigen, wenn nicht sie es 
ist, die um diese Einordnungen gebeten wird. 

An den Hochschulen oder der Hochschule einer Stadt sind fast immer mehrere 
Fächergruppen vertreten. Wesentlich dadurch verfügen sie als alleiniger lokaler 
Akteur über die  intellektuellen Ressourcen und überregionalen Vernetzungen, 
um sowohl einen Teil  identifizierter Wissensprobleme im eigenen Hause zu lö‐
sen  als  auch  für  den  anderen  Teil  die  Lösung  unter  Einbeziehung  überlokaler 
Partner organisieren zu können.  

Die Wissensform, die durch die jeweils höchsten Grade an empirischer und the‐
oretischer Fundierung gekennzeichnet ist, ist das wissenschaftliche Wissen. Die‐
ses wiederum wird wesentlich durch die Hochschulen und Forschungsinstitute 
‚verwaltet‘  und  gespeichert.  Zugleich  sind  wissenschaftliche Wissensbestände 
für lokale Akteure nutzlos, wenn sie nicht von ansprechbaren Experten gewusst 
und mit  Blick  auf  die  Situation  vor Ort  durchsucht,  geordnet,  aufbereitet  und 
kommuniziert werden.  

Wenn  sich  aber  die Wissenschaftseinrichtungen  dadurch,  dass  sie  ein  lokales 
Wissensmanagement aufbauen und unterhalten, zu Knotenpunkten der lokalen 
Wissensinfrastruktur entwickeln, wird es  ihnen leichter fallen,  ihre Unentbehr‐
lichkeit nicht nur zu behaupten, sondern auch zu plausibilisieren. Gerade in ei‐
ner wissensgesellschaftlichen Perspektive hat dies eine unmittelbare Plausibili‐
tät,  und  sie  formuliert  auch  implizit  die Verantwortung der öffentlichen Hand 
für Aufrechterhaltung und Förderung dieser Strukturen. 

Ein lokal vernetztes Wissensmanagement müsste dreierlei sicherstellen:  

 Erstens ist der Zugang zu dem in Stadt und Region – an verteilten Orten, in 
differenzierten Formaten und unterschiedlichem Besitz – vorhandenen Wis‐
sen niedrigschwellig  zu ermöglichen, und zwar entweder unmittelbar oder 
durch entsprechende Navigation.  

 Derart soll zweitens eine solche Zugänglichkeit und Verfügbarkeit von Wis‐
sen erreicht werden, die potenziell jeden Problemlösungsbedarf mit den lo‐
kal/regional  vorhandenen problemlösungsbezogen Wissensressourcen  ver‐
bindet.  
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 Drittens müssen Wissensbedarfe, die lokal nicht zu befriedigen sind, überre‐
gional weitervermittelt werden. 

Operativ hätte das lokale Wissensmanagement drei Aufgaben zu erledigen:  

 ungenutztes Wissen aktivieren,  

 die  Erzeugung  noch nicht  vorhandenen,  aber  benötigten Wissens  anregen 
und  

 Problemstellungen mit vorhandenem Problemlösungswissen zusammenfüh‐
ren. (Übersicht 45) 

Übersicht 45: Lokales Wissensmanagement: inhaltsbezogenes  
Arbeitsmodell 

 

Es ist  leicht erkennbar, dass ein derartiges Wissensmanagement mehr umfasst 
als die Einrichtung von Technologietransferstellen und Forschungsdatenbanken. 
Ein  lokal  vernetztes Wissensmanagement muss Wissensbedarfe  etwa  bei  der 
ortsansässigen Wirtschaft, öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Einrichtungen 
aktiv identifizieren, statt allein passive Informationsangebote zu unterhalten: 

 Insbesondere dann, wenn innovationsferne Branchen und Bereiche in Inno‐
vationsprozesse  einbezogen  werden  sollen,  ist  ein  solches  Aktivwerden 
zwingende Voraussetzung.  

 Zu berücksichtigen sind auch die Größenordnungen  in der  jeweiligen Wirt‐
schaftsstruktur. Wo diese gekennzeichnet  ist durch kleinteilige KMU‐Struk‐
turen mit geringer Kapitalausstattung, dort erfolgt die Nachfrage nach Wis‐
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sens‐ und Technologietransfers oder Qualifizierung und Weiterbildung  sel‐
tener aus eigener Initiative. 

Für öffentlich finanzierte Wissensangebote sind Niedrigschwelligkeit der Zugän‐
ge und  intuitive Nutzerführung basale Anforderungen – aber bisher kein Stan‐
dard. Benötigt werden dafür datenbankbasierte Wissenssysteme wie Transfer‐
atlanten, Experten‐Pools oder Verfügbarkeitskataloge zu Spezialgeräten und La‐
boren, die an Wissenschaftseinrichtungen existieren und auch von Partnern ge‐
nutzt werden können, etwa für Rapid Prototyping.  Im weiteren  lässt sich den‐
ken an: 

 Transferportale, welche die regional relevanten Wissenschaftsaktivitäten an 
einem Ort zusammengeführt zeigen – wie es manche hochschulischen Transfer‐
stellen  bereits  begrenzt  tun.  Diese  müssen  die  individuelle  Navigation  quer 
durch zahlreiche Angebote überflüssig machen,  indem sie zu diesen über eine 
optimierte  Struktur  hinführen,  so  dass  die  Suchenden  sich  nicht  in  der  Ange‐
botsvielfalt verlieren. 

 Online‐Wissensatlanten zu einzelnen Themenfeldern: Diese  sind nicht  insti‐
tuts‐, fach‐ oder ortsbezogen aufzubauen (da dies von außen in der Regel nicht 
als  relevant  nachvollziehbar wird),  sondern  vorzugsweise  fragestellungs‐  bzw. 
problembezogen zu organisieren: mit niedrigschwelligen Präsentationsformen, 
aufbereiteten Good‐practice‐Beispielen, Ansprechpartnern, Hinweisen auch  zu 
externen Wissensressourcen usw. 

 Jährliche Third‐Mission‐Bilanzen der Hochschulen, die sich in deren ohnehin 
stattfindenden  Jahresberichterstattungen  integrieren  ließen.  Solche  Bilanzen 
stellen sämtliche Aktivitäten dar, die unmittelbar gesellschaftsbezogen sind und 
die  herkömmlichen Aufgaben  in  Forschung  und  Lehre  erweitern, mithin: Wis‐
senstransfer,  Kooperationen  mit  öffentlichen  Aufgabenträgern,  Partizipation 
am politischen Geschehen,  Teilhabe  am  sozialen Geschehen  vor Ort  und Mit‐
wirkung an public understanding of science‐Aktivitäten. 

 In einem fortgeschrittenen Stadium können Wissensplattformen entstehen, 
die  auf  der  Basis  der  genannten  Instrumente  nicht  nur  bereits  Vorhandenes 
präsentieren,  sondern  auch  aktiv Wissensbedarfe  identifizieren  und Wissens‐
produktion anregen. 

 Ebenso  könnte  das Wissensbilanzmodell  auf  Stadt  und  Region  angewandt 
werden, um einerseits Potenziale zu identifizieren, andererseits Entwicklungen 
im  Zeitverlauf  transparent  zu machen:  Anhand  eines  Prozessmodells wird  die 
Zunahme  –  ggf.  auch  der  Schwund  –  des Wissens  als  Kreislauf  innerhalb  der 
Stadt oder Region darstellt, und zwar durch die regelmäßige, z.B. jährliche Vor‐
lage auch auf der Zeitschiene. Dabei wird das Wissen, da in den Kreislauf einge‐
bunden, ebenso als Input wie als Output verstanden und in drei Formen aufge‐
fasst  und  abgebildet:  als  Human‐,  Struktur‐  und Beziehungskapital.  Diese  drei 
Kapitalien werden in ihren Wirkungen durch Kommunikation und Transfer dar‐
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gestellt. Vereinfacht gesagt: Eine regionale Wissensbilanz bildet ab, wie das Ma‐
nagement von Wissen in der Stadt oder Region funktioniert.12 

Gleichfalls geht es um die aktive Verknüpfung der hochschulischen Lehrangebo‐
te mit regionalen Wissensbedarfen:  

 Berücksichtigung  der  Bedürfnisse  von  KMUs  bei  der  Studienreform  –  d.h. 
konkret vorrangig die Ausbildung von Generalisten statt  (Nur‐)Spezialisten, 
da  kleine und mittlere Unternehmen auf Grund  ihrer  vergleichsweise  klei‐
nen Belegschaften besonders auf flexibel einsetzbares Personal angewiesen 
sind; 

 Nutzung des Service Learning, das auf elegante Weise die Aspekte der Theo‐
rie‐Praxis‐Verflechtung  im  Studium  und  des  lokalen Wirksamwerdens  von 
Hochschulen  verbindet:  Studierende wenden erworbenes Wissen auf  kon‐
krete gesellschaftliche Fragen und Probleme an, indem sie sich im Rahmen 
entsprechend  konzipierter  Lehrveranstaltungen  in  Einrichtungen  und  Pro‐
zesse verschiedener Gesellschaftsbereiche einbringen; 

 duale Studiengänge; 

 Kooperation bei Praktika und Studienabschlussarbeiten; 

 Weiterbildungsangebote  zur  innovationsorientierten  Personalentwicklung 
in  Unternehmen  und  öffentlichem  Dienst,  z.B.  zur  Stärkung  der  betriebs‐
wirtschaftlichen Kompetenz in technologieorientierten KMUs. 

Die  Navigation  durch  die  öffentlich  finanzierten Wissensangebote  sollte  nicht 
den unter Wettbewerbsdruck stehenden privaten Unternehmen, den personell 
angespannt  arbeitenden  Stadtverwaltungen  oder  unterfinanzierten  Vereinen 
und  Initiativen  überantwortet  werden,  die  sämtlich  unter  Zeitknappheit  agie‐
ren.  Ebenso  erfolgversprechend wie  gut  kommunizierbar  dürfte  es  sein, One‐
Stop‐Agencies  als  definierte  Ansprechstellen  einzurichten  bzw.  bestehende 
Transferstellen  entsprechend  zu  transformieren:  Solche  zentralen  Ansprech‐
partner innerhalb der Hochschulstrukturen können als Gatekeeper in der hoch‐
schulischen Außenkommunikation fungieren und zugleich die hochschulinterne 
Informationsweitergabe  vereinfachen.  Überdies  können  Hochschulen  damit 
auch Klagen über mangelnde Transparenz den Boden entziehen: 

 In der One‐Stop‐Agency wird ein Wissensproblem bzw.  ‐bedarf aufgenom‐
men und ggf. gemeinsam eine Präzisierung des Anliegens vorgenommen.  

 Sodann wird von dort aus dieses Problem aufbereitet. Dabei bleiben für den 
jeweils Anfragenden im Hintergrund bestehende interne und externe Hoch‐
schul‐  oder  sonstige  Institutionengrenzen weitestgehend  unsichtbar, müs‐
sen ihn also nicht beschäftigen und seine Aufmerksamkeit nicht unnötig bin‐
den.  

 Am Ende wird  für  das  je  konkrete Wissensproblem  ein  Lösungspaket  prä‐
sentiert, das, soweit  im konkreten Falle sachlich geboten, sämtliche Instru‐
mentarien mobilisiert, die zur Verfügung stehen: Informationsrecherche, Er‐
schließung bereits  analysierter  vergleichbarer  Fälle,  ggf.  empirische Unter‐

                                                                     
12 Was es bereits zahlreich gibt, sind Berichte über Wissenschaftsregionen bzw. ‐städte, doch 
sind diese entweder als Werbemittel gestaltet oder/und als prospektive Handlungskonzepte. 



 

306 

suchung, neu auszulösende FuE‐Aktivitäten, Lehrforschungsprojekt, studen‐
tische  Abschlussarbeit,  Zugang  zu  technischem  Equipment,  Weiterbildung 
von Mitarbeitern, Vermittlung von Absolvent.innen usw. 

Am ehesten in diesem Sinne arbeitet in den untersuchten Fallstädten die Univa‐
tions GmbH in Halle, ein Institut für Wissens‐ und Technologietransfer, das aus 
der Martin‐Luther‐Universität ausgegründet worden war.13 

Ein  in dem hier dargestellten Sinne komplexes Wissensmanagement  lässt  sich 
nur mit Beteiligung der  lokal vorhandenen Wissenschaftseinrichtungen umset‐
zen. Zu leisten ist ein doppelter Transfer: einerseits aus der Wissenschaft in An‐
wendungskontexte, andererseits aus der überregional verfügbaren Wissensba‐
sis in lokale Kontexte.  

13.4.3. Studierende in der Stadt 

Ein  unausgeschöpftes  Potenzial  stellen  die  Studierenden  dar.  Sie werden  bis‐
lang noch nicht in umfassender Form als Ressource für sozialräumliches Wirken 
ihrer Hochschulen  verstanden. Dabei muss  allerdings ein  verändertes  Studier‐
verhalten in Rechnung gestellt werden, das mit dem Bachelor‐Master‐Studien‐
system Einzug gehalten hat. Dieses gilt als Ursache für ein insgesamt wenig aus‐
geprägtes außercurriculares Engagement der Studierenden: Angesichts schma‐
ler Zeitressourcen innerhalb der neuen Studienstruktur sei ein Großteil der Stu‐
dierenden von Beginn an zielstrebig auf das Ende des Studiums fokussiert.  

Wo außercurricular die Zeit fehlt, kann eine stärkere Einbettung studentischen 
Engagements in das Curriculum nahe liegen. Einen produktiven Ansatz, Wissen‐
schaftlichkeit und lokalen Praxisbezug im Studium zu verbinden, bietet das Kon‐
zept  des  Service  Learning.  Dabei  wenden  Studierende  erworbenes  (wissen‐
schaftliches) Wissen auf konkrete gesellschaftliche Fragen und Probleme an, in‐
dem sie sich im Rahmen entsprechend konzipierter Lehrveranstaltungen in Ein‐
richtungen  und  Prozesse  verschiedener  Gesellschaftsbereiche  einbringen. 
Durch  die  angestoßene  Reflexion  des  eigenen  Engagements  im  Feld  gesell‐
schaftlicher Praxis werden  sowohl  individuelle  Lerneffekte –  Learning –  geför‐
dert  als  auch  Beiträge  zur  Identifizierung  und  Bearbeitung  gesellschaftlicher 
Problemlagen geleistet – Service (Backhaus‐Maul/Roth 2013: 7f.).  

Damit birgt Service Learning auch das Potenzial, ein Dauerproblem der Curricu‐
lumsgestaltung  zu  lösen. Werden  Studierende  gefragt, was  aus  ihrer  Sicht  im 
Studium am meisten  fehle,  lautet die Antwort  regelmäßig:  die Praxisrelevanz. 
Das versteht sich zwar zunächst nicht ganz von selbst. Immerhin hat ein Studi‐
um erst einmal etwas mit Wissenschaft zu tun, und das heißt: mit Theorie. Aber 
es gibt ein studentisches Unbehagen an solcher Theorie, deren Funktion außer‐
halb der Theoriebildung nicht unmittelbar einleuchtet.  Ein Weg, der dann  im‐
mer vorgeschlagen wird, ist die Theorie‐Praxis‐Verflechtung. Studierende sollen 
in die Lage versetzt werden, sowohl theoretisch angeleitet auf die Praxis schau‐
en als auch die Praxisrelevanzen ihrer Theorieschulung erkennen zu können. 

                                                                     
13 http://www.univations.de/ 
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Dafür  sind  mannigfach  didaktische  Formate  entwickelt  worden:  Work  based 
learning, Case study, Lehrforschungsprojekt, Virtuelle Firma usw. Wie stark sie 
jeweils  etwas  zur  Theorie‐Praxis‐Verflechtung  beitragen,  hängt  davon  ab, wie 
sehr die Praxis  in den Formaten simuliert oder real  ist (Übersicht 46). Das nun 
steht bei  Service  Learning außer  Frage. Dieses  findet nur dann  statt, wenn es 
ein reales praktisches Problem gibt, das bearbeitet werden kann. Indem inner‐
halb Service‐Learning‐basierter Lehrveranstaltungen Leistungspunkte vergeben 
werden, lassen sich Studierende zu entsprechendem Engangement und den da‐
mit verbundenen individuellen Lerneffekten animieren. 

Übersicht 46: Offene Lehr- und Lernformen im Studium 

 Erfahrungsbasiertes forschendes Lernen: Lernende sammeln Erfahrungen durch Beob‐
achten, Testen, Experimentieren und leiten daraus theoretische Gesetzmäßigkeiten ab. 

 Fallbasiertes Lernen: An Hand dargestellter (schriftlich, mündlich, virtuell) Problemsitua‐
tionen aus der beruflichen Praxis analysieren Studierende diese im Kontext einzelner 
Studienfächer und entwickeln Lösungsansätze. Hochschullehrer.innen coachen (geben 
Hinweise, Erläuterungen, Anregungen) und bewerten die Lösungsansätze aus fachlicher, 
methodischer und sozialer Perspektive.  

 Planspiel: In zugewiesenen Rollen agieren Studierende bei der Lösung eines fiktiven 
oder realen praktischen Problems aus der beruflichen Praxis. Hochschullehrerinnen be‐
obachten und bewerten (evtl. in Kooperation mit Hochschullehrern anderer Disziplinen 
oder Praktikern) die erzielten Lösungsansätze aus unterschiedlicher Perspektive. 

 Work‐based learning: Erfahrungen der Studierenden aus Praktika in Unternehmen u.ä. 
werden mit Betreuern in Unternehmen ausgewertet; Hochschullehrende coachen die 
Auswahl der Unternehmen.  

 Reflektiertes Praktikum: Als fester Bestandteil des Curriculums erhalten Studierende 
konkrete Aufträge für ihre Praktika einschließlich der Aufgabe, abschließend schriftlich 
über ausgewählte Probleme, mögliche Ursachen und Lösungsansätze zu reflektieren. Diese 
Analysen werden in Studierendengruppen ausgewertet, gecoacht durch einen oder mehre‐
re Hochschullehrer.innen. 

 Projektorientiertes Lernen: Ähnlich dem fallbasierten Lernen und Planspiel ‐ mit dem 
Unterschied, dass sich das zu lösende Projekt auf eine reale Situation in einem Unterneh‐
men, einer Praxis, einer Institution u.ä. bezieht und die Studierenden neben theoretischen 
Analysen, einer arbeitsteiligen Teamarbeit eng mit den künftigen Nutzern bzw. den Auf‐
traggebern zusammen arbeiten müssen. 

Quellen: Berendt/Voss/Wildt (2002); Landfried/Senger (2004); Markowitsch/Messerer/ 
Prokopp (2004) 

 

Daneben  findet  Service  Learning  in  gesellschaftlichen  Zusammenhängen  statt, 
die  typischerweise nicht primär ökonomische sind. Zwar wird ein Großteil der 
Hochschulabsolventen in Unternehmen tätig. Doch ist es auch für diese gut, er‐
fahrungsbasiert zu wissen, dass auch außerhalb der Wirtschaft Probleme gelöst 
werden.  Ein  anderer  Großteil  der  Absolventinnen wiederum wird  im  öffentli‐
chen  oder  gemeinnützigen  Bereich  und  in  öffentlich‐privaten  Hybridsektoren 
tätig. Für diese wird es gut gewesen sein, von den dort stehenden Herausforde‐
rungen im Studium schon einmal eine Ahnung bekommen zu haben.  

Service Learning verbindet also auf eine elegante Weise die Aspekte der Theo‐
rie‐Praxis‐Verflechtung im Studium und des lokalen Wirksamwerdens von Hoch‐
schulen: 
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 Zu  den Wirkungen  zählen  einerseits  Kompetenzeffekte  bei  den  Studieren‐
den – bspw. hinsichtlich der Entwicklung komplexer, nicht  routinisierbarer 
Problembearbeitungsstrategien  –,  aber  auch  Lehrende  erweitern  ihre  pra‐
xisbezogene Problemlösungs‐ und Vermittlungskompetenzen.  

 Andererseits trägt Service Learning zur Annäherung von (vermeintlich) the‐
orielastiger, praxisferner Wissenschaft und alltagsweltlicher Praxis und da‐
mit  zur  Vernetzung  von  Hochschulen  und  (Stadt‐)Gesellschaft  bei.  (Back‐
haus‐Maul/Roth 2013: 11, 36f.; vgl. auch Eyler et al. 2001)  

Dass dabei die Studierenden und die Hochschule nicht nur etwas für sich selbst 
tun,  sondern  auch  für  die  Kommune,  einen  Verein  oder  eine  Kulturinitiative, 
stärkt  sowohl  die  individuelle  Selbstwirksamkeitserwartung  als  auch  die  Aus‐
strahlung der Hochschule in ihr unmittelbares Umfeld. 
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14. Fazit 

24 mittelgroße Städte hatten wir themenspezifisch in die Untersuchung einbe‐
zogen:  sieben  Städte  zur  Verdeutlichung  der  Heterogenität  von mittelgroßen 
Städten,  fünf ausführlicher untersuchte Fallbeispiele, drei Gewinner des Wett‐
bewerbs „Stadt der Wissenschaft“  sowie neun  IBA‐Stadtumbau‐Städte  (zuzüg‐
lich  fünf  IBA‐Städte,  die  sich  mit  den  Fallbeispiel‐Städten  überschneiden). 
(Übersicht  47)  Im  Rahmen  weiterer  Dokumentenauswertungen  (ISEKS,  Pro‐
grammpapiere) sind rund 30 sonstige Städte berücksichtigt worden. 

Übersicht 47: In die Untersuchung einbezogene Städte 

Teilstudie 

Städte 
Summe 

Mittelstädte  Kleinere Großstädte 

Heterogenität  
mittelgroßer Städte 

Eisenach, Friedrichshafen, 
Goslar, Helmstedt, Hof,  

Meppen, Stade 
  7 

„Stadt der  
Wissenschaft“ 

 
Darmstadt , Lübeck, 

Mainz  
3 

Fallstudien  
Sachsen‐Anhalt 

Merseburg*, Stendal*,  
Wernigerode 

Halle (Saale)*,  
Magdeburg* 

5 

IBA‐Bildungsstädte 

Aschersleben, Bitterfeld‐
Wolfen, Bernburg, Dessau‐
Roßlau, Halberstadt, Köthen, 
Merseburg*, Naumburg, 
Quedlinburg, Stendal*,  
Weißenfels, Wittenberg* 

Halle (Saale)*,  
Magdeburg* 

14 

Summe (bereinigt um 
Doppelnennungen) 

19  5  24 

* doppelt verzeichnet 

Anhand dieser Städte ließ sich zum einen herausarbeiten, dass es beträchtliche 
Unterschiede gibt, die sich auf die Stadtgrößendifferenzen zurückführen lassen, 
dass aber zum anderen die jeweilige Stadtgröße nicht alles erklärt. Weitere Be‐
stimmungsfaktoren für die wissensgesellschaftliche Platzierung der Städte sind 
historischer Art (insbesondere gewachsene wirtschaftliche Branchenstrukturen 
und  traditionelle  Ausstattung mit  öffentlichen  und  Kultureinrichtungen);  geo‐
grafisch und infrastrukturell bedingt (Lagegunst und Verkehrsanbindung); admi‐
nistrativer  Art  (Mittel‐  oder  Oberzentrum);  demografisch  induziert  (schrump‐
fende, nichtschrumpfende oder expandierende Stadt bzw. schrumpfendes oder 
nichtschrumpfendes regionales Umfeld); die aktuellen wirtschaftlichen Entwick‐
lungen  (dynamisch,  stabil oder  zurückgehend); politischer Art  (Landesentwick‐
lungsplanung,  Förderprogrammschwerpunkte  und  das Maß  ihrer Nutzung,  lo‐
kalpolitische  Entwicklungsfoki)  sowie  bestimmt  durch  die  wissenschaftliche 
Ausstattung  (keine,  eine  oder mehrere  Hochschulen,  Vorhandensein  von  For‐
schungsinstituten und Profile der Einrichtungen). 
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14.1. Selbstbeschreibungsbilder und Interaktionstypen 

Insbesondere im Blick auf die wissensökonomischen Situationen liegen in der Li‐
teratur bereits Typologien vor, mit denen durch kriteriengeleitete Gruppierung 
verschiedene Muster generiert wurden. Im Theorieteil hatten wir die an domi‐
nanten Wissensbasen ansetzende Unterscheidung mehrerer Regionstypen von 
Hans  Joachim  Kujath  (in  Kujath/Pasternack/Radinger‐Peer  2018)  vorgestellt. 
Demnach lassen sich sechs Regionstypen voneinander absetzen:  

 Industriedistrikte mit starker synthetischer Wissensbasis 

 Wissenschaftsregionen mit einer analytisch‐technischen Wissensbasis 

 Regionen mit  einer  symbolischen Wissensbasis  in  der  Kultur‐  und  Kreativ‐
wirtschaft 

 regionale Wissensdiversität in global aufgestellten Dienstleistungszentren 

 altindustrialisierte Regionen mit erodierender synthetischer Wissensbasis 

 ländliche Regionen mit schwach entwickelter synthetischer Wissensbasis  

Solche  Typologien  beziehen  sich,  gemäß  ihrer  Herkunft  aus  der  Regionalfor‐
schung, auf Regionen. Sie können gleichwohl auch  für die  (Selbst‐)Einordnung 
von  Städten  informativ  sein.  Uns  interessiert  hier  nun,  wie  die  Interaktionen 
zwischen Wissenschaft  und  Stadt  nicht  nur  aktuell  wirksam werden,  sondern 
auch  Potenziale  der  Aktivierung  enthalten, was  dies  für  Zukunftschancen  von 
mittelgroßen Städten bedeutet bzw. bedeuten kann und welche  Schlussfolge‐
rungen sich daraus für die Governance ziehen lassen.  

Fasst man zunächst die möglichen Anschlüsse von Stadt und Hochschule zusam‐
men, die auch in mittelgroßen Städten wirksam werden (können), so lässt sich 
folgende Liste von Optionen generieren:  

 Stadt als Milieu und Lebensraum der Hochschule (z.B. Göttingen); 

 Stadt als Arbeits‐, aber nicht als Lebensraum für Wissenschaftler.innen (z.B. 
Wittenberg); 

 Stadt  als  abgegrenztes  Außen  der  Hochschule:  abgeschlossene  Campus‐
Hochschule ohne unmittelbar‐räumlichen Stadtkontakt (bspw. Merseburg); 

 Stadt als Lebens‐ und Arbeitsort für Wissenschaftler.innen (etwa Leipzig); 

 Stadt als primär Lebens‐ und nur sekundär wissenschaftlicher Arbeits‐ oder 
Studienort:  die  subjektive  Stadtbewertung  erblickt  die  Attraktionsfaktoren 
vornehmlich  jenseits  der wissenschaftlichen  Einrichtungen,  die  dadurch  in 
den Bewertungen tendenziell irrelevant werden (z.B. Berlin);  

 Stadt mit  nichtintendierten Anschlüssen  an die Hochschule,  also Nebenef‐
fekten durch die Hochschule, da anderes, etwa Tourismus, bedeutsamer ist 
(bspw. Wernigerode). 

Werden die Befunde  zu  unseren 26 mittelgroßen  Städten  hinsichtlich  der  Po‐
tenziale  und  Potenzialentfaltungen,  der  Defizite  und  Defizitbearbeitungen  im 
Blick auf die Erzeugung wissensgesellschaftlicher Resonanzbedingungen zusam‐
mengeschaltet, so lässt sich eine Heuristik für eine Wissenschaft‐Stadt‐interak‐
tionsorientierte  Typenbildung  mittelgroßer  Städte  gewinnen.  Diese  verfolgt 
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nicht das Ziel, die 26 Städte zu gruppieren,14 sondern nimmt die ermittelten In‐
formationen zur Grundlage, um sinnvolle Unterscheidungen zu generieren. Mit 
dieser Systematik  lassen sich dann beliebige Städte  typologisch einordnen,  in‐
dem fallweise die nötigen quantitativen Daten und qualitativen  Informationen 
aufgefüllt  werden.  Dazu  sollen  hier  abschließend  zwei  Typologien  entwickelt 
werden:  

 zum einen Selbstbeschreibungsbilder, mit denen mittelgroße Städte und ih‐
re  Hochschulen  und  Forschungsinstitute  indikatorengestützt  eine wissens‐
gesellschaftliche Selbstverortung vornehmen können;  

 zum anderen Interaktionstypen, mit denen sich der Status quo des Verhält‐
nisses beider fixieren lässt.  

Beide  Typologien  dienen  dazu,  dass  die  Hochschulen  und  Städte  realistische 
Selbstwahrnehmungen  gewinnen  und  daraus  Handlungsoptionen  entwickeln 
können. 

14.1.1. Relevante Faktoren zur Selbstbeschreibung der Städte 

Die Bestimmung der Beziehungstypen zwischen Städten und ihren Hochschulen 
und Wissenschaftseinrichtungen kann entlang der Ausprägung und dem Zusam‐
menspiel  verschiedener  Faktoren erfolgen. Als wesentliche Faktoren erweisen 
sich (a) drei auf die örtlichen Rahmenbedingungen bezogene: die Infrastruktur, 
die sozioökonomische Situation, die örtliche Demografie und Einwohnerschaft, 
(b) die soziale und räumliche Präsenz der Hochschul‐ und Wissenschaftseinrich‐
tungen sowie (c) zwei Faktoren, die Handlungsroutinen und ‐dynamiken einfan‐
gen: die Aktivitätscharakteristik der  lokalen Akteure und das  Interaktionsprofil 
der Wissenschaftsakteure: 

 Die drei Rahmenbedingungsfaktoren sind wesentlich, weil sie objektiv gege‐
bene  Grenzen  oder  Potenziale  der  städtischen  Resonanzfähigkeit  für  wis‐
senschaftsinduzierte Impulse abbilden. Diese können prinzipiell offen‐inno‐
vationsorientiert, konservativ oder regressiv sein. 

 Die  Präsenz  wissenschaftlicher  Einrichtungen  ist  deshalb  ein  wesentlicher 
Faktor,  weil  sie  Entfernungswiderstände  gegen  die  Kontaktaufnahme  mit 
Wissenschaft  und  akademischer  Bildung  entscheidend  reduziert.  Das  be‐
trifft sowohl die schlichte lokale Anwesenheit Hochschulen und Forschungs‐
instituten  als  auch  ihre  stadtmorphologische  Platzierung,  also  inner‐  oder 
randstädtische  Verortung,  kompakt  verdichtet  oder  diffus  im  Stadtkörper 
verteilt,  verkehrlicher  Erschließungsgrad  und  räumliche  Erweiterungsmög‐
lichkeiten.  

 Die  Handlungsroutinen  und  ‐dynamiken  einfangenden  Faktoren  sind  we‐
sentlich, weil sie subjektive Grenzen oder Potenziale der städtischen Reso‐
nanzfähigkeit für wissenschaftsinduzierte Impulse indizieren. 

                                                                     
14 was schon darin seine Grenze finden würde, dass die jeweiligen Fallbeispiele in den einzel‐
nen Teilstudien auf z.T. unterschiedliche Informationsbedarfe hin untersucht und folglich nicht 
zu jeder Stadt Informationen zu gleichen Sachverhalten ermittelt wurden 
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Die sechs Faktoren müssen durch Indikatoren, d.h. die Verknüpfung von Kenn‐
zahlen,  Deutungsmustern  und  Kategorien,  charakterisiert  werden  (Übersicht 
48):   

 Als  Indikatoren  der  Infrastruktur  können  der  Stadttyp,  die  administrative 
Einordnung, der Wohnungsmarkt, die Distanz zur nächsten Großstadt, die Ver‐
kehrsanbindung und die Betreuungsangebote für Kinder dienen. 

 Die sozioökonomische Situation kann charakterisiert werden durch Indikato‐
ren wie die zentralen regionalen ökonomischen Säulen – d.h. dominierende Un‐
ternehmen und Branchenvielfalt –, das örtliche Bruttoinlandsprodukt, die Kauf 

Übersicht 48: Katalog städtischer Merkmale zur Selbstcharakterisierung  

Indikator  Kennzahl / Einordnungskategorie 

Infrastruktur 

Stadttyp  Kleinstadt  Mittelstadt  Großstadt 

Administrativer Charakter  Oberzentrum  Mittelzentrum  Unterzentrum 

Wohnungsmarkt  Leerstandsquote  Wohnungsmangel 

Distanz zur nächsten Großstadt  km 

Verkehrsanbindung  Autobahn  ICE/IC‐Halt  Regionalbahn 

Kita‐Versorgung  Anzahl Plätze je 1.000 Einwohner 

Sozioökonomische Situation 

ökonomische Säulen 
Anzahl Unternehmen mit 

>500 Beschäftigten 
Tourismus: Anzahl  
Übernachtungen 

Branchenvielfalt  hoch  mittel  niedrig 

BIP  in Euro/Beschäftigter 

Kaufkraft  in Euro/Einwohner 

SGB II  Quote 

dominierendes  
Beschäftigungsmilieu 

Agrar  Industrie 
Dienstleistungen 
incl. Tourismus 

Wissens‐
ökonomie 

Beschäftigte in Zukunftsbranchen  Anteil am Gesamt 

Demografie und Einwohnerschaft 

Stadtgröße  Bevölkerungszahl 

Bevölkerungsentwicklung  wachsend  gleichbleibend  abnehmend 

Fertilitäts‐Mortalitäts‐Saldo  positiv  ausgeglichen  negativ 

Altersstruktur 
Altersdurch‐

schnitt 
Anteil 0‐18‐
Jährige 

Anteil Senioren 

Wanderungsbilanz  Positiv  Ausgeglichen  Negativ 
stark 

negativ 
Abwanderung 
16‐25‐Jährige 

Qualifizierung, Bildungsniveau 
Hochquali‐
fizierte am 
Wohnort 

Hochquali‐
fizierte am 
Arbeitsort 

Schulabgänger 
mit Hochschul‐

reife 

Schul‐
abbrecher‐

quote 

Toleranz 

Ausländer‐
anteil 

Anteil SV‐Beschäf‐
tigter mit Migrati‐
onshintergrund 

Wahlergebnisse 
fremdenfeindlicher 
Parteien in % Gesamt 

Anzahl fremdenfeind‐
licher Vorfälle je 1.000 

Einwohner/Jahr 

Anteil inter‐
nationale 

Studierende 

Anzahl internatio‐
naler Hochschul‐
verbindungen 
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Indikator  Kennzahl / Einordnungskategorie 

Sozialräumliche Präsenz der Hochschule(n) und Forschung 

Anzahl und Art der Einrichtungen 
Anzahl der 
Hochschulen 

Anzahl der For‐
schungsinstitute 

Anzahl wissenschaftsaf‐
finer Einrichtungen 

personale Präsenz 
Relation Studierende pro 

1.000 Einwohner 
Relation Hochschulangehö‐
rige pro 1.000 Einwohner 

stadtinterne Platzierung 
räumliche Ver‐
dichtung(en) 

innerstädtische 
Campuslage 

randstädtische 
Campuslage 

Identität und Identifikation 
Studierende – 

Stadt 
Stadtbewohner – 

Hochschule 
Prägung des städti‐
schen Selbstbildes 

Aktivitätscharakteristik der lokalen Akteure und Interaktionsprofil der Wissenschaftsakteu‐
re 

Stadt 

Kommune 
Zahl Kooperationsnetz‐
werke mit Wissenschaft 

Wissenschaftsstelle in 
Stadtverwaltung? 

bürgerschaftliches  
Engagement 

Vereinsmitgliedschaftsquote 

Hoch‐
schu‐
le(n) 

regionenbezogene  
Hochschulaktivitäten 

Arten  Anzahl 

Orientierung von Hoch‐
schulzielen an lokalen 
Herausforderungen 

ja  z.T.  nein  

Stadt 
und 
Hoch‐
schule 

Institutionalisierungsgrad 
der Interaktionen 

hoch  mittel  niedrig 

Passung von Hochschul‐
profil und lokalen Bedarfen 

stark  mittel  gering 

 

kraft, die Erwerbs‐ und Arbeitslosenquote, das dominierende Beschäftigungsmi‐
lieu, den Anteil der Beschäftigten in Zukunftsbranchen, die Gründungsintensität 
und den Anteil des FuE‐Personals an allen Beschäftigten. 

 Die  Zusammensetzung  der  Einwohnerschaft  und  ihre  demografische  Ent‐
wicklung  lassen  sich  durch  die  Kennziffern  Stadtgröße,  Bevölkerungsentwick‐
lung,  Fertilitäts‐Mortalitäts‐Saldo,  Altersstruktur  und  Wanderungsbilanz  ab‐
bilden. Neben diesen demografischen Daten lassen sich stadtkulturelle Aspekte 
durch  das  Qualifikations‐  bzw.  Bildungsniveau  und  die  Toleranz  der  Ein‐
wohnerschaft indizieren. 

 Zur  Bestimmung  der  sozialen  und  räumlichen  Präsenz  der  Hochschul‐  und 
Wissenschaftseinrichtungen vor Ort  lassen sich Anzahl und Art der Einrichtun‐
gen, ihre stadtinterne Platzierung und die personale Präsenz ihrer Angehörigen 
als  Indikatoren  heranziehen.  Als  qualitativer  Indikator  kann  die  Frage  nach 
Identität  und  Identifizierung,  etwa  von  Studierenden  mit  der  Stadt  oder  der 
Einwohner mit den wissenschaftsbezogenen Einrichtungen, dienen. 

 Um die Aktivitätscharakteristik der lokalen Akteure zu bestimmen, kann de‐
ren  kommunale  Verknüpfung  und  das  allgemeine  bürgerschaftliche  Engage‐
ment herangezogen werden. 

 Für  das  Interaktionsprofil  der Wissenschaftsakteure  lässt  sich  auf  folgende 
Indikatoren zurückgreifen: die regionenbezogenen Aktivitäten der Hochschulen, 
die Ausrichtung ihrer Zielstellungen an lokalen Herausforderungen, den Institu‐
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tionalisierungsgrad der  Interaktionen sowie die Passung der Profile  von Hoch‐
schulen und Forschungsinstituten und lokalen Bedarfen. 

Indem eine Stadt für sich nach diesem Muster die entsprechenden Informatio‐
nen zusammenträgt, gelangt sie zu einer  realistischen Selbstbeschreibung und 
kann damit mögliche Potenziale hinsichtlich der lokalen Wissenschaft‐Stadt‐Ko‐
operation identifizieren. 

Die Auswertung dieser Kennziffern und  Indikatoren macht  lokal  jeweils unter‐
schiedliche  Ausprägungen  der  Faktoren  sichtbar.  Diese  Ausprägungen  lassen 
sich durch Bündelung ordnen. Verknüpft werden dabei 

 die  Charakteristika  der  Infrastruktur  und  der  sozio‐ökomischen  Situation: 
Beide Faktoren werden zur Beschreibung des städtischen Kontextes verdich‐
tet; 

 die  Charakteristika  der  Einwohnerschaft,  des  örtlichen  demografischen 
Wandels  und  der  Stadtkultur:  Aus  dieser  Verdichtung  lassen  sich  typische 
örtliche Resonanzpotenziale  für  Interaktionen von Stadt und  ihren Wissen‐
schafts‐ und Hochschuleinrichtungen ableiten; 

 die  Formen  der  Wissenschaftspräsenz  vor  Ort  sowohl  hinsichtlich  ihrer 
räumlichen Präsenz als auch ihrer Verankerung in der städtischen Identität; 

 hinsichtlich ihrer zeitlichen Horizonte und ihrer Bandbreite die zentralen Ak‐
tivitätsmuster  von  (a)  lokalen Akteuren,  (b) Wissenschaftsakteuren und  (c) 
ihrer Interaktionen. (Übersicht 49) 

14.1.2. Selbstbeschreibungsbilder 

Anhand der genannten Verdichtungen – städtischer Kontext, Resonanzpotenzi‐
ale, Wissenschaftspräsenz, Aktivitätsmuster –  lässt  sich ein Gesamtbild der  je‐
wieligen städtisch‐wissenschaftlichen Interaktionsbeziehungen zeichnen. Dieses 
kann insbesondere für eine Bestandsaufnahme im Sinne einer Selbstverortung 
sinnvoll  sein,  eignet  sich  jedoch  aufgrund  der  Überspitzung  nur  bedingt  bzw. 
nur  zum  Teil  für  die  Außenkommunikation.  Als  solche  Gesamtbilder  ergeben 
sich in der modellhaften Verdichtung die folgenden fünf:  

 das  traditionelle  Modell:  Stadt  mit  traditionsreicher  Wissenschaftseinrich‐
tung von signifikanter Größe, deren organisch gewachsene Beziehungen lebens‐
weltlich und informell abgesichert sind (Beispiele: Stadt mit Traditionsuniversi‐
tät bzw. Universität, die ‚die Stadt ist‘); 

 das aktiv‐organische Modell: kleinere Hochschule  in kleinerer Stadt, wobei 
erstere  trotz  kurzer  Traditionslinie  über  informelle,  ggf.  bürgergesellschaftlich 
verankerte Strukturen verfügt. Am Sitzort wird die Hochschule als Privileg emp‐
funden. Dieses Gefühl verdankt sich nicht nur dem Engagement für die Ansied‐
lung und den Erhalt der Hochschule z.B. angesichts bestehender oder drohen‐
der Gefährdungen, sondern auch langfristigen Herausforderungen für die Stadt‐
entwicklung (Beispiel: kleinere Städte mit jüngeren Fachhochschulen); 

 das passiv‐organische Modell: reflektierte und konsensuale Selbstbezüglich‐
keit im Verhältnis von Wissenschaftseinrichtungen und Stadt. Beide orientieren 
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Übersicht 49: Wissenschaft-Stadt-interaktionsfokussierte 

Selbstbeschreibung 
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sich an unterschiedlichen Zielsetzungen und hegen keine oder lediglich geringe 
wechselseitige  Erwartungen.  Soweit  Erwartungen bestehen, werden diese be‐
reits durch die bloße Anwesenheit der Institutionen und das Halten eines gewis‐
sen Niveaus der städtischen Entwicklung als erfüllt angesehen werden. Entspre‐
chend gibt es nur wenige formelle und informelle Verbindungen (Beispiel: pros‐
perierende  Kommunen und Hochschulen,  die weder  intern  noch  extern  indu‐
zierten Handlungsdruck verspüren); 

 das aktiv‐formalisierte Modell: angesichts  intern und/oder extern  induzier‐
ten Handlungsdrucks –  in der Regel geringe Wachstumsdynamik – Etablierung 
formalisierter und damit sichtbarer Kooperationsstrukturen. Diese  lösen meist 
das traditionelle oder das passiv‐organische Modell ab. Die formalisierte Koope‐
ration dient zugleich Legitimations‐ und Profilierungsabsichten (Beispiele: Städ‐
te, die ihre prosperierende Hochschule als potenziellen Katalysator der eigenen 
Entwicklung identifiziert haben, oder herausgeforderte Hochschule, die lokales 
und regionales Engagement für sich als Legitimationsquelle erschließen will); 

 das passiv‐formalisierte Modell: Konsequenz enttäuschter Entwicklungshoff‐
nungen,  als  deren  Relikt  eine weitgehend  symbolische  Formalstruktur  fortbe‐
steht,  dies  primär  zur  Bedienung  externer  Anfragen.  Die  Enttäuschungen,  die 
sowohl auf Seiten der Stadt als auch der Wissenschaft eine frustrationsinduzier‐
te Selbstbezüglichkeit erzeugen, können interne oder externe Ursachen haben 
(Beispiel  extern:  Ausbleiben  eines  erwarteten  Ausbaus  der Wissenschaftsein‐
richtung; intern: Wechsel der Stadt auf eine nichtwissenschaftliche, etwa touris‐
tische Entwicklungsstrategie, oder Wissenschaftseinrichtung, die sich dank Be‐
standsgarantie  und/oder  Emigrationsperspektive  sowie  der  exklusiven  Zuord‐
nung zum Wissenschaftssystem als ortlos und damit ohne lokale bzw. regionale 
Verankerung begreift).  

14.1.3. Modell der Interaktionstypen 

Eine  Auswertung  der  Interaktionsbeziehungen  zwischen  den  Wissenschafts‐ 
und  Hochschuleinrichtungen  mit  ihren  jeweiligen  Sitzorten  sollte  ihren  Aus‐
gangspunkt bei einer grundsätzlichen Überlegung nehmen: Historisch  ist diese 
Beziehung von großer wechselseitiger Autonomie geprägt und hat sich zumeist 
ohne  gezielte  Steuerungsbemühungen,  mithin  organisch  ergeben.  Die  Bezie‐
hungen von Hochschulen und Forschungsinstituten mit ihren Sitzorten verbleibt 
dann – wie es auch noch  für den passiven Hochschulregionalismus kennzeich‐
nend  war,  der  primär  auf  Anwesenheitseffekte  setzte  –  im  vorreflexiven  Be‐
reich. Eine Reflexion und eventuelle Versuche der Gestaltung dieser Beziehung 
setzen erst  im Rahmen  ihrer Problematisierung ein. Mit anderen Worten: Erst 
im Rahmen der  Identifikation  von Problemen, deren Ursachen und möglichen 
Lösungen, mit denen das Verhältnis von Wissenschaftseinrichtungen und Stadt 
verknüpft wird, erfolgt dessen Reflexion.  

Das setzt eine gewisse Dringlichkeit der Problemlage voraus sowie eine spezifi‐
sche diskursive Rahmung, kurz: regionale Krisenerfahrungen und das Auftreten 
des  aktiven  Hochschulregionalismus  vor  dem  Hintergrund  des  Übergangs  zur 
postindustriellen  Gesellschaft.  Aber  unabhängig  von  der  Frage,  welche  Prob‐
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lemdiagnosen und Lösungsstrategien ursächlich für die Reflexion der Beziehung 
von Wissenschaftseinrichtungen und Stadt sind, existiert nur ein überschauba‐
res Set von Interaktionsmöglichkeiten, die sich aus der Verknüpfung einer akti‐
ven oder passiven mit einer  situativen oder  strategischen Kommunikationsge‐
staltung ergeben. 

Mit  der  Verschiebung  des  Interaktionsverhältnisses  aus  dem  vorreflexiven  in 
den reflexiven Bereich verliert dieses zwangsläufig seinen organischen Charak‐
ter: Seine Ausgestaltung  ist nun Akteuren zuschreibbar und erscheint entspre‐
chend als Ergebnis  ihrer Entscheidungen. Die zwangsläufige und nicht aufheb‐
bare Nähe beider Akteursgruppen in Stadt und Wissenschaftseinrichtungen so‐
wie  eine  wirkungsmächtige  politische,  gesellschaftliche  und  wissenschaftliche 
Diskursivierung  ihres  Verhältnisses  versperrt  zudem  den  Weg  der  unverant‐
wortlichen  Kommunikationsunterbrechung.  Das  Interaktionsverhältnis  er‐
scheint  mithin  immer  als  Ergebnis  eines  aktiven  oder  passiven,  konjunktiven 
oder disjunktiven Verhaltens.  

Neben der aktiven oder passiven Fortsetzung der Interaktion stellt sich die Fra‐
ge nach deren Rahmung. Denkbar ist hier, dass diese weitgehend situationsab‐
hängig verläuft, also nur bei konkreten Anlässen aktiviert oder  im Hinblick auf 

naheliegende  Leistun‐
gen  stabilisiert  wird. 
Am  anderen  Pol  steht 
die  Möglichkeit,  dass 
die  Interaktion  durch 
umfassende  Institutio‐
nalisierung eine gewis‐
se Personen‐ und Um‐
weltunabhängigkeit ge‐
winnt.  Letzteres  läuft 
zumeist  auf  eine  For‐
malisierung  und  Stra‐
tegiebildung hinaus. 

Diese  abstrakte  Sche‐
matisierung  der  Inter‐
aktion entlang der Po‐
le  aktiv/passiv  und  si‐
tuativ/strategisch  be‐
darf  einer  Rückbin‐

dung an die Empirie. Diese sollte zunächst bei der Form der Problematisierung 
des Verhältnisses von Stadt und Wissenschaftseinrichtungen ansetzen, d.h. der 
Frage nach der Defizit‐ oder Krisenerfahrung, welche die Gestaltung der  Inter‐
aktion mit  einer  gewissen Dringlichkeit  versehen hat. Diese  Erfahrung  enthält 
zumeist auch bereits eine gewisse Lösungsstrategie oder zumindest Vision.  

Zu  unterscheiden  ist  hier  zunächst,  ob mit  der Gestaltung  der Wissenschafts‐
Stadt‐Beziehung  eine  komplementäre  oder  eine  substitutive  Problembearbei‐
tung angestrebt wird: Sollen herausgeforderte Strukturen durch die Potenziale 
der  Interaktion  von  Stadt  und Hochschule  ersetzt  oder  aber  ergänzt werden? 

Übersicht 50: Interaktionstypen in der  
Wissenschaft‐Stadt‐Beziehung  

 

 

passiv‐

passiv‐
strategisch strategisch

organisch‐
passiv

strategisch
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Nimmt man zudem an, dass wirtschaftliche Probleme nur wirtschaftlich, kultu‐
relle  Probleme nur  kulturell  etc.  erfolgversprechend  zu  bearbeiten  sind,  dann 
gerät  die  Frage  in  den  Fokus,  in welcher Hinsicht  die  Interaktionen  von  Stadt 
und Wissenschaftseinrichtungen  adressiert werden.  Im Hinblick  auf  die  Rah‐
mung  der  Problemlage  und  Lösungsentwürfe,  aber  auch  hinsichtlich  der  lokal 
aktivierbaren  Potenziale  geraten  die  örtlichen  Rahmenbedingungen  ins  Blick‐
feld. 

14.1.4. Kriterien zur Einordnung in Interaktionstypen 

Das Modell von Interaktionsbeziehungen zwischen Stadt und Wissenschaftsein‐
richtungen,  die  sich  entweder  aktiv  oder  passiv  bzw.  strategisch  oder  situativ 
einordnen lassen, bedarf geeigneter Kriterien, um es für konkrete Fälle anwen‐
den zu können. Die Eignung der Kriterien hängt davon ab, ob sie etwas durch 
die  Beziehungen  unmittelbar  Herstellbares  beschreiben,  mithin  etwas,  das  in 
der  Handlungsmacht  der  Akteure  liegt.  Somit  stehen  hier  nicht  die  äußeren 
Rahmenbedingungen im Fokus, die zwar durchaus die Grundlage und Ausgangs‐
punkte von Handlungen und Problemwahrnehmungen sind, aber eben nicht die 
Handlungen selbst erkennbar machen. Die Erfahrungen aus den Fallstudien le‐
gen drei Kriterien nahe, die für die empirischen Beschreibungen solcher Bezie‐
hungen herangezogen werden können: 

 Entwicklungsstrategie:  Aktive  Kommunikation  zwischen  den  Akteuren  und 
strategisch ausgerichtete Zielsetzungen  lassen die Entwicklung von  (gemeinsa‐
men) Entwicklungsstrategien, Umsetzungskonzepten, Leitbildern etc. erwarten. 
Ohne  die  Festlegung  umfassender  Zielsetzungen  und  deren  Vereinbarung  in 
verbindlichen Dokumenten  ist nur ein Vorgehen möglich,  das  sich  situativ  auf 
isolierte Teilprobleme bezieht. Ermöglichen strategische Zielsetzungen langfris‐
tig  orientierte  bauliche und  Clusterkonzepte,  so  erlauben  situative  Zielsetzun‐
gen vor allem punktuelle Ansätze wie Event‐ und Imagekonzepte. Diesem Krite‐
rium ist demzufolge die Unterscheidung in „umfassend“ und „punktuell“ zuge‐
ordnet. 

 Kooperationsstrukturen: Nicht nur strategisch, sondern auch operativ ist zu 
unterscheiden, ob die Beziehungen zwischen Wissenschaft und Stadt mit Koo‐
perationsstrukturen,  Schnittstellen, Netzwerken etc.  aktiv  gepflegt und voran‐
gebracht werden, oder ob in Ermangelung solcher Strukturen ein passiver Lais‐
sez‐faire‐Zustand  von  den  Akteuren  akzeptiert wird.  In  letzterem  sind  umfas‐
sende Strategien zwar immer noch möglich, werden aber in den jeweiligen Ein‐
richtungen  autonom  verfolgt.  Kooperationsstrukturen  werden  hier  mithin  als 
„intensiv“ oder „gering“ ausgeprägt unterschieden. 

 Identifikation mit der Wissenschaft: Die Beziehungen der Akteure der Stadt‐
verwaltung und der Wissenschaftseinrichtungen vermögen strategisch und koo‐
perativ  umfassend  bearbeitet  zu  werden.  Es  wäre  allerdings  ein  erkennbares 
Anzeichen  für weitgehend wirkungsloses Handeln, wenn  sich dies  nicht durch 
Steigerungen der Akzeptanz der Wissenschaftseinrichtungen sowie der Identifi‐
kation mit  den  Leitideen  einer  wissenschaftsorientierten  Stadt  zeigen  würde. 
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Die  Identifikation  mit  der  Wissenschaft  kann  für  dieses  Kriterium  in  „hoch“, 
„mittel“ oder „gering“ ausgeprägt differenziert werden. (Übersicht 51) 

Übersicht 51: Interaktionstypen in der Wissenschaft-Stadt-Beziehung  
Kommuni‐

kation 

Ziel‐ 
setzung 

Passiv  Aktiv 

Situativ 

 Entwicklungsstrategie: punktuell 
 Kooperationsstrukturen: gering 
 Identifikation mit Wissenschaft: 

gering 

 Entwicklungsstrategie: punktuell 
 Kooperationsstrukturen: intensiv 
 Identifikation mit Wissenschaft: 

mittel/gering  

Strategisch 

 Entwicklungsstrategie: umfassend 

 Kooperationsstrukturen: gering 
 Identifikation mit Wissenschaft: 

hoch/mittel 

 Entwicklungsstrategie: umfassend  

 Kooperationsstrukturen: intensiv 
 Identifikation mit Wissenschaft: 

hoch  

 

Es bleibt anzumerken, dass ein Teil der jeweiligen lokalen Rahmenbedingungen 
implizit in diesen Kriterien mitverarbeitet wird. Umfassende Strategien sind et‐
wa nur in Städten mit einem diversifizierten Portfolio an Wissenschaftseinrich‐
tungen, die dann auch meist eine Mindestgröße bezogen auf die Einwohnerzahl 
überschreiten, möglich. Kooperationsstrukturen sind auch an die sozioökonomi‐
schen Bedingungen gekoppelt, etwa der Vielfalt ansässiger Unternehmen bzw. 
dem  dominierenden  Beschäftigungsmilieu.  In  den  Kriterien werden  somit  be‐
reits mannigfaltige Rahmenbedingungen verdichtet und die Komplexität  redu‐
ziert, deren Darstellung ansonsten, angesichts der nahezu endlosen Anzahl zu‐
grundelegbarer  Indikatoren  und  Kennziffern,  keinen  praxistauglichen  Erkennt‐
nisbeitrag zu leisten imstande wäre. 

14.2. Schluss: Wissensgesellschaftsfähig werden 

Fragt man, wie mittelgroße Städte unter Nutzung der in ihnen ansässigen Wis‐
senschaftseinrichtungen wissenschaftsgesellschaftsfähig werden (oder bleiben), 
so  lassen  sich  vor  allem  vier  Stichworte  aufrufen:  Kontextsteuerung,  strategi‐
sche Erfolgsfaktoren von Wissenschaft‐Stadt‐Kooperationen, Schnittstellenkom‐
munikation und lokales Wissensmanagement. 
 
Kontextsteuerung: Ein besonderes Interesse der Wissenschaft für ihre jeweilige 
Sitzstadt  ist weder  zwangsläufig  zu  erwarten  noch  zu  erzwingen. Dem  stehen 
die  fehlenden  Möglichkeiten  gegenseitiger  Steuerung  von  wissenschaftlichen 
Einrichtungen und Stadt, die mangelnde Durchgriffsfähigkeit der Hochschullei‐
tungen auf die Wissenschafter.innen sowie deren lokal ungebundene Orientie‐
rung am (globalen) Wissenschaftssystem entgegen. Zudem sind in der einschlä‐
gigen  Forschung  sowohl  Stadt‐  als  auch  Hochschulentwicklung  als  besonders 
planungsresistente Handlungsfelder herausgearbeitet worden. Hier zu synchro‐
nisieren, ist eine Herausforderung: 
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 Es sind eigensinnige Funktionslogiken – wissenschaftlich‐professionell vs. ra‐
tional‐bürokratisch – in Rechnung zu stellen. Daher können Anstrengungen, 
ein produktives Kooperationsverhältnis zwischen Stadt und Hochschulen zu 
generieren, nicht auf Automatismen setzen, sondern müssen zunächst kon‐
sensual Schnittmengen erzeugen. 

 Wissensbezogene Such‐ und Findeprozeduren sind grundsätzlich nicht plan‐
bar, und Gelegenheiten werden genutzt oder auch nicht. Plan‐ und gestalt‐
bar sind hingegen Arrangements und Kontexte, welche die Wahrscheinlich‐
keit von Kontakten, Kopplungen und letztendlich Kooperationen erhöhen. 

Als  Alternative  zur  planungsgebundenen  Intervention  bietet  sich  das  Konzept 
der Kontextsteuerung an. Die Gestaltung günstiger Kontexte für Wissenschaft‐
Stadt‐Interaktionen  soll  darauf  zielen,  Fühlungskontakte  zu  erleichtern.  Damit 
werden  Gelegenheitsstrukturen  für  potenziell  produktive,  wechselseitige  Ver‐
stärkungen der Wissenschafts‐ und Stadtentwicklung geschaffen, also die ent‐
sprechenden Rahmenbedingungen  verbessert.  Innerhalb optimierter  Rahmen‐
bedingungen haben potenzielle Partner zum einen die Chance, Interessenüber‐
lappungen  und  ‐schnittstellen  zu  entdecken.  Zum  anderen  können  diese  qua 
förderlicher Kontexte in erleichterter Weise in gemeinsames Handeln überführt 
werden.  
 
Strategische  Erfolgsfaktoren  von  Wissenschaft‐Stadt‐Kooperationen:  Für  jegli‐
che  Kooperationen  zwischen Wissenschaft  und  lokalen  Partnern muss  immer 
auf der Grundlage der jeweiligen regionalen Situation, der Interessenlagen und 
der  einsetzbaren  Ressourcen  entschieden  werden,  welche  Schwerpunkte  ge‐
setzt werden sollen und können. Dafür können einige strategische Erfolgsfakto‐
ren in die institutionellen Policies der Hochschulen und der lokalen Akteure ein‐
gebaut werden. Sie lassen sich in drei Gruppen sortieren: 

 Wechselseitigkeit: Elementare  inhaltliche Voraussetzung  jeglicher Koopera‐
tion ist, dass sachbezogene Anknüpfungspunkte zwischen Hochschulen und den 
Partnern bestehen und erkannt werden. Um seitens der wissenschaflichen Ein‐
richtungen Ideen für die Stadt zu entwickeln, bedarf es eines Problembewusst‐
seins  für  die  lokalen Gegebenheiten.  Ist  dieses  entwickelt, muss  es  auf  Reso‐
nanz  in der Stadt  treffen. Das heißt: Auch die  lokalen Akteure müssen  für die 
Problemlagen und Handlungsbedarfe der eigenen Stadt und die Möglichkeiten, 
darauf mit  Hilfe  der Wissenschaft  reagieren  zu  können,  sensibilisiert  sein.  Im 
Anschluss daran muss die Einsicht in den je eigenen Nutzen der Kooperation be‐
stehen  bzw.  erzeugt  werden.  Ideal  sind  Positivsummenspiele,  in  denen  sich 
Nutzen für alle Beteiligten ergibt. Immer dann jedoch, wenn die Kooperations‐
kosten die (pronostizierten) Kooperationsgewinne übersteigen, ist jede Initiati‐
ve gefährdet. 

 Voraussetzungen  klären:  Elementare  formale  Voraussetzung  jeglicher  Ko‐
operation ist, dass angemessene, d.h. aufgabenadäquate Ressourcen zur Verfü‐
gung  stehen bzw. organisiert werden können: personelle,  sächliche und –  vor 
allem zur Umsetzung konkreter Projekte – finanzielle. Ratsam ist es, Kooperati‐
onsanbahnungen mit einer Diagnose des Akteurssystems, innerhalb dessen die 
Ziele  umgesetzt werden  sollen,  zu  verbinden: Wer  sind  die  relevanten  Perso‐
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nen,  die  den Kooperationserfolg maßgeblich beeinflussen und  ihn damit  rele‐
vant  entweder  behindern  oder  unterstützen  können? Dann  lässt  sich  z.B.  ab‐
schätzen,  woher  Einwände  und  Widerstände  zu  erwarten  sind,  und  es  kann 
dementsprechend agiert und vorgebeugt werden. 

 Prozessgestaltung: Vereinbarungen über Ziele und Inhalte der Partnerschaft 
sowie  verbindliche  Absprachen  über  zu  erbringende  Leistungen  dürfen  nicht 
der  operativen  Umsetzung  überlassen  bleiben,  sondern  stellen  strategische 
Weichenstellungen dar. Es bedarf einer Synchronisierung von Zeitvorstellungen 
und Planungshorizonten der Partner. Damit werden zugleich die Voraussetzun‐
gen  für  Kontinuität  geschaffen, welche  die  Kooperationseffizienz  steigert.  Die 
Kontinuität ist organisatorisch abzusichern, da sie nicht zwingend im Selbstlauf 
entsteht und häufig personengebunden ist. Dysfunktionalitäten und Kooperati‐
onsbürokratie wirken als Kooperationskiller, sind also zu vermeiden, etwa Über‐
beanspruchungen  oder  Konformitätsdruck,  der  dem Ausprobieren  innovativer 
Ideen  entgegensteht.  Ebenso  sind  Institutionalisierungen  von  Kooperationen 
erfolgversprechender, wenn Kooperationsbürokratie vermieden wird. Die moti‐
vierte Mitarbeit von Wissenschaftler.innen wird wahrscheinlicher, wenn sie die‐
se  nicht  als  zusätzliche Aufgabe,  sondern  als Möglichkeitsraum  zur  Entfaltung 
von Forschungs‐ und Lehrinteressen erfahren. Die Dezentralität der Hochschule 
und der Durchführung lokal relevanter Hochschulaktivitäten sollte als Potenzial 
und  Motivationsressource  anerkannt  werden.  Eine  künstliche  Zentralisierung 
bei  der  Hochschulleitung  würde  ohnehin  an  administrative  Grenzen  stoßen. 
Rektorat bzw. Präsidium und Zentrale Verwaltung sollten aber Unterstützungs‐
wünsche bedienen. Abgesichert  sein muss die Dezentralität durch Etablierung 
definitiver  Ansprechpartner  für  Wissenschaftsthemen  auf  Seiten  der  Stadt, 
Netzwerkstrukturen  in  der  Stadt,  zentral  bereitgestellte  Formate  der Wissen‐
schaftskommunikation,  ggf.  einen  strategischen  Entwicklungsplan  –  bei  dem 
dann zugleich mit Abweichungen zu rechnen ist – und möglichst auch Absiche‐
rungen  über  formale  Stadtratsbeschlüsse.  Kooperationsprozesse  und  ‐akteure 
dürfen bei all dem nicht überfordert werden, gegebene Ressourcenbegrenzun‐
gen  sind  zu  berücksichtigen,  und  in  zumindest  einigen  Bereichen  sollen  auch 
möglichst schnell sichtbar werdende Erfolge erreicht werden. Letztere können 
zudem die Mitwirkungsbereitschaft zunächst zögerlicher Partner fördern.  

Die Erfolgschancen von  lokalen Netzwerken  steigen  insbesondere dann, wenn 
das jeweilige Netzwerk  

 einen eindeutigen Zweck verfolgt, 

 in sich möglichst heterogene Partizipanten integriert, 

 hierarchielos,  d.h.  horizontal  angelegt  ist  und  es  zugleich  über  eine  leis‐
tungsfähige Netzwerksteuerung verfügt, 

 sich des kommunikativen Geschicks und Handelns von Multiplikatoren be‐
dient, 

 eine  relativ  hohe  Dichte  hat,  also  wenig  weiße  Flecken  bzw.  abgekoppel‐
te/vernachlässigte Bereiche in sich hat, 

 einen guten internen Informationsfluss zu realisieren vermag und 

 im Zeitverlauf stabil ist. 
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Schnittstellenkommunikation:  Es  bedarf  der  Kommunikationsfähigkeit mit  den 
lokalen Akteuren hinsichtlich deren spezifischer Wissens‐, Kooperations‐ und In‐
novationsbedürfnisse. Forschungsergebnisse sind nicht immer umstandslos ‚les‐
bar‘, d.h. durch Praktiker in ihrer Relevanz für konkrete Problemlösungen einzu‐
schätzen. Daher sind Übersetzungsleistungen zwischen unterschiedlichen Ratio‐
nalitäten zu erbringen: Die Praxis kommuniziert nicht wissenschaftlich, sondern 
praktisch. Hierfür bedarf es entsprechender Formate, die an die Kommunikati‐
onsgewohnheiten  der  Adressaten  anschließen.  Denn  welche  Expertise  sie  zu 
welchem Zweck nutzen, bestimmen immer die Nachfrager, nicht die Anbieter. 
Dabei  geht  es  um die  Frage: Wie  lässt  sich  empirisches  und  Erklärungswissen 
(was passiert und warum?) transformieren in Handlungs‐ und Beratungswissen 
(was und wie kann es getan werden?)? Hier sind einige Kommunikationsfallen 
zu umgehen: 

 Wissenschaftler  sind  es  gewohnt,  den  Aspekt  der Wahrheitsfähigkeit  von 
Aussagen und nicht ihre Praxisrelevanz in den Vordergrund zu rücken. Dagegen 
erwarten Akteure der Praxis anwendungsrelevante Informationen, transferfähi‐
ge  Konzepte,  Handlungs‐  sowie  Beratungswissen,  und  die  allgemeine  Öffent‐
lichkeit muss mit einem Wissen angesprochen werden, das zu Botschaften ver‐
dichtet und zugespitzt ist. 

 Die  Wissenschaftskommunikation  muss  externe  Erwartungen  integrieren, 
weil  sie  andernfalls  nicht  anschlussfähig  ist.  Dieses  Kommunizieren  über Wis‐
senschaft darf  jedoch nicht heißen, den Beobachtungen und Analysen wissen‐
schaftsexterne Prämissen zugrunde zu legen. Denn das würde in eine doppelte 
Irrelevanz  führen: Einerseits wäre dann die Erkenntnisproduktion durch nicht‐
wissenschaftliche Vorannahmen kontaminiert, welche  Intuitionen,  Fallauswahl 
oder Deutungen anleiteten und derart zu gleichsam verunreinigten Ergebnissen 
führten.  Andererseits  kann  auch  die  Optimierung  praktischen  Entscheidungs‐
handelns – im Sinne eines höheren Maßes an Vernunftbasiertheit – mit solcher‐
art verunreinigtem Wissen nicht gelingen. 

 Wissenschaft,  die  nicht  nach  ihren  eigenen  Rationalitätskriterien  operiert, 
ist insofern nicht einmal praktisch nützlich: Auch Praxisakteuren ist nicht gehol‐
fen, wenn die im Alltagsbetrieb identifizierten Probleme lediglich wissenschaft‐
lich reformuliert und bestätigt werden. Vielmehr lassen sich die Potenziale von 
Forschung erst dann ausschöpfen, wenn die Problemhorizonte der Praktiker er‐
weitert  bzw.  überschritten,  voranalytische  Urteile  durch  wissenschaftlich  ge‐
stützte  und  reflektierte  Urteile  ersetzt,  geläufige  Sicherheiten  aufgebrochen 
und neue Differenzierungen eingeführt werden, also kurz: die Komplexität des 
Problembewusstseins  gesteigert  wird. Wissenschaftliche  Objektivität  ist  dabei 
vor allem die Vermeidung partikularer Perspektivenverengungen. 

 Übersetzungen  jeglicher Art wiederum sind nie völlig  verlustfrei  zu haben; 
es  kann  zu  Sinnverschiebungen,  Neudeutungen  und  Rekontextualisierungen 
kommen (was wiederum auch Gewinne sein können). Allerdings liegt die alter‐
native Option zum Transfer mit Übersetzungsverlusten nicht  im Transfer ohne 
Übersetzungsverluste – sondern wäre der Nichttransfer des Wissens, das zwar 
vor der ‚Verschmutzung‘ durch Praxiserfordernisse gerettet wurde, aber damit 
dann auch nichts zur Entwicklung der Praxis beitragen kann. 
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 Es  besteht  in  der  Regel  eine  zeitliche  Entkopplung  zwischen  Wissen  und 
Wissensbedarfen: Praktiker benötigen Wissen nicht deshalb, weil es gerade an‐
geboten wird, sondern dann, wenn praktische Probleme zu lösen sind. Das kann 
vor,  während  oder  nach  der  Erzeugung  des  einschlägigen  Forschungswissens 
sein.  Hier  muss  also  eine  Überbrückung  der  zeitlichen  Entkopplung  zwischen 
Wissensproduktion  und  Wissensbedarfen  durch  zugriffsfähige  überzeitliche 
Wissensspeicherung organisiert werden. 

 Der bei den außerwissenschaftlichen Adressaten anfallende Nutzen des In‐
formiert‐Seins über wissenschaftlich begründetes Wissen muss größer sein als 
die (zeitlichen) Kosten des Sich‐Informierens. 
 
Lokales  Wissensmanagement:  Hochschulen  haben  ihre  Kernkompetenzen  in 
der Aufbereitung, Erzeugung, Verwaltung und Vermittlung von Wissen. Insofern 
liegt hier eines nahe: Das Instrument, mit dem sie ihre lokalen Kontexte durch 
Nutzung eigener Kompetenzen gestalten können, ist der Aufbau und die Unter‐
haltung eines lokal bzw. regional vernetzten Wissensmanagements. Eine offen‐
sive Selbsteinordnung in die lokale Wissensinfrastruktur entspricht dem Selbst‐
verständnis von Hochschulen und Forschungsinstituten als Wissensproduzenten 
und ‐distributoren am ehesten. Sie hat zudem in einer wissensgesellschaftlichen 
Perspektive eine unmittelbare Plausibilität:  Sie  steigert die Wahrnehmung der 
Hochschulen und Institute als Teil eines Netzes, das Zukunftsfähigkeit verbürgt. 
Ebenso  sind  wissenschaftliche  Wissensbestände  für  lokale  Akteure  nutzlos, 
wenn sie nicht von ansprechbaren Experten gewusst und mit Blick auf die Situa‐
tion vor Ort durchsucht,  geordnet,  aufbereitet und kommuniziert werden. Ein 
lokales Wissensmanagement müsste dreierlei sicherstellen:  

 Erstens ist der Zugang zu dem in Stadt und Region – an verteilten Orten, in 
differenzierten Formaten und unterschiedlichem Besitz – vorhandenen Wis‐
sen niedrigschwellig zu ermöglichen: entweder unmittelbar oder durch ent‐
sprechende Navigation.  

 Derart soll zweitens eine solche Zugänglichkeit und Verfügbarkeit von Wis‐
sen erreicht werden, die Problemlösungsbedarfe mit den lokal vorhandenen 
problemlösungsbezogen Wissensressourcen verbindet.  

 Drittens müssen Wissensbedarfe, die  lokal nicht  zu befriedigen  sind, über‐
regional weitervermittelt werden. 

Ein  lokales Wissensmanagement umfasst  folglich mehr als die Einrichtung von 
Technologietransferstellen  und  Forschungsdatenbanken.  Es  muss  Wissensbe‐
darfe etwa bei der ortsansässigen Wirtschaft, öffentlichen und zivilgesellschaft‐
lichen Einrichtungen aktiv  identifizieren,  statt allein passive  Informationsange‐
bote zu unterhalten. Bei digitalen Angeboten sind Niedrigschwelligkeit der Zu‐
gänge  und  intuitive  Nutzerführung  basale  Anforderungen  –  aber  bisher  kein 
Standard. Benötigt werden 

 datenbankbasierte Wissenssysteme wie Transferatlanten oder Transferportale,  

 Online‐Wissensatlanten zu einzelnen Themenfeldern,  

 Experten‐Pools, 
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 Verfügbarkeitskataloge zu Spezialgeräten und Laboren, die an Hochschulen 
existieren und auch  von Partnern genutzt werden können,  etwa  für Rapid 
Prototyping, 

 Wissensplattformen, die nicht  nur bereits Vorhandenes präsentieren,  son‐
dern auch aktiv Wissensbedarfe identifizieren und Wissensproduktion anre‐
gen. 

Ein  in  diesem  Sinne  komplexes  lokales  bzw.  regionales  Wissensmanagement 
lässt sich nur mit Beteiligung der vorhandenen Hochschulen und Forschungsein‐
richtungen umsetzen. Zu leisten ist dabei ein doppelter Transfer: einerseits aus 
der Wissenschaft  in  Anwendungskontexte,  andererseits  aus  den  überregional 
verfügbaren Wissensbasen in lokale Kontexte. 
 
Neben  diesen  Hauptstichworten  hatten  wir  im  Verlaufe  der  Untersuchungen 
(und dieses Buches) eine ganze Reihe von nötigen oder möglichen Orientierun‐
gen und umsetzbaren, dabei z.T. alternativen Maßnahmen herausarbeiten kön‐
nen. Diese  sollen  nun  abschließend  in  einer Übersicht  zusammengefasst wer‐
den, wobei wir sie nach den Akteuren, welche sie jeweils tragen müssten, glie‐
dern. Lesen lässt sich die so entstandene Übersicht 52 auch als Toolbox für Stra‐
tegien,  Maßnahmenpläne  bzw.  Policies  zur  gegenseitigen  Mobilisierung  von 
Wissenschafts‐ und Stadtentwicklung. 

Übersicht 52: Orientierungen und mögliche Maßnahmen für die 
Gestaltung von Wissenschaft-Stadt-Kooperationen in Stichworten 

Akteur: Stadtverwaltung 

Verbindlichkeit 
und  
Sichtbarkeit 

 Stadtratsbeschlüsse 
 verpflichtende Berichterstattungen an das Stadtparlament  
 Einbeziehung der Wissenschaft in Stadtmarketing und  

Wirtschaftsförderung 
 Einbeziehung der Wissenschaftseinrichtungen in Verkehrsleitsystem und 

touristisches Wegeleitsystem 

feste  
Ansprech‐ 
partner 

 Wissenschaftsbüro 
 Stabstelle „Wissenschaft“ in Stadtverwaltung mit  

Ressourcenverfügbarkeit (materiell und immateriell) 

Nutzung  
spezifischer 
Standort‐
vorteile und 
Infrastruktur‐
entwicklung  

 Analyse der Standortpräferenzen von Hochqualifizierten 
 familienfreundliche Strukturen: insbesondere Kitas mit  

wissenschaftsangepassten Öffnungszeiten, Unterstützung der  
Wissenschaftseinrichtungen bei Dual‐Career‐Politik 

 Flächenverfügbarkeit und relativ niedrige Standortkosten nutzen 
 attraktives Wohnumfeld schaffen 
 bedarfsgerechte Gestaltung der ÖPNV‐Anbindungen der Hochschulareale 
 komfortable radverkehrliche Erschließungen der Hochschulareale 
 Bereitstellung leerstehender Gebäude für selbstverwaltetes  

studentisches Wohnen 

administrative 
Unterstützung 

 schnelle und flexible Verwaltungs‐ und Genehmigungsverfahren  
 Unterstützung von Hochschulausgründungen und  

Absolventengründungen 
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Akteure: Hochschulen, Forschungsinstitute 

Kommuni‐
kation  
organisieren 

 feste Ansprechpartner  
 Stabilität der Ansprechpartner und Know‐how‐Abfluss vermeiden  

(z.B. durch absehbare Entfristung von Stellen) 
 anschlussfähiges Argumentieren und Präsentieren der Wissenschaft – 

Übersetzungen des Forschungswissens organisieren 
 Reden über das lokal Relevante, was bereits an der Hochschule geschieht 
 Selbstdefinition als zentraler Teil der regionalen Wissensinfrastruktur 
 Veranstaltungen, PUSH: Vorträge, Vorlesungen, Forschungsmärkte, 

Events/Science Festivals, Lange Nacht der Wissenschaften 
 Wissenschaftsladen 
 Onlineplattform für die Öffentlichkeit 
 elektronische Informationstafeln für Passanten mit Informationen aus 

der Einrichtung 

Hochschulen  
als Knoten‐
punkte eines 
lokal  
vernetzten 
Wissens‐
managements 

 Problembewusstsein für die lokalen Gegebenheiten  
 Kompetenz‐/Transferzentren 
 One‐Stop‐Agency zur Aufnahme von Wissensbedarfen, interne Organisa‐

tion entsprechender Angebote und Offerierung von Lösungspaketen 
 Zugang zu vorhandenem Wissen niedrigschwellig ermöglichen  
 Problemstellungen mit vorhandenem Problemlösungswissen  

zusammenführen 
 weitere Wissensbedarfe überregional weitervermitteln 
 ungenutztes Wissen aktivieren 
 Erzeugung noch nicht vorhandenen, aber benötigten Wissens anregen 
 Beratungsangebote 
 Aufbau von Wissenssystemen 
 Transferatlanten, Transferportale 
 Experten‐Pools  
 Verfügbarkeitskataloge zu Spezialgeräten und Laboren 
 Problem‐/themenbezogene Online‐Wissensatlanten  
 jährliche Third‐Mission‐Bilanz 
 lokale/regionale Wissensbilanz  

Interne Unter‐
stützungsorga‐
nisation für 
lokal bezogene 
Aktivitäten 

 Berücksichtigung lokalen Engagements in Leistungsbewertungssystemen 
 Organisation von Anschlussfinanzierungen für gelungene Modellprojekte 
 Erfahrbarkeit lokaler Kooperationen als Möglichkeitsraum zur Entfaltung 

von Forschungs‐ und Lehrinteressen 
 keine künstliche Zentralisierung von Aktivitäten in Fachbereichen, aber 

Unterstützungen durch Leitungsebene, wo gewünscht 

Bildungs‐ und 
kulturelle 
Angebote an 
die Stadt‐
gesellschaft 

 Übergang Schule – Hochschule erleichtern: Kinderuni, Kooperation mit 
Schulen 

 Weiterbildung und lebenslanges Lernen: Seniorenuni 
 Service Learning 
 kulturelle Belebung: Stadtteilbelebung durch kulturelle Interventionen 
 Hochschulsammlungen als Museen/Ausstellungen für die Öffentlichkeit 

zugänglich machen 

Unterstützung 
der wirtschaft‐
lichen 
Entwicklung 

 Gründungsförderung: Informationen und Beratung 
 Sicht‐ und Identifizierbarkeit der Innovationspotenziale und Kompeten‐

zen durch Labs, Inkubatoren, Start‐up‐Zentren, Geschichtsbüros o.ä. 
 Absolventenvermittlung: Career Center 
 Berücksichtigung der Bedürfnisse von KMUs: z.B. über duale  

Studiengänge 
 Weiterbildung: kostenpflichtige Weiterbildungsangebote 
 Alumni‐Netzwerke: nutzbar für Mentoring für Studierende 
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Akteure: Stadtverwaltung und Wissenschaftseinrichtungen 

Grund‐
sätzliches 

 Übergang von Initialphase in Verstetigungsphase als besondere  
Herausforderung begreifen 

 andere Hochschulen und Städte beobachten, Good‐Practice‐Beispiele 
identifizieren und ggf. kopieren 

Strategien, 
Leitbilder 

 unausgeschöpfte Potenziale identifizieren 
 Bestandsaufnahme dessen, was bereits geleistet wird, als Voraussetzung 

zur Weiterentwicklung der Aktivitäten  
 gesellschaftliche Trends auf ihre Anschlussfähigkeit an die Hochschul‐

potenziale prüfen (etwa erneuerbare Energien oder regionale Produkte) 
 Prüfung, in welchen gesellschaftlichen Bereichen hochschulische  

Unterstützungsleistungen besonders gefragt  
 Realisierbares vom Nichtmachbaren unterscheiden 
 Prioritäten und Posterioritäten definieren 
 Ressourcenverfügbarkeit berücksichtigen – Ressourcen organisieren 

Verbindlichkeit 
herstellen 

 Kooperationsverträge mit operationalisierbaren Vereinbarungen 
 jährlich aktualisierte operationalisierte Maßnahmenpläne  
 regelmäßige und substanziell vorbereitete Treffen auf Leitungsebene: 

Oberbürgermeisterin und Rektor 

Stadtplanung   durch bauliche Lösungen Orte und Räume schaffen, um die Sichtbarkeit 
der Wissenschaft in der Stadt zu erhöhen 

 Förderung der Platzierung von Hochschuleinrichtungen in der Innenstadt 
 räumliche Verdichtungen von Bildungs‐, Wissenschafts‐ und  

Kultureinrichtungen 

Verzahnung 
Kultureinrich‐
tungen – 
Hochschule 

 studiengangsintegrierte studentische Projekte 
 Lehraufträge für Museumsmitarbeiter.innen 
 Honorar‐ oder gemeinsame Berufungen von Museums‐ oder  

Archivdirektor.innen 

Akteure: Stadt, Wissenschaft, Wirtschaft, Stadtgesellschaft 

Netzwerke, 
Kooperations‐
plattformen 

 inhaltliche Anknüpfungspunkte identifizieren 
 Akteurssystem ermitteln: von wo Unterstützung, von wo Widerstände? 

Multiplikatoren identifizieren 
 Verbindlichkeit von Vereinbarungen über Ziele, Inhalte und zu  

erbringende Leistungen  
 gegenseitigen Vorteil der Beteiligten sichern 
 unterschiedliche Handlungslogiken berücksichtigen und  

zusammenzuführen 
 Synchronisierung der Planungshorizonte der Partner 
 Vermeidung grober Dysfunktionalitäten  
 hierarchielos bei gleichzeitiger leistungsfähiger Netzwerksteuerung  
 eher zentrale als alle Akteure einbeziehen, um Verwässerungen auf das 

Mehrheitsfähige zu vermeiden 
 Lenkungsausschuss mit den wichtigsten Kooperationsinteressenten  
 Geschäftsstelle zur Sicherung von Stabilität, Erreichbarkeit und  

Reaktionsfähigkeit  
 Kooperationsbürokratie vermeiden 
 Kooperationskosten niedriger als die Kooperationsgewinne halten 
 Motivationsförderung: in einigen Bereichen möglichst schnell sichtbar 

werdende Erfolge organisieren 
 Ermöglichung innovativer Zufälle im Zusammenspiel von sozialen  

Kontakten und Umweltkonstellationen  
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regelmäßige 
gemeinsame 
Aktivitäten 

 Foren für den Dialog Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und  
Zivilgesellschaft so etablieren, dass daraus greifbare Veränderungen für 
die Stadtentwicklung resultieren 

 Kooperationen bei Praktika und Studienabschlussarbeiten 
 Einbeziehung ortsansässiger Wissenschaftler.innen in kommunale  

Beiräte und kommunaler Akteure in Hochschulräte 
 Durchführung von Themenjahren: jedes Jahr ein wissenschaftsaffines 

Thema definieren, das dann von Wissenschaftseinrichtungen und  
Stadtgesellschaft bespielt wird 

 Firmen‐/Beschäftigungsmessen an Hochschulen 

Weiteres   Resonanzfähigkeit bei den lokalen Akteuren für die Möglichkeiten der 
Wissenschaft, auf Handlungsbedarfe reagieren zu können 

 Förderung wissenschaftsaffiner Gründungen durch günstige Mieten in 
TGZ und Zugang zu hochschulischen Anlagen/Geräten 
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Die Studien im HoF-Forschungsprogramm „Raumbezogene 
Wirkungen von Hochschulen, Forschungs- und Bildungs-
einrichtungen“ 2007–2018 

 

Peer  Pasternack  (Hg.):  Stabilisierungsfaktoren  und  In‐
novationsagenturen.  Die  ostdeutschen  Hochschulen 
und  die  zweite  Phase  des  Aufbau  Ost,  Akademische 
Verlagsanstalt, Leipzig 2007, 471 S. ISBN 978‐3‐931982‐
56‐0. Online unter http://www.hof.uni‐halle.de/dateien 
/pdf/Stabilsierungsfaktoren‐und‐Innovationsagenturen. 
pdf 

Der Band resümiert, wie es die ostdeutschen Hochschulen ver‐
mocht haben, ihre Strukturen zu konsolidieren und sich in den 
allgemeinen  Hochschulreformentwicklungen  zu  platzieren.  In 
Einzelstudien  werden  die  demografischen  Entwicklungen  als 
wesentliche  Determinante  der  Hochschul(kapazitäts)entwick‐
lung, die quantitativen und qualitativen Entwicklungen der Stu‐

dierendenschaft,  die  Außenwahrnehmung  der  ostdeutschen  Hochschulen,  die  Stärken  und 
Schwächen  der  ostdeutschen  Forschungslandschaft  sowie  der  Sonderfall  Berlin  analysiert. 
Sodann interessieren Zukunftsfragen: Welche Beiträge können die ostdeutschen Hochschulen 
leisten,  um  zur  Entwicklung  ihrer  (meist  entwicklungsgeschwächten)  Regionen  beizutragen? 
Am Ende stehen Handlungsoptionen für drei zentrale Zukunftsherausforderungen: Studienka‐
pazitätsauslastung, Nachwuchsentwicklung und ‐sicherung sowie die Rolle der Hochschulen für 
die Etablierung regionaler Innovationsstrukturen.  

 

Peer  Pasternack:  Forschungslandkarte  Ostdeutschland, 
unt. Mitarb. v. Daniel Hechler, Institut für Hochschulfor‐
schung, Wittenberg 2007, 299 S. ISBN 978‐3‐937573‐12‐
0.  Online  unter  http://www.hof.uni‐halle.de/dateien/ 
pdf/Forschungslandkarte‐Ostdeutschland.pdf 

Bei der Exzellenzinitiative von Bund und Ländern hatten die ost‐
deutschen  Universitäten  unterdurchschnittlich  abgeschnitten. 
War damit alles wesentliche über die Wissenschaft  in den öst‐
lichen  Bundesländern  gesagt?  Um  dies  zu  beantworten,  wird 
ein  realistisches  Bild  benötigt.  Die  Forschungslandkarte  do‐
kumentiert und beschreibt die Forschungslandschaft gegliedert 
nach ihren verschiedenen Sektoren: Forschung an Universitäten 
und  Fachhochschulen,  öffentlich  finanzierte  außeruniversitäre 
Forschung  (gemeinschaftsfinanzierte  Institute,  Landesinstitute 

und Ressortforschung) sowie Industrieforschung. Die Sektoren werden mit ihren Institutionen, 
fachlichen Profilen, der  finanziellen und personellen Ausstattung  sowie  ihren  Leistungsdaten 
dargestellt.  Im  Ergebnis  werden  Stärken  und  Schwächen  herausgearbeitet  sowie  regionale 
Wissenschaftscluster identifiziert. 

 
Peer Pasternack (Hg.): Relativ prosperierend. Sachsen, Sachsen‐Anhalt und Thürin‐
gen: Die mitteldeutsche Region und ihre Hochschulen, Akademische Verlagsanstalt, 
Leipzig  2010,  542  S.  ISBN  978‐3‐931982‐51‐1.  Online  unter  http://www.hof.uni‐
halle.de/dateien/pdf/Rela tiv‐prosperierend.pdf 
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Steffen Zierold
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Kreativwirtschaftliche Entwicklung
in ostdeutschen Stadtquartieren

Stadtentwicklung durch
geplante Kreativität?

Sachsen,  Sachsen‐Anhalt  und  Thüringen  stellen  in  sozioöko‐
nomischer  Hinsicht  die  leistungsstärkste  Großregion  Ost‐
deutschlands dar. Gemeinsam bezeichnen sich die drei Länder 
als  „Region Mitteldeutschland“  und  untermauern  dies  durch 
länderübergreifende  Kooperationen.  Zusammen  haben  sie 
neun  Millionen  Einwohner.innen.  Innerhalb  Ostdeutschlands 
lässt die mitteldeutsche Region am ehesten erwarten, bis zum 
Auslaufen  des  Solidarpakts  II  im  Jahre  2020  in  die  Nähe  des 
zentralen Solidarpaktziels gelangen zu können: selbsttragende 
Entwicklungen. Gleichwohl  ist die Entwicklung auch dort eine 
fragmentierte. Neben einigen Leistungsinseln stehen Problem‐
zonen. Die Studien fragen danach, welchen Beitrag die Hoch‐
schulen leisten können, um die soziale und ökonomische Ent‐
wicklung zu stabilisieren. 

 

Daniel Hechler / Peer Pasternack: Scharniere & Netze. 
Kooperationen  und  Kooperationspotenziale  zwischen 
den  Universitäten  und  den  außeruniversitären  For‐
schungseinrichtungen  in  Sachsen‐Anhalt,  unt. Mitarb. 
v.  Reinhard Kreckel  und Martin Winter, WZW Wissen‐
schaftszentrum Sachsen‐Anhalt, Wittenberg  2011,  107 
S.,  ISBN 978‐3‐943027‐02‐0. Online unter http://www. 
hof.uni‐halle.de/dateien/pdf/WZW_Arbeitsberichte_1_ 
2011.pdf 

Wissenschaftspolitische  Bemühungen  um  wissenschaftliche 
Leistungssteigerung zielen auf eine Verstärkung der Koopera‐
tion zwischen universitärer und außeruniversitärer Forschung. 
Kooperationen haben bestimmte Voraussetzungen,  insbeson‐

dere ein gemeinsames  Interesse der potenziellen Partner. Die  Interessen sind  in der Wissen‐
schaft  vorrangig  kognitiv  bestimmt.  Deshalb  sind  Entfernungswiderstände  gegen  fachliche 
Kooperationen eher gering. Zugleich kann aber die räumliche Nähe niedrigere Transaktionsko‐
sten einer Zusammenarbeit ermöglichen. Die Gestaltung günstiger Kontexte zielt darauf, Gele‐
genheitsstrukturen zu schaffen, in denen potenzielle Partner die Chance haben, ihre gemeinsa‐
men  Interessen  zu  entdecken.  Im  Ergebnis  werden  kooperationsrelevante  Erfolgsfaktoren 
identifiziert und über den untersuchten Einzelfall hinaus eingeordnet. 

 

Steffen Zierold: Stadtentwicklung durch geplante Krea‐
tivität?  Kreativwirtschaftliche  Entwicklung  in  ostdeut‐
schen Stadtquartieren, Institut für Hochschulforschung, 
Halle‐Wittenberg 2012, 63 S. Online unter http://www. 
hof.uni‐halle.de/da teien/ab_1_2012.pdf 

Der generelle gesellschaftliche Wandel von der Industriegesell‐
schaft  zur  wissensbasierten  Dienstleistungsgesellschaft  ist  in 
den  ostdeutschen  Städten  mit  deindustrialisierenden  Trans‐
formationsfolgen und einem zugespitzt verlaufenden demogra‐
fischen Wandel  verbunden.  Daraus  ergeben  sich  umfassende 
Anpassungserfordernisse.  Dazu  zählt  die  Neuausrichtung  der 
Kommunen,  die  den Umstrukturierungsprozess  gestalten  und 
dabei  neue Wege  gehen müssen.  Hierbei wird  in  zahlreichen 
Städten die aktive Förderung der Kultur‐ und Kreativwirtschaft 

als  eine Möglichkeit  betrachtet,  produktiv mit  den  sich  überlagernden Wandlungsprozessen 
umzugehen. Die  Studie analysiert dies  an Beispielen  in den Städten Halle  (Saale) und Erfurt: 

A A
Akademische Verlagsanstalt

Institut für Hochschulforschung an der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (HoF)

Peer Pasternack (Hrsg.)

Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen:
Die Mitteldeutsche Region und ihre Hochschulen

Relativ prosperierend
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Hochschulen in demografisch herausgeforderten Regionen

Jenseits der Metropolen

Peer Pasternack (Hrsg.)

Institut für Hochschulforschung an der 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (HoF)

Akademische Verlagsanstalt

Inwieweit  ist  administrative  kommunale  Planung  in  der  Lage,  Bedingungen  zu  schaffen,  um 
Kultur‐ und Kreativwirtschaft zu entwickeln und zu fördern? 

 

Peer Pasternack (Hg.): Jenseits der Metropolen. Hoch‐
schulen in demografisch herausgeforderten Regionen, 
Akademische  Verlagsanstalt,  Leipzig  2013,  571  S.  ISBN 
978‐3‐931982‐83‐6.  Online  unter  http://www.hof.uni‐
halle.de/web/datei en/Jenseits‐der‐Metropolen.pdf 

Fragt  man  nach  den  Entwicklungschancen  der  demografisch 
herausgeforderten Regionen, sind zwei zentrale Komponenten 
einzubeziehen: wirtschaftliche Stabilität und soziale Stabilität. 
Die  wirtschaftliche  Stabilität  erfordert  eine  Steigerung  des 
technisch‐technologischen Innovationsgeschehens, und die ge‐
sellschaftliche  Stabilität  erfordert  soziale  Innovationen.  Diese 
Innovationen werden wesentlich über wissensgesellschaftliche 
Entwicklungsfaktoren  vornehmlich  über  endogene  Entwick‐
lungspotenziale zu erschließen sein. Die regionalen Hochschu‐

len sind die institutionell stabilsten Agenturen der Wissensgesellschaft. Indem sie sich auf die 
Herausforderungen  ihrer  jeweiligen  Region  einlassen,  können  sie  zu  einem  zentralen  Ver‐
ödungshemmnis in den demografisch herausgeforderten Regionen werden. 

 

Gesa  Koglin  /  Karsten  König  /  Gunter  Quaißer  /  Jens 
Preische  /  Anni  Fischer:  Wissens‐  und  Technologie‐
transfer  in den Neuen Steuerungsmodellen zur Hoch‐
schulfinanzierung.  Instrumente  –  Wirkungen  –  Per‐
spektiven, regioverlag, Berlin 2013, 124 S. ISBN 978‐3‐9 
292  73‐85‐4.  Online  unter  https://www.technologies 
stiftungberlin.de/fileadmin/daten/media/publikationen 
/130408 _Wissens‐_und_Technologietransfer.pdf  

Neben Forschung und Lehre gehört der Wissens‐ und Techno‐
logietransfer  zu  den  gesetzlich  verankerten  Aufgaben  der 
Hochschulen.  Die  Politik  trägt  damit  der  Bedeutung  des  For‐
schungstransfers  für  die  Innovationsfähigkeit  der  Volkswirt‐
schaft  Rechnung. Mit  der  Einführung  der Neuen  Steuerungs‐

modelle zwischen Ländern und Hochschulen verändern sich die Möglichkeiten der Länder zur 
Förderung  des  Transfers.  Die  Steuerungsinstrumente  zum  Transfer werden  verglichen,  nicht 
zuletzt im Blick auf ihre Wirksamkeit. Am Ende stehen Handlungsempfehlungen zu ihrer Opti‐

mierung.  

 

Jens  Gillessen  /  Peer  Pasternack:  Zweckfrei  nützlich: 
Wie  die  Geistes‐  und  Sozialwissenschaften  regional 
wirksam  werden.  Fallstudie  Sachsen‐Anhalt,  Institut 
für  Hochschulforschung  (HoF),  Halle‐Wittenberg  2013, 
124  S.  ISBN  978‐3‐937573‐34‐2.  Online  unter  http:// 
www.hof.uni ‐halle.de/dateien/ab_3_2013.pdf 

Geistes‐ und Sozialwissenschaften stehen in einer Hinsicht tra‐
ditionell  unter  Druck:  Ihr  Nutzen  sei  nicht  so  recht  zu  erken‐
nen. Vor diesem Hintergrund werden ihre regionalen Entwick‐
lungsbeiträge  untersucht  und  sichtbar  gemacht.  In  einer  Au‐
ßenperspektive  finden  sich  die Ausstattungen  und  Strukturen 

Stiftung des öffentlichen Rechts an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
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Hochschulen, Bildung und Wissenschaft: 
Die Expertisen aus Wittenberg

Wissensregion Sachsen-Anhalt

Peer Pasternack (Hrsg.)

Institut für Hochschulforschung an der 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (HoF)

Akademische Verlagsanstalt

Bildung als Ressource im demografischen Wandel: Die
Internationale Bauausstellung 
„Stadtumbau Sachsen-Anhalt 2010“

Die Bildungs-IBA

Uwe Grelak / Peer Pasternack

Institut für Hochschulforschung an der 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (HoF)

Akademische Verlagsanstalt

der  Fächergruppe,  ihre  spezifischen Wertschöpfungsbeiträge  und  demografischen  Effekte  in 
Augenschein  genommen.  Qualitativ  beschrieben  werden  ihre  Beiträge  zur  Aufklärung  der 
Gesellschaft, Pflege des kulturellen Erbes und Minimierung gesamtgesellschaftlicher Risiken. In 
einer  ergänzenden  Innenperspektive  wird  das  geschichtlich  gewachsene  –  und  gegenüber 
Nützlichkeitsimperativen  traditionell  skeptische  –  Selbstverständnis  der  Fächergruppen  auf 
mögliche regionale Relevanzen hin befragt. Am Ende stehen Handlungsoptionen.  

 

Uwe  Grelak  /  Peer  Pasternack:  Die  Bildungs‐IBA.  Bil‐
dung  als  Problembearbeitung  im  demografischen 
Wandel: Die  Internationale Bauausstellung  „Stadtum‐
bau  Sachsen‐Anhalt  2010“,  Akademische  Verlagsan‐
stalt, Leipzig 2014, 504 S. Online unter http://www.hof. 
uni‐halle.de/web/dateien/pdf/Die‐Bildungs‐IBA.pdf 

Die  Internationale  Bauausstellung  „Stadtumbau  Sachsen‐
Anhalt 2010“ (2002–2010) war ein Experiment von bundeswei‐
ter Bedeutung, das auch in internationalen Fachkreisen Beach‐
tung gefunden hat: Die IBA zielte darauf, der Herausforderung 
schrumpfender Städte zu begegnen, indem diese Städte selbst 
exemplarische  Antworten  entwickeln.  Insgesamt  19  Städte 
hatten sich an der IBA beteiligt. 15 dieser Städte entwickelten 
dafür lokale Profile, die auf Bildungsfragen entweder fokussiert 

waren  oder  diese  explizit  einbezogen.  Sie  hatten  erkannt:  Den  weniger  vorhandenen Men‐
schen müssen unter Schrumpfungsbedingungen mehr bildungsinduzierte Teilhabechancen er‐
öffnet werden, wenn die allgemeine Wohlfahrt gesichert werden soll. Diese 15 Städte werden 
hier untersucht. 

 

Peer  Pasternack  (Hg.): Wissensregion  Sachsen‐Anhalt. 
Hochschule, Bildung und Wissenschaft: Die Expertisen 
aus  Wittenberg,  Akademische  Verlagsanstalt,  Leipzig 
2014,  225  S.  ISBN  978‐3‐931982‐88‐1.  Online  unter 
http://www.hof.uni‐halle.de/dateien/pdf/Pasternack_ 
LSA_Studien.pdf 

33 HoF‐Studien zur Wissensregion Sachsen‐Anhalt – die möch‐
te man nicht unbedingt alle in aller Ausführlichkeit lesen. Aber 
vielleicht  die wichtigsten  Resultate. Daher  sind  diese  für  den 
schnellen Leser zusammengefasst worden, jeweils auf drei Sei‐
ten, dazu Handlungsoptionen, die sich aus den Untersuchungs‐
ergebnissen ableiten lassen. Für HoF ist Sachsen‐Anhalt vor al‐
lem  ein  sozialwissenschaftlich  ‚interessanter  Fall‘.  Seit  seiner 
Gründung widmet das Institut daher seinem Sitzland eine spe‐
zielle Aufmerksamkeit. Die Überschriften der fünf Hauptkapitel 

des Bandes markieren zugleich die Breite der realisierten Forschungen: „Stadtentwicklungspo‐
tenziale“,  „Forschungspotenziale“,  „Bildungspotenziale“,  „Organisations‐  und  Steuerungspo‐
tenziale“ sowie „Zeitgeschichte als Ressource“. 

 

Peer  Pasternack  /  Steffen  Zierold: Überregional  basierte  Regionalität.  Hochschul‐
beiträge zur Entwicklung demografisch herausgeforderter Regionen. Kommentier‐
te Thesen, unt. Mitarb. v. Thomas Erdmenger, Jens Gillessen, Daniel Hechler, Justus 
Henke  und  Romy  Höhne,  Institut  für  Hochschulforschung  (HoF),  Halle‐Wittenberg 
2014,  120  S.  Online  unter  http://www.hof.uni‐halle.de/journal/texte/Handreichun 
gen/HoF‐Handreichungen4. pdf 
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Da  sich  demografische  Schrumpfung  unmittelbar  regional‐
räumlich auswirkt, haben die Hochschulen  in davon betroffe‐
nen Regionen zwei grundsätzliche Möglichkeiten der Reaktion: 
Ihre  Strategien  können  darauf  zielen,  sich  von  der  Sitzregion 
entweder  abzukoppeln  oder  sich  explizit  anzukoppeln.  Die 
Handreichung  liefert  in  Form kommentierter  Thesen die  ent‐
sprechenden Argumente, skizziert das bereits heute bestehen‐
de  regionsbezogene  Leistungsprofil  der  Hochschulen,  stellt 
diesbezügliche Hemmnisse, Ambivalenzen und deren Ursache 
dar, wägt Vor‐ und Nachteile ab und formuliert Handlungsop‐
tionen, all dies  jeweils gegliedert nach der Bildungs‐ und For‐
schungsfunktion  sowie  den  sozialräumlichen  Funktionen  der 
Hochschulen. 

 

Peer  Pasternack  u.a.:  50  Jahre  Streitfall  Halle‐Neu‐
stadt.  Idee  und  Experiment.  Lebensort  und  Provoka‐
tion, Mitteldeutscher Verlag, Halle  (Saale) 2014, 608 + 
XXXII  S.  Online  unter  https://www.hof.uni‐halle.de/ 
web/dateien/ pdf/Pasternack‐Halle‐Neustadt.pdf 

Seit  1964  errichtet,  wurde  Halle‐Neustadt  –  heute  größter 
Stadtteil von Halle (Saale) – 2014  50 Jahre alt. 25 der bisheri‐
gen  Jahre  lagen  in  der  DDR, weitere  25  dann  im  vereinigten 
Deutschland. Unumstritten war Halle‐Neustadt von Beginn an 
nicht. Der industrielle Plattenbau brach gründlich mit der Vor‐
stellung von der gewachsenen Stadt. Doch die Einwohner ar‐
rangierten  sich.  Ab  1990  verwandelte  sich  Halle‐Neustadt  in 
rasend kurzer Zeit vom Prototyp der geplant expandierenden 
sozialistischen  Stadt  in  der  DDR  zum  Prototyp  der  ungeplant 
schrumpfenden  Stadt  in  Ostdeutschland.  Indes:  So  wie  die 

einst gebraucht worden war für 90.000 Menschen, so wird sie heute benötigt für 45.000. Peer 
Pasternack und 46 weitere Autor.innen liefern in 123 Artikeln, illustriert mit 300 Abbildungen, 
kontroverse Ansichten zu dieser größten Stadt, die nach 1945 im Osten Deutschland errichtet 
worden war. 

 
Justus Henke / Romy Höhne / Peer Pasternack / Sebasti‐
an  Schneider: Mission  possible.  Gesellschaftliche  Ver‐
antwortung  ostdeutscher  Hochschulen:  Entwicklungs‐
chance  im  demografischen  Wandel,  Institut  für  Hoch‐
schulforschung  (HoF),  Halle‐Wittenberg  2014,  118  S. 
ISBN  978‐3‐937573‐46‐5.  Online  unter  http://www.hof. 
uni‐halle.de/journal/texte/Handreichungen/HoF‐
Handrei chungen 6.pdf 

Es werden die zentralen Herausforderungen, vor denen die ost‐
deutschen Hochschulen stehen, und empirisch ermittelte Reak‐
tionsweisen  darauf  dargestellt  sowie  darüber  hinausgehende 
Handlungsoptionen entwickelt. 
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Schrumpfende 
Regionen – dynamische 
Hochschulen

Michael Fritsch
Peer Pasternack · Mirko Titze Hrsg.

Hochschulstrategien
im demografischen Wandel

Hochschulen in Schrumpfungsregionen

Schaltzentralen der 
Regionalentwicklung

Justus Henke/Peer Pasternack/Steffen Zierold 
(Hrsg.)

Institut für Hochschulforschung an der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (HoF)

Michael  Fritsch  /  Peer  Pasternack  /  Mirko  Titze  (Hg.): 
Schrumpfende  Regionen  –  dynamische  Hochschulen. 
Hochschulstrategien  im  demografischen  Wandel, 
Springer VS‐Verlag, Wiesbaden 2015, 302 S. ISBN 978‐3‐
658‐09123‐1.  Online  unter  https://link.springer.com/ 
book/10.1007/978‐3‐658‐09124‐8 

Seit 2011 hatte HoF das Verbundprojekt „Hochschulstrategien 
für  Beiträge  zur  Regionalentwicklung  unter  Bedingungen  de‐
mografischen  Wandels“  im  BMBF‐Förderpogramms  „Wissen‐
schaftsökonomie“ koordiniert. Die Verbundpartner waren das 
Leibniz‐Institut  für  Wirtschaftsforschung  Halle  (IWH)  und  die 
Professur für Unternehmensentwicklung, Innovation und wirt‐
schaftlichen Wandel  der  Universität  Jena.  Untersucht  wurde, 
wie  Hochschulen  auf  veränderte  Umfeldbedingungen  reagie‐

ren und welche demografischen Herausforderungen durch die Hochschulen selbst (mit‐)bear‐
beitet werden (können). Die Analyse zeigt sehr deutlich, dass die Hochschulen eine Vielzahl an 
Beiträgen zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung auch an  ihren  jeweiligen Standorten 
leisten, die weit über die Ausbildungsfunktion hinausgehen. 

 

Justus Henke  / Peer Pasternack  /  Steffen Zierold  (Hg.): 
Schaltzentralen der Regionalentwicklung. Hochschulen 
in Schrumpfungsregionen, Akademische Verlagsanstalt, 
Leipzig  2015,  315  S.  ISBN  978‐3‐931982‐93‐5.  Online 
unter  http://www.hof.uni‐halle.de/web/dateien/pdf/ 
schaltzentralen‐der‐Regionalentwick lung.pdf 

Verfolgen Hochschulen explizite oder  implizite Strategien, mit 
denen sie regional wirksam werden? Vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels interessiert dies vor allem in Schrum‐
pfungsregionen,  da  dort  die  Regionalentwicklung  besonders 
kritisch  ist.  Entsprechend  hoch  sind  in  den  demografisch 
herausgeforderten Regionen auch die Erwartungen, die sich an 
die  Hochschulen  richten.  Aktivitäten  und  Strategien  der  ost‐
deutschen  Hochschulen  wurden  recherchiert,  systematisiert 

und ausgewertet. Für sechs Fallregionen, drei ost‐ und drei westdeutsche, sind zudem verglei‐
chende Tiefensondierungen durchgeführt worden. Im Ergebnis können Hindernisse und Risiko‐
faktoren  sowie  Lösungsansätze  und  Erfolgsfaktoren  herausgearbeitet  werden.  Abschließend 
wird ein Modell regionalen Hochschulhandelns präsentiert. 

 

Justus Henke  /  Peer  Pasternack  /  Sarah  Schmid: Third 
Mission bilanzieren. Die dritte Aufgabe der Hochschu‐
len  und  ihre  öffentliche  Kommunikation,  Institut  für 
Hochschulforschung (HoF), Halle‐Wittenberg 2016, 109 
S.;  online  unter  http://www.hof.uni‐halle.de/journal/ 
texte/Handreichungen/HoF‐Handreichungen8.pdf  

Zunächst werden die Unterscheidungskriterien erläutert, nach 
denen hochschulische Aktivitäten der Third Mission oder ande‐
ren Handlungsfeldern zuzuordnen sind. Darauf aufbauend wird 
das Modell einer Third‐Mission‐Bilanz entwickelt, dessen Leit‐
gedanke  es  ist,  ein  möglichst  aufwandsarmes,  d.h.  nicht  zu‐
sätzlich bürokratisierendes Berichterstattungsformat zu schaf‐
fen.  Folglich  finden  sich  auch  die  Möglichkeiten  der  Daten‐
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kompila�on und die bestehenden technischen Voraussetzungen an Hochschulen behandelt. 
Das Ergebnis ist ein auf die meisten Hochschulkontexte anpassbares und mit jeder Datenmen-
ge umsetzbares Modell aus vier aufeinander au�auenden Modulen. 
 

Justus Henke / Peer Pasternack / Sarah Schmid: Missi-
on, die dri�e. Gesellscha�liche Leistungen der Hoch-
schulen neben Forschung und Lehre: Konzept und 
Kommunika�on der Third Mission, Berlin 2017, 274 S. 
ISBN 978-3-8305-3705-2. 

Hochschulen leisten heute durch Aufgaben wie Weiterbildung, 
Wissenstransfer oder Gründungsförderung weit mehr, als 
grundständige Studienangebote oder zweckfreie Grundlagen-
forschung zu betreiben. Diese zusätzlichen Aufgaben, häufig 
Third Mission genannt, beschreiben gesellscha�sbezogene Ak-
�vitäten einer Hochschule, die im Kontext von Lehre und For-
schung sta�inden, ohne selbst oder ohne allein Lehre bzw. 
Forschung zu sein. Es werden die Third Mission konzeptuali-
siert und die Third-Mission-Situa�on an deutschen Hochschu-
len dargestellt, schließlich Handlungsop�onen entwickelt. 

Leitende Gedanken dabei sind: Die Hochschulen können mit der En�altung ihrer Third Mission 
ihre Umweltkontakte systema�sieren, und sie können sich damit eine zusätzliche Legi�ma�-
onsressource erschließen. 

 
Daniel Hechler / Peer Pasternack: Hochschulen und 
Stadtentwicklung in Sachsen-Anhalt, unter Mitwirkung 
von Jens Gillessen, Uwe Grelak, Justus Henke, Sebas�an 
Schneider, Peggy Trautwein und Steffen Zierold, BWV – 
Berliner Wissenscha�s-Verlag, Berlin 2018, 347 S. ISBN 
978-3-8305-3828-8. Inhalt und Zentrale Ergebnisse 
unter h�p://www.hof.uni-halle.de/web/dateien/pdf/ 
LSA-Hochschule-Stadtentwicklung-Ergebnisse.pdf 
Werden Hochschulen und Wissenscha� für die Stadtentwick-
lung genutzt, und wie können sie erfolgreich in entsprechende 
Konzepte eingebaut werden? Welche kulturellen, sozialen und 
ökonomischen Wirkungen sind von ihnen zu erwarten, und wie 
werden solche Erwartungen erfüllt? Wie werden Hochschulen 
als Agenturen der Verteilung des Wissens im Raum wirksam? 

Welche Prägungen der Raumstruktur sind durch Hochschulen leistbar, etwa als regionale Infra-
struktur? Diese Fragen sind für die sachsen-anhal�schen Hochschulstädte untersucht worden. 

 

Ins  tut für Hochschulforschung HoF
an der Mar  n-Luther-Universität Halle-Wi  enberg

MISSION, DIE DRITTE

Justus Henke │ Peer Pasternack │ Sarah Schmid

Gesellscha  liche Leistungen der Hochschulen 
neben Forschung und Lehre:
Konzept und Kommunika  on 
der Third Mission



Schriftenreihe „Hochschul‐ und Wissenschaftsforschung 
Halle‐Wittenberg“ 

 

 
Peer Pasternack / Sebastian Schneider / Peggy Trautwein / Steffen Zierold: Die verwaltete 
Hochschulwelt. Reformen, Organisation, Digitalisierung und das wissenschaftliche Per-
sonal, BWV – Berliner Wissenschafts‐Verlag, Berlin 2018, 361 S. 

Daniel Hechler / Peer Pasternack: Hochschulen und Stadtentwicklung in Sachsen-Anhalt, 
unter Mitwirkung von Jens Gillessen, Uwe Grelak, Justus Henke, Sebastian Schneider, 
Peggy Trautwein und Steffen Zierold, BWV – Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 
2018, 347 S. 

Peer Pasternack (Hg.): Kurz vor der Gegenwart. 20 Jahre zeitgeschichtliche Aktivitäten 
am Institut für Hochschulforschung Halle-Wittenberg (HoF) 1996–2016, BWV – Berliner 
Wissenschafts-Verlag, Berlin 2017, 291 S. 

Justus Henke / Peer Pasternack / Sarah Schmid: Mission, die dritte. Die Vielfalt jenseits 
hochschulischer Forschung und Lehre: Konzept und Kommunikation der Third Mission, 
BWV – Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2017, 274 S. 

Uwe Grelak / Peer Pasternack: Theologie im Sozialismus. Konfessionell gebundene Insti-
tutionen akademischer Bildung und Forschung in der DDR. Eine Gesamtübersicht, BWV 
– Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2016, 341 S. 

Peer Pasternack: 20 Jahre HoF. Das Institut für Hochschulforschung Halle-Wittenberg 
1996–2016: Vorgeschichte – Entwicklung – Resultate, BWV – Berliner Wissenschafts-
Verlag, Berlin 2016, 273 S. 

Peer Pasternack / Isabell Maue: Die BFI-Policy-Arena in der Schweiz. Akteurskonstel-
lation in der Bildungs-, Forschungs- und Innovationspolitik, unt. Mitarb. v. Daniel Hech-
ler, Tobias Kolasinski und Henning Schulze, BWV Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 
2016, 327 S. 

Peer Pasternack: Die DDR-Gesellschaftswissenschaften post mortem: Ein Vierteljahrhun-
dert Nachleben (1990–2015). Zwischenfazit und bibliografische Dokumentation, unt. Mit-
arb. v. Daniel Hechler, BWV Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2016, 613 S. 

Peer Pasternack: Die Teilakademisierung der Frühpädagogik. Eine Zehnjahresbeobach-
tung, unter Mitwirkung von Jens Gillessen, Daniel Hechler, Johannes Keil, Karsten Kö-
nig, Arne Schildberg, Christoph Schubert, Viola Strittmatter und Nurdin Thielemann, 
Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2015, 393 S. 

Daniel Hechler / Peer Pasternack: Künstlerische Hochschulen in der DDR. 25 Jahre zeit-
historische Aufklärung 1990–2015: Eine Auswertung mit bibliografischer Dokumentation, 
Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2015, 146 S. 

Justus Henke / Peer Pasternack / Steffen Zierold (Hg.): Schaltzentralen der Regionalent-
wicklung: Hochschulen in Schrumpfungsregionen, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 
2015, 330 S. 

Peer Pasternack: Akademische Medizin in der DDR. 25 Jahre Aufarbeitung 1990–2014, 
Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2015, 274 S. 

Roland Bloch / Monique Lathan / Alexander Mitterle / Doreen Trümpler / Carsten Wür-
mann: Wer lehrt warum? Strukturen und Akteure der akademischen Lehre an deutschen 
Hochschulen, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2014, 274 S. 

Peer Pasternack (Hg.): Wissensregion Sachsen-Anhalt. Hochschule, Bildung und Wissen-
schaft: Die Expertisen aus Wittenberg, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2014, 225 S. 

Johannes Keil: Und der Zukunft zugewandt? Die Weiterbildung an der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin 1945-1989, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2014, 358 S. 



 

Uwe Grelak / Peer Pasternack: Die Bildungs-IBA. Bildung als Ressource im demografi-
schen Wandel: Die Internationale Bauausstellung „Stadtumbau Sachsen-Anhalt 2010“, 
Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2014, 504 S. 

Romy Hilbrich / Karin Hildebrandt / Robert Schuster (Hg.): Aufwertung von Lehre oder 
Abwertung der Professur? Die Lehrprofessur im Spannungsfeld von Lehre, Forschung 
und Geschlecht, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2014, 330 S. 

Reinhard Kreckel / Karin Zimmermann: Hasard oder Laufbahn. Akademische Kar-
rierestrukturen im internationalen Vergleich, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2014, 
277 S. 

Peer Pasternack (Hg.): Jenseits der Metropolen. Hochschulen in demografisch heraus-
geforderten Regionen, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2013, 571 S. 

Daniel Hechler / Peer Pasternack: Traditionsbildung, Forschung und Arbeit am Image. 
Die ostdeutschen Hochschulen im Umgang mit ihrer Zeitgeschichte, Akademische Ver-
lagsveranstalt, Leipzig 2013, 505 S. 

Peer Pasternack (Hg.): Hochschulen nach der Föderalismusreform, Akademische Ver-
lagsanstalt, Leipzig 2011, 368 S. 

Peer Pasternack (Hg.): Relativ prosperierend. Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen: 
Die mitteldeutsche Region und ihre Hochschulen, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 
2010, 547 S. 

Eva Bosbach: Von Bologna nach Boston? Perspektiven und Reformansätze in der Dok-
torandenausbildung anhand eines Vergleichs zwischen Deutschland und den USA, Aka-
demische Verlagsanstalt, Leipzig 2009, 182 S. 

Roland Bloch: Flexible Studierende? Studienreform und studentische Praxis, Akademi-
sche Verlagsanstalt, Leipzig 2009, 336 S. 

Reinhard Kreckel (Hg.): Zwischen Promotion und Professur. Das wissenschaftliche Per-
sonal in Deutschland im Vergleich mit Frankreich, Großbritannien, USA, Schweden, den 
Niederlanden, Österreich und der Schweiz, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2008, 
400 S. 

Anke Burkhardt (Hg.): Wagnis Wissenschaft. Akademische Karrierewege und das För-
dersystem in Deutschland, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2008, 691 S. 

Peer Pasternack (Hg.): Stabilisierungsfaktoren und Innovationsagenturen. Die ostdeut-
schen Hochschulen und die zweite Phase des Aufbau Ost, Akademische Verlagsanstalt, 
Leipzig 2007, 471 S. 
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20 Jahre HoF
Das Institut für Hochschulforschung Halle-Wittenberg 1996–2016:  
Vorgeschichte – Entwicklung – Resultate

Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2016, 273 S. 
ISBN 978-3-8305-3720-5. € 25,-

Das Institut für Hochschulforschung Halle-
Wittenberg (HoF) war eine Gründung gegen 
mancherlei Wahrscheinlichkeiten. Warum 
und wie es 1996 dennoch dazu kam, ver-
dient, erzählt zu werden. Peer Pasternack 
rollt die Gründungsgeschichte auf, wobei er 
die Darstellung zugleich ins Exemplarische 
hebt.
Die Vorgeschichte des Instituts umfasst das 
Zentralinstitut für Hochschulbildung der 
DDR und die Projektgruppe Hochschulfor-
schung Berlin-Karlshorst – erstere Teil der 
DDR-Ressortforschung, die bisher wenig 
zeithistorische Aufmerksamkeit gefunden 
hat, letztere eine Transformationseinrich-
tung im doppelten Sinne: als Teil der Umbrü-
che in der ostdeutschen Wissenschaft und 
als Analytikerin dieses Prozesses, konkret im 
Hochschulwesen. 1996 schloss sich daran die Gründung des HoF in Wittenberg 
an. Auch die 20 Jahre seitdem halten reichlich Stoff für eine exemplarische Erzäh-
lung bereit: Wie sich ein ‚Ost-Institut‘ als ein gesamtdeutsches zu konsolidieren 
vermochte, welche Neuerfindungen seiner selbst es dabei zu bewerkstelligen 
hatte, wie sich Forschung jenseits der Bindung an eine Einzeldisziplin organisie-
ren lässt, auf welche Weise sich ein Institut auf das Sitzland einlassen kann, ohne 
darüber zum Regionalinstitut zu werden, und wie sich bei alldem externe und 
interne Turbulenzen produktiv wenden lassen.

Ins  tut für Hochschulforschung HoF
an der Mar  n-Luther-Universität Halle-Wi  enberg
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Kurz vor der Gegenwart
20 Jahre zeitgeschichtliche Aktivitäten am Institut für  
Hochschulforschung Halle-Wittenberg (HoF) 1996–2016

Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2017, 291 S. 
ISBN 978-3-8305-3796-0. € 20,-

Das Institut für Hochschulforschung Halle-
Wittenberg widmet sich seit seiner Grün-
dung vor 20 Jahren zwar vorrangig der for-
schenden Aufklärung gegenwartsbezogener 
Entwicklungen. Daneben aber hat es konti-
nuierlich auch zeithistorische Themen be-
arbeitet. Insgesamt wurden 52 Projekte zur 
Bildungs-, Hochschul- und Wissenschafts-
zeitgeschichte durchgeführt, deren Ergeb-
nisse in 41 Büchern, 20 Forschungsberichten 
und 166 Artikeln dokumentiert sind. Der vor-
liegende Band fasst diese für jedes Projekt 
auf jeweils fünf Seiten zusammen.
Die Themen reichen von den programmati-
schen Konzepten der Hochschulentwicklung 
in Deutschland seit 1945, dem Phänomen 
akademischer Rituale oder der Entwicklung 
der Hochschulbildungsbeteiligung in West und Ost seit 1950 über das Verhältnis 
von Politik und Wissenschaft in der DDR, den Hochschulbau in der DDR, die dor-
tige wissenschaftliche Zeitschriftenlandschaft, den (Nicht-)Zusammenhang von 
Bildungs- und Beschäftigungssystem in der DDR, das dort existierende konfes-
sionelle Bildungswesen, die DDR-Gesellschaftswissenschaften, Weiterbildung an 
DDR-Universitäten, den Spezialsektor der Militär- und Polizeihochschulen in der 
DDR, die künstlerischen Hochschulen in der DDR und die Aufarbeitung der ost-
deutschen akademischen Medizin nach 1989, desweiteren die Entwicklung priva-
ter Hochschulen seit 1950 im internationalen Vergleich, die 50jährige Geschichte 
des Schweizerischen Wissenschaftsrats oder die westdeutsche DDR-Forschung 
vor und die gesamtdeutsche DDR-Forschung nach 1989 bis hin zur ostdeutschen 
Wissenschaftstransformation ab 1990 und den Umgang der ostdeutschen Hoch-
schulen mit  ihrer Zeitgeschichte.

Ins  tut für Hochschulforschung HoF
an der Mar  n-Luther-Universität Halle-Wi  enberg
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Peer Pasternack (Hrsg.)
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Halle-Wi  enberg (HoF) 1996 –2016



Peer Pasternack / Sebastian Schneider / Peggy Trautwein /  
Steffen Zierold

Die verwaltete Hochschulwelt
Reformen, Organisation, Digitalisierung und  
das wissenschaftliche Personal

Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2018, 361 S. 
ISBN 978-3-8305-3898-1. € 27,-

Für die Hochschulorganisation waren in den 
vergangenen 20 Jahren zwei politisch indu-
zierte Reformen prägend: die New-Public-
Ma nagement-inspirierten Governance-Re-
for men und der Bologna-Prozess. Sie waren 
mit zwei zentralen Versprechen verbunden: 
Die Governance-Reform versprach, Entstaat-
lichung werde mit Entbürokratsierung ver-
bun den sein, und die Studienstruktur-Re-
form versprach, die Strukturierung erbringe 
eine Entlastung von den bisher nötigen 
fortwährenden Improvisationsanstrengun-
gen. Dem stehen gegenteilige Wahrneh-
mungen des wissenschaftlichen Personals 
gegenüber: Die Ent staatlichung habe neue 
Bürokratieanfor de rungen gebracht, und die 
Verwaltung der strukturierten Studiengänge 
ginge mit neuen Belastungen einher. Die Hochschulen haben darauf vor allem auf 
zwei Wegen reagiert: durch die Einführung von Hochschulmanagementstruktu-
ren neben der herkömmlichen Verwaltung und die Weiterentwicklung digitaler 
Assistenzsysteme. Die hier vorgelegte Studie fragt nach den Wirkungen und wie 
diese sich zu den Wahrnehmungen verhalten.
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